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Entwurf des Strafgesetzbuches. München 1831. 

Motive zum Entwürfe des Strafgesetzbuches* Mün- 
chen 1831. ‘ 

- Unter den zahlreichen neueren Versuchen einer 
längst als dringendes Bedürfnifs anerkannten Reform 

der Strafgesetzgebung nehmen die Leistungen der 

• * * . * 

Baierischen Legisläüpn die .wichtigste Stelle ein. 
Diese gebürt ihnen, sowohl wegen des beharrlichen 
Eifers, womit man in Baiern schon seit dem An- 
fänge des gegenwärtigen. Jahrhunderts und bis auf 
diesen Augenblick jenes Ziel verfolgte, als wegen 
der trefflichen Früchte, welche ein' so rühmliches 
Bestreben hervorgebracht hat. Hierzu kommt noch 
der erhebliche Umstand, dafs das baierische Strafge- 
setzbuch allen späteren, in andern deutschen Län- 
dern verfafsten Entwürfen mehr oder weniger zum 
Muster und zur Grundlage gedient hat, wonach also 
die Strafgesetzgebung Baierns auch für den Auslän- 
der ein um.so gröfseres Interesse darbietet. ' Die An- 
merkungen zu dem Strafgesetzbuche von 1813, die 
über den Entwurf von 1822 erschienenen Schriften, 
und die Motive sowohl zu dem revidirten Entwürfe 

20. Baad. JL 
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• « • • , 

• 2 " Entwurf des bayerischen Strafgesetzbuches 

' * » ’ • i 

von 1827 > welchen auch die Prüfungen und Erlau« 
terungen des Herrn Justiz - Minist erialraths von 
< Schmidtlein. (1828) beizuzählen sind, als zu dem 

Neuesten Entwürfe von 1831, enthalten einen rei- 

* 

chen Schatz aus Speculation und Erfahrung geschöpf- 
ter Beobachtungen und sehr belehrender Beiträge 
zur Strafpolitik. 

Bei Beurtheilung des neuesten Entwurfes, auf 
welche es hier vorzüglich ankommt, läfst «ich ein 
dpppelter Mafsstab anwenden, indem man diesen 
Entvyurf entweder an und für sich, oder in Verglei- 
chung mit dem Strafgesetzbuche und den Entwürfen 
von 1822 und 1827 würdigt. Mufs nun gleich Er- 

* i • * 

. st eres der Hauptgesichtspunct seyn , so sind doch 

% % 

Vergleichungen mit dem Gesetzbuche und den frü- 
heren Entwürfen, besonders mit dem revidirten Ent- 
würfe Theils unvermeidlich, Theils interessant und 
belehrend, i Dabei gilt es hier weniger einer Schil- 
derung der bereits öffentlich anerkannten, mannig- 
faltigen Vorzüge der neueren Entwürfe vor dem Ge- 
setzbuche von 1813, als vielmehr einer Bezeichnung 
und Prüfung derjenigen Puncte, gegen welche sich 
entweder Zweifel • erheben lassen , oder welche be«> 

\ 

sonderen Stoff zu strafpolitischen Bemerkungen dar- 
- bieten. » . * 

«V. i A 

Das ganze Verfahren der mit der wiederholten 
Revision des Entwurfes .beauftragten Commissionen 
betfreist die Aufrichtigkeit ihres Wunsches, möglichst 
räele c Stimmen erfahrner Criminalisten über densel- 
ben zu vernehmen, und es bedarf also wohl keiner 
Entschuldigung , wenn ein Einzelner an einem Werke, 


1 i . 


I 


vom J. 1831 . 


5 

weichet ans den vereinigten Bemühungen so ausge- 
zeichneter Männer hervorgegangen ist, und jo man* 

* i 

, nigfaltige Prüfungen erfahren hat. Eins oder da> An« 
dere freimüthig zu tadeln sich erlaubt. 

*• I. Ordnung des Entwurfes. 

Der Entwurf zerfallt in zwei Theile; deren 

* 

erster von Verbrechen und Vergehen, der zweite 
von Policeiübertretungen handelt. 

' A. Die Policeiübertretungen waren von 
dem Strafgesetzbuche ganz ausgeschieden und einem 
dafür abzufassenden eigenen Gesetzbuche über* 
lassen. Und diese letztere Einrichtung dürfte auch 
den Vorzug verdienen. Denn zwischen blofsen Po* 
Hceiübertretungen und Verbrechen ist nicht nur ih* 
rer Natur nach, besonders in Ansehung des Grun- 
des und des Grades der Strafbarkeit, sondern auch 
in Hinsicht der Strafarten, so wie der zuständigen 
Behörde und des Verfahrens, in der Sache selbst so* 
wohl, als nach der Volksmeinung, ein so grober 
Unterschied, dafs es bedenklich scheint, dieselben 
mit den schwersten Verbrechen in Ein Gesetzbuch 
zusammen zu fassen, und solchergestalt z. B. die un- 
terlassene Anzeige der Aufnahme eines Fremden, 
oder das policeiwidrige schnelle Reiten und Fahren 
mit Mord, Raub und Diebstahl, blofs wegen des ge- 
meinschaftlichen Merkmals „Strafe’*, in eine gewisse 
Verbindung zu bringen. Auch ist ein Straf ge s etz- 
buch von einer P oliceiordn u ng, wenn gleich 
letztere gleichfalls viele Strafbestimmungen enthalte»' 
rnuls, in Form und Inhalt sehr verschieden. Erste- 
res gibt blofs Strafbestimmungen, indem ei das Un* 

1 * 
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erlaubte 'und Strafwürdige der Handlungen voraus- 
setzt. Letztere hingegen enthält zunächst die Poli- 
ceieinrichtungen und Vorschriften , , positive Gebote 

und Verbote,,. an welche dann erst gröfsten Theils, 

* / 

jedoch nicht durchgehends , Strafdrohungen ange- 
knüpft werden. Nimmt man hingegen die Policei- 
. Übertretungen in das Strafgesetzbuch auf, so machen 
die Strafbestimmungen den Hauptinhalt aus, und aus - 
diesen mufs man dann erst das Daseyn und den In- 
halt der policeilichen Verbote und Gebote abneh- 
men, oder letztere den Strafbestimmungen hinzufü- 
gen. So müssen z. B. die medicinalpoliceilichen Vor: 
Schriften zur Verhütung des . Mifsbrauchs von Gift 

* t 

oder Arzneimitteln in der Polifceiordnung erst auf ge- 
stellt, und dann . deren Uebertretungen mit; Strafe 
bedroht werden, statt dessen enthält aber der zweite 
Theil des Entwurfes nur die Strafbestimmungen für 
: die. darin aufgezählten Uebertretungen. Uhd dieser 
Mifsstand ist um so gröfser, je zahlreicher die darin, 

J enthaltenen . Strafdrohungen sind, und je mehrere 
derselben sich auf Handlungen beziehen, deren Straf- 
würdigkeit wenigstens zweifelhaft seyn dürfte. Aufser- 
dem ist es nicht wohl thunlich, alle mögliche Poli- 
ceivorschriften und deren Uebertretungen in eine 
' allgemeine Policeiordnung aufzunehmen, indem , 
vielmehr für manche Gegenstände, wegen ihres ,gro- 

I 

fsen Umfanges und ihrer eigenthümlichen Beschaffen- 

l • 

heit , besondere Policeiordnungen und Strafbe- 
. Stimmungen nöthig sind. Z. B. Medicinalpoliceiord-- v 
' Jiung, Bauordnung, Dienstboten Ordnung, Feuerpoli- 
ceiordnurfg, Forst- und Jagdordnung u. dgl. ra,, wie 
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solche wirklich in den meisten Landern bestehen. 
Auch haben die Verfasser des Entwurfs sich bei man« 
chen Arten der Uebertretungen genöthigt gesehen, 
ausdrücklich auf die bestehenden besonderen Poli- 
ceivorschriften hinzu weisen, ohne solche in dem 
Strafgesetzbuche aufzuführen. So sagt z. B. Art. 145: 
„Wer wider die Bauordnung in Ansehung der 
Feuergefährlichkeit handelt etc. Art. 197: „Ver- 
letzungen der Schulordnungen” Art. 198: „Die 
Verletzung der Dienstbotenordnung” etc. Art. 
119: „Wer diePoliceiv orschriften über Rein- 
haltung der Strafsen — verletzt.” 

. Hiernach dürfte es also weit ratbsamer seyn, die 
Policeiübertretungen yon dem Strafgesetzbuche ganz 
auszuschliefsen, und die Strafbestimmungen für die« 
selben den Policeiordnungen zu überlassen. Wollte 
man hiergegen ein wenden, ein Strafgesetzbuch müsse, 
wegen der Allgemeinheit dieser Benennung, alle 
mögliche Strafbestimmungen enthalten, so darf man 

nur bedenken, dafs der Sprachgebrauch jene Be- 

» 

Zeichnung auf das Strafgesetzbuch im eminenten 
Sinne bezieht, so dafs man dabei nicht an die Poli- 
ceiordnungen denkt, als welche durch diese, ihrem 
Hauptinhalte entsprechende Benennung genugsam be- 
zeichnet werden. Ohnediefs umfafst-ja das Strafge- 

♦ 

setzbuch gar manche strafgesetzwidrige Handlungen 
nicht. Z. B. die Uebertretungen der Militairstrafge- 
setze, der akademischen Strafgesetze, der Strafgesetze 
über die Consumtionssteuer u. s. w., warum sollten 
nicht auch die Policeiübertretungen von demselben 
ausgeschlossen werden können?; 
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‘ ■ * B. In Hinsicht der Gegenstände des ersten ' ~ 
Th eiles unterscheidet zwar der R. Entwurf, gleich 
dem Strafgesetzbuche zwischen Verbrechen und 
Vergehen, jedoch der Form nach nicht dergestalt, 
dafs er den ganzen Inhalt in zwei Bücher, deren 

eins von den Verbrechen, das andere von den Ver- 

1 . • 

gehen handelte, zerlegt. 4 Vielmehr unterscheidet der 
Entwurf zwischen V er bre chen straf en und Ver- 
gehenstrafen, und bezeichnet so diejenigen straf- 
gesetzwidrigen Handlungen, welche er zu der einen 
öder anderen jener beiden Gattungen zählt, mittel- 
bar dadurch, dafs er sie mit einer Verbrechens- oder * 
Vergehensstrafe bedroht. Schon gegen die Zerlegung 
des Strafgesetzbuches in einen Verbrechenstheil und 
einen Vergehenstheil, ist mit Recht bemerkt worden, 
dafs vom leichtesten bis zum schwersten Verbrechen 
eine stets fortschreitende Stufenfolge der objectiven 
und subjectiven Strafbarkeit ist, dafs sich zwischen 

, i , , k * + 

'Vergehen und Verbrechen keine allgemeine und 
sichere Grenzlinie ziehen, und keine Stufe bestim- 
men läfst, auf welcher das Vergehen die Natur ei- . 
nes Verbrechens annimmt, so wie, dafs die näm- 
liche strafgesetzwidrige Handlung, nach Verschieden-/ 
heit der Umstände, unter welchen, sie begangen 

wird, bald zü den schwerem, bald zu den leichtern 

— • , 1 

Verbrechen gehört. Dieser unverkennbare Mangel 
des Strafgesetzbuches wurde nachher durch den Ent- • 

# i • 

wurf von 1827, welcher als eine dritte Gattung, 

„die schweren Ueb ertretung en” hinzugefügte, 
noch vergröfsert. Die Verfasser des R. Entwurfes 
verkannten zwar, laut der Motive, das Mangelhafte 

i " . > 

» 

i * • * 

» t • * i 
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jener dem Strafgesetzbuche zu Grunde gelegten Ein- 
theilung nicht, hielten sich jedoch durlh die Ver- 
fassungsurkunde für genöthigt, die Eintheilung nicht 
nur beizubehalten, sondern auch noch ein drittes 
Glied hinzuzufügen. Denn nach Cap. VI §. 12 der 
Verfassungsurkunde des Königreichs kann derjenige, 
welcher wegen eines Verbrechens oder Verge- 
hens .in Specialuntersuchung gewesen und davon 
nicht gänzlich freigesprochen worden ist, nicht Mit- 
glied der Kammer der Abgeordneten, und nach dem 
Gemeinde - Edicte nicht Gemeindebevollmächtigter 
*eyn. Da nun die Commission weder berufen, noch 
ermächtigt war, die Verfassung in diesem Puncto 
abzuändern, und da sie eine auf dem constitutiona- 
len Wege zu bewirkende Abänderung nicht glaubte 
„erwarten zu dürfen, so schien freilich der Commis* 
sion nichts Anderes übrigzubleiben, als die Unter- 
scheidung .zwischen Verbrechen und Vergehen bei- 
zubehalten, und nur die allzugrofse Härte, wonach^ 
jedes Vergehen schon von der Standschaft und 
von Gemeindeämtern ausschliefst , dadurch zu mil- 
dern, dafs sie gewisse Uebertretungen von den Ver- 
gehen unterschied. Eben so nöthig schien es aber, 
manche strafgesetzwidrige Handlungen, wegen ihrer 
gröfsern Strafbarkeit, von den blofsen Policeiüber- 
tretungen auszuscheiden. Aus diesen beiden Arten 
ausgeschiedener Handlungen bildete man nun eine 
neue, zwischen den Vergehen und den Policeiüber- 
tretungen in der Mitte stehende Gattung, unter dem 

Namen der schweren Uebertretungen. So 

* 

schien also die Beibehaltung der Unterscheidung 


t 
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zwischen Verbrechen/ und. Vergehen und die Hinzu- 
fügung, jener dritten Abtheilung durch Nothw^ndig- *•' 
keit gerechtfertigt , und man dürfte defshalb nur zu 
bedauern haben, dafs sich die Commission in eine > 

. - . , 5 

solche Nothwendigkeit versetzt sah. Indessen gibt 

% ' t 4 .. s 4 

doch das Verfahren derselben zu folgenden Bemer- 
kungen Veranlassung, Die fraglichen Vorschriften 

* ’s ^ , ‘ „ 

der Verfassungsurkunde und des Gemeinde -Edicts, 
beide vom Jahre 1818, , gründen sich auf das Straf- 
gesetzbuch vom J. 181S und sind durch den in die- / 
Sem aufgestellten Unterschied zwischen Verbrechen 
und Vergehen bedingt; so wie also jenes Gesetz- 
buch aufgehoben und ein , diese Unterscheidung 

nicht aufstellendes neues Strafgesetzbuch auf. den 

. *• 

Vorschlag des Königs von den Ständen . sanctionirt , 
würde, verschwände zugleich die durch das auf ge- 
flohene Gesetzbuch bedingt e. Vorschrift der Ver- 

* » ’• 

fassung von selbst, und diese würde solchergestalt 
auf dem verfassungsmäfsigen Wege abgeandert, mit- 
hin; die Nothwendigkeit einer ‘ neuen -Bestimmung / 
lierb eigeführt. Mag, es nun gleich allerdings sehr 

rathsam seyn, die Vorstellung von der Stabilität der 
Verfassung heilig zu halten ,, so . würde doch eine ', 

„ i 7 

solche, nur sehr speciale, unerhebliche pnd durch 
Nothwendigkeit gebotene Aenderung als ganz unbe- 
denklich zu betrachten seyn, und es wäre wohl d,er 
Versuch zu machen gewesen, ob dieselbe nicht zu 
erlangen sei. In der That enthält ja auch der R,. 
Entwurf selbst bereits wirkliche Aenderungen der 
gedachten Vorschrift der Verfassung, Denn nach 
letzterer schliefst schon jede im Strafgesetzbuche als 
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Vergehen bezeichnete Uebertretung -von der Stand- 
schaft aus. Der*Entwurf hat aber manchen Verge- 
hen, durch -Verweisung derselben in die Classc der 
schweren Uebertret ungen , diese Wirkung entzogen, 
und also die Verfassung, der Sache nach, in diesem 
Punctc wirklich abgeändert. 

. Dafs aber die mehrgedachte, blofs von dem äu- 
fseren Merkmale der angedroheten Strafart entlehnte 
. Dr'eith eilun g der strafgesetzwidrigen Handlungen 
nachtheiligen Einflufs hatte, läfst sich gar nicht ver- 
keimen. So. war, um hier nur Einiges anzuführeu, 
die nämliche Handlung,' nach Verschiedenheit der 
Fällen und der gedroheten Strafen, entweder Verbre- 
chen, oder Vergehen, oder schwere Uebertretung, 
z. B. selbst der Diebstahl und die Unterschlagung. 
Die hierüber erforderlichen vielen Bestimmungen ar- 
teten daher auch nicht selten in Casuistik aus, von 

welcher man doch sonst den Entwurf im '‘Ganzen , 

♦ 

freizuhalten suchte. Auch Würde der auf so vielen 
einzelnen Strafbestimmungen beruhende Unterschied 

zwischen den drei Gattungen der strafgesetzwidrigen 

■ 

Handlungen schwerlich vom Volke richtig und klar 
aufgefafst worden seyn. » Aufserdern hätte das Volk 
in seinen Vorstellungen von, der Natar und Strafbar- 
keit der verschiedenen Art verbrecherischer Hand- 
lungen nothwendig irrewerden müssen , wenn es 
beobachtete, dafs man einem Theile der früher zu 
den Verbrechen gezählten Handlungen diese Eigen- 
schaft genommen und sie zu den schweren Ueber- 
tretungen gezählt, hierdurch aber gezeigt hatte, dals 
solche picht vermöge ihres eigentümlichen Wesens, 
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sondern willkürlich in die eine oder andere Classe' 
geworfen seien. 

Eine andere nachtheilige Folge jener Dreithei- . 
Jung bestand in der grolsen Beschränkung des , 
Gebrauches der verschiedenen Strafarten, 
indem der ganze Unterschied blofs auf den Strafen 
beruht, und daher bei jeder der* drei Gattungen 
strafgpsetzwidriger Handlungen g e w i s s e S 1 r a f a rr 
ten ausschliefslich , Statt finden mufsteh. So 
gab es z. B t für Vergehen, worunter sich doch man- 
che sehr strafbare Handlungen finden, nur eine; 
•/ einzige gemeine Strafart, nämlich Gefängnifs 
‘ (denn die Dienstentlassung und Translocation * sind 
besondere Strafen für Staatsdiener). Eben daher sah 
man - sich genöthigt , Gefängnifs bis zu zwei Ja v hren 

i • 

zuzulassen, während doch die lange Dauer der Frei- 

\ 

heitsstrafen bekanntlich sehr Vieles wider sich hat, 
und es defshalb rathsam ist, dieselben durch inten- 
sive Verstärkung abzukürzen, mithin bei gröfserer 
Strafbarkeit die zunächst höhere Art der Freiheits* 

. t * * * 

\ • i « * 

strafe , z. B. anstatt langen Gefängnisses kurzes Ar- 
beitshaus anzudrohen. Von der^ Geldstrafe, unge- 
achtet sie bis zu 2600 Fl. Statt findet , konnte we- 
der bei Verbrechen , noch bei Vergehen, sondern 
nur . bei solchen Handlungen, welche als schwere 
Uebertretungen bezeichnet werden sollten, Gebrauch 
gemacht werden. Und . um der Vergehensstrafe des 
Gefängnisses auch bei schweren Uebertretungen Statt 
geben zu können, mufste man derselben hierbei ei- 
nen andern Namen (Arrest) geben, und diese Ue- 
bertretungsstrafe durch unwesentliche Merkmale von 
dem Gefängnisse zu unterscheiden suchen. . 


vom J. 1831. 
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* 'Diese Beweise der grofsen Hindernisse, welche 
die Unterscheidung zwischen Verbrechen, Vergehen 
und schweren Uebertretungen dem Gelingen des 
Entwurfes entgegensetzte, so wie der aus dem oben 
erwähnten Zwange entsprungenen nachteiligen Fol- 
gen, könnten noch vermehrt werden. Man muffte 
es hiernach sehr bedauern, dafi die damalige Revi- 
sions- Commission die aus der Verfassungsurkunde 
entstehende Schwierigkeit für unbesiegbar hielt« 
Ohnediefs dürfte die Angemessenheit der mebrge- 
dachten Vorschrift der Veriassungsurkunde, selbst 
mit den im R. Entwürfe gemachten Modificationen, 
sehr zweifelhaft seyn, indem auch nach diesem Ent- 
würfe mehrere Handlungen zu den Vergehen gehö- 
ren, welche nach der Volksmeinung weder der Stand- 
schaft, noch der Gemeindeämter unwürdig machen, 
z. B. der Zweikampf. Es scheint bei einer solche» 
. Bestimmung mehr auf die Natur und die Quelle des 
Verbrechens, als auf die Gröfse der gesetzlichen 
Strafe anzukommen $ wenn es gleich nicht leicht 
seyn 'dürfte, ein allgemeines Merkmal dafür anfzu- 
steilen. 

Durch, den neuesten Entwurf ist jedoch die im 
R. Entwürfe aufgestellte dritte Abtbeilung der schwe- 
ren Uebertretungen wiederaufgehoben worden. Wird 
nun gleich hierdurch das System vereinfacht, so 
liegt doch darin zugleich ein neuer Beweis, dafs die 
ganze, blofs von der Straf art entlehnte Classification 
keine natürliche Grundlage hat und keine veste Be- 
grenzung zuläfst, indem ein und dasselbe Vergehen 
durch die verschiedenen Entwürfe bald in die eine, 
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bald in die andere Classe gezählt, und dadurch die * 
Vorstellung erregt wird, dafs dieses sehr willkürlich^ ' 

und wandelbar sei. Auch werden durch diese Ver- 

- . * 

anderung weder die Mängel der beibehaltenen Zwei- 
theilung in Verbrechen und Vergehen gehoben, noch 
diejenigen Gründe beseitigt, aus denen die Bildung 
der dritten Abtheilung hervorging. Denn da 'nun - 
manche darin genannte schwere Uebertretungen wie-.' 
der in die Classe der Vergehen zurückkehren, so ,er- 
. langen sie auch hierdurch wieder die Kraft, von der , 
Standschaft und von Gemeindeämtern auszuschlie- 
fsen, welche man ihnen doch mit Recht entziehen 
wollte. Um dieses zu verhindern, wird nun in den 
Motiven S, 18 eine Veränderung der obeii gedach- 
ten Vorschrift der Verfassungsurkunde V vorgeschla- 
gen, und also nun erst zu dem Mittel gerathen, * 
welches man gleich anfänglich hätte anwenden und * . * 

sich dadurch überhaupt von dem Zwange • befreien 
«ollen, ' welcher. die Commission nothigte, auch dem 
neuesten Entwurf« die Unterscheidung zwischen Ver- 
brechen und Vergehen wieder zu Grunde zu legen. 
Erfolgt nun die vorgeschlagene Veränderung, wie 
sich sicher erwarten läfst , so fällt damit der Grund, , 
aus v welchem man diese Unterscheidung aus dem Ge- 
setzbucbe in die Entwürfe übertrug, hinweg, und 
es fehlt dann der Beibehaltung derselben an ihrer *. 

Rechtfertigung, indem ein einziger Artikel der Ver- 

/ 

fassung, worin bestimmt würde; welche strafgesetz- 
widrigen .Handlungen, Falls nicht völlige Freispre- 

» - * . 

chung erfolgt, den Angeschuldigten der Fähigkeit 
zur Standschaft berauben,’ die ganze Unterscheidung 
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entbehrlich machen könnte. Nach den Motiven S. 19 
würden dazu Theils diejenigen zu zählen seyn , wel- 
che wenigstens Arbeitshaus nach sich ziehen; Theils 
diejenigen gemeinen Verbrechen, welche zwar nur 
mit GefängniTs, Geldbufse’ oder gerichtlichem' Ver- 
weise bedroht sind, jedoch Verworfenheit und Nie- 
derträchtigkeit der Gesinnung beurkunden, Falls sie 
wenigstens einmonatliches GefängniTs nach sich 
ziehen. 

Die einzelnen Arten der verbrecherischen 
Handlungen sind im Cap. 1 — 24 im Ganzen natür- 
lich geordnet , . nur finden sich in einigen Capitela 
* mehrere Verbrechen zusammengestellt, welche un- 
geachtet eines ihnen gemeinschaftlichen Merkmals, 
doch in ihrem Haupt Charakter nicht übereintreffen, 
z« B. im 13. Cap. Nothzucht, Bigamie, Sodomie, 
Ehebruch und Blutschande. Andere, die ihrer Na- 
tur nach zusammen gehören, sind iq verschiedenen. 
Capiteln getrennt dargestellt, z. B. in Cap, 8. 9. 10. 
Fälschung der Münzen , der öffentlichen Creditpa- 
piere, .der öffentlichen Siegel und Stempel, so wie 
der Meineid und Eidesbruch, welche durch das we- 
sentliche Merkmal der Verletzung öffentlicher -Treue 
und Glaubens zu einer Gattung vereinigt werden. 

II. Strafensy stem. 

. tÜT eigenthümliche Unter- 

scheidung _ zwischen Verbrechensstrafen, Vergehens- 
strafen und Strafen schwerer Uebertretungen , wel- 
cher schon vorhin gedacht wurde, ist durch den 
neuesten Entwurf dahin abgeändert, dafs die Ge^ 
fängnifsstrafe nun auch ohne das frühere Minimum 
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14 Entwurf des baierischen Strafgesetzbuches 
von j S Monaten Statt findet, so wie dafs Th eil* * 

V ' . . _ __ 

G e 1 d b u fs e und 2 wat ohne N das Minimum von 25 Fl* 
Theils g ericht liehe* Vor weis unter die V«r<* 
gehe ns strafen aufgenommen worden. Während 
diese Aenderung sehr za billigen ist, liegt doch hierin 
ein sprechender Beweis, wie unzureichend das von 
der gesetzlichen Strafe entlehnte, blofs äufsere Merk- 
mal zer 'Charakterisirung' der verschiedenen Arten 
der Verbrechen ist. Denn da Geldbufse bis zu 800 Fl/ 
auch zur Policeistrafe gehört, so sind ein mit 300 Fl; 

verpöntes Vergehen Und eine mit gleicher Strafe be* 

* * . *■< 

dröhtfe • Policeiübertretung durch das Merkmal der 
Strafe nicht von einander zu unterscheiden. In Hin- 
sieht einzelner Straf arten mögen hier folgende 
Bemerkungen Platz finde«. • » v ,*• 

v f i , - 4 i * * 

*' Al Dafs der Entwurf nur die leichteste und 
sicherste Todesstrafe, die Enthauptung durch' 
das Fallbeil, Statt finden läfst, verdient gewifs 
allgemeine Billigung. Nur wäre es zu wünschen, 
dafs man den Vatermörder wenigstens auf eine sym- 
bolische Weise durch eine schmerzlose Auszeichnung, 
z. B. eine besondere Kleidung oder Umhängung ei- 

•» • A * *' > * ** ' * . ^ t m * - 

ner Tafel, als den strafbarsten unter allen todeswür- 

' 9 • . . . , / . • ■ . f ' i f 

digen Verbrechern darzustellen- gesucht hätte. 

W * y 1 * > % • 

B. Gegen die Fiction des bürgerlichen .To- 
des streiten so entscheidende Gründe *), dafs man 
die ✓ Beibehaltung' desselben, ,als Folge der Ketten 
strafe, sehr beklage^ jnufs. , Die jVlotive^vpa 1827 ; 
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' j 

S. 13. R. 2. enthalten statt aller Rechtfertigung det 
bürgerlichen T°des, nur eine Vertheidigtfng der Bei« 
behaltung der Kettenstrafe» nicht aber der daran ge- 
knüpften naturwidrigen und weder noth wendigen, 
noch wirksamen Folgen. Nach den Motiven des 

neuesten Entwurfes verkannte die Commission die 

/ 

Unzweckmäfsigkeit der gedachten Fiction so wenig» 
dafs sie dieselbe vielmehr deutlich ausspricht, dabei 
aber andeutet, dafs sie durch die engen Grenzen ih- 
res Auftrages . außer Stand gesetzt worden sei , den 
Entwurf von diesen Flecken zu reinigen, und also 
zu erwarten sei, ob die Stände des Reichs die Be- 
seitigung desselben wünschen würden, welches inan 
dann wohl mit Sicherheit hoffen darf. 

C. Die Statthaftigkeit der Vestungsstrafe, als 
Surrogat der zuerkannten Zuchthaus- und Arheits- 
hausstrafe, machte der R. Entwurf nicht von gewis- 
sen persönlichen Verh ältnissen des Uebertre- 
ters abhängig, sondern beschränkte solche auf we- 
nige, bestimmt angegebene Verbrechen, und 
überliefs es nicht dem Ermessen der Gerichte, darauf 
zu erkennen, sondern gebot die Vollziehung jener 
Strafe auf einer Vestung. 

Gegen die Angemessenheit beider Bestimmungen 
finden jedoch erhebliche Zweifel Statt. Fragt man 
nämlich zunächst nach dem wahren Grunde der 

* I 

Verwandlüng einer verwirkten ordentlichen Freiheits- 
strafe in die außerordentliche Vestungsstrafe, so liegt 
dieser ohne Zweifel in den persönlichen Verhältnis- 
sen eines gebildeten, an mancherlei Bequemlichkei- 
ten gewöhnten und verweichlichten Uebertreters, 
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16 Entwurf des baierischen Strafgesetzbuches 
welcher die gesetzliche Strafe mehrfach leiden 

i 

würde, wenn er in schimpflicher Gemeinschaft mit 
den verworfensten, rohesten Sträflingen leben und 
Arbeiten verrichten sollte , an die er durchaus nicht * 
gewöhnt ist* Die Rechtsgleichheit erfordert es mit- 
hin, dafs man diese Verhältnisse eben so wohl be- 
rücksichtige, als das Alter, das Geschlecht und die 
körperlichen Gebrechen. Wo also dieser Grund ein- 
tritt, da jnnfs folgerichtig auch das Begründete, näm- 
lich die* Zulässigkeit jener Straf Verwandlung eintre- 
•ten, ohne dafs solche' durch die besondere Natur 
gewisser Arten von Verbrechen bedingt, oder ausge- 
schlossen würde. Man hat hiergegen eingewendet, 

* 

dafs wenn Personen aus gebildeten Ständen aus Nie- 
derträchtigkeit der Gesinnung entspringende Verbre- 
chen begehen, deren "Verschuldung gröfser sei und 
sich folglich durch das mit. jenen Strafen für sie ver- 
knüpfte grofsere Leiden ausgleichen müsse* Allein 
wenn der Stand des Uebertreters einen Erschwe- - 

• ' < • i 

rungsgrund enthält, so ist dieser von dem Rich- 
ter schon bei Bestimmung der Dauer der gesetzli- 
chen Freiheitsstrafe berücksichtigt und schon hier- 
durch die gröfsere Verschuldung ausgeglichen, kann 
folglich nicht noch aufserdem die weitere Erhöhung 
der Strafe zur Folge haben, welche in den gröfsern 
Leiden liegt, die für den Thäter, nach seinen per- 
sönlichen Verhältnissen, aus der ordentlichen Straf- 

, 's ^ 

«k 

art entspringen würden. Auch kann ja aufserdem 
dasjenige, was die ordentliche Freiheitsstrafe durch 
die V erwandkmg an Intensität verliert , durch 
Verlängerung ihrer Dauer ausgeglichen werden. 

* ' *. , Dafs 
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Dafs «ich über die Beschaffenheit der persönlichen 
Verhältnisse keine genauem gesetzlichen Bestimmun* 
gen geben lassen* beweist weiter Nichts, als dafs 
dieser Gegenstand, wie manche andere, zu denjeni- 
gen gehört, welche die Gesetzgebung, wenn ' sie 
nicht* zur Casuistik werden soll, dem vernünftigen 
Ermessen der Gerichte überlassen mufs, die »dann 
auch im Stande sind , einen zwar vornehmen , aber 
rohen und niederträchtigen Verbrecher in die or- 
dentliche Freiheitsstrafe zu verurtheilen. Hingegen 
die Statthaftigkeit der Vestungsstrafe blofs- von der 
Natur des Verbrechens zu entlehnen, wie solches 
im R. 'Entwürfe geschah , entspricht Theils * dem 
Grunde der fraglichen Straf Verwandlung nicht, Theils 
führt es zu der Folge, dafs auch derjenige Urheber 
eines solchen. Verbrechens , für welchen die Zucht* 

» 9 — 

hau«- oder Arbeitshausstrafe die besondere Härte gar 
nicht haben würde* von derselben befreit bleibt, wo- 
durch dann zugleich dergleichen Verbrechen gewis- 
sermafsen nobilitirt werden» So würden z* B. nach 
Art. *160 des R. Entwurfes zwei Personen aus dem 
rohesten Pöbel, welche sich bei einem Gelage her- 
ansforderten und mit. Messern duellirten, die Strafe 
des Vestungsarrestes zu erleiden haben; eben so, 

nach Art* 210 der roheste Todtschläger* Falls er 

* 

nur übrigens unbescholten ist» Dafs man sich bei 
den gedachten Vorschriften des R. Entwurfes von 
dem oben erwähnten Grunde der fraglichen Straf- 
verwandlung entfernt hat , zeigt sich ■ auch darin, 
dafs nach allen Entwürfen die Kettenstrafe niemals 
in Vestungsarrest verwandelt worden kann, während 
20. Band. 2 * 


1 
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' * * , • » 

* * 

doch bei jener • Strafe der Grund der Verwandlung 

• , f * 

mit . verstärktem Gewichte eintritt. Minder fühlbar 

• • 

- wird dieses zwar dadurch, dafs der R. Entwurf jene 
schwerste und allein lebenslängliche Freiheitsstrafen 
nur bei sehr Wenigen Verbrechen (als: Vergiftung, 
Menschenraub,. Nothzucht, Raub und bei der. von 
eiaeto »Wilderer geschehenen Mifshandlung eines 

4 * 

l«gd- oder Forstbeamten) und z. B. bei keinem der 
sogenannten , politischen Verbrechen androht, welches 
aber seinen Grund gerade mit in > der Zulässigkeit 
ihrer .Verwandlung in Vestungsstrafe zu haben 
•cheint. . r ; *. . 

i . Hält man es für nothig, die Statthaftigkeit der 
fraglichen Strafverwandlung zugleich von der N atur 
dos Verbrechens abhängig zu machen, so kann 
diefs dadurch geschehen, dafs das Gesetz eines Tbeils 
den ^Richter . anweist , aufser den persönlichen V er- 
hältnissen auch die besondere Natur und Umstände 
des Verbrechens zu berücksichtigen, andern Theils 
die Verwandlung bei. bewiesener Niederträchtigkeit 
und Rohheit der Gesinnung oder ausgezeichneter . 
Bosheit für unstatthaft erklärt , und so das richter- 
liehe Ermessen- auf .zweifache Weise .mehr 'be- 
schränkt. * , . • ; . 

fc In dem neuesten Entwürfe hat man alle diese 
Schwierigkeiten dadurch zu beseitigen gesucht, dafs 

nach Art, - 20 die Verwandlung der gesetzlichen Strafe 

/ 

barkeit in Vestungsstrafe . lediglich von der landest 
i herrlichen Gnade abhängig gemacht,, den Ge- 
richten aber nur mittelst Berichtes darauf anzutra-.- 

/ . \ 

gen gestattet ist.;. Diese Bestimmung hat jedoch Al* 


i 
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les gegen sich , was wider die *V ermehrung der Be- 
gnadigungsanträge streitet. . Und warum sollten denn 
die Gerichte nicht ermächtigt werden , aus den näm- 
liehen Gründen-, * worauf sie nach Art. 20 ihre Be* 
gnadigungsanträge zu stützen angewiesen sind, auf 
die fragliche Strafverwandlung selbst zu erkennen? 
Bei den Gerichten würden wenigstens Verwendun- 
gen Connexionen u. s. w. nicht von dem Einflüsse 
seyn .können, als es bei Auswirkung von Begnadi- 
gung wohl vorkommt. • 

***** Uebrigens bedürfte es wohl im Strafgesetzbuche 
genauerer Bestimmungen über die Beschaffenheit des 
Vestungsstrafe und einer Abstufung derselben, ins- 
besondere einer Unterscheidung zwischen bloisem' 
Vestungsarrest e und Vestungsstrafe mit an* 
gemessener Zwangsarbeit , ungefähr so, wie sich sol* 
che im Wü^tembergischen Strafedicte vom J. 1824 
Art. 12 ff. aufgestellt findet. «Der Art. 20 des R. Ent-* 
wurfes sagt in dieser Hinsicht blofs: der Verurtheiltei 
wird auf der Vestung nach Verschiedenheit der wi-: 
der ihn ausgesprochenen Strafe behandelt. ' * 1 

D. Die Verbannung der körperlichen Züchrf 
tigungen entspricht den Grundsätzen der Strafpo- 
litik. * Gleichwohl dürfte die im hannoverschen Ent- 
würfe in Hinsicht der fremden Vagabonderi * j unter- 
den nothigen Beschränkungen gemachte Ausnahme; 

# 9 . 

wohl für gerechtfertigt zu halten seyn. ' 

■v E. Die im Art. ffä als Vergehensstrafe aufge- 
stellte Degradation, d. h. Herabsetzung eines Be- 
amten auf eine geringere Stelle, mufs die üble Folge* 
haben, dafs diejenige Stufe des Staatsdienstes, auf 

2 * 
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♦ * 

' * j 

welche' der Uebertreter herabgesetzt , dafs insbeson- 
dere das Collegium, in welches er hereingesetzt wird, 

«ich dadurch 'in der Standesehre gekränkt sieht, wor- 
aus dann Mifs Verhältnisse entspringen werden , wel- , 
che nachtheilige Folgen für den Staatsdienst selbst 
haben können. • ,f ‘ * # ‘ ' 

F.- Die Stellung unter - besondere Police rauf- 

» 

«icht, welche,. Falls der Uebertreter keine Bürg- 
schaft leisten kann, in Einsperrung in einer Policei- 
anstalt, nebst Anhalten zu den darin gewöhnlichen 
Arbeiten besteht, und entweder als blofse- Folge des 
Zuchthauses : und dann auf 10 Jahre, oder vermöge 
besonderer gesetzlichen Bestiirimung oder Richter- 
spruches (auf 2 bis 10 Jahre)-nach überstande- 
ner" Strafe eintritt, ist zwar im Entwürfe Art. 30 
nicht als Strafe aufgeführt, hat jedoch bei Vermö- 
genslosen in der That die Natur einer drückenden 
Freiheit straf e, und hätte daher nur als solche 
eine Stelle finden sollen. , Am Wenigsten ist es aber 
zu billigen, dafs diese Strafe als eine allgemein? 

Folge einer jeden überstandenen Zuchthausstrafe ein- 
treten soll. Allerdings gibt! es -Verbrecher, deren 
grobe Gefährlichkeit und Unverbesserlichkeit aus der 
Untersuchung evident ’ hervorgeht, und gegen welche 
das Publicum nicht anders, als durch Einsperrung 

» 4 _ 

in eine Policeianstalt geschützt werden kann. Allein 
hier beruht doch die Nothwendigkeit einer solchen 
Mabregel * auf der .Individualität eines . solchen 
Verbrechers, nicht aber auf der Natur der ihm zu- 
erkannten Strafe,, oder auf der Art des Verbrechen«, 
wofür ihm solche zuerkannt wird. 
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TU. Milde, Strenge und Abstufung der 
Strafbestimmungen. 

Der, Entwurf beruht unverkennbar im Ganzen 
auf richtigen Grundsätzen über die objective und 
subjective Strafbarkeit, über deren vereinigte Berück- 
sichtigung und gegenseitige Abwägung , so wie auf 
der durch Erfahrung bewährten Wahrheit, dafs zu 
strenge Strafgesetze nach und nach durch Nichtbe-' 
obachtung ihr Ansehen verlieren. Die Strafbestim- 

4 

mungen desselben sind häufig müder, als die« des 
Gesetzbuches und der früheren Entwürfe. 

Ist es nun gleich, wegen Mangels eines absolut 
gewissen Mafsstabes für die Bestrafung der verschie- 
denen Verbrechen, unmöglich, dafs die Ansichten 
der Criminalpolitiker über' die Grölse der für jedes 
Verbrechen anzudrohenden Strafe * übereinstimmen 

- i 

sollten, so sind doch Theils die Stimmen darüber 
zu hören, Theils gibt es auch Fälle, in denen sich 
über das zu hart oder zu gelind mit größerer Be- 
stimmtheit urtheilen läfst. Es kommt also darauf 
an, zu prüfen, ob sich deren mitunter im Neuen 
Entwürfe finden, und in wiefern durch denselben 
manche Härten des R. Entwurfes beseitigt oder bei- 
behalten worden sind. Von beiden mögen hier ei- 
nige Beispiele folgen. 

A. Wer Gold- oder Silbermünzen geprägt und 
in Umlauf gesetzt hat, sollte nach Art. 265 des R. 
Entwurfes mit Zuchthaus nicht unter 15 Jahren 
bestraft werden, also ohne Unterschied zwischen Prä- 
gen und Gielsen der Münzen, und ohne Rücksicht 
auf die Menge der verfertigten und ausgegebenen 
Münzen. 
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* 

, i‘ * Dieselbe -Strafe sollte nach Art. 164 denjenigen 
treffen , welcher echte Münzen auf ‘eine sehr tau- 

• * \ i 

sehende Art, ihrem Werthe nach, verändert und so 
, v in Umlauf setzt. Diese viel zu allgemein gefafsten 
und eben daher zu harten Strafbestimmungen sind 
im N. E. Art. 196. 197. dahin abgeändert, dafs Zucht- 

i 

haus bis zu 15 Jahren Statt finden soll, und also 
jenes Minimum als Maximum aufgestellt ist. /- 

B. Nach Art.. 137 des R. Entwurfes sollte die 
Widersetzung, wider die obrigkeitlichen Dien er eben 
so gestraft werden, wie die Widersetzung gegen die* 
"Obrigkeit selbst , und es wurde den Gerichten nur 
gestattet, im Falle geringerer Gewalt und bei beson- 
derer Anreizung anstatt der ordentlichen Strafe des 
, , Arbeitshauses (von 2 bis 10 Jahren), auf Gefängnifs 
(von 3 Monaten bis 2 Jahren) zu erkennen. Diese 
grofse Härte, welche queh keineswegs den in * den 
Motiven von 1827 S. 101 aufgestellten Ansichten 
entspricht, ist nun verschwunden, da nach Art.* 165 
des N. Entwurfes in jenem Falle, bei angewendeter ' 
Gewalt nur Gefängnifs bis zu 6 Monaten, und bei 1 
' ' blofsen Drohungen bis zu 8 Monaten Statt findet; ♦ 

V C. Der in das Land zurückkehrende Verwiesene 
wird nach Art. 148 des R. Entwurfes, und zwar den 
Motiven von 1827 S. 108 zu Folge, wegen der von 

ihm zu besorgenden Verbrechen, mit Arbeitshaus 

• \ 

bis zu 4 Jahren (also nicht unjer 2 Jahren) und we- ' 
gen nachher erfolgter nochmaliger Rückkehr mit 
Arbeitshaus nicht unter 4 Jahren bestraft , ohne dafs 
das Gesetz die Ursache und den Zweck der Rückkehr 

l>eachtet. Abgesehen von der grofsen Allgemeinheit 

* • 

, * « 
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r 

und Härte, dieser (zum Theil auch in den hannöver~ 
sehen Entwurf übergegangenen) Strafbestimmungen, 
würden diese die Folge haben, dafs sich die Arbeits- , 
häuser mit fremden Vagabonden anfüllten. Die Ver- 
hütung der Rückkehr und die alsbaldige Wegschaf-' 
fung solcher gefährlichen Leute mufs hauptsächlich 
durch die Policei bewerkstelligt werden, und es ist 
unstatthaft, der Unachtsamkeit derselben durch harte 
Strafgesetze zu Hilfe .%vl kommen. Besser dürfte es 
seyn, den Vagabonden bei ihrer Verweisung durch 
eine, unter den gehörigen Beschränkungen zu ver- 
hängende körperliche Züchtigung die Lust zur Rück- 
kehr zu nehmen, indem Erfahrung dieses Mittel als 
zweckmäfsig bewährt. Jene Härte ist durch den Ni 
Entwurf Art. 176 dahin gemildert, dafs den rück- 
kehrenden Verwiesenen nur Gefängnifsstrafe bis zu 
einem Jahre und bei wiederholter Rückkehr nicht 
unter einem Jahre treffen soll. , 

- D. Zu hart, ist die im R. Entwürfe Art. 291 
- ■ , - 
N. 1. gedrohte TQdesstrafe der Brandstiftung; Falk 

"ein Mensch durch das Feuer getödtet worden, wenn 
man nicht dabei voraussetzt, dafs der Brandstifter 
die Möglichkeit dieses Erfolgs voraussehen konnte. 
Sehr zu billigen ist es daher , dafs der N. Entwurf 
Art. 338 die Todesstrafe an diese Bedingung ge- 
knüpft hat, wie solches auch in dem Rev. Hanno- 
verschen Entwürfe Art. 184 geschehen ist. 

E. Mehrere Härten des R. und des N. Entwur- 
fes entspringen aus einer zu weiten Definition . 
mancher Verbrechen und aus einer Gleichste 1- 
lung derselben ifait «andern schwerem, oder des 
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i * * • 

• • « 

Versuches mit der V ollen düng. , So gehört % 

% nach Art. 253 ‘des R. und Art. 296 N. 11. des N. 

Entwurfes zum Begriffe des Raubes nicht die Eni- 
* - Wendung mittelst, Gewalt, sondern nur die zum 
Zwecke einer Entwendung angewendete Gewalt, mit*. 

1 hin auch schon der blofse Versuch des Raubes* 
Durch Art. 186 des Rev. Entwurfes wird die Ver*- 

i \ * 

Weigerung des Zeugnisses oder des • Zeugeneides in 

einer Untersuchungssache hinsichtlich der Strafe dem 

.Meineide gleichgestellt, während doch letzterer auf * • 

einer weit hohem Stufe der objectiven und subjecti- 

% * ‘ 

ven Strafbarkeit steht. Die in den Prüfungen und 

Erörterungen S. 164 f. zur Rechtfertigung dieser - 
Gleichstellung angeführten Gründe beweisen nur, 

. dafs auch die Verweigerung des Zeugnisses und des 
Zeugeneides als strafwürdige Handlungen anzusebea 
sind. Jene Harte ist nun im Entwürfe Art. 219 
* ; einigermafsen durch Hinzufügung der Bedingung ge-- 

inildert, dafs die erfolgte Verurtheilung oder Los-. v 
•prechung in der Absicht de* das Zeugnifs oder 
den Zeugeneid Verweigernden gelegen habe, so wie 
„ durch die Bestimmung, dals die Strafe Etwas gerin- 
ger seyn soll. Allein auch mit dieser Beschränkung 
bleibt die Gleichstellung desselben mit dem Mein- 
eidigen immer noch unangemessen und hart. . Nach 

Art. 173 des R. und Art. 296 des N. Entwurfes ist » 

» * ** — 

die Urkundenfälschung stets schon mit der blofsen 
Verfertigung der falschen Urkunde, oder Verfälschung 
der echten Urkunde vollendet, ohne dafs es dazu 
irgend eines von der Urkunde gemachten Gebrau- * 
ches bedarf, als welches nur auf die Strafbestimmung 

z . * • . ö 
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Einflüfs haben soll. Hierin liegt eine in dieser AU« 
gemeinheil nicht richtige Bestimmung des Momen r 
tes der Vollendung. Auch ist die zu allgemeine Be- 
drohung der Fälschung öffentlicher Urkunden mit 
harten Strafen (Art. 207), wobei man dem Gesichts- 
puncte der Verletzung des Staates einen zu grofsen . 
Einflüfs gestattet hat, nicht zu billigen. 

F« Die Strafe des Ehebruchs , welche nach Art. • 

% 

288 des Entwurfes v. 1822 für die Ehefrau in Ge- 

^ •* 

fängnifs von 1 bis 3 Monaten und für den Ehemann 
in Gefängnifs von 1 Woche bis 1 Monat bestand, 
war im R. Entwürfe beträchtlich erhöht, indem nach 
Art. 203 die Ehefrau mit Gefängnifs nicht unter 6 
Monaten / also bis zu 2 Jahren, der Ehemann hinge- 
gen bis zu einem Jahre bestraft werden soll. Diese 
Bestimmung ist nun im N. Entwürfe Art. 237 dahin 
gemildert, dafs die Ehefrau mit Gefängnifs bis zu 6, 
der Ehemann bis zu 3 Monaten bedroht ist. 

Abgesehen von den oben bemerkten einzelnen 

Beispielen» zu strenger Strafbestimmungen herrscht 

♦ 

in dem Entwürfe im Allgemeinen eine angemes- 
sene Milde. 

Dahin gehört es z. B., dafs der Kindesmord und 
der Todtscblag in keinem Falle mit Todesstrafe be- 
droht ist. (Nur hätte bei letzterem der Mangel der 
Lebensfähigkeit* als ein Grund der geringeren Straf- 
barkeit beachtet werden sollen.) Dasselbe gilt vort 
dem Zweikampfe, welcher selbst in dem Falle nicht 
mit dem Tode bestraft werden soll, wo die Töd- 
tung eines Theiles verabredet war und wirklich er- 
folgt ist. * Bei Abstufung der für das Duell bestimm- 
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teu Strafen wäre jedoch der grofse Unterschied zwi- 

t 

sehen dem Herausforderer (in rechtlichem Sinne) und 
dem Herausgeforderten zu berücksichtigen gewesen. 
Ersterer ist Anstifter, indem er den Andern durch 
sein Benehmen gegen ihn , zu dem Duelle npthigt, 
mithin weit gefährlicher und strafbarer, als der Ge- 
nöthigte, wefshalb es dem Erfordernisse der gehöri- 
gen »Abstufung der gesetzlichen Strafbestimmungen 
keineswegs genügt, wenn -jene Nöthigung blofs als 
Strafzumessungsgrund vom Richter, beachtet werden 

kann. « ' - . 

» _ • 

Die auf Fahrlässigkeit beruhenden Verbre- 
chen und Vergehen zählte der R. Entwurf sämmtliqh 
zu den schweren Uebertretungen , wonach also nur 

Arrest und Geldbulse bei denselben Statt fand. 'Im 

• * 

N. Entwürfe Art. 37 sind sie wieder den Vergehen 
zugezählt. Sie werden in diesem Artikel , mit dem 
Namen des Vergehens der Fahrlässigkeit 
bezeichnet, welches jedoch wohl nicht den Sinn ha- 
ben sqll, dieselben als ein eigenes. Verbrechen auf- 
zustellen. Die Art der Behandlung der Culpa ist 
Theils dem St. Gesetzbuche, Theils dem R. Ent- 

• 

würfe nach gebildet. Aus jenem sind die Stufen der 

* ' * . 

Culpa in den allgemeinen* Theil aufgenommen i wo- 
durch eine sehr fühlbare .Lücke des R. Entwurfes 

* * 

ergänzt ist. So wie in letzterem sind aber die Stra- 
fen bei den einzelnen Arten der culposen Verbre- 
chen bestimmt, jedoch mit steter Rücksicht auf die 
im allgemeinen Theile aufgestellte Unterscheidung 
zwischen grober und geringer Fahrlässigkeit. Hier- 
durch ist eine bessere Abstufung der. Strafen mög- 


/ 
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t 



vom J. 1831. 


27 


lieh geworden. So bedrohete z. B. der R. Entwurf 
Art. 215 die cülpose Tödtung, aufser dem Falle ei- 
‘ n es Excesses der Nothwehr , mit Arrest nicht unter 
6 Monaten und gestattete den Gerichten nur im 
Falle einer besonders geringen Culpa bis zu einem 

Monate herabzugeben. Nach dem N. Entwürfe Art. 

* 

249 findet hingegen bei grober Fahrlässigkeit Ge- 
fangnifs nicht unter 6 Monaten, bei geringer Fahr- 
lässigkeit bis zu 3 Monaten Statt. Während dieses 
System im 'Ganzen als völlig angemessen und der * 

• i 

N. Entwurf hierin sowohl dem St, Gesetzbuche als 
dem R. Entwürfe vorzuziehen ist, dürfte doch das 
Maximum der Strafe für die grobe Culpa bei den 
schwersten Verbrechen zu gering seyn.- Denn die * 
objective Strafbarkeit, welche doch der Entwurf vor- 
züglich -beachtet , ist bei dergleichen an sich schwe- 
ren, wenn gleich aus Fahrlässigkeit begangenen Ver- 
brechen sehr grofs, und es gibt Stufen der groben 

Culpa, die nahe an den eventualen Dolus grenzen. 

* 

Als einen Beweis zu grofser Milde möchte man wohl 
geneigt seyn, die Behandlung des Zusammenflusses 
und des Rübkfalls zu betrachten. 

Beim Zusammenflüsse der Verbrechen führt 
nämlich die Folgerichtigkeit auf den Grundsatz der 

Strafhäufung, welchen man in seiner grofsen Strenge 

♦ 

* durch Unterscheidungen der verschiedenen Arten der . 
Concurrenz und durch Hinzufügung der r&tbsam 
scheinenden Beschränkung modificiren kann. . Da 
indessen dieser Grundsatz im Gesetzbuche viele nä- 
here Bestimmungen erfordert, in der Anwendung 
grofse Schwierigkeiten erzeugt, und zu einer nicht 


I 
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zu wünschenden Verlängerung der Freiheitsstrafen 
. führt, so ist es blofs die Frage: ob . die Gesetzge- , 
bung hierbei mehr die strenge Consequenz, oder die 
Strafklugheit zu Rathe ziehen soll? Wenn nun die 
Commission durch' Aufstellung der Regel: dafs der 
Zusammenflufs bei Zumessung der Strafe des schwer- 
sten Verbrechens als ein Erschwerungsgrund berück- 
sichtigt werden solle, (Art, 112) der Strafklugheit 
den Vorzug gibt und hierdurch nicht nur die ge- 
setzlichen Bestimmungen und deren Anwendung er- 
leichtert, sondern auch zu gröfserer Milde führt, so. 
wird sie defshalb kein Vorwurf treffen können. Un- 
ter den von dieser Regel bei einigen Verbrechen ge- 
machten Ausnahmen findet sich jedoch eine, deren 
grofse Härte mit dieser Milde in dem auffallendsten 
Widerspruche steht, indem nach Art. 330 N. 2. beim 
Zusammenflüsse dreier Betrügereien Zuchthaus bis 

zu 15 Jahren Statt findet, welche Strafe doch, Falls » 

\ • • 

drei einfache, kleine Betrügereien Zusammentreffen, 
mit dem geringen Grade der Strafbarkeit aufser al- 
lem Verhältnisse , ist. s 

Die obigen Bemerkungen gelten noch in höhe« 

' rer Mafse hinsichtlich des Rückfalls, welchen 
Art. 114 auch nur für einen Erschwerungsgrund er- 
klärt, und zugleich die bei Zumessung oder Schär- 
N fung . der Strafe zu nehmenden Rücksichten sehr . 
richtig und vollständig angibt. Nur die Beschrän- 
kung des Rückfalls auf die Begehung derselben 
strafbaren Handlung, wegen deren der Han- 
delnde schon bestraft worden ist, dürfte keinen Bei- 

t t • 

fall verdienen. Nach Art. 87 des Rev, Entwurfes v 
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gehörte dahin auch die Begehung eines gleichartig 
gen und seihst eines verschiedenartigen Verhrechens. 
Wollte man nun auch N letztere (den uneigentlichen 
Rückfall) vom Begriffe des Rückfalls ausschlielsen, 
und solche hlo£s zu den Strafzumessungsgründen zäh- 
len, so pafst doch erstere, nach der Natur der Sa- 
che, unter jenen Begriff. Auch führt dife Verwei- 
sung dieser Art des Rückfalls unter die hlofsen Straf- 
zumessungsgxünde zu Widersprüchen ,• indem sie die 
Folge hat, dafs derjenige, welcher bereits wegen ei- 
nes früheren nur gleichartigen, aber schwerem 
Verbrechens bestraft wörden, leichter zu bestrafen 
ist, als derjenige, welcher wegen des nämlichen 
(gleichnamigen), aber leichteren Verbrechens be- 
straft worden war. * 

IV. Umfang des richterlichen * Ermes- 


sen** 

L.aut der Motive sollte, vermöge einer höchsten 
Willenserklärung, die dem rieht erlichen Ermessen 
ringeräumte alizugrofse Freiheit durch nähere Be- 
stimmung der strafbaren Fälle und der zu verhän- 
genden Strafen „abgeschnitten” und das königliche 
Begnadigungsrecht auf keine Weise geschmälert 
werden. 

* k - Hätte nun die Commission diese Weisung bei 
der Revision des Entwurfs unbedingt in Anwendung 
gebracht, so würde sie demselben alle die Mängel 
eingeimpft haben, welche aus dem ängstlichen Be« 
streben, das richterliche Ermessen in Fesseln zu le- 
gen, (oder wie es S. 249 heilst:. das un gezähmte 
Richterennessen zu beschränken) und den häufigen 
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' * n _ ** * 

Gebrauch des Begnadigungsrechts nöthig zu machen , 
hervorgehen, und welche so allgemein anerkannt 
sind/Zdafs sie hier keiner’ Nachweisung» bedürfem 
Man ist > jedoch der Commission das Zeugnifs schul* 
dig, und mufs es rühmen, dafs sie von jeher Vor- 
schrift einen * sehr discreten Gebrauch gemacht und 

I * ” 

sich -zugleich von dem Bestreben , zwischen Entfes- 
selung der Äichterwillkür auf der einen, und allzu- 
grofser Beschränkung des richterlichen Ermessens 
auf der andern Seite, die rechte Mitte zu halten, im 

Ganzen hat leiten. lassen. . > 

* 

. Gleichwohl hat 4 in Folge der gedachten Nach- 
weisung,. der revidirte Entwurf in! diesem ^Stücke 
Theils im Allgemeinen; üTheils • bei den StrafbesiinH 
mungen für die einzelnen Verbrechen > bedeutend» 
Abänderungen erlitten., •;** « * v v * . .*"* 

Zu den allgemeinen Veränderungen dieser-' Art. 
gehören folgende: - • * * • * - - 

A 4 Der R. Entwurf Art.. 82. N. 4. gestattete den 
Gerichten in j den gesetzlich bestimmten Fällen selbst 
unter den geiingsten -Grad . der gedrohten Strafart,’ 
jedoch nur bis zu der meist besonders bestimmten 
Grenze , herabzugehen; Im N. Entwürfe » ist aber 
Art. 105. * N. 5. jede Aenderung des gesetzlichen 
Strafmafses verboten und dagegen die im Art. 96. des 

Sr.» G. B. den Gerichten ertheilte Anweisung zu Be- 

. * 

gnadigungsanträgen hergestellt worden. War nun- 
schon durch jene Bestimmung des R. Entwurfes das 
richterliche Milderungsrecht äufserst be- 
schränkt, so ist es nunmehr durch den N. Entwurfs 
gänzlich aufgehoben und jede Milderung le- 
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diglich dem Könige Vorbehalten worden. Denn der 
Richter darf ganz bestimmte Strafen niemals, 
selbst nicht in solchen Fällen , wo die gesetzliche 
Strafe mit der Strafbarkeit des vorliegenden Falles 
im schreiendsten Mifsverhältnisse steht, mildern, und 
bei relativ unbestimmten Strafen niemals unter das, 
oft noch viel zu hohe, Strafminimum herabgehen. 
Diese Aufhebung des Milderungsrechts ist aber 
um so auffallender, da der Entwurf Art. 105. N. 2. 
denn Richter das weit gefährlichere Schärfung s- 
r echt, in soweit einräumt, dafs demselben gestattet 
ist, die bei einzelnen Strafarten (Zuchthaus, Arbeits- 
haus ijnd Gefängnifs Art. 8. und 11.) zulässigen, die 
gedrohte «Strafe sehr erhöhenden Schärfungen eintre« 
ten zu lassen. Zwar ermächtigt Art. 105. N. 3. den 
Richter dagegen auch , die zugleich mit der Haupt-* . 
strafe besonders angedrohten schärfenden Zusätze 
nachzulassen. Allein eine solche Androhung findet 
sich* so viel Rec. bemerkt hat, nur in dem einzi- 
gen Art. 228., wonach bei der Nothzucht geschärf- 
tes Zucht- oder Arbeitshaus eintreten soll. Da es 
aber darin zugleich heilst, diese Strafe sei jedes 
Mal zu schärfen, so wird hierdurch dem Richter 
die Erlassung des schärfen den, Zusatzes untersagt, 
und es verschwindet also jeder Schein eines Milde- 
rungsrechts; während jenes Schärfungsrecht in allen 
den vielen Fällen eintritt, wo, eine* der gedachten- 
drei Strafarten angedroht ist. 

Der Grund der gänzlichen Vernichtung des rich- 
terlichen Milderungsrechtes liegt ohne Zweifel in der 
Besorgnifs, dafs der Unfug, welcher mit diesem 
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Rechte ^ allerdings, früherhin getrieben worden, wie- 
der einreifsen. und das Ansehen der neuen Strafge- 
setze untergraben möchte» Allein hierbei übersieht 
man die wesentliche Verschiedenheit*! zwischen den 

früheren ' und : dem nach der Publication des neuen 

/ 

Strafgesetzbuches eintretenden Recbtszustande. * Die 
grofse ‘Härte dey älteren in Deutschland geltenden 
Strafgesetze machte nämlich einen sehr häufigen Ge- 
brauch des Milderungsrechtes noth wendig , welcher 

dann/ bei dem Mangel gesetzlich bestimmter Anhai- 

» - * 

tungspuncte , nach und nach in einen argen Mifs- 
brauch ausartete. • Auch liefsen die vielen ganz un- 
bestimmten Strafdrohungen dem richterlichen Er* 
. messen einen unbegrenzten Spielraum* Ganz anders 
▼erhält es sich jedoch hiermit nach der> Erscheinung 
- eines Strafgesetzbuches,, welches nicht durch über- 
triebene Härte der Strafen Schrecken einflöfsen soll, 

• • 

welches, anstatt allgemeiner Strafdrohungen, die 
Strafe der einzelnen. Verbrechen und ihrer Arten ge- 
hörig abstuft, die Begriffe der Verbrechen genau be- 
stimmt, die allgemeine und besondere Zumessungs- 
gründe angibt,: und durch Alles dieses der Gefahr 

eines Mifsbrauches des Milderungsrechtes und des 

« 

richterlichen Ermessens kräftig entgegenwirkt* Da 

nun . aufserdtem , nach dem Entwürfe der Straf- Pro- 

* 

• cefsordnung, das nützliche Institut der Staatsanwalt- 
schaft eingeführt . werden soll,, so würde damit die 

* i •* . / f * 

Besorgnifs einer gefährlichen Ausübung des richter- 
liehen Ermessens und 1 des Milderungsrechtes, mithin 
der Grund jeder zugrofsen Einschränkung desselben 
wohl gänzlich verschwinden. • - ' * 


B. Im 


V ' 
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B. Im revidirten Entwürfe wurden die Freiheits- 
strafen oft nur der Art nach, ohne B estim mung 
der Dauer, angedroht, mithin es dem richterli- 

.chen Ermessen überlassen, solche innerhalb des für 

• - 

die ganze Strafart gesetzlich bestimmten Minimums 
und Maximums (Zuchthaus 10 — 20, Arbeitshaus 2 
— 10, Gefängnifs bis zu 2 Jahren) zuzumessen. -? 

* Dieser gröbere Spielraum ist aber dem Ermes- 
sen der Gerichte im neuen Entwürfe durchaus nicht 
gelassen, sondern sie sind durchgehends auf einen 
engern K"reis beschränk t< worden, * und zwar 
entweder durch Bestimmung eines höheren Mini* 
mums (z. B. Zuchthaus nicht unter 15 Jahren, 

1 9 

Arbeitshaus nicht unter 6 Jahren, Gefängnifs nicht 
unter 6 Monaten); oder durch Vestsetzung eines ge- 
ringeren Maximums (z. B. Zuchthaus bis*zu 
15 Jahren, Arbeitshaus bis zu 6 Jahren, Gefängnifs 
bis zu 6 Monaten) oder durch Beides zugleich 

t B - Gefän e niCs / von 3 Monaten bis zu “ nem 

In sofern nun diese Beschränkung des richterli- 
chen Ermessens bei solchen Verbrechen eintritt, de- 
ren höchste und geringste Stufe der Strafbarkeit sich 
schon im Allgemeinen mit ziemlicher Sicherheit be»- 
urtheilen labt, ist solche allerdings zwecktnäbig, um 
Theiis den Uebertreter gegen zu grofse Härte, Theils 
den Staat gegen zu grobe .Milde der Richter zu 

« 

sichern. Und auf diese Weise ist auch, von der ge- 
dächten Beschränkung schon in dem rev, Entwürfe 
häufig Gebrauch gemacht worden» * • *• .r 

Dab es aber den Gerichten niemals üoerias- 
20. Band. 5 
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sen wird, die Strafe binnen der ganzen gesetzlichen 
, > 

Dauer 1 zuzumessen , diefs dürfte schwerlich zu billi- 
gen seyn. Denn es gibt Verbrechen, welche unter 
#o sehr mannigfaltigen Stufen der Strafbarkeit Vor- 
kommen,' dafs nur der ganze, für die Strafart ge- 
setzlich bestimmte Raum dem Richter es möglich 

\ _ . 

macht, die Strafe dem, in jedem einzelnen Falle vor- 
handenen Grade der Strafbarkeit anzupassen. Die Be- 
schränkung desselben auf einen geringeren Spielraum 
ist aber bei dergleichen Verbrechen ‘um so weniger 
zu billigen, da dem Richter durch Art. 20 das Mil- 
derungsrecht entzogen , und er hierdurch aufser 
Stand gesetzt ist, in solchen Fällen unter das be- 
sonders bestimmte Strafminimum herabzugehen. Er 

% 

wird daher sehr oft genöthigt*seyn , Begnadigungs- 
anträge zu machen, wodurch dann in soweit der Be- 
ruf des Richters der Sache nach auf den König 
übergeht. ^ ‘ 5 

j'* Zu den allgemeinen Folgen des Bestrebens, 
das richterliche Ermessen in engere Grenzen zu brin- 
gen, kann man gewissermafsen auch die vollstän- 
dig er e • Angabe der allgemeinen Strafzumes- 
' sungsgründe zählen, indem hierdurch der Rich- 
ter angewiesen wird, welche Rücksichten er bei Zu- 
messung der nur relativ bestimmten Strafen zu neh- 
men hat, wodurch dann zugleich die Beachtung an- 
derer, vielleicht blofs individualer, Ansichten ausge- 
% * 

schlossen ist. - * « : *■ r , 4 

MtV; .^ene Zumessungsgründe fanden- sich schon im 
St. G. B. Art. 91-^92. mit grofser Umsicht aufge- 
•tfcllty > waren aber im Rev. .Entwürfe zum Theil 
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weggela«en worden, welches am so unangemessener 
war, da der R. Entwarf dem Ermessen des Richters 
einen weit größeren Spielraum liefs und es also auch 
um so Viel nötbiger schien, demselben gewisse, ge- 
setzlich gebilligte Anhaltspuncte für sein Unheil zu 
geben. Es ist daher sehr zu billigen, dafs die be- 
treffenden, vortrefflich redigirten Artikel des St.G.B. 
wieder in den Entwurf Art. 106 — 109. aufgenom- 
men wurden. Nur hätte dem Art. 108. nicht die 
Randschrift „Besondere Milderungsgr und e* 9 
gegeben werden sollen,- da in einem Gesetzbuche, 
welches dem Richter das Milderungsrecht ver- 
sagt, von Milderungsgründen nicht die Rede 
seyn kann. 

ln Hinsicht der Strafbestimmungen für 
.die einzelnen Gattungen und Arten ver- 
brecherischer Handlungen bestand nun, ver- 
möge der hierbei als Norm vorgeschriebenen mög- 
lichsten Beschränkung des richterlichen Ermessens, 
die Aufgabe der Revisions- Commission darin: die 
verschiedenen Hauptstufen der Strafbarkeit, unter 
welchen jedes Verbrechen, seiner besondern Natur 
und der. Erfahrung zu Folge, Vorkommen kann, so 
weit sich solche im Allgemeinen erkennen lassen, 
auszumitteln, solche bestimmt anzugeben, und jede 
dieser verschiedenen Stufen mit einer ihnen entspre- 
chenden Strafe zu bedrohen. 

Diese schwierige Aufgabe hat die Commission 
mit der grofsten Umsicht zu lösen gesucht, und diefs 
ist ihr auch im Ganzen wohl gelungen. Schon durch 
die auf die al lg emoinen V erschieden h eit en 

3 * 
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der Begehung der Verbrechen sich beziehenden Ab- 
stufungen 'ist Vieles für diesen Zweck geschehen. 

‘ Dahin gehört 1) die bereits oben bemerkte Unter* * 
Scheidung zwischen der groben und geringen 
Fahrlässigkeit (Art. 38. 39.), 2) die Unterschei- 
dung des beendigten und nicht beendigten 
Versuches, welche nicht nur auf einem wesentli- 
chen und leicht anwendbaren Merkmale beruht, son- 
dern auch auf die Strafbarkeit den großen Einflufs 
hat, welcher derselben durch die, dem hannover- 
schen Entwürfe nachgebildeten Artikel 50. '51. bei- 
gelegt worden ist. Der beendigte Versuch soll näm- 
lich. mit wenigstens £ und höchstens £ der gesetzli- 
chen Strafe des vollendeten Verbrechens, der nicht 
beendigte aber, ohne Bestimmung eines Minimums 
mit höchstens . $ dieser Strafe belegt werden. Es 
läist sich, jedoch nicht einsehen, warum die sachge- 

mäfsen Bezeichnungen der beiden Stufen, deren 

\ 1 

sich doch auch die Motive bedienen, im Entwürfe 

t 

nicht . beibehalten- worden, sondern statt derselben 
die Benennungen des Versuches hohem und gerin- 
. gern Grades gewählt wurden, da doch letztere nicht 
so unzweideutig sind, weil de* nicht beendigte Ver- > » 
such wieder höhere und geringere Grade zuläfst. 

. . ; Das wesentliche Merkmal des strafbaren V er- 

. * 

suches,~ dafs er nämlich schon einen Anfang der 
Vollführung enthalten müsse, ist ungeachtet der 
dagegen erhobenen Zweifel, auch 1 im neuen Ent-, 
würfe mit Recht beibehalten worden. Zum Ver- 
suche genügt nämlich weder die blofse Möglichkeit 
einer Beziehung der äufsern Handlung auf Hervor- .. 
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bringung des Verbrechens, noch die blo fs im Innern 
des Handelnden gebliebene Richtung derselben auf 
Vollführung der That, indem man ja sonst eine an 
sich nicht verbrecherische Handlung bloß wegen ih- 
rer Richtung und also die Absicht strafen würde, 
sondern der strafbare Versuch erfordert eine solche 
äufsere Handlung, die schon an sich dazu geeig- 
net ist , . das Daseyn des verbrecherischen Vorsatzes 
aus ihr bestimmt zu erkennen. Diese Eigenschaft 
kann aber wohl nur eine solche Handlung haben, 
welche .schon als einAnfang der Vollführung 
des beabsichtigten Verbrechens anzusehen ist. Durch 
diese Grenzlinie wird der Versuch von den straflosen 
Vorbereitungshandlungen bestimmt und sicher ge- 
schieden. ; , , »r^ : -|V . 

Zu den schon im Allgemeinen gemachten neue- 
ren Abstufungen der Strafbarkeit gehören ferner 
8). auch.die auf die verschiedenen Arten 
der Theilnahme an einem Verbrechen sich be- 
ziehenden weit vollständigeren Strafbestimmungen 
(Anl. 55 — 77), wobei gleichfalls Zwischen Gehilfen 
de$ höheren und niederen Grades unterschieden wird. 
Ueber den Grund, warum der in der* Natur der Sa- 
che gegründete und einflußreiche Unterschied zwi- 
schen Beihilfe, und Begünstigt! n g, / so wie zwi- 
schen Begünstigung der That und des Thäters, 
ungeachtet hierin richtige Anhaltungspuncte für die 
Strafbestimmungen liegen, nicht beachtet worden ist, 
geben die Motive keine Auskunft. t/ 

Auch in Hinsicht der einzelnen Arten der 
Verbrechen hat die Commission mit grofser Um* 
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% * s 
sicht die entscheidenden Momente der Strafbarkeit 

Ve stzusetzen und bei den darnach abgestuften Straf- 
bestimmungen , unter sorgfältiger Vergleichung des 
St. G. B,, so wie anderer neuerer Gesetzbücher und 
Entwürfe, die rechte Mitte zu treffen gesucht. • 

Wenn d emun geachtet £ hinsichtlich der aufge- 
stellten Abstufungen der Strafbarkeit und der sich 
darauf beziehenden Strafsatzungen Manches^ zu ta- 
dein seyn dürfte, so fällt dieses nicht der Commis- 
sion zur Last, sondern hat seinen Grund in der Na- 
tur der ihr gemachten Aufgabe, welche, wie oben 
‘bemerkt worden, dahin ging: durch genaue Bestim- 
mung der strafbaren Fälle und der Strafen das riete 
terliche Ermessen * zu beschränken. Hieraus ent- 
sprangen für das vollständigere Gelingen des Werkes 
mehrere grofse ^Hindernisse. Dehn da ' 

1) die Abstufung der strafbaren Fälle gewöhn- 
lich nur nach einem Momente der Strafbarkeit ge- 
schieht, so hat diefs leicht die Folge, dafs ändere 
wichtige -Momente unbeachtet bleiben. So ist t, B. 
im Art. 237. bei Bestrafung des Ehebruchs biofs auf 
die Geschlechtsverschiedenheit/ nicht aber auf den 
wichtigen Umstand Rücksicht genommen , dafs der 
Unschuldige >vor erfolgtem Straf urtheile dem Ange- 
schuldigten verzeiht und die Ehe mit ihm fortsetzen 
» . ^ * # 

zu wollen erklärt. Bei der Strafe des Zweikampfes 
ist auf den erheblichen Unterschied zwischen dem 
Herausforderer (in rechtlichem Sinne) und dem Her- 
ausgeforderten kein Gewicht gelegt worden u. s. w* 
Es ist hiernächst * * 

. 12) nicht zu verkennen dafs das Bestreben, 'die 


0 ' 


j 


vom I. 1831. 


89 


Stufen der Strafbarkeit in absracto möglichst genau 
zu bestimmen, dem objectiven Strafmafse ein 
zu grolses und allgemeines Uebergewicbt gibt, 

Auls er dem 

8) führt die Nothwendigkeit , Anhaltungspuncte 
für die Strafabstufung aufzustellen , mitunter zur Be- 
achtung solcher Momente, welche zu sehr vom 
Zu falle abhängen, als dafs man ihnen ein so 
grofses Gewicht beilegen dürfte. Z. B. die Strafe 
der Körperverletzung richtet sich unter Anderem nach 
dem Unterschiede, ob die dadurch verursachte Krank- 
heit oder Arbeitsunfähigkeit unter einer Woche, über 
eine Woche, ..über einen Monat, über 3, Monate 
oder über 6 Monate gedauert hat (Art. 254. 2f$A 
während doch die meist von Zufällen abhängende 
verschiedene Dauer der Krankheit mir als ein Straf- 

* t 

zumessungsgrund für den Richter aufgesteilt werden 

sollte. ' Dasselbe gilt von der in Art. 264. enthalte- 

* • * 

nen Unterscheidung der Fälle , wo durch die vor- 
sätzlich verbreitete Krankheit 10 Menschen oder we- 

r » V « r 

niger angesteckt worden sind. *"* “ * ‘ “ 

• . . : - • t 

Eine andere nachtheilige Folge der Maxime ei- 
ner möglichst genauen Bestimmung der gesetzlichen 
Strafen besteht ferner . r . 

- ^ t -t * j 

p 

4) darin, dafs die Nothwendigkeit die unendlich 
mannigfaltigen Stufen der Strafbarkeit zu führen, 
. eine solche Zerlegung derselben erfordert , welche 
oft zu wahrer C asuistik hinführt. Man vergleiche 
z. B. die Art. 253. 254. 255. 256. 262. 270. 271. 328 
— 330. 349. Dafs diese grobe. Vervielfältigung der 
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gesetzlichen Bestimmungen- über ein' einzelne. Ver- 
brechen, aufser den übrigen bekannten Mängeln je- 
der Casüistik , auch ' die Uebersicht und die richtige 
Auffassung der Strafsatzungen erschwert, ist eine un- 
Yqrjn^idliche und nachtheilige Folge derselben. Gleich- 
wohl ist das Strafgesetzbuch eben sowohl eine War- 
nungstafel für das Volk, wie die an der Landstraße 
aufgestellte Tafel mit der Inschrift: „Hüte dich vor 
Strafe und gib den Zoll. ” , Um, dieser wichtigen Be- 
«timmung zu entsprechen, sollten daher die Straf- 
satzungen möglichst einfach, und frei »von casuisti- 
tchen Zergliederungen, aufgestellt werden. ^ 

V. Rechtsvermüthungep und Verdachts- 
strafen. #1 " ^ 


* • i 


* » 
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JEs ist ein. unbestreitbarer Satz, dafs ,nur auf ei- 
nen formal und material, intensiv. und extensiv ,vq11- 
ständigen Anschuldigungsbqweis , ein Strafurtheil ge- 
gründet werden kann. VermuthungeU, es. , mögen 
solche factische oder Rechts vermuthungen seyn, ha- 
ben hingegen nur die Natur und die Kraft von An- 
zeigen; und können daher, aufser dem Falle, wo 

mehrere an sich starke und übereinstimmende Indi- 

* * # 

eien einen vollen' künstlichen Beweis bilden , nicht 

» ' « , * * 

die Grundlage eines Strafurtheils abgeben. Zwar 
Wird durch die Rechtsvermuthungen der Beweis des 
Gegentheils nicht ausgeschlossen. ^Allein es würde 
doch auf diese Art die Beweklast, zu grofser Be- 
schwerde für den Angeschuldigten,' auf diese über- 
tragen, lind Falls er den ihm durch die Rechtsver- 
muthung auf gebürdeten Entschuldigungsbeweis nicht 


t . 


vom i. ISSt. 


4 ! 


za fuhren vermöchte, ' würde doch der Richter fein 

* 

Unheil auf • die gesetzliche Vermut b mag stützen 
müssen. . ... 

Fragt man nun: ob der Entwarf den oben ge- 
dachten Grundsatz- stets vestgehalten and folgerich- 
tig durch geführt habe, so wird die Aufmerksamkeit 
zunächst auf die sogenannte praesurotio doli gerich- 
tet werden. Diese wurde bekanntlich im Straf be- 
setz buche I. Art. 43. als eine K echt s vermut hu i:g auf- 
gestellt. Ungeachtet nun durch neuere, dieseuf Ge- 
genstände gewidmete Erörterungen die Unstatthaft 
tigkeit dieser, mit dem obigen Recbtsgrundsaiae in 
offenbarem Widerspruche stehenden Vermutlmng in 
das hellste Licht gestellt worden ist, fand sich solche 
doch wieder in dem R. Entwürfe Art. 34. fast mit 

M 

den nämlichen Worten auf gestellt. Zwar ergibt rieh 

aus den Motiv en S. 22, dafs der wahre Sinn dieses 

/ % 

Artikels kein anderer seyn sollte, als dafs das Da- 
sevn des bösen Vorsatzes aus den besondera Um- 
Ständen der That beartheilt und gefolgert werden 
seile, wodurch dann der ganze Streit auf eine blofse 
Redaktion strafe hmaoslaufen würde. Allein es läfst 

O 

sich doch nicht bestreiten, dafs alsdann die Wort- 
fassung diesem Sinne des Artikels entgegenlief. Die- 
ser gegründete Vorwurf ist non endlich durch den 
N. * Entwurf -Art. 35. beseitigt worden, indem es 
hierin dem Richter zur PSicht gemacht wird, unter 
sorgfältiger Erwägung der Umstände zu beurtheilen, 
ob die That mit rechtswidrigem Vorsatze oder aus % 
Fahrlässigkeit begangen worden, wie solches auch 
schon im hannoverschen Entwürfe Art. 51. bestimmt 
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r - 

war. . Hierdurch hat' also der Entwurf eine; große 
Verbesserung erhalten. ... ... \ 

Eine andere hieraus hervorgegangene Verbes? 
serung /enthalt der Art. 246. . Das Strafgesetzbuch 
von: 1813 stellte nämlich Art. . 160 — 165. für { di* 
' Fälle, wo irgend eins der zum Tbatbestandq des 

i Kindermordes gehörigen Merkmale fehlt, eine Reihe 

vpn Bestimmungen auf, welche nicht nur wahre 
Casuistik enthalten, sondern ; auch auf unrichtigen 
Grundlagen beruhen, indem sie Tbeüs aus der prae- 
• sumtio doli, \Theils aus dem unrichtigen Satze« dafs 
beim Mangel eines Erfordernisses des Thatbestandes 

eine , außerordentliche gelindere Strafe eintreten 

\ 

müsse, hervorgegangen sind. Der R. Entwurf Art, 
212. 213. versuchte nun zwar der gedachten Qa? 
suistik durch allgemeiner gefafste Vorschriften abzu- 
helfen, und in den Motiven, wird ausgeführt, daß 
die* Fassung jener Artikel alle darunter gehörige 
Fidle begreife <und alle nicht dahin gehörige Fälle 
ftusschliefse. • Immer ging aber doch die Commission 
hierbei von den vorhin bemerkten falschen Grund- 
lagen aus, wie sich Solches aus dem -wörtlichen In* 
halte ergibt. So wird S^ 212 gesagt, dafs beim Pa- 
seyn der übrigen Merkmale des Kindermof des , die 
weder von der Mutter eingestandene,, noch erwie- 

/ ’ V 

sene mörderische Absicht nach Art, 34. (mithin ver- 
möge der praesumtio doli) als vorhanden angenom- 
men, und also die Strafe des Kindermordes eint?e- 
9ten müsse. Hiernach würde also eine Mutter, wel- 
che durch Abreifsung des Nabelstranges die Verhlu- 

y - > 

tung ihres lebend gebornen unehelichen Kindes be- 


/ 
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• ^ 

wirkte, jedoch dieses in mörderischer Absicht ge- 
than zu haben leugnete, mit Zuchthaus sicht unter 
15 Jahren zu strafen seyn, wenn gleich die Erfah- 
rung lehrt, dafs jene Handlung gar oft ohne die 
Absicht, das Kind zu tödten, vorkommt. Ehen so 
deutlich ergibt sich aus den Motiven, da£s die Com- 
mission von der Ansicht ausging, dafs wegen man- . 
gelnden Beweises eines Merkmals des That Bestandes 
eine geringere, als die ordentliche Strafe des Kin- 
dermordes. Statt Ende. Denn sie lalst (nach S. 215), 
Falls es nicht erwiesen ist, dafs das Kind nach der 
Geburt gelebt und durch eine Handlang oder Un- 
terlassung der Mutter das Leben verloren habe, und 
auch die -mörderische Absicht* weder eingestanden, 
noch bewiesen ist , durch die von der Mutter ge- 
schehene Verheimlichung der Niederkunft den T hat- 
bestand in Hinsicht jener beiden Erfordernisse er- 

♦ 

ganzen und es so zur gesetzlichen Gewifsbeh wer- 
den, dafs das Kind gelebt und durch die Handhing 

. » - 

der Mutter das Leben verloren habe. Nach dieser 
sehr künstlichen Herstellung des Thalbestandes lalst 
sie non den Art. 34. eintreten und so auch die mör- 
derische Absicht, vermöge der praesumtio doli, als 
erwiesen annehmen. Auf diese Weise würde also 
durch das in der Verheimlichung der Niederkunft 
liegende In di ci um und die gedachte Recht* rermu- 
thung, ganz gegen die Grundsätze der Theorie des 
Criminalbeweises , -der fehlende Beweis aller jener 
Merkmale des Tha? bestände s erbracht und also eine 
wahre Verdachtsstrafe sanctionirt. 

Weil aber in einem solchen Falle diese Merk- 

4 
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male' nur als erwiesen angenommen werden , so 

' ' # / 

bedroht der Art. 21$. die Mutter wegen -Verheimli- 
chung der Niederkunft und der darauf gegründeten 
Rechtsvermuthungen* mithin bei mangelndem That- 
bestande des Kindermordes, mit einer geringeren 
Strafe, aber immer noch viel zu hart mit- 2 bis 10 
jähiigem Arbeitshauses^ Offenbar ist dieses eine Ver- 
dach tsstraf e, indem die: Verheimlichung der Nie- 

4 • 

derkunft f nur den Verdacht , ' da fs die Mutter ihr 
Kind gemordet habe, erzeugt und das, Gesetz schon 
diesen Verdacht für hinreichend erachtet, um sie * 
mit der erwähnten Strafe zu bedrohen. ♦ . 

, ■ ■ Y * * 

b *». Dafs jenes; höchst, künstliche Verfahren zur Her- 
stellung des Thatbestand.es. auf , keiner /-rechtlichen 
Grundlage beruht und die; Rechte der Angesobuldig- 

V » * 

tenin hohem Grade /gefährdet, so wie, dafs die ge- 


dachte^ Strafe der Verheimlich ungj der . Niederkunft 
allzuhärt ist, bedarf wohl keiner Ausführung. Diese 
Mängel sind nun zwar durch 246^ des N. Ent- 
wurfes i gehoben, / indem ( . darin - die -V erh-eimji- 
chungrdex Niederkunft, Falls . das Leben des 
Kindes ? oder die Tödtung desselben durch die Mut- 
ter nicht erwiesen ist, als ein eigenes Verbrechen 
behandelt * wird. Allein ein Ueberbleibsel der dem 
rev. Entwürfe Art.* 113. nzu,; Grunde liegenden Anr 
sichten findet sichr. doch noch immer in. den. Straf- 
bestimmungen j des Art* 246. Hiernach soll* nämlich - 
die Mutter wegen Verheimlichung der ^Niederkunft, 
Falk sie das Kind verborgen oder bei $eit& ; geschafft . 
hat und die mörderische Absicht nicht erwiesen ist, v 


mit: Arbeitshaus bis, zu 4 Jahren, ohne Verbergung 

t 1 * 


t 


i t 




t 


I 


> * ' * vom J. 1881. f * 45 

* ' , • , 

i • * 

des Kindes aber mit Gefängnifs bis zu 6 Monaten 

i 

bestraft werden.' Da nun die Verbergung des heim^ ^ 
lieh gebornen Kindes keinen so grofsen Unterschied 
in Bestrafung der Verheimlichung der Niederkunft 

machen kann, so mufs man wohl annehmen, dafs ■ 

, * w 

das in jener Handlung liegende Indicium den Grund* 
der härteren Strafbestimmung enthält ,*♦ wonach folg- 
lich hierin in soweit allerdings eine Verdachststrafe , 
enthalten ist. Ueberhaupt ist aber die blofse Ver*: 
lieimlichung der Niederkunft, an sich betrachtet, von 

dem v etwa darin ; liegenden Versuche ' eines Kinder- 

* . • \ % 

mordes und von der daraus * etwa entsprungenen 
fahrlässigen Kindestödtung, nicht genugsam gesehie- 

den worden. • * < ' * <• ***. 

/ 

Andere Beispiele von Verdachtsstrafen enthalten 

die Art. 334. 335; des N. Entwurfes. Jener Artikel 

• / 

bedroht nämlich eine Reihe von Handlungen, welche 
meist nur als In di eien* eines betrüglichen Banke-* 

»rot» anzusehen . sind , mit * der . Strafe des befrügli- 

* * 

chen Bankerots. Z. B. wenn der Fallit seine Han- 
delsbücher auf die Seite geschafft, oder Geld u. dgli * 
verheimlicht hat u. s. w. Alle : dergleichen ‘ Hand- 
lungen lassen sich auch aus andern Gründen, als 
aus . der Absicht, einen * betrüglichen Bankerot zu 
machen, - erklären und nur mehrere der dort aufge^ 
zählten Anzeigen > in Verbindung und Einklang, wer- 
den einen vollen künstlichen Beweis des betrügli- 
.chen Bankerots bilden, während jede einzelne der- 

« 

selben nur den Verdacht der Absicht,' die Gläubiger 
zu betrügen, erzeugen kann. Der Art. 335. hinge- 
gen bedroht mit der Strafe des einfachen (leichtsin- 

i 

. » 

t * 

* * i / 
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\ » / • 

nigen) ’ Bankerots , mehrere fahrlässige Handlungen, 

welche zwar als Ursachen der eingetretenen Zah- 
lungsunfähigkeit angesehen werden können , solches 
jedoch nicht immer und nothwendig sind. ? Der Ar- 
tikel verstöfst also gegen den Grundsatz , wonach zi* 

• einem culposen Verbrechen die -Gewifsheit des Cau- 
salzusammenhanges zwischen der fahrlässigen Hand- 
lung und. der eingetretenen Erfolge * gehört, und 
gründet folglich die Strafdrohung auf die blofse An- 
nahme dieses ursächlichen Zusammenhanges, mithin 

• i • 

auf blofse Rechtsvermuthung und Verdacht. Unter 
den in beiden Artikeln aufgezählten Handlungen fin- 
den sich zwar mehrere, die schon, an sich betrach- 
tet, für strafwürdig zu halten, und daher zur Bedro- 
hung mit deiner angemessenen Strafe geeignet sind; 
nur können sie nicht schon als der betrügliche oder 

leichtsinnige Bankerot selbst angesehen und mit der 

0 

Strafe dieser Verbrechen belegt werden. 

• VI. Beschränkung der von Amtswegen 
vorzunehmeaden * Untersuchung und Be- 
strafung. , . , jsi \ *, 

- - ../Die Strafgewalt ist die selbstthätige Erhalterin 
der Rechtsordnung. Sie bedroht die Handlungen, 
welche diese Ordnung stören oder gefährden, durch 
Gesetz mit Strafe, und Untersucht und bestraft die 
Uebertretungen .dieser Gesetze nicht um des belei- 
digten Einzelnen, sondern um des Ganzen willen, 
indem sie die Rechtsordnung überhaupt zu sichern 
verpflichtet ist, .und daher auch' die Verletzungen 
^Einzelner stets nur von Seiten ihrer Gemoingefähr^ 
lichkeit auffafst. Es ist deshalb ein unbestreitbarer 


\ 

V 


I 


Digitized by Google I 


♦ 


vom I. 1881 . 


47 


x r 

Be chtsgrun dsatz, dafs die Ahndung der strafge- 
set2widrigen Handlungen von Amtswegen geschehen 
Urals und nicht» durch die beliebige und in vielen 
«Fällen gar nicht zu erwartende Aufforderung des 
-einzelnen Beleidigten bedingt ist. Eben so gewifs 
ist es jedoch, dafs diese Regel durch gewisse Aus^- 

»ahmen zu beschränken sei, wie sich denn deren 

• / , • 

auch in älteren und neueren Gesetzen mehrere de- 

* * ^ • 

Stimmt finden. Hiernach kann es«« also nur noch 
darauf ankommen, den GYund und die Grenzen 

dieser Ausnahmen zu untersuchen; * Der Grund der- 

- \ 

' selben liegt nun aber nicht etwa in einer Entsa- 
gung oder Genehmigung von Seiten des, nicht auf 
Bestrafung dringenden Verletzten. *• Denn dieser kann 

4 

auf solche Weise dem Staate weder das, durch die 

bereits geschehene Uebertretung des Strafgesetzes er- 

- ’ «** 

worbene, Recht wider den Uebertreter entziehen und 
diesen so gewissermaßen begnadigen, noch den Rich- 
ter von der ihm obliegenden Pflicht zur Anwendung 
des übertretenen Strafgesetzes entbinden. Eben so 
wenig ist die angeblich geringere Gern ein ge- 
fährlichkeit derjenigen Verbrechen, welche man 
vom amtlichen Einschreiten auszunehmen pflegt, als 
ein haltbarer Grund der Ausnahme zu betrachten; 
denn der geringere Grad ihrer Strafwürdigkeit könnte 
doch nur die Folge haben, dafs sie mit einer gerin- 
geren Strafe zu bedrohen wären. Wird nun auch .. 
bei manchen dieser Rechtsverbrechen, durch die 

V 9 

hinterher geschehene Entsagung,' Verzeihung oder 
Fürbitte v des ) Beleidigten die Gemeingefährlichkeit 
oder Strafbarkeit gemindert, so ist dieses doch nur. 
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• * 

0 • 

als ein Grtmd der Strafzumessung,'; nicht -aber afe . 
jein hinreichender Grund d?r Straflosigkeit anzuse- 
hen. Der wahre Grund der von» der Regel des 
amtlichen Einschreitens zu machenden Ausnahmen 

r ' ► 4 

besteht vielmehr in der aus einer von Am tsw egen , 
geschehenden Untersuchung und Bestrafung mancher 
Verbrechen für den Staat, selbst , unmittelbar oder 
mittelbar, entspringenden Gefahren .‘oder Nachthei- 
len. Wenn -nämlich diese Nachtheile^ gröfser sind, , 
als *. der aus der unterbleibenden,. Anwendung de# 
Strafgesetzes zu besorgende Schaden, so handelt 'der 
Staat folgerichtig, indem er in dergleichen Fällen 
nicht amtlich einschreiten läfst. * So schützt ,z. B. der 
Staat, für welchen die Ehe von so grosser Wichtig- 
keit ist, das Recht auf eheliche Treue durch Strafr 
gesetze. Wenn nun aber der Richter, den Ehebruch 
stets von Amtswegen untersuchen , .hierdurch . dem, 
vielleicht in einer glücklichen Unwissenheit lebenden 
Ehegatten mit indiscreter Hand die Augen öffnen 
wollte, so würde dadurch die Familieneinigkeit ge- 
stört und die Trennung der Ehe, an deren Erhal- 
tung doch dem Staate selbst gelegen ist, herbeige- 
führt werden. .Eben .so würde durch amtliche Un- 
tersuchung naturwidriger Arten der Unzucht, der* 
gleichen Brutalitäten eine die Sittlichkeit gefährdende 
Oeffentlichkeit gegeben werden. In beiden Fälleft 
würde also der Staat unmittelbar leiden. . Wollte fer- , 
ner der Strafrichter die Nothzucht und' die Schän- ,* 
düng von Amtswegen in Untersuchung ziehen >. so 
würde er die der Gfcnothzüchtigien oder Geschände- 
ten widerfahrene, Beschimpfung veröffentlichen und 

- ihr 
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ihr dadurch einen unersetzlichen Schaden an ihrer 
Ehre zu fugen , mithin, indem er im Interesse des 
Ganzen handelt, die ohnediels schon so schwer ver- 
letzte Person dem Ganzen zum Opfer zu bringen, 
wodurch dann mittelbar auch letzteres leiden wurde. 
Dasselbe gilt im Ganzen auch von den, von Milglie» 
dern eines Familienkreises gegen einander verübten 
Entwendungen 'und Unterschlagungen. Sollten end- * 
lieh die täglich vorfallenden unzähligen Injurien und 
geringeren Körperverletzungen sämmtlich ohne vor-* 
ausgehende Anzeige des Verletzten untersucht und 
gestraft werden, so würden nicht nur für den Belei- 
digten selbst aus der ihm aufgedrungenen Hilfe man- 
cherlei Unannehmlichkeiten entspringen, sondern der 
Staat würde auch genothigt seyn , eigene Gerichte 
für die groCse Menge der alsdann nothig werdenden 
Untersuchungen zu errichten ; aufs er dem ist das amt- 
liche Einschreiten bei diesen an sich meist nur indi- 
vidual gefährlichen Handlangen bei IV eitern nicht so 

noth wendig, als bei andern, Theiis weil bei den sei- 

• 

ben so Vieles von der subjectivea Ansicht und dem , 
Gefühle des Beleidigten abhängt, Theiis weil Inju- 
rien und Körperverletzungen, Falls der Beleidigte 
sich dabei beruhigt , von ihrer Gemeingefäbrlichkeit 
so Vieles verlieren, dafs der aas ihrer amtlichen Ahn- 
dung zu hoffende Vortheil für die Rechtsordnung 
durch jene Nachtheile weit Überwegen werden würde. 
Während nun bei allen diesen V" erb rechen der oben 
'angegebene Grund der Ausnahme von der Regel des 
amtlichen Einschreitens ein tritt und sie daher an sich 
allerdings zu einer solchen Ausnahme geeignet sind, 
20. Band. ' 4- 
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/ , 

mufs doch die Ausnahme w egf allen, ' so , oft als 

der Grund derselben aus einer, im Allgemeinen be- 
stimmbaren Ursache nicht vorhanden ist? Diefs fin- 
det aber Statt, wenn entweder das Verbrechen unter 

•» • 'S 

solchen . Umständen verübt wurde, welche die Ge- 
meingefährlichkeit desselben sehr erhöhen und das 
amtliche Einschreiten zur Erhaltung der Rechtsord- 
nung > nothwendig machen. - Z. B.« wegen des verur- 
sachten öffentlichen Aergemiss es, sowie wegen Stö- 
rung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit, oder wo 
wegen der bereits vorhandenen Offenkundigkeit der 
That die hieraus für den Verletzten oder für das 
Ganze entstehenden Nachtheile durch Unterlassung 
des amtlichen Einschreitens nicht abgew endet werden 
können, oder endlich wenn der Beleidigte durch das 
Verbrechen selbst in eine Lage versetzt worden ist, 
wo er entweder nicht klagen konnte, oder nicht zu 

• * N 

klagen wagte, wie z. B. bei der widerrechtlichen Ge- 
fangenhaltung. 

' Vergleicht man mit diesen Grundsätzen die Be-., 
Stimmungen des neuesten Entwurfs, so finden sich 
solche denselben im Ganzen völlig entsprechend. Ins- 
besondere ist es zu billigen, dafs nach Art. 266. bei 
der widerrechtlichen Gefangenhaltung die Untersu- 
chung und Bestrafung ' von Amtswegen allgemein 
Statt findet, während solches vermöge Art. 233. des 
R. Entwurfes nur während der Dauer der Freiheits- 
beraubung eintreten sollte. 

Die grofse Wichtigkeit des vorliegenden Natio- 
nal- Werkes wird eine so ausführliche Anzeige recht- . 
fertigen. , . 
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(Dr. Göschen) Grondrifs etc. 

Eine weitere Prüfung der die einzelnes Arten 
der Verbrechen und Vergehen » betreffenden Bestim- 
mungen verbietet der Raum dieser Blätter. 

Bauer. 


Grundrifs zu Pandecten -Vorlesungen. Mit beige- 

w 

fügten Citaten und eingeschalteten einzelnen 

Erörterungen. Für die Zuhörer des Verfassers. 

« 

Göttingen bei Vandenhoeck und Ruprecht. 1831. 
383 SS. 8. 

Scheint zwar der vorliegende Grundrifs nicht für 
das größere juristische Publicum, sondern nur für 
den engem Kreis der Zuhörer des Verfassers be- 
stimmt zu sevn, so enthalt er dennoch so manche 
treffliche und lehrreiche Erörterung für das erst er e, 
und selbst für Geschäfftsmänner, dafs schon aus die- 
sem Grunde eine Anzeige desselben in diesen Jahr- 
büchern nicht fehlen darf. Um so mehr würde aber 
ene solche in denselben vermilst werden müssen, - 
als der Verfasser — es ist nämlich Hr. Hofrath Dr. 
Göschen in Göttingen, der berühmte Herausgeber 
des echten Gajus, dem wir das Buch zu verdanken 
haben — so einstimmig als einer der ausgezeichnet- 
sten Beförderer unserer Wissenschaft genannt wird. 
Rec. glaubt daher, nicht sowohl wegen dieser An- 
zeige, wohl aber defshalb auf Entschuldigung rech- 
nen zu dürfen, wenn er sich in den Grenzen einer 
blofsen Anzeige zu halten denkt, da es ihm — 
einem Geschaff tsmanne — als Anmafslichkeit 
vorgeworfen werden könnte, wenn er sie durch ße* 

4 * 


« 
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urt hei lang eines solchen, lediglich dem theoreti- 
schen Unterrichte gewidmeten Werkes eines aka- 
demischen Lehrers, überschreiten würdd. » 

. * s 

- Das System, welches dem Werke zu Grunde 
liegt, ist folgendes. An der Spitze desselben steht v 
eine Einleitung, welche sich über den Begriff des 
gemeinen Rechts, über Pandekten -Vorlesungen und 

das Verhältnifs derselben zu dem Begriffe des ge- 

> 4 9 

meinen Rechts, und über die Bestandteile der Ju- 
stinianischen Gesetzgebung, sowie über deren heu-, 
tige Anwendung verbreitet und zuletzt die nöthigen 
■ Literamotizen mittheilt. Dann folgt : E r s tes B u*c h. 
Allgemeine Lehren, in acht Capiteln, welche 
von den Quellen des Rechts, von den Personen, von 
den Sachen, von den Handlungen, von den Rechts- 
verhältnissen, von der Sicherstellung, Verfolgung 
und Wiederherstellung der Rechte, von der Berech- 
nung derZeit und von dem Besitze handeln. Zwei- 
tes Buch, Sachenrecht, in fünf Capiteln, näm- 
< 

lieh : von dinglichen Rechten überhaupt, von den 
einzelnen dinglichen Rechten, namentlich vom Ei- ' 

. genthume, und von den das Eigentum beschrän- 
kenden dinglichen Rechten, als a) von den Servitu- 
ten, b) von der Emphyteusis und von der Super- 
ficies, c) von dem Pfandrechte. Drittes Buch,- ' 
Obligationenrecht, in neun Capiteln: I. von 
«len Obligationen, A. von der rechtlichen Natur der 
Obligationen, B. von der Entstehung der Obligatio- 
nen, C. von, der Aufhebung der Obligationen, IL 
von den einzelnen Obligationen, A. von den Obli- 
gationen aus Verträgen, a) von den Haupt vertragen, 


*. ^ 
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*) von den nach römischem Rechte zu den Real- 

¥ 

contra den gehörigen Haupt vertragen , ß) von den 
Consensualcontracten des römischen Rechts, y), von 
andern Haupt veit ragen , b) von den Neben vertragen. 
B. Von den Obligationen aus Vergehungen , C. von 
den in die Reibe der vermischten Fälle gehörigen 
Obligationen. Viertes Buch, Familien recht, 
in drei Gapiteln, nämlich von der Ehe, von dem 
Verhältnisse zwischen A eitern und Kindern, und von 
der Vormundschaft. — Das Erbrecht ist nicht 
mit aufgenommen ; wahrscheinlich deishalb , weil, 
wie Rec. vernommen hat, dieses Gegenstand einer 
besondern Vorlesung des Hm. Verfassers ist. 

Die einzelnen Capitel zerfallen nunmehr in die 
nöthigen Unterabtheilungen und Paragraphen, streng 
£ 7 steina lisch geordnet, wie sich Solches erwarten 
liefs; ihre Rubriken hier anzugeben, wurde unange- 
messen seyn. Es möge daher nur angedeutet wer- 
den , dafs jedem Paragraphen die Citate aus den 
Rechtsquellen , aus welchen deren Inhalt , dessen 
Ausführung dem mündlichen Vonrage überlassen ist, 
genommen ist, untergesetzt, und zugleich dabei, wo 
es erforderlich war, auf die neueste civilistische Li- 
teratur verwiesen ist. Aber nicht auf Citate der 
Rechtsquellen allein beschränkt sich die Gabe des 
Verfs. , häufig sind die Stellen selbst in extenso, mit 
kurzen exegetischen oder kritischen Bemerkungen 
und mit Fingerzeigen über ihre wahre Deutung ver- 
sehen; und eben so häufig Enden sich einzelne - 
dogmatische Erörterungen eingeschaltet, welches Bei- 
des, wie oben schon bemerkt, dem Werke 2 ux gröfs- 


54 Eduardus Bücking, 

\ • ' s . • 

ten Zierde gereichen, und es daher sogar dem Ge- 
schäfftsmanne brauchbar und wichtig machen. IM eh- 
rere derselben sind als wahre Abhandlungen zu be- 
trachten, wie z. B. S. 28 flg. über die mehrfache 
Verwandtschaft, die durch die nöthigen Schemata 
sehr verdeutlicht ist; S, 63 flg, über die Verjährung; 

, S. 86 flg. über das praktische Verhältnis der civil en . 

Ctjmputation zur natürlichen \ 4 S, 108 flg, über die 
. Ersitzung; S. 141 flg. über die einzelnen Servituten; 

S. 163 flg, über einzelne Pfandrechte und deren Prio- > 

xität; S. 299 flg. über die Unverbindlichkeit von Ver- 

\ • 
trägen, die 'eine Leistung an einen Dritten, oder 

von einem Dritten bezwecken; S. 241 über die Wir- 
kungen der Novation; S. 299 über einzelne Obliga- - 
tionen aus Vergehungen u. dergl, mehr, 

Spang enb erg. 

t . 
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MHNETMATSIN BIBAION T. Dosithei 

■ 

4 m 

Ma.gistri interpretamentorum li- 

1 ' i 

• ber tertius. * Ad fidem codicum manuscripto- 
rum Vossiani Sangallensis et Scalige- 
. rani atque editorum librorum ope nunc pri- 
mum integrum edidit commentariis indicibusque 
instruxit Eduardus Böcking. Bonnae apud 
Adolpbum Marcum. 1831. 8. XXX u. . 120 SS. 

» 

Dosith eus Magister wird gewöhnlich für 
, den Verfasser eines wahrscheinlich ursprünglich la-~- 
teinisch geschriebenen, dann in das Griechische über- 
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• 

t ragen en, und aus diesem in das Lateinische zurück- 
übersetzten, grammatischen Werkes in drei Büchern 

gehalten, deren beide erste, welche bis jetzt, eini- 

* 

g es Wenige bei Valckenaer (Miscell. Obss. VoL X. 

« 

Tom. 1. p. 112 — 114) ausgenommen, noch nicht 
abgedruckt worden sind, aus Glossarien bestehen; 
in deren drittem aber zum Behufe lateinischer Sprach- 
übungen für Griechen (s. Lib. III. Adria ni sent. §. 1.) 
die Anfänge verschiedenartiger Bücher mitgetheilt 
werden. Da diese Fragmente mehreren Wissenschaf- 
ten angehören, blofs das erste und dritte in die Ju- 
risprudenz einschlagen, so waren auch nur einzelne 
derselben durch den Druck bekannt gemacht wor- 
den. Ais sich daher der durch Bearbeitung mehre- 
rer juristischer Privatarbeiten des Alterthums rühm- 
lichst bekannte Hx. Prof. £. Böcking, zum Behufe 
des in Bonn unter seiner Leitung erscheinenden Cor- 
pus juris antejustinianei mit den in jenem dritten 
Buche überlieferten beiden, die Rechtswissenschaft 
berührenden Fragmenten beschäftigte, und sich ihm 
bei dieser Gelegenheit mehrere Hilfsmittel zur Her- 
ausgabe der anderen Fragmente dieses dritten Buches 
darboten (s. praef. p. XXVJLI. XXVIII.), so entschlols 
sich derselbe, das ganze dritte Buch des Dositheus 
demnach zum ersten Male vollständig herauszu- 
geben. 

lieber die ihm dabei zu Gebote siebenden Hilfs- 
mittel unterrichtet uns der Herausg. in der praefatio, 
in welcher er zuerst des Dositheus Zeitalter bemerkt, 
und warum er sich der Mühe der Lebensbeschrei- 
bung jenes „hebetis sdoli stolidive ludimagistri" 


I 
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überheben zu können glaube. Hier hätte vielleicht 
. auf das von Anderen, zumal von F. A. Schilling. 

(dis§, critica de fragm. iuris Romafni Dositheano de- 

. • / 

nuo graece et latine edito. P. I. Lips. 1819) p. 9 ff. 
Über diesen Schriftsteller Mitgetheilte verwiesen wer- 
den können. ’ Die Handschriften , welche gegenwär- 
tiger Ausgabe zu Grunde liegen, sind die drei auf 
dem Titel erwähnten, die einzigen bis jetzt bekann- 

i # 

teil, welche, da auf ihrer Benutzung besonders der 
eigentümliche Werth der Ausg. des Hrn. B. beruht, 
von' a uns eben so wohl, wie Jenes Ansichten, über 
dieselben genauer aufzuführen sind. 

Von der ersten,' dem cod. Sangallensis N. 
902., hatte Niebuhr im Jahre 1826 bei seinem Auf- 
enthalte in St. Gallen eine Abschrift genommen, und 
diese noch am Tage, vor seinem Tode dem Freunde 
• des Herausgebers, Hrn. J. Classen, von welchem 

Jener eine Ausgabe des ganzen '‘Werkes des Dosi- 
theus hoffen läfst , geschenkt. Diese Abschrift nun 
benutzte Hr. Bücking. Derselbe hält den cod. San- 
gallensis, rücksichtlich dessen er jedoch weder selbst 
eine Beschreibung gibt, noch auf die Anderer ver- 
weist, für eine in Frankreich (s.jiag. IX) im 10. 
oder 11. Jahrhunderte geschriebene Handschrift - (G. 
Hänel, catalogi p. 715, gibt auf v. Arx Aussage das 
neunte an)/ und theilt nach ihr eine Uebersicht des 
• Inhalte» und der Capitelanfänge der ersten Hälfte 
, des Dositheanischen Werkes mit (p. IX — XIV). Die- 
ser Codex stimmt von da an, wo er mit dem Vossi- 
schen gleichen Inhalts ist, einige wenige Kleinigkei- - 
' ' ten ausgenommen, so überein, (p, XIV) „ut alter • 
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ab aliero nisi in litteris «, a et r {> £ et w, o et a, 
v et oi, t et 0, qoibos uleruae lere promiscue uti 
solet, non recedat/’ 

w 

% 

Von der andern Handschrift, dem codex Lei- 
densis, vulgo Vossianus, den Hr. B. für auch in 
Frankreich geschrieben hält, und übereinstimmend 
mit der ihm brieflich mitgetheihen Ansicht voa 
J. Geel, dem dieses Werk chen zugeeignet ist; aber 
der Meinung von Valckenaer und Rover entgegen, 
(während der catalog, Bibliothecae publ. xiniv. Lug- 
duno-Batavae. L. B. 1716. fol. pag. 395. blofs be- 
merkt; Liber satis anliquus,) vor das eilfie Jahrhun- 
dert nicht setzt, folgt pag. XV — XXI eine genaue 
Beschreibung. Diesen, medicinische und naturhisto- 
rische Schriften Anfangs enthaltenden, codex radiu. 

hält der Herausgeber, gegen Schiiiing’s An- 
sicht, für die Mutterhandschrift der von Jac. Gronov, 
diss. ad qualuor fragm., quae ex AeiiiMarciani primo 
regularum libro in Pand. supersont L. B. 1759. in 
Dan. Fellenberg jurisprud. anticua. Bernae 1761. 
T. II. p. 630 ri., erwähnten Abschrift des Job. Fr. 
Gronov, Gedachte Handschrift, die einzige, welche 
das dritte Buch vollständig gibt, liegt unserer Ausg. 
za Grunde, daher auch ihre Spalten am Bande und 
im Texte mit der gewöhnlichen Bezeichn an gsart 
sorgfältig angegeben sind. 

Das dritte Manuscript, das des Scaliger, enthält 
von dem Schriftsteller blofs die disputatio forensis de 
manumissionibus , und flofs nach des Herausgebers 
Ansicht (p. XXII) entweder aus derselben Quelle, wie 
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das Exemplar des Claüd. Puteanus, oder aus diesem 

. Exemplare selbst. ’ > , 

In einem nun (pag. XXII) folgenden Verzeich- 
nisse nennt Hr. B., die von ihm benutzten Ausga- 
ben, auf deren vorzüglichste wir bei jedem einzel- • 
nen Bruchssücke zurückkoramen werden. Noch ist 
zu erwähnen, dafs derselbe das Wort iQfjLEvsvfiarcc 
auf dem Titel nicht willkürlich mit interpretamenta 1 

übersetzte, während das Buch bekanntlich bisher als 
1 % . . 

exercitationes aufgeführt wurde, sondern gestützt auf 

Stellen des lateinischen Textes im zweiten und drit- 
ten Buche, in denen es. so bezeichnet wird. 

i 

* Das erste Fragment : & e i o v A S q i ctv o v ano - 
(p ac e i g 3 icti e 7t i $ o X cc t. DiviAdriani sen- . 
tentiae et epistolae, gab Henr. Stepha- 
^ , nus (glossaria duo etc. col. 299 — 805) unter dem 

Titel: Hadriani sententiae.. 'Aüqiuvov cltc oyutiEiq,, im 
fahre 1573 zuerst aus einem , wahrscheinlich verlo- 
rengegangenen , von den jetzt bekannten sehr ab- 
weichenden, Codex heraus. Einzelne Stellen verbes- 
serte Cujacius (Obss. XIV. 33. XXI. 5. 6.7.9.10.) 
.nach der St. Gallner Handschrift. Derselben folgte 
auch vorzüglich M. H. Goldast in seiner 1601 er- 
schienenen, mit einem kritischen und exegetischen 
Commentare ausgestatteten Ausgabe, welche auch 
Schulting (Jurisprud. vet. antejust. p. 855 — 879), 

J. A. Fabricius (Biblioth. Graec. V. XII. p. 514—554) 
u. A. wörtlich abdruckten. Die beiden oben erwähn- 

> 

ten , dieses Stück enthaltenden Mss«, der cod. Voss, 
u. Sangall., und jene drei eigenthümlichen Kritiker, 

sind nun vog. Hm. Prof. Bücking auf das Sorgfäl- 

/ ■ 

i 

' - . ' r . 
' . * 
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V 1 

tigste zur Sichtung und Vervollständigung des Textes 
benutzt worden, jede Abweichung dieser Quellen' ist 
in den Noten verzeichnet, die falschen Angaben, z. 

B« §. 9. not. 14., berichtigt, und unverbesserlichen 
Stellen ist’ durch Conjecturen nachgeholfen worden, 
z. B. §, 11, Beiläufig sei zu der not, 16. in §. 9. 
bemerkt, dafs in der Angabe der abweichenden Lese- 
art des Stephanus pag, 12. nach: sui juris, die 
Worte; quae quum peteret, Hadrianus in- 

. V 

terrogavit, ausgelassen sind, obgleich derHerausg. 

die griechischen : r 'Axivct ajtcaxovvxag , r AÖQLuvog i}qg)~ 

rrjasv > richtig aufgeführt hat. Jene gewissenhafte 

kritische Behandlung des Textes, die sich durch das 
* ' , 
ganze Werk gleichbleibt, erregt .aber um so mehr 

den Wunsch, dafs es doch dem Herausgeber möchte 
gefallen haben , auch eine exegetische Erklärung, 
wenigstens eine kurze Verweisung auf die vorhan- 
dene zu geben, Denn obgleich diese Sammlung der 
Entscheidungen und Briefe Hadrian’s im Allgemei- 
nen für das Rom. Recht nur von einem untergeord- 
neten Werthe ist, so hat doch schon Cujac, a. a. O. 
und eben so Goldast im Commentare gezeigt, wie 
dennoch einzelne Stellen der Berücksichtigung nicht , * 

unwerth sind, was in noch weit höherem Grade von 

• . , < 

dem anderen ' juristischen Fragmente gilt. Doch 
vielleicht hat sich der Herausgeber diefs für einen 
anderen Ort Vorbehalten. * 

Eine hierauf pag. 22 — '24 folgende, bei Goldast 
* mit §. 17. u. 18. bezeichnete, gröfsten'Theils sinn- 
lose praefatio Dosithei, so wie die in besserem 
Griechisch verabfafsten 18 fabulae Aesopiae, von 
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pag. 25 — 38., liegen zu sehr aulser dem Bezirke 
dieser Jahrbücher, als dafs • wir hei ihnen verweilen 
könnten. Nur diefs sei bemerkt, dafs der Herausg., 
durch den dieselben gröfsten Theils zum ersten Male 
an das Licht gebracht worden sind, da sich bei Gold- 
ast blofs ein Th eil der ersten Aesopischen Fabel fin- 
det, weil die St. Gallner Handschrift in ihr bei den 
Worten: slg noXvv cäqct, in multo aere, abbricht, 
und da Valckenaer blofs diese erste und die zwei'"' 
letzten bekannt gemacht hat, jenen Stücken dieselbe . 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt gewidmet hat. 

• Der für uns wichtigste und interessanteste Theil 
der ganzen Sammlung ist unstreitig das pag. 39 — 64 
mitgetheilte * Fragment : GvyyQccfiazav v o fi i- 

sc 6 v fi a X l a tc s q i eXev&sqcogschv, dispu- 
tatio forensis maxime de manumissio- 
nibus. So nämlich überschreibt der Herausgeber 
das bekannte Bruchstück, das Cujacius erwähnt als 
reliquias eines Icti in der Handschr. des Parlaments- 
rathes Claudius Puteanus. Es wurde zuerst im Jahre 

i - 

1573 der Mosaycarum et Rom. LL. collatio ange- 
hängt, von P. Pithoeus mit 'Anmerkungen im la- 
teinischen Texte herausgegeben, und darnach mehr- 

inalsj bei Schulting unter dem Titel: Fragmen- 

^ * 

tum regularum ex vetere Juriscönsulto ; aber im 
Jahre 1739 zuerst vollständig in griechischer und la- 
teinischer Sprache' vort M. Rover unter der Auf-' 

. % /schrift: Fragmentum veteris Jurisconsulti.de juris 
speciebus et manumissionibus etc.; am Neuesten je- 
, doch von F. A. Schilling a. a. O. — Titel, Ur- 
sprache und Verfasser dieses Werkes sind gleich un- 

t * ' 

V 
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gewifs. Die vom Herausgeber angenommene Ueber- ^ 
schrift begründet derselbe (s. pag. XXIV. 39. 41.) 
auf folgende Stelle des Fragments : 


tu avtfnovta 7CQog ttjv 
ayoQuv, 

7j iv ßovkevrrjQtfp, ovöevl ivxoSia) rjörj uq£o[icci. 

• . « * * • 

Sed nunc jam , qnae promisi , qnae pertinent ad forum, 
aut in curiam, nullo impedimento jam nunc incipiam. 

0 #* H * * * 4 > 


. . f I 

AKK vvv , a v7t£Cxo(iriv , 


Augenscheinlich hat aber Dositheus die Titel der 
ausgezogenen Werke weggelassen, und so scheint es, 
da sie mit einiger Ge\vifsheit : doch nie restituirt wer- 
den können , wohl am Zweckmäfsigsten sich der be- 

X 

kannten, früher von Anderen gebrauchten zu bedie- 
nen, um nicht durch neu aufgestellte eine* leicht 
mögliche ‘V erwirrung und Unsicherheit herbeizufüh- 
ren. Die Sprache und den Verfasser anlangend, be- 
kennt sich der Herausgeber (pag. 38) auch zu einer 
von der des Hrn. Prof. Schilling abweichenden An- 
sieht. Der durch eine auffallende Menge von Lü- - 
cken und offenbare Unrichtigkeiten äufserst entstellte 
und mangelhafte Text bedurfte um so mehr der 
treuen und sorgfältigsten Behandlung des Herausge* 
bers, als die beiden Mss., welche dieses Fragment 

t 

enthalten, aufser dem Vpssian. der cod. Scalig. , von 
mehreren der früheren Herausgeber ziemlich nach- 
lässig und unzureichend benutzt worden sind. Dar- 
um mufs man es auch dem Hrn. Prof. Böcking um so 
' gröfseren Dank wissen, dafs er diesem Mangel nicht 
hur durch eigene, in die Noten verwiesene, öder mit 
Klammern bezeichnet e, in den Text aufgenommene, 
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Conjecturen abzuhelfen gesucht <bat,* sondern auch 
- die Leseart der Mss. öfters vollständig im Zusam- 
menhang e hat abdrucken lassen , so dafs auf diese 
Art jeder Dritte eben so gut, als lägen die Hand* 

Schriften vor ihm, an’ diesen Stellen sein Heil ver- 

« « 

suchen kann. Eine völlige Herstellung des Textes 
kann aber wohl nur von dem Auffinden neuer Hand* 
Schriften erwartet werden. Da der Herausg. auch 
stets die Conjecturen und Ansichten anderer Bear- 
beiter vollständig angibt, so hätte wohl mit gleichem 
Rechte die Bearbeitung des lat. Textes in der Juris 
civilis ecloga etc. Pari«. 1827. pag. 123 berücksich- 
tigt werden sollen, zumal in deren Vorrede pag. VI 
ausdrücklich bemerkt ist-: „nos autem in latina ver- 
sione, quaedam aliquando obscurior.a cprrigi posse 

credimus.’* Auf gleiche Weise vermifst 'man §. 6* 

* 

(§.8.) die von Ger.. Meermann (spec. animadv. critic. 
in Caji.instit. im Thesaur. T. VII. .p. 677) und von 
A. D. Trekell (kl. deutsche Aufsätze v. Trekell, ge- 
sammelt von C. G. Haubold. 1817. p. 71) aufgestellte 
Ansicht; so wie §. 9. (§. 11.) not. 10. die des Letz- 
teren a. a. O. p. 75. ' . - , 

Die nun folgenden Bruchstücke, sämmtlich nicht 
juristischen Inhalts, sind die von Valckenäer schon 
früher edirte v y iv ov yevsaXoyia, Hygini 
genealogia, von pag. 65 — 72, bisher nicht ab- 
gedruckte T q ca i n a , Belli Trojani enarrä- 

tio pag. 73 — 88, und pag. 89 — 95 ein gleichfalls 

% < 

noch nicht bekannt gemachtes Verzeichnifs von Re- 
densarten des gemeinen Lebens , überschrieben : 
n zqi <sw(tgQO(prjg 7 de c^nversatione; 

» \ 

I - . 

„ / 

\ * • • 1 
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Dr. G. Karl Treitschke, etc. 

zaOfju^Qivi] evvagQoqtfj, cotidiana c o n- 
versatio. An der Bearbeitung der beiden erste* 
ren Abschnitte hat des Herausgebers oben erwähnter 
Freund, Hr. C lassen, einigen Antheil ($. praef. 
pag. XXVIII). Das ganze, auch durch Druck und 
gutes Papier sich auszeichnende. Werkeben beschlie- 
fsen endlich: in die es l. nominum proprium, 11. re* 
rum et verborum, III. grammaticus vocum formula- 
ramque insolentiorum. - ' 

Gust a v Hän el. 

i 

V 


$ 

Alphabetische Encyclopädie der Wechselrechte 
und Wechselgesetze von Dr. Georg Karl 
Treitschke, Beisitzer der jur. Facultät zu 
Leipzig. Leipz. 1831. bei Job. Ambros. Barth. 
Bd. L, A — L, 596 SS.; Bd. II., M — Z, 838 SS. 
gr. 8. 

Nicht mit Unrecht hat man alphabetische 
Handbücher der Rechtswissenschaft für Eselsbrücken 
erklärt, auf welche beschränkte oder arbeitsscheue 
Menschen sich verlassen; allein es würde sehr un- 
passend seyn , wenn man von dieser Regel gar keine 
Ausnahme gelten lassen wollte, und gerade *bei dem 
Wechselrechte möchte für solche Handbücher 
manches Empfehlende sich anführen lassen. Der 
Bearbeiter dieser Wissenschaft mufs Weltbürger 
in dem Sinne seyn, dafs er Bekanntschaft mit den 
positiven Wechselgesetzen und den Handelsgebräu- 
chen aller dvilisirten Länder der Erde beurkundet; 
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. V ' 

denn der Schlendrian früherer Jahrhunderte, wo man 

' • ’ * 

gewohnt war,* ein halbes oder ganzes Dutzend ein- 
heimischer Wechselordnungen auszuschreiben und 
eben so vielen sog. Autoritäten, die oftmals> nicht 
über die Schwelle ihres Studirzimmers, oder doch 

I ‘ „ X. 

nicht über die engen Grenzen ihres Geburtslandes 
geschaut hatten, blindlings zu huldigen, kann' jetzt, 
wo die Wissenschaft Gemeingut der gebildeten Män- 
ner aller Nationen geworden , nicht mehr genügen ; 
es würde aber zu weit gegangen seyn, wenn man 
von dem, der das Wecbselrecht wissenschaftlich be- 
arbeitet oder praktisch anwendet, erwarten wollte, 
dafs - sein Gedächtnifs ihn überall sicher werde 

leiten können. Ganz besonders wird aber eine al- 

• * 

pbabetische Bearbeitung dieser Wissenschaft . dem 

__ i 

Kaufmanne nutzbringend seyn, der nicht immer 
alle Hilfsmittel dazu beisammen haben kann, >vohi 
aber oftmals schnell sich Rath erholen mufs, ohne 
einen sachkundigen Rechtsgelehrten in der Nähe zu 
haben. • Das Unternehmen des Hrn. Tr. verdient 
darum gewifs volle Anerkennung seiner Nützlichkeit. 
Diese Nützlichkeit ist überdiefs noch durch die in- 
nere. Einrichtung des vorliegenden Werkes bedeu- 
tend v erhöht worden. Der Verfasser handelt näm- 
lich jede einzelne Materie des Wechselrechts zusam- 
menhängend, also das Ganze nur in wenigen 
Artikeln ab, indem er durch sog. blinde Artikel und 
Verweisungen das Aufsuchen der einzelnen Rechts-., 
sätze zu erleichtern sucht, und gewifs verdient diese 
Einrichtung volle Anerkennung. Was die Eigen- 
schaft dieses Handbuchs als eines Repertoriums 

der 
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der Wechselg* setze betrifft, indem unter dem 
Schlagworte eines jeden mit Wechsel gesetzen verse- 
henen Landes oder Platzes nach ge wiesen wird, wo 
jeder einzelne Abschnitt seiner Wechselordnung darin 
zu finden, so hat der Verfasser zwar Recht, wenn 
er meinl, die kostspieligen Werke von Siegel, Uhl 
und Zimmer 1, nnd das mühsame, zum Theil mit* 
Schwierigkeiten verbundene Sammeln der vielen 
neueren,, darin nicht enthaltenen Wecbselgesetze 
dem Praktiker . dadurch entbehrlich gemacht zu ha- 
ben; allein es läfst sich auf der anderen Seite doch 
auch nicht verkennen , dafs die Anschaffung seines 
Werks dadurch sehr vertheuert worden ist. Ich bin 
der Meinung, dals es besser gewesen wäre, die Wecb- 
selgesetze in einer besondern Sammlung, neben 
dem Handbuche, abzudrucken, wodurch, wie mir 
scheint, für das Ganze weniger Druckbogen nö- 
thig geworden , * die Besitzer jener Sammlungen und 
separater Abdrücke neuerer^ Wecbselgesetze aber 
nicht gezwungen gewesen wären, dasselbe noch- 
mals mintukaufen* . Mindestens möchte es nicht nö- 
thie gewesen sevn, bei auf s er deutschen Wech- 

° ° J 4 «M** — ■» ~ - * * 

selgesetzen den Originaltext und eine deutsche Ue- 
bersetzung zu geben. 

Ueber die Ausführung im Einzelnen kann liier 
nicht gründlich gesprochen werden; denn dazu wür- 
den mehrere Bogen erforderlich seyn, welche ich nicht 
in Anspruch nehmen darf. Im Allgemeinen mufs 
man dem Hm. Tr; zugestehen, • dafs er mit Ein- 
und Umsicht geschrieben habe; mein würde aber un- 
billig seyn , * wenn * man bei allen Artikeln gleiche 

20. Band. 5 
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Gründlichkeit und Umsicht der Bearbeitung vertan- 
' gen wollte. Kleine Unrichtigkeiten hier und dort 
wird der Verf. gewifs selbst schon 'unter der Hand 
berichtigt haben , z. B. dafs im Grofsherzog- 
thume. Hessen gar kein Wechselgesetz 'eristire 
(I. 441)» Die Literatur des Wechselrechts ist mit 
• " * guter Auswahl fleifsig benutzt. 4 Auf eine Kritik der 
gegen mich gemachten Ein würfe verzichte ich um 
so lieber, da ich mich in der eigenen Lage befinde, 
als Schriftsteller, gröfsten Theils solche Gegner zu 
haben, denen es zwar nicht an Einsicht und Kennt- 
nissen^wohl aber an Ruhe und kaltem Blute fehlt, 
von welchen Einige sogar, wohin ich jedoch Hrn. 
Tr. zu rechnen keine Veranlassung finde, 'so unver- 
träglicher, ja bissiger Natur -sindy da£s sie es nicht 
über sich gewinnen können, einem Anderen auch 
ein Wort und ein bescheidenes Plätzchen fcu gön- 
nen.. — Der Druck des Werkes verdient besonde- 
res Lob, und wird gewifs auch dazu beitragen, dem- 
- selben* recht viele Freunde zu verschaffen. 

' ’Dr. Bender in Frankfurt. * 


n. 

Nachweisung der Recensionen und An- 
zeigen in anderen Zeitschriften. ' 


1) In den gött.-gel. Anzeigen, iahrg. 1832. 
St. 8. S. 73 — 77. . . ’ 

’ Hermeneutik des röm. Rechts * und Einleitung in 


\' 
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'das Corp. jur. dv. im Grundrisse. Mit einer 

Chrestomathie von Quellen, von Walther Friedr. 

. Clossius. Leipzig 1831. 8. 

* • ■ * "■ » 

Der Plan, nach welchem die Hermeneutik hier 

behandelt ist, wird kurz angezeigt. Der an die Her- 
meneutik sich anschlielsende Grundrifs gebe blolse 

^ ^ * . > m « 

Andeutungen des unter einzelnen Paragraphen vor- 
zutragenden Stoffes, jedoch mit reichlich beigefugten 
Verweisungen aut die s. g. Literatur. Diese Literar- 
notizen seien mit grofsem Fleifse und der wün- 
a-rhenswerthesten Genauigkeit zusammengetragen und 
erhielten dadurch einen besonderen Werth, dafs sie 
zum gröfsten Thfeile * aus Autopsie geschöpft seien 
und man sich auf ihre Richtigkeit verlassen könne. 
Die Chrestomathie solle nicht blofs dazu dienen, zu 
den verschiedenen Regeln der civilistischen Herme- 
neutik die Böthigen Belegstellen zu geben, sondern 
auch überhaupt aus dem gesammten Quellenvorrathe 
des röm. R. bis auf Justinian eine Auswahl von Stel- 
len mit zu th eilen , wobei es besonders darauf abge- 
sehen sei, durch die Quellen des vorjustinianischen 
Rechts die Exegese des justinianischen Rechts vor- 
zubereiten und zu erleichtern. _ ^ 

• - 

G. g. A. 1832. St. 33. S. 328. * ’ 

Commentatio ad legem L de legatis I. Auct. H. 

Hof statte r. Monaciu 1829. 4. * 

Der Verb wolle die von Cujas vorgeschlagene 
Emendation des §. 1. dieses Fragments: nocebit, 
statt non nocebit (Obss. II. 7.- XVI, 82.) nicht 
gelten lassen; die neue Erklärung aber, durch welche 
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er . die gewöhnliche Leseart. zu vertheidigen meine, 
sei sehr geistlos. . (R ec. B.) 


» . ^ f i r 

2) In den heidelb. Jahrbb. d. Lit. Jahrg. 
1832. H. 1. S. 39—41. *' . . ? - ! 

, r - *.*• • f * W 

, * - . { . *j • # ’ ^ */ * *# I 

Handbuch des gemeinen und baierischen Lehn- 
rechts. v. Dr. Phil. Jos. Mayr. Landsh. 

••30/ XI ^ l . ^ . . 1 II»; i '«*» '/ !;T 

1831.8. 

’ - : J...: * 

^ Iß . Rec. glaube versichern zu können, dafs der Verf» 
den Forderungen, die. man seinem Zwecke gemäls 

an ihn machen dürfe, auf eine rühmliche Weise Ge- 

' # 

nüge geleistet habe. Ueberall sei die neueste Inter 
ratur mit Fleifs angeführt und benutzt worden; nir- 
gends werde man die gesetzlichen Beweisstellen ver- 
, missen; die Ordnung, in welcher die einzelnen Leh^ 
ren aneinander gereiht seien, entspreche vollkom- 
men dem unter .ihnen Statt findenden inneren Zu- 

♦ i i » • * • 1 _ .. .■*■«.. #./, r » «■ * f * 

sammenhange. Doch könne es .nicht fehlen, dafs 

man bei einem solchen Buche auf einzelne Stellen 
stofse, in welchen man Etwas . vermisse , und auf 

* * 4 ' ^ ^ f - ♦ * * « '* . 4. 4 ***-• • 

einige einzelne Aeufserungen , die man- nicht unter- 
schreiben könne. (Rec. Zachariä.) . 


* i fl 


heidelb. Jahrbb. 1882. Heft 2: S. 146— ^1 56. ; 

_ * * 

Dr. H. L. Lippert, Annalen - des katholischen, 
. protestantischen ^ und jüdischen Kirchenrechts. 
H. 1. Frankf.;18§L 8. * *' • \f ' 

sr. Nach Mittheilung. : des Plans der Zeitschrift (1. 
Abhh. , 2. Kritik, der neuesten Lit., ,3. die neuesten 
Verordnungen); _av erden die in dem ersten Hefte ent- 
haltenen Abhandlungen einer kurzen Kritik unter- 
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worien. Der Anfang berechtige zu schönen und er- 
freulichen Hoffnungen. 

heidelb. Jahxbb. H. 2. S. 205 u. 206. 

9 

_ m 

Guil. Ed. Wilda, de libertate romana, qua urbes 
Germaniae ab imperatoribus sunt exomatae, diss. 

- Halis. 1831. 8. 

Das Resultat des Verfs. sei: Städte mit der li- 
beitas rom. sind „regales urbes, quae sub speciali 

imperatonun tutela erant.” 

*► 

3) In der Leipz. Lit. Zeit. Jahrg. 1831. Nr. 
291. Sp. 2321 — 2325. 

1. Das röm. Privatrecht in ausführlicher tabella- 

* m * 

rischer Darstellung, von\Dr. Adolph K. H. von 

- 'Hartitzsch. "Leipzig 1831. 8. 

2. ** Versuch einer tabellarischen Darstellung des 

bürgerl. Processes, von A. IL H. v. Hartitzsch. 
Leipzig 1828. 8. < 

t * Cer Verf. sei zu dieser Dars teilungsart durch 
die Absicht bewogen worden, seine Schriften sowohl 
für ausführliche akademische Vorlesungen, als auch 
bei ' der specialen Vorbereitung auf das - mündliche 
Examen zu einem Leitfaden für Examina torien und 
Repetitorien geschickt . zu machen. Die Wahl des 
Gegebenen, so wie der Charakter des Ganzen, liefsen 
jedoch den zuletzt angedeuteten Gebrauch als Haupt- 
augenmerk erscheinen. Das System, welches er in 
seinem röm. Privatrechte befolge, sei den Hauptum- 
rissen nach das Hauboldsche, die weit ero Abführung 
meist aus Glück’s Pandekten- Commentare entnom- 
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i 

• » 

men. Die Anlage des Ganzen Könne gewifs nur 
zweckmäßig genannt werden. Bei dem zweiten 

Werk«, über den bürgerlichen Procefs werden nicht 

• > ^ 

durchgeführte systematische Ober^- und Unterabthei- v 
lungen, sondern für jeden' Gegenstand einzelne, für 
sich bestehende, Tabellen gegeben, welche blofs im 
Allg, in 4 Haupttheile zerfallen. Das Muster, wel- 
ches dem Verf, hierbei vor Augen schwebte, seien 
die von dem Domherrn Klien schon seit einer Reihe 
v von Jahren zum Grunde seiner Vorlesungen geleg- 
ten, bis jetzt nur handschriftlich verbreiteten, latei- 
nischen Monogramme über sächsischen Procefs, (Rec, 
M, Krieg el.) ' 



, L, L« Z, 1831, Nr, 297 u, 298, Sp, 2369-2379, 

# 1 * < t * * * . , * 


Grundsätze des Kirchenrechts der katholischen u, 
evangelischen . Religionspartei in Deutschland, - 
von K,- F, Eichhorn, Bd, I, Göttingen 


1831. 8, 




. Während wir in der neuesten Zeit durch Walter 

und v, Droste-Hülshoff classische Werke erhalten 

\ ' 

haben, welche die katholische Kirche in ihren bei- 
den Hauptriohtungen, der curialistischen und episko-. 
palen, repräsentiren können, fehlte es uns bisher an. 
einem in protestantischem Geiste geschriebenen Wer< 
ke, das diesen zur Seite gestellt werden könnte, - Ein? 

solches nun haben wir in dem vorliegenden ohne 

♦ * 

Zweifel erhalten, Wenigstens stehe es an Vollstän-% 
digkeit, Gründlichkeit, kritischem Geiste und leben- 
diger Darstellung hinter keinem seiner Vorgänger 
zurück, ' Wenn es dagegen an eigentlicher Gelehr-r 


* , ^ ' 
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samkeit und an Reichhaltigkeit des Stoffes von an« 
dern, namentlich von dem Waltexschen Compendium, 
übertroffen scheinen möchte, so liege diefs lediglich 
an dem Plane, den der Yerf. befolgt habe, und der 
gewils auf guten Gründen beruhe. Der Verf. habe 
sich nämlich die Aufgabe gestellt, die Grundsätze 
des Kirchenrechts der beiden christlichen (Haupt-) 
Religionsparteien, wie sie jetzt praktisch gestaltet 
sind, aus den Quellen zu entwickeln, sich aber 
dabei auf den Rechtszustand beider in Deutsch- 
land beschränkt. Hierdurch würde zunächst alles 
kleinliche Detail, so wie alle rein literarhistorische 
Untersuchungen ausgeschlossen ; wogegen auf die 
Entwickelung der Principien, welche den einzelnen 
kirchlichen Einrichtungen und Rechtssätzen zu Grun- 
de liegen, ein vorzüglicher Fleifs gewendet w*orden 
sei Aus jenem Plane sei es ferner zu erklären, dals 
Literatur nur sparsam und bei besonderer Veranlas- 
sung hinzugefügt sei; dagegen seien überall die Quel- 
len gewissenhaft angeführt. Auch wollte und konnte 
der Verf. nicht eine Darstellung des parti cularen 
deutschen Kirchenrechts, sondern nur eine Einlei- 
tung in dasselbe geben, in sofern die Einzelheiten 
des particularen Kirchenrechts immer schon aus den 
von ihm entwickelten Grundsätzen verstanden und 
angewendet werden können. Ueber die Anordnung 
des Stoffes lasse sich zwar noch nicht urtheilen ; in- 

» » . * w T *. 

dessen müsse schon bei dem vorl. ersten Bande rüh- 
mend bemerkt . werden , dafs der Verf. nicht nur, 
wo es anging , protestantisches und katholisches- Kir- 
chenrecht mit einander verbunden, sondern auch das 
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sog. äuisere oder Kirchen -Staatsrecht von dem inne- 

• * 

ren so wenig als möglich getrennt habe. - Die ent- 
schieden historische Richtung desVerfs. gereiche der 
Darstellung um so mehr zum Vbrtheile, als der Stoff 
des Kirchenrechts, mehr als aller anderen Rechts- 
theile, von der Art sei, dafs er nur auf rein histori- 
schem Wege begründet und verstanden werden könne. 

Nur scheine der Verf. zu weit zu gehen, wenn er 

* % 

das Naturrecht als Quelle des prakt. Kirchenrechts 

« . 

gänzlich verwerfe. Jene historische Richtung * zeige 
sich aber Theils in der Behandlung jeder einzelnen 
Lehre, Theils darin, dafs dem ganzen Werke eine 
historische Einleitung vorausgeschickt sei , welche 

• * f • 

.nicht nur eine Geschichte der Kirchen Verfassung,' 

« * _ • tr 

sondern hauptsächlich auch eine Geschichte der Or-* 
gane für die Rechtsbildung, namentlich der bisch öfli- 

< r 

chen Jurisdiction und der gesetzgebenden Gewalt in 

* 

der Kirche, so wie endlich die Geschichte der Rechts- 
quelle selbst umfasse. Hiemächst zeichnet Rec. hoch 
einiges Einzelne aus, was ihm Theils neu, Theils 

r 

zweifelhaft oder unrichtig erschienen sei. 

L. L. Z. 1831. Nr. 312. Sp. 2489 — 2496. 

♦ Der Verkehr mit Staatspapieren im: In- und Aus- 
. .. lande. Von Br. Joh. Heinr. Bender. 2. Au sg. 
1830. 8. * *-» - 

0 

In der Hauptsache liege dieser zweiten AufL der 
Plan und die Ordnung der Materien der ersten (als' 
Beilagenheft zu Bd. VIII. des Arch. f. dv. PraT. 

'Heiddb. 1825. erschienenen) zu Grunde. Doch sei 

« 

die Ausführung bedeutend erweitert, und darum diese 
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♦ 

zweite Aufl. eigentlich als ein ganz neues Werk an- 
zusehen. Namentlich gelte das von der Einleitung, 
wo der Verf. eine Menge $ehr interessanter statisti- 
scher und staatswirthschaftlicher Notizen mittheile, 
von denen in der ersten Aufl. ganz und gar Nichts 
enthalten sei. Der Verf. sei eifrig bemüht, seinem 
Werke die möglichste Vielseitigkeit zu geben, ifhd 
bei der Behandlung seines Stoffes alle Seiten aufzu- 
fassen, die in juridischer und legislativer Beziehung 
dabei zu erfassen seyn werden. Auch sei sein leb- ' 
Haftes Streben nach Gründlichkeit und Richtigkeit 
der anfgestellten Grundsätze nicht zu verkennen. 
Schade nur, dafs er hier und da Etwas zu juridisch- 
dialektische Merkmale und Entscheidungsgründe für 
gewisse Behauptungen suche, welche bei einer ge- 
nauen Prüfung doch nicht ganz die Kritik befriedi- 
gen, oder doch wenigstens noch allerlei Zweifel 
übriglassen«. 

L. L. Z. 1832. Nr. 1—6. Sp. 1 — 42. 

* 1. Die Institutionen -Commentare des Gajus. Aus 
dem Lat; übersetzt und mit Anm. begleitet von 
' : ' Christ. Ulr. Hans Freih. v. Brockdorff. Bd. L 
Schleswig 1824. 8. 

2. Die Institutionen des Kaisers Justinian in vier 
Büchern. In’s Deutsche übersetzt von Dr. W. 

M. Rofsberger. Berlin 1829. 8. 

3. Das Corpus juris civilis, in’s Deutsche übersetzt 

♦ 

von einem Vereine Rechtsgelehrter u. herausgeg. 
von Dr. Kail Ed. Otto, Dr. Bruno Schilling, 


f 
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* 

. 0r. C. F. F. Sintenis als Redactoren. Leipz. 
Bd. I. 1880. B<L 1L H. 1—3. 1831. 8. . v 

1, Die Brock dorffsche Uebersetzung des Gajus 
sei bis zu Ende des ersten Bandes gediehen uni 
schliefse sich in der Regel treu an den Text der er- 
sten Berliner Originalausgabe (1820), den sie jedoch 

bei Erscheinen der zweiten (1824) verlasse und die 

« 

defshalb nötbigen Abänderungen in einem starken 
Anhänge nachliefere. Mit unverkennbarem Fleifse 
und oft nicht ohne Glück bemühe sich der Verf., 
lückenhafte Stellen lesbarer zu machen, lasse aber 
besonders in dieser ‘Hinsicht die Gegenüberstellung 
des Originals um desto dringender wünschen, als die 
sehr gewissenhafte Mittheilung der wahren Beschaf- 
fenheit der kranken Stelle bedeutenden Platz in den 
Anmerkungen wegnehme und das Auge durch das 
Umblättern vieler Seiten so ermüde , dafs man wohl 
bald zum Gajus selbst greife , oder die ganze sonst 
so nützliche Vergleichung liegen lasse. Noch nöthi-- 
ger wäre aber die Beifügung von' Columnentiteln 
mit Ueberschriften , Buch - und Paragraphen - Zahl 
gewesen , so wie die Trennung der Anmerkungen in 
kritische und exegetische, von denen nur erstere un- 
ter dem Texte der Uebersetzung, letztere aber am 
Ende des Bandes stehen dürften, da bei der jetzt 
obwaltenden Einrichtung der Text durch 10 bis 20 
Seiten lange Anmerkungen so 'unterbrochen werde, 
dafs man ‘ erst nach langem Umhersuchen auf den 

4 * » , t i t * _ -• * t „ 

gesuchten Paragraphen stofse. Der Ton der Ueber- 
setzung sei im Ganzen sehr gut getroffen* und auch 

* ' * - // 
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ohne Beiziehung deT Urschrift werde der Leser ziem- 
lich tauschend die körnige, nicht zu lakonische, oder 
zu breite Sprache eines beliebten ‘Handbuches der 
alten Juristen wiedergegeben Enden. Auf die so 
wichtige und doch nicht selten mit unübersteiglichen 
Schwierigkeiten verbundene Umschreibung der Kunst - 
ansdrücke sei viel Fleifs verwendet, wie nicht allein 
die oft sehr glückliche Wahl derselben, sondern auch 
die darauf bezüglichen Erörterungen in den Anmer- 
kungen beweisen. Sehr zu billigen sei das wörtliche 
Beibehalten von nicht wohl übersetzbaren W örtern. 
Oer sehr weitläufig gearbeitete Commentar sei seiner 
Faßlichkeit wegen eine wahre Zierde des Buchs und 
«icher nach dem Master von B ailh orn-Rosens 
trefflicher Bearbeitung des Titels de dominio aus 
Ulpians Fragmenten (Lemgo 1822) entworfen; Rec. 
wisse aus der ganzen neueren civilistischen Literatur 
zum ersten Anfänge des Quellenstudiums und vor- 
züglich znm Lebergange von den sog. hnmanioribus 
zur Jurisprudenz, fähigen Studirenden keinen bessern 
Führer, als Rosens Arbeit und den Rrockdorffscheu 
Commentar zu empfehlen. - 

2 . Rofsberger’s Institutionen -Uebersetzung liege 
zwar Bücher 1 * Ausgabe (Erlangen 1826 ) als Text zu 
Grunde, nehme aber bei dem gegenüber befindli- 
chen; Textesabdrucke nicht unerhebliche Aenderun- 
gen vor, unter denen sich die reichhaltigen Allega- 
tionen des Ga jus und der locorum similium in Pan- 
dectis, so wie der legum allegatarum Codicis, als 
eine dankenswexthe Zugabe fanden. Sehr mühsam 
werde die Beurtbeüung der Aendeiungen im Texte 
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durch das gänzliche Fehlen von Bemerkungen kriti- 
scher und exegetischer Art, besonders da die einzige 
hierher gehörige Stelle der Vorrede leider nur zu 
sehr im Allgemeinen bleibe. Eine äufsere Bequem- 
lichkeit, die Beisetzung von Columnentiteln , werde 
schmerzlich vermifst. Irgend eine Aehnlichkeit mit 
der Brockdorffs eben Arbeit sei dem Rec. nirgends - 
aufgestofsen, obgleich nicht selten ganz gleiche Stel- 
len des Urtextes Vorlagen. Der Brockdorffschen 
strengen Methode entgegengesetzt, trete Rofsberger 
gleich als Paraphrast auf und bringe ^ durch freie ' 
Wendung des Ganzen einen recht gefälligen und 
fliefsenden Vortrag hervor. Die Behandlungsart der 
Kunstwörter sei im Ganzen sehr gut getroffen. 

5. * Doppelt * schwierig erscheine eine gerechte 
Würdigung der Leistungen der Uebersetzer des Corp. . 
jur. civ., sowohl wegen der räumlichen Ausdehnung 
des Ganzen, als vorzüglich auch wegen der Menge 
der Mitarbeiter, welche, mehr oder weniger an Fä- 
higkeiten und Kenntnissen gleich, das Colorit der 
Sprache, ihre Ansicht von Bildung des Grundtextes, 

die Nüancirung der Kunstwörter und das Beifügen 

9 * » • 

oder Weglassen von erläuternden und rechtfertigen- 
den Anmerkungen, nach Vollendung der jedem Ein- • ■ 

zelnen zugetheilten Partei von meist 1 bis 6 Büchern 

• * * - » • . 

wechseln. Wohl hätte nun die' bessernde Hand der 

% # 

Redaction das Abschleifen der am Meisten hervor- 
springenden Ecken besorgen, vorzüglich aber vor v 
Anfänge der Arbeit ein genaues Schema der maschi- 
nen- und ordonnanzmäfsigen Gleichheit der Kunst-* 
/Wörter , ‘ so wie das Mafs der unterzulegenden * An- 
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und Anzeigen in anderen Zeitschriften. 71 
* • * 
merkungen entwerfen und,^ an alle Mitarbeiter, zu 

unbedingter Befolgung vertheilen sollen, um wenig- 
stens eine formale Einheit zu erzielen. Hier • und 
4a, vorzüglich aber ,mt 18. Buche der Pandekt^iy 
fänden sich Anmerkungen- der- Redaction. Der bi*. , 
her in den Institutionen und Pandekten zu Grunde 
gelegte Text sei; der des Corp. jur. civ.^ ed. A.'et 
M. Kriegei. Das stete Beifüg eu, von Golumnentitelp, 
so wie die Anordnung des Druckes,- erleichtere den 
gebrauch der , Uebersetzung ungemein. , Der Styl dey 
Uebersetzer sei im»; Ganzen deutlich und (correct*. 
Eine nur Etwas erschöpfende Beurtheilung derKunstr 
Wörter sei. im vorliegenden Ealle. schon defshalb upr 
möglich weil dj© Ansichten der verschiedenen 
bersetzer darüber divergiren und entweder stillschw t ei- 


t 


gend variiren*, oder sich offen gegen einander erklä- 
ren. Die der Uebersetzung beigefügten Anmerkun- 
gen rechtfertigen dieselbe, motivixem die Aenderun- 
gen j im Originaltexte,, oder suchen dunkle , Stellen 
der Rechtsalt erthümer .und juristische CJontroyersen 
^pfzuklären und zu entscheiden; Glück’ s Commentai; 

' werde am Häufigsten benutzt :* doch aber auch von 
einigen vorzüglich sorgsamen Mitarbeitern, wie von 
M. Schneider, das Gediegenste der rechtshistorischen 
Literatur; recht auffällig aber sei die von der Re- 
" daction geduldete Ungleichheit des Mafses in Beifü- 
gung der Anmerkungen, indem zwar die Redactoren . 
selbst diese gewifs sehr nützliche Arbeit nicht ge- 
scheut, und die Institutionen, so wie die von ihnen 
und einigen Mitarbeitern gelieferten Bücher der Pan- 
dekten, gehörig damit versehen, das 15. Buch der 
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78 * ; Nachweisung der Recensionen etc. •• 

Parid. aber'blofs mit Sr, das’ ‘2. B* gar blofs mit 3 
Noten in die Welt haben treten lassen, da doch das 
4. B. der Pnnd. mit 162 .Noten aüsgestattet sei. Sehr 
lobenswerth sei das Bestreben der Redaction, schwie- 
rige Stellen durch beigefügte Zeichnungen 2 u erläu- 
tern. Die hiernächst folgende Beleuchtung des Ver- 
• fahrens der Uebersetzer bei Constituirung des Ufr 

«V * ^ » 

textes sblle durchaus nicht eine Ehrenrettung des 
Refc., sondern des streng-historischen, in älterer und 
neuerer Zeit so schmählich verletzten Princips phi- 
lologischer und juristischer Kritik $eyn,‘ welche nicht 

eher zu Aenderung eines einmal angenommenen 
* ^ • • 
Grundtextes schreite, als bis sich derselbe auf keine 

Undere Weise durch Interpretation retten lasse, wozu 

nun eine Reihe* von 95 Nummern gegeben 'wird, 

* * • 9 

welche nach des Rec. Erachten entweder durch Ver- 

• .. » < ^ / . 

wechselung eines Glossems mit dem schwerem TTmrt** 
oder durch Unkenntnifs des älteren Sprachgebrauchs, 

r 9 • .4 • • • 

ferner durch vernachlässigte Vergleichung noch echt 

• • ■ i ( 

erhaltener Quellen und endlich durch Uebersehen 
älterer Erklärungen und Paragraphen •hervorgerufen 
worden seien. (Rec. Dr. A. Krieg el.) 
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Rechisgesetzgebung des GH. Hessen -etc. 79 

m. 

Uebersicht der Rechtsgesetzgebung des Grofsher- 
zogthums Hessen unter dem Grofsherzoge Lud- 
wig I. von den Jahren 1790 — 1830. 

(Fortsetzung.) 

-J ‘ . • - * 

Dritter Abschnitt. 

* % . « » * — 

CiriURecbt 

Bei dem Antritte der Regierung des Landgrafen 
Ludwig des Zehnten, nachherigen Grofsherzogs Lud- 
wig des Ersten, war (und ist noch jetzt) die Grund- 
lage der Civiigesetzgebung das gemeine Recht als 
subsidiäre Rechtsouelle, jedoch vielfach* modificirt 
durch einzelne Statutarrechte , das Ländrecht der 
Obergrafschaft Katzenelnbogen, das Solms er 

Landrecht u. s. w. und eine Reihe von einzelnen 

• * 

Verordnungen. Ob es nun gleich von Anfänge an 
Wunsch des Regenten war, seinen Landen eine ein- 
fache Civiigesetzgebung durch ein, dasselbe umfas- 
sendes, Landrecht zu geben, so stellte sich doch 
Theils die Zerstückelung der einzelnen Gebietsteile, 
Theils der Drang der Zeit diesem wohlthätigen Un- 
ternehmen hemmend entgegen , , und obgleich seit 
dem Jahre 1815 sich mit der Arrondirung des Grofs- 
herzogthums friedliche Zeiten vereinigten, *) so er- 


*) Unter dem 4. November 1816 wurde folgendes landesherr- 
ikhe Edict erlassen: „Ueberzeogt von dem Naehtbede, wel- 
chen der -unvollkommene Zustand der bürgerlichen Gesetz- 
gebung and die grofse Verschiedenheit der geltenden CivH- 
gesetze in dem Gro fsherzogtimine vertalafst, haben Xnr * 
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80 Rechtsgesetzgebung des GH. Hessen c» 

\ 1 ' % ' * * / ‘ " ; * 

zeugten sich doch neue ^Schwierigkeiten , besonders 

/ 1 4 » 

durch die, bis auf den Grund reichende, .Verschie- 

.*'■ j , . * } , />f» f » ~ *rt j<» . ^ • ‘/j7* fj ** — j 

denheit der Gerichtsverfassung und der Gesetzgebung 
der Rheinprovinz von der der. älteren Provinzen des 
Grofsherzogthums und bis auf diesen Augenblick ha- 
ben dessen Bewohner keine gemeinschaftliche Ge- 
setzgebung für Ihre bürgerlichen Rechtsverhältnisse. 

• • * ' '> • Dagegen 


* 7 


• .r t * t 

:r . > .t . ..>-•* i 

, schon früher Unsere landesväterliche Fürsorge diesem wich- 

tigen Gegenstände gewidmet. Die emgefcretene Ruhe nach 
- politischen Stürmen gestattet es nunmehr, auch diesen Zweig 

* s der Staats Verwaltung einer durchgreifenden 1 Verbesserung zu 
j fl unterwerfen und Wib finden um so mehr Uns hierzu bewo- 
gen, da es- Unser Wunsch ist, durch Gleichförmigkeit der 
^ Gesetzgebung das Band * zwischen Unsern alten nn^ neuen 
Unterthanen auf beiden Seiten des Rheins vester zu knü- 
pfen. * üVir haben daher gnädigst befohlen, ein neues CiviF- 
/fi. Gesetzbuch für das gesammte Grofsherzögtfrom statt al- 
.H*» ler jetzigen privatrechtlichen Normen uod eine neue Civil- 
; Procefs-Ordnung zu entwerfen. Dar bet jenem das 
bürgerliche Gesetzbuch für die Erbländer der östreichischen 

1 1 f . | ‘i “<#•* v ^ II 7 T * t X * * ' *+ 

Monarchie zor wesentlichen und allgemeinen Grundlage an- 
genommen werden' soIT*, und die zur Bearbeitung der neuen 
Gesetzgebung berufenen Staatsdiener unvorzuglicir dahin 
. 4 - ' sidi vereinigen werden y so haben Wir die Zuversicht, dafs 
,• Unsere geliebten Unterthänea bereits im Jahre 1S18 die 
Wohlthat einer gleichförmigen, ihren Bedürfpissen und dem 
Zustande der Cultur angemessenen, Civiigesetzgebung wer- 
den geniefsen können.” 

Bis jetzt ist es indessen erst an Vorbereitungen ge- 
kommen. tJ , 

8 . . - Vergl. Hesperos v. J.1830. ISumiper 173 — 176.: 

* 

„ Geschichte der Vorbereitungen zu einer umfassenden Civil- 
und Criminalgesetzgebang für das Grpfshereogthom Hessen” 


. * 
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unter dem Grofsherzoge Ludwig I. 61 

Dagegen wurden während der vierzigjährigen 
Regierung des Regenten einzelne, das fr Privatrecht * * 

betreffende Gesetze erlassen. 

• % 

Durch eine* Verordnung vom 2. Juli 1790 wurde ' 
vorgeschrieben : ‘ 

• , • " n * ' 

1) dars alle Geldaufnahmen und Anleihen der 
Öfficiere dergestalt ungiltig seien, dafs ihre Gage 
und Dienst effecten kein Gegenstand der Executiorx 

sejn konnten; . , ' ' • * ' * 

2) dafs das Gleiche Statt finden solle hinsichtlich 

aller, nicht für Lebensbedürfnisse cöntrahirten, Schul- 
den; - . ' ' 

* , * 

3) dafs alle von Unterofficieren und gemeinen 

Soldaten contrahirten Schulden, bestimmte Ausnah- 
men abgerechnet, ungiltig und unverbindlich seien, 
wenn die Vorgesetzte Militärbehörde nicht eingewil- 
ligt habe ; ' , 

• ' * • / 

4) dafs dasselbe Statt finden solle, wenn sie Con- 
tracte über unbewegliche Güter abschlössen. *) 


*) Diese Verordnung, die sieh auch abgedruckt findet bei 
V. v. Zange nt Beiträge zum deutschen 'Rechte* ThI. 2» 
Giefscn 1792. S. 299 — 305. und ; 

Eigenbrodt: Handbuch der Grofsherz. Hess. Ver- 
ordnungen v. J. 1803 an. Bd. 2. Darmstadt 1817. S. 26 etc. 

f v 

wurde nebst einem Zusatze, welchen sie unter dem 17. April 

• .1818 erhielt, durch ein, anf Anregung der Stände erlassenes 
Gesetz vom 25. Februar 1824, welches normirt, anf welche 
,Art ein Abzug an der Gage oder Löhnung Statt finden soll, 
und in wiefern eine Execution an den Effecten eines Offi- 
ciers zulässig ist, (Gegenstand derselben sollen alle zur 
20. Band. ■ 6 
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82 Rechtsgesetzgebung des GH. Hessen 

« • Eine Verordnung vom 19. Juni' 1790 ♦) wurde 

dahin erlassen, dafs bei allen willkürlichen Verstei- 
gerungen liegender Güter alles Abtriebsrecht alsdann 
cessiren solle, wenn dabei' alle Formen einer c^f ent- 
liehen Subbastation beobachtet worden, und nicht 
nur competente obrigkeitliche Personen dabei adhi- 
birt, sondern auch dieselbe zuvor öffentlich bekannt * 

gemacht worden seien. , 

Durch eine Verordnung vom 2. März 1795 **) t 
wurde vorgeschrieben , dafs der Lauf der Zinsen, 
während der Dauer eines Concurses, nicht sistirt sei, 
dagegen ‘ blofs die von S Jahren her xückständigen 
Zinsen mit dem Capitale gleiche Rechte geniefsen 
sollten, es sei denn, der Gläubiger beweise, dafs er 
früher gerichtlich oder aufsergerichtlich auf Zahlung 
der Zinsen gedrungen habe. - ' ' 4 

Eine Hauptjustiz - Verordnung vom 2. März 
1795 ***) hebt, abgesehen von einigen andern Be- 
stimmungen den Unterschied zwischen Dotal- und 


i e % 

Bequemlichkeit oder Luxus dienenden Besitzgegenstände 
seyn) aufgehoben. 

S. Bopp: Mittheilungen aus den Materialien der Ge- 
setzgeb. u. Rechtspflege des Grofsherz. Hessen. Drittes 
Bändchen. Darmstadt 1831. S. 11. 12. 

\ 1 * * 4 *) abgedruckt bei v. Zangen a. a. O. S. 32. 33. 

•*) Aus H ö p f n e r’s Feder geflossen. 

S. Wenk: Leben und Charakter des verstorbenen Hess. 

> Darmst. Geb. Trib. Raths Hopfner, i Frankf. 1T9T. S. 45. 

S. noch Bopp: Mittheilungen etc. 3. Bdcb. S. 13. 

- ***) Gleichfalls von Hopfner entworfen. 

Vergl. Wenk: Leben etc. i. a. O. 

' ' 

/ 
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unter dem Grobherzoge Ludwig I. SS 

Paraphernalgut ern auf und bestimmt, da ft alles Ein* 
gebrachte der Ehefrau das Privileg der dos im Con- 
curse geniefsen soll,' während Alles das, was ihrer 
alleinigen Disposition Vorbehalten worden war, kei- 
nen Vorzug geniefsen soll. Sie schreibt vor, dafs 
„ bei allen Arten von Ehegatten die Errungenschaft 
jedem zur Hälfte gemeinschaftlich seyo solle, es sej 
denn, dafs die Ehebered ungen ein Anderes bestimm- 
ten-*' Ferner bestimmt sie, was zur Errungenschaft 
zu rechnen sei, was nicht, dafs in allen Fällen, wo 
nicht erwiesen sei, dafs ein Vermögensstück von dem 

* Ehemanne oder der Ehefrau inferirt worden, das- 

— «* • 

selbe für errangen anzuseben «sei; und dafs, wenn 
keine Errungenschaft vorhanden und der Ehemann 
concorsmälsig sei, die Ehehau, sofern sie keine Han* 
dekfrau oder von keinen Handelsschulden die Rede 
sei, oder sich nicht verbürgt habe, zur Mit bezah- 
lten g der Eheschulden nicht gehaltensei. Der Schluff 
der Verordnung handelt von der Verbürgung 
Ehefrau für ihren Ehemann und von den dabei b«j 
Vermeidung der Nichtigkeit 'derselben zu beobach- 
tenden Förmlichkeiten. *) 

6 * 


*) -VergjL tob Zangen: Ueber weibliche Bürgschaften nd 
CoDcnrssacbeiL Giefsea 1804. 

— # • 

Der Anhang der ersten Abhandlang enthält S. 91 — 99 
einen Abdruck dieser Novelle. 

S. auch noch Bo pp: Miuheüangen etc. Fünftes Bdcfa. 
Dannstadt 1831. RechtsüaU litt. D. Zar Interpretation der 
ahhessischen Verordnung vom 2. März 1795 , in soweit sie 
die Verbürgoagen der Ehefrauen für ihre Ehemänner bettiftt 
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\ - - 

** r< Eine Verordnung vom 19. Januar 1805 schaffte 
den Juden-Leibzoll von allen einheimischen und von 
solchen auswärtigen Juden, in deren Lande, der Leib- 
zöll gleichfalls abgeschafft ist, ab* *) \ ‘ * *•, 

Eine Verordnung vom lli August 1805 ‘enthält 
Abänderungen älterer althessischen Gesetze in Betreff 
Öer Viehhändel sowohl zwischen Christen und Ju- 
den, als zwischen Tilden unter* sich. **) > 

Die Declaration über die staatsrechtlichen Ver- 

/ \ 

ÜSltnisse der Ritterschaft vom 1. December 1807 be- 
stimmt,^ dafs deren bestehenden und noch zu errich- 
tenden Familien Verträge und Statuten, Fideicommisse 
tihdC Successionsordnungen der landesherrlichen Be- 
stätigung unterworfen seien. ***) ' : 

•t 1 Eine Verordnung vom 28. April 1809****) schreibt 
vori 4 dafs, so oft durch Familienverträge, Fideicom- 
inisse, Testamente oder Dispositionen der Besitz von 
Gütern, : Capitälien oder Eigenthum jeder Art an die 
Bedingung gebunden worden sei, oder noch gebun* 
den werde, dafs der Besitzer sich nur mit einer Person 
Von xitterbürgigem oder adeligem Stande, oder von 
dieser oder jener bestimmten Religion vermählen 

, , • « i 

dürfe, diese Bedingungen als nicht geschrieben ange- 

, * % 

sehen werden sollen. Es dürfe daher jeder gegen- 

/ * * * . 

. wärtige oder künftige Besitzer von Gütern, deren 

* * * _ r - » * . 

Besitz bisher an die genannten Bedingungen gebun- 

» / ► * . « - 




*) Eigenbrodt: Handbuch Bd. 2. S. 253. 

**) Eigenbrodt a, a. O. Bd. 3. S. 430. 

***) Eigenbrodt: Handbuch Bd. 3. S. 413. 
***) Eigenbrodt; Handbuch S. 431. 
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, *. • ' * * , ; ’ * 

den sei, in Zukunft auch eine Person von nicht rit- 

♦ / 

terbürgigem und nicht adeligem Stande, so wie von , \ 

einer andern, als der vorgeschriebenen Religion, ohne 
Nachtheil ehelicheh und eine Klage, welche auf eine 
Nichtbefolgung jener Bedingungen gegründet sei, 
dürfe von den Gerichten nicht zugelassen werden.*); 

Eine umfassende Verordnung vom 5. November 
1809 **) enthält ; Vorschriften über Aufhebung der 
'Umheilbarkeit der Güter Colonat- und Leibeigen- * 

Schaftsverhältnisse im Herzogthume Westphalen (seit ~ 

1815 an Preufsen abgetreten)* * 

■t Durch ein Gesetz vom ?5. Mai 1811 .wurde die 
Leibeigenschaft ***) aufgehoben ****), und die Reihe 
von Rechtsverhältnissen normirt, welche durch diese 
Aufhebung erzeugt wurden. ' 

. . Eine Verordnung vom 13. Februar 1812 stellte 

die , iu " mehrern Theilen des Grofsherzogthums , 
„noch bei den Kauf- und Tauschcontraqten, über 



# ) Eine Erläuterung vom 14. October 1814^schliefot die Stan- 
desherren, als zum hohen Adel gehörig, aus und beschränkt 
die Verordnung auf den uitfteren Adel.. 

1 1 

**) Unter dem. 9. Februar 1,811 mit Modification auf das ganze ' 
Grofsherzogthum ausgedehnt und durch 2 spätere Verord- 
nungen vom labte 1813 enläutert. 

v 

*") Die Leibeigenen im Grofsherzogtluime Hessen waren keine 
glebae adscripti. Sie mußten nur dem. Leibherrn, gejvöhn- • 
lieh ohne Beziehung auf ein. Gut , gewisse Abgaben und 
Frohnden, auch das sogenannte mortuarium leisten. . 

Eigenbrodt: Handbuch Bd, 3. S. 223. 

**”) Mitte^maier: Grundsätze des. gemeinen deutschen Pri- 
vatrechts. Aufl. 4. 1830. §. 81. Note A V 
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> * . ' 

Immobilien aus älteren Zeiten herkömmlichen Wahr- 

* . * . 

Schäften, da sie dermalen , wo alle Kaufcontracte 
tiber Immobilien gerichtlich äüsgefertigt urid bestä- 
tigt werden müßten und noch das Ab- und Zn- 
schreiben geschehe, keinen Nutzen gewährten und 
nur durch die Gebühren zur Belästigung der Con- 

y r « 

trahenten dienten,” mit diesen Gebühren ab. 

'* Eine Verordnung; vom 15. Mai 1812 *) hob, da . 
die tägliche Erfahrung lehre, 'daß die vielfältigen 
Acten der, in dem ‘Großherzogthume üblichen Re- 
tracte oder Abtriebsrechte« ** ***) ) den nachtheiligsten' 
Einfluß auf den Handel , und Wandel hätten, auch . 
kostspielige Processe veranlaßt en , die in früheren 
Verordnungen enthaltenen Einschränkungen und 
Bestimmungen aber den Zweck, diese Nachtheile zu 
heben, nicht ganz erreichten, alle Arten von Re- 
tracten, Näher- und Abtriebsrechte, welche durch 

'# * 4 

Ortsgewohnheit eingeführt , pder durch Ortsstatuten, 
auch Landesverordnungen bestätigt seien, sie mögen 


*) Abgedruckt bei Eigenbrodt: Handbuch Bd. 3. S. 329. 330. 

**) Eine ausführliche Darstellung des Particularrechtlichen der 
Lehre vom Retracte enthält die erste Abhandlung im ersten 
Bande der Beiträge zum deutschen Rechte von L. G. v.Zan- 
gen. Giefsen 1788.: „Abhandlung über die Lehre vom Ab- 
triebe nach älteren und neueren Gesetzen der Fürst!. Hessi- 
schen, besonders der Fürstl. Hessen -Dannstädtischen Lan-* 
de** S. 1 — 156. Nachträge enthält der zweite Band dieser 

Schrift Giefsen 1792. S. 1--62. ' 

' k 1 

***) So war im Jahre 1809 das Verkaufsrecht der inländischen 
Metzger gegen ausländische in Ansehung der Schlachtruhe 
aufgehoben worden! 
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/ * * i ' t 

Namen haben , wie sie wollen % völlig auf. *) Am 
Scblusse.der Verordnung in der.es noch weiter 
heifst: „Ein Gleiches verordnen Wir. in Ansehung 
der, durch. Testamente oder Verträge bestimmten 

Näherrechte und Retracte so, dals nicht nur bei den, 

/ • * * « 4 ' 

Zür Zeit der Publication dieser Verordnung bereits - 
errichtet oder eröffnet gewesenen, Testamenten oder 
Verträgen das daraus erworbene Recht als nicht exi- 
stirend angesehen, sondern dafs auch jede 'Clausei 

^ I * 

dieser Art, welche einem künftig zu errichtenden 
Testamente oder Vertrage hinzugefügt werden wür- 
de, als nicht geschrieben und gänzlich kraftlos be- 
trachtet werden soll. . Der Retract der christlichen 
Unterthanen gegen die Juden, welche sich mit Im- 
mobilien ankaufen, ist ebenfalls unter den aufgeho- 
benen Näherrechten begriffen,” wird den Gerichten 
aufgegeben, keine Klage, welche einen Retract, oder 
ein Abtriebsrecht zu Grunde habe, zuzulassen, selbst 

\ ■/ j) 

dann, wenn das Recht, zu retrahiren, oder der Re- 
tractsfall bereits vor der Publikation der Verordnung 
eröffnet oder eingetreten und nur noch keine Klage 
angebracht sei. Nur bereits anhängige Processe über 
Retracte sollten ihren Lauf behalten. **) 


*) Mitterma iers Grunds, .des gern, deutsch. Privatreclits. 

Aufl. 4. §. 196. Note 21. . . 

’*) Eine Verordnung vom 19. Juuiil812 erläuterte dahin, dak 
ein solcher Retractsprocefs dann als rechtsanhängig betrach- 
tet werden solle , wenn der Richter eine Verfügung an den 
Beklagten beschlossen und demselben noch vor* der Publica- 

• tion der Verordnung insinuirt, oder dieser auch nur zur 

Vernehmlassung vorgeladen worden. 



\ 
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\ 

Eine Verordnung vom 4. Juli 1812 über das 
Gemeinderecbnungswesen, die Processe der Gemein- 
den und die Geschaffte , wodurch Gemeinden erwer- 

* 

ben oder veräufsern, regulirte die civikechtlichen 

Verhältnisse der Gemeinden, in soweit sie durch 

* . ' 1 * , 

Rechtsgeschäfte, besonders durch Anlehen, mit Drit- 

V 

ten in Berührung kommen. *) „ 

; Durch eine Verordnung vom 1. August 1818 
wurde der Vorzug, welcher den directen Steuern 
bei entstandenem Concurse gebührt,, allen, nach 
dem Steuerfufse auszuschlagenden Geldern , so wie 
allen Abgaben, welche vermöge der landesherrlichen 
, Obrigkeit und wegen des gemeinen Nutzens des Lan- 
des entrichtet werden müfsten, mithin* namentlich 
• auch den" Juden «• Schutzgeldern, den Forderungen 


— * 


9 » 


. ♦' 


V. 


) Eigenbrodt; Handbuch Bd.3. S. 175 etc. 

Dieses Gesetz bevormundet die Gemeinden durch die 

Provinzial - Verwaltungsbehörde^ Nachdem aber der Art. 45 

der Verfassungs - Urkunde vom 17. December 1820 den 

Grundsatz ausgesprochen hatte: „Die Angelegenheiten der 

Gemeinden sollen durch ein Gesetz geordnet werden, wel- 
■ x ** 

ches als Grundlage die eigene selbstständige Verwaltung des 
Vermögens durch von den Gemeinde - Gewählten , unter der 
Oberaufsicht des Staates, aussprechen >vird. Die Grundbe- 
stimmungen dieses Gesetzes werden einen Bestandteil der 
Verfassung bilden,” wurde dieses Princip durch das Gesetz 
vom 30. Juni 1821 (Gesetz, die Gemeindeordnuug betreffend) 
in’s Leben geführt. 

<’ ' > t 

S. F 1 ot e t j Historisch kritische Darstellung der Ver- 
handlungen der Stände Versammlung des Grofshcrzogthums 
Hessen im Jalire 1820 und 1821. Giefoen 1822. §. 33. S. 
232 — 242. - ' * 


Jl 


«.i 


< i 
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der Criminal - Cassen *) an in Concurs verfallenen » 

• » 

Inquisiten, auch allen indirecten Abgaben eingeräumt« 

Sie setzt vest, wie es mit der Auszahlung dieser t 

* » • 

Steuern und Gelder aus der Concursmasse gehalten 

* m - . * 

werden soll, und wie sie Jocirt werden sollen und 
bestimmt am Schlüsse, dafs die gleichen Vorrechte 
denjenigen Obrigkeiten, Gemeinden, Gelderhebem ' 
und Privaten, welche für den Gemeinschuldner öf* „ , 
fentliche Gelder vorgelegt hätten, zu Statten kom- 
men sollten. ' /**•-.-* * 

Eine Verordnung vom 21. April 1815 regulirt, 
mit Aufhebung der bisherigen Gesetze, die Ausübung 

der Fruchtzehnten - Gerechtssamen und bestimmt 

4 ^ * 0 - 

insbesondere in §. 1.: „Dem Zehentherren gebürt 
ungeschmälert derjenigO'Theil der erzogenen Früchte, ' 


. > 

*) Auf dem Landtage der Jahre 1826 u. 1827 machte ein Mit- 
glied der zweiten Kammer den Antrag, die Staatsregierung „ 
zu ersuchen , einen Gesetzesvorschlag wegen Modification 
dieser Verordnung durch Aufhebung des Vorzugsrechtes der 
-Criminal - Cassen vorzulegen, da dieses Vorzugsrecht den 
Credit gefährde, indem besonders der Hypothekengläubiger * ' 
bei aller Vorsicht nicht auf sichere Befriedigung rechnen 
könne. Von dieser Ansicht ausgehend, trugen die Stände 

L 9 

■ anf Vorlegung eines solchen Gesetzentwurfs an , was noch' • 
auf dem oämlitheu Landtage erfolgte v Das von den Ständen 
genehmigte Gesetz wurde unter dem 11. Juni 1827 dahin 
v erlassen: Die Bestimmung des §. 1. der Verordnung vom 

1. August 1813, in soweit dadurch unseren Criminal-Cassen 
rucksichtlich der Forderungen von Untersuchung«-, Deten- 1 
tions - und Abzugskosten in Concursen dasselbe Vorzugsrecht 
ertheilt worden ist, welches dem Fiscus in Ansehung der 

rückständigen directen Steuern zusteht, ist aufgehoben. ” 

* 1 « 

* ' 

* ■» # 

% r 

I ^ 

\ * 


t 
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* * * * ' , 

welchen sein Zehentrecht ausdrückt, es sei der neun- 
te, zehnte, eilfte u. s. w., so dafs, wenn die Menge 

/ der aufgebundenen Garben ein gewisses Vielfache je* 
1 * 
ner Zahlen überschreitet, oder dieselben' nicht er- 

i 

reicht, die neunte,, zehnte, eilfte Quote, auch von 
diesem Theile der Crescenz abgesondert ,' zu den 
übrigen gezogenen Zehentgarben genommen werden 
' mag, - ; 

Eine im folgenden Jahrfc (unter dem 15. August 
1816) erlassene Verordnung ertheilte den Zehent- 

i 

pflichtigen das Recht;' eine Verordnung des fiscali- 
scben Zehntens in eine jährliche, ständige Grund- 
rente zu verhandeln. *) 

* * \ • « 4 

• - l - 

» «■ \ 

*) Durch dieses Gesetz, io dessen Eingänge der Gesetzgeber 
} sagte; „Um die grofsen und mannigfaltigen Hindernisse, 

welche dem Flore der Landwirtschaft in Unseren Staaten 

* 

, ; durch die National -Bezehntung entgegenstehen, bis zu einer 

, demnächstigen allgemeinen Gesetzgebiyig über diesen Ge- 
genstand so viel als möglich zu beseitigen, wollen Wir Un- 

' *1 * i 

sere getreuen Unterthanen aus landesväterlichen Gesinnun- 
gen gestatten, die Verwandlung der Uns in den Fürstenthü- 
„■ mern Starkenburg uud Hessen (in Beziehung auf Rheinhes- 
sen heifst e& in dem Besitzergreifungs - Patente vom 8. Juli 
1816: die Reste des Feudalsystems, die Zehenten undFrohn- 
den sind und bleiben unterdrückt) eigentümlich zustehenden 
Zehnten in eine stäudige jährliche Rente nach nachstehen- 
. .. den Normen verlangen zu können;” — begannen die Re- 
formen im Zehentwesen , welche, verbunden mit andern Re*- 
fonnen ähnlicher Art, den Regenten berechtigten, in seiner 

Thronrede, womit er am 3. November die Ständeversamm- 

• * t 

lung eröffnete , zu sagen : „ Während meiner ganzen Regie- 
rung strebte ich unausgesetzt dahin, die Hindernisse zu he- 
ben , welche Berechtigungen und Rechtsverhältnissen einen 

« ' * j 

t 


X 


I 


V - 


' \ 

t 

« 
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. Durch eine Verordnung vom 21. Mai 1817 wurde 
den Unterthanen gestattet, die Verwandlung der dem 


, ■ 


b 


• i 


freien vollendeten Anbau des Bodens entgegensetzen. Eine 
Reihe von Gesetzen zeugt von diesem Streben " — und der 

V ' » , . w 

ersten Kammer die Genugtuung gaben, in ihrer Dankad- 
dresse sagen zu können, dafs noch in keinem deutschen 
Lande das Werk der Aufhebung der persönlichen Lasten 
und der Beschränkung des Eigenthums so. weit vofgeschrit-. 
ten sei, als in Hessen. ' - . 

« , .'fi ‘ t 

Vergl. Allg. juristische Leitung v. J. 182$. 
N. 102. 

Hes perus v. J. 1831. N. 10T u. 108.J „Was ist bis 

■i 

auf die neueste Zeit im Grofsherzogthume Hessen für das 
Werk der Aufhebung der persönlichen Lasten und der Ent- 
fernung der Beschränkung des Eigenthums, besonders zum 
Zwecke der Hebung der landwirtschaftlichen Cultur ge- 
schehen?” ♦ ? 

* * 

Die Gesetzgebung des Grofsherzogthums Hessen in Be- 
ziehung auf Befreiung des Grundeigentums und der Person 
voni alten drückenden Beschränkungen der Lasten , ; zusam- 
mengestellt von W. Gold mann. Darrastadt 1831. ' 

Kränke: Ueber Aufhebung, Ablösung und Verwand- 
lung des Zehnten, so wie über den Abkauf der Grundren- 
ten. Zugleich als Beleuchtung eines Aufsatzes vonSonsbure 
über die Abschaffung des Zehnten. Darmstadt 1831. 

Denn eine Verordnung vom 24. Januar 1818 ertheilte 

dieses Verwandlungsrecht auch denen, welche einer Pfarrei 

» • 1 

oder sonstigen Stiftung Zehnten schuldig seien, in der Art, 

dafs die sämmtlichen Pfarrer und Nutzniefser von solchen 

.\ - > • s * 

Stiftungen, welche von nun an angestellt würden, oder in 

v V ' \ 

den Genufs einträten, gehalten seien, sich diese Verwand- 
lung gefallen zu lassen. Ein Gesetz vom 7. Februar" 1821 
wurde gegen den Novalzehnten gerichtet und verordnet, 
1) dafs das Recht, von künftigen neuen Anordnungen einen 
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• • 

• * * * 

Regenten in den Provinzen Stafkenhurg upd Ober- 
hessen eigentümlich zustehenden Schaafweideberech-' 
tigungen in eine ständige, jährliche Grundrente zu 
verlangen, *) » 

Eine »Verordnung vom 14, März 1817 ertheilte 
der Invalidenanstalt, in Betrachte, dafs diese die Be- 
stimmung habe* eine wahre und vollkommene Staats- 
pflicht zu erfüllen, und dafs alle ihre Einwohner in 
näherer oder entfernterer Beziehung zu den Einkünf- 
ten des Staates gehörten, die Hechte des Fiscus.**) 

. ; * \ ' 


Novalzebnten za beziehen, Car das Grofeherzogthum für im- 
mer aufgehoben sei, 2} dafs jedoch, wenn an einem Grund- 

f — \ * 

stücke, welches in seiner früheren Eigenschaft aehntbar ge- 
wesen, die Form der Cultur verändert werde, die Zehnt- 
, harkeit desselben auch nach der Culturveränderung fort- 
daure, 3) dafs den Zehntberechtigten, in deren Zehntbezirke 
von nun an neue Anordnungen entstünden, dafür, da ft sie 
von den angeordneten Districten künftig keinen Novalzehn- 

* i % 

ten bezogen, keine Entschuldigung ansprechen dürften. 

Vergl. Flor et: Historisch kritische Darstellung §. 40. 
' S. 272— 275. 

Ein Gesetz vom 13. März 1824 räumte auch dem , wel- 
cher einer Privatperson zehntpflichtig ist und nun auch un- 
bedingt demjenigen, welcher einer Pfarrei oder einer Stif- 
tung deu Zehuteu verschuldet^ das Recht der Verwandlung 
desselben in eine ständige, jährliche Grundrente ein. Zu- 
' gleich schrieb das Gesetz die Normen des Verfahrens bei 
der Ablösung vor. 

*) Eigen brodt* Handbuch Bd. 3. S. 240 u. 241. ^ 

**) Eigen brodt; Handbuch Bd. 3. S. 436. ' 

Mitterm aier:* Grunds, d. gern, deutsch, Privatrechts 
§. 168. £iote 12.; „ln Hessen- Parmstadt (Ges. v. 7. Febr. 

i 


/ 
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i * * 

Eine Verordnung vom 20. Juni 1817 verbot alle 
Contracte, durch -welche der Verkäufer seine sämmt» 
liehen noch nicht geärnteten Früchte, oder die A ernte 

beatimmter Grundstücke , durch einen Aversional- • 

* 

Preis verkaufe, so wie alle Verkäufe, durch welche 
die, auf gewissen Feldern wachsenden und nach der 
Aernte zugemessenen Producte für einen, gleich bei* 
dem Verkaufe bestimmten und zwar geringeren Preis, , 
als in welchem die, Früchte damals .standen, verkauft 
würden* bei Strafe der Nichtigkeit , und drohte zu- 
gleich dem Käufer sowohl als dem Mäkler, . eine 
Strafe von 50 Reichsthalern. 

' * * r ♦ 

^ ~ Durch eine Verordnung vom 25. Februar 1818 
würde- das Mühlzwangsrecht vom 1. Januar 1819 an 
aufgehoben, und zwar dermafsen, dafs jeder Mahl- 
künde gegen' Entrichtung des durch Policeigesetze 
, und Herkommen gebilligten Mahllohns seine zu ver- 
mahlenden Früchte bei jedem Müller vermahlen las- 
, , *. ’ < 

sen könne*.. Zugleich wurde vorgeschrieben, dafs, 
wenn zwischen den bannberechtigten Mühlen eigen - 
thümern und • den bannpflichtigen Mahlkunden und 
andern , durch Aufhebung der Banngerechtigkeiten 
Vortheile gewinnenden, Müllern keine gütliche Ue- 
bereinkunft wegen der Entschädigung zu Stande kä- 
me, eine anzuordnende Cominission *) die Gröfse der 


1821) #st dieser, die landwirtschaftliche Industrie hindernde, 
Zehent aufgehoben.” 

*) Unter dem 15. Mai 1819 erschien eine ausführliche, in 15 
'§phen zerfallende, „Instruction für die znr Ausmittelung der 
Entschädigung für den aufgehobenen Mühienzwang angeord- ’ 
uete Commission.” 


* » 


/ 
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Entschädigung des Bannberechtigten, mittelst eines 
jährlich zu entrichtenden Fruchtpachtes vestzusetzeu. 
und die Vertheilung, desselben unter die Farticipan> 
ten , welche durch Aufhebung der Banngerechtigkeit 
Vortheile genössen, -zu reguliren habe./ , 

! Nachdem schon durch frühere Verordnungen die 
Ablösung der Leibeigenschaftsfrohnden oder deren 

Verwandlung in Grundzinsen gestattet worden war, 

r * 

erschien unter dem ; 8.', April 1819 ein Gesetz über 

% • 

das sämmtliche Fröhnd wesen, *) welches,! indem es 


»W» 44 


/< + 


M « } 


» A 


• , * » » 

♦) Vergl. Hesperus a. a. O. 

Ebel: Ueber den Ursprung der Frohnden und die 
Aufhebung derselben , * besonders im Grofsherzogtliume Hes- 
-'•if sen. Giefsen 1823. YI u. 160. x , ' 

o , v :Im‘ Eingänge des Gesetzes sagt der Gesetzgeber r Be- 
berzeugt von den, aus der Leistung der Natural - Frohnden 

^ * . . *• J 1 * % ^ m m m ^ ^ 

für die Frohndpflichtigen entspringenden grofsen Nacbtheilen 
und Beschwerden und von der Gerechtigkeit einer gleichen 
Vertheilung der Staatsfrohadlast, haben Wir schon seit meh- 
reren Jahren den gröfeten und bei Weitem bedeutendsten 
j.^. Theil der Staatsfrohnden in Unseren Provinzen Starkenburg 
.. und Oberhessen gegen Lohn verrichten, und diesen Lohn 
aus Unseren Staatscassen berichtigen lassen. Eben so ha- 
ben Wir auch schon in Unseren , über die Aufhebung der 

Leibeigenschaftsfrohnden unter dem 25. Mai 1611 und 25. 

*• * 9 * 

October 1815 erlassenen Verordnungen bestimmte Vorschrif- 
ten über den Abkauf der Leibeigenschaftsfrohnden oder de- 
ren Verwandlungen in Grundzinsen ertheiit. Um jedoch den 

noch bestehenden Mangel an genauen gesetzlichen Bestim- 

% 

mangen über die Staatsfrohnden abzuhelfen, und die so drin- 
gend nöthige definitive Regulirung des sämmtlichen Frohnd- 
wesens zu beschleunigen, finden Wir uns bewogen, nach- 
stehende Verordnung über das sämmtliche Froimdwestn in 
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• hinsichtlich der Amts-* und. »Gemeindefrohnden , vor- 

v t * 

läufig bei dem Status quo liefst bestimmt 1); dafs 
sämmtliche Natural -Staat sfrohnden *)' und die da- 
für entrichteten Frohndgelder, in soweit sie noch 
nicht aufgehoben seien sogleich aufhören sollten, 
unter Befreiung des Fröhnd pflichtigen von einer Ent- 
schädigung, ' 2) dafs es in Betreff der Dominal- 
und gutsherrlichen Frohnden .jeder Zeit von dem ‘ 
Pflichtigen abbängen solle, lob e» sie abkaufen öder 
in Grundzinseri Verwandeln, oder in Natur fortleisten 
wolle, während auf jeden: Fall alle ungemessenen 

i 

Frohnden in gemessene**) zu verwandeln seien.***) 



* t 4 

Unseren Provinzen Starkenborg und Oberhessen , unter Be- 
zug auf die hierüber bereits ergangenen besonderen Verord-- 


# , f 

. nnngen zu erlassen etc. ;».-i . > : ! 

*) Schon eine Verordnung vom 6* November 1816 bestimmte : 

, „Da die bisher bestandene Chausseefrohnde für den Wohl- 
stand des Landes von den nachtheiligsten Folgen ist, so soll 
diese Frohnde vom künftigen Jahre an gänzlich anfbören.” ' * 

*) Der Art. 26. der Verfassungsurkunde erhob diese Bestim- 
'* mung zum Grundgesetze: : * 

„Ungemessene Frohnden können nie Statt finden und 
die gemessenen sind ablösbar.”. ♦ 

***) Die Bestimmungen der früheren Verordnungen, hinsichtlich 
•der Leibei g enschafts frohnden, wurden im Ganzen wie- 1 
derholt , jedoch mit dem Zusatze , dafs alle unangemessenen 
- Frohnden »nach Gründen des Rechts und der Billigkeit auf 
gemessene zurückzuführen seien. ' 

Auf Anregung der zweiten Kammer der Stande auf dem 
ersten Landtage des Jahres 1820/1821 legte die Staatsregie- 
mng dem zweiten Landtage des Jahres 1823/1824» einen 
Gesetzvorschlag über Aufhebung der Jagdfrohnden vor. 

Von den Standen genehmigt und zura Gesetze erhoben. 
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<• v • ' 

\ Eine Verordnung vom 26. November 1819 ent- 
schied die -Streitfrage: . r . .» ♦ t ». 

Ob zu einer Lehns- Allodification , * *) wenn 
: der Lehnsherr und Vasalle darüber einig 
. " < sind , aufser dem - Consense der Agnaten, 

*x . euch noch die Einwilligung der lehnsfähigen 
‘ Descendenten des Vasallen sowohl, als der 
( Agnaten erforderlich .sei^? ... / 

in Betrachte der Verschiedenheit der Ansichten und 
Observanzen der beiden Lehnshöfe dahin: 

•• f „Dafs der Consens der Agnaten genüge, 

' dafs daher aufser demselben die Einwilli- 

, - « *0 

gung der lehnsfähigen Descendenten desVa- 
. sallen und jener der Agnaten weder jemals 

. ; », erforderlich gewesen, noch in künftigen Fäl- 

^ % • 0 

len erforderlich sei — und dafs es hiernach, 

*- ' hinsichtlich der bereits erfolgten sowohl, als * 

der 


hob er alle Natural-Jagdfrohnden, mit Befreiung derFrohad- 

^ v * . 

pflichtigen von der Verbindlichkeit znr Entschädigung, welche - 

die Staats casse übernahm, auf. 

• ** * • J * 

*) In den Jahren 1811 und 1812 wurde den Lehnshöfen aufge- 
■ tragen, denjenigen Vasallen, deren Lehngüter vom Landes- 
heim relevirten , bekannt zu machen , 3 , dafs der Regent 
entschlossen sei, jedem darum bittenden Vasallen sein Lehen 

entweder gegen eine billige Summe zu allodificiren,* oder 

% 

gegen einen billig zn bestimmenden Canon in ein Erbzinsgnt 
zn verwandeln und zu dem Ende mit jedem Einzelnen einen . 
Allodificationsvertrag abzuschliefsen, zu welchen^ wo Lehns- - 
egnaten vorhanden seien, deren Einwilligung erforderlich _ 

* sei . n . ^ 

... Eigenbrodt: Handbuch Bd. 2. S. 269. , 

* * . 

« “ t 

/ 

- *• ^ 

- i 
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der fexnerMnr erfolgenden Lehns- Allodifica- 
'Si tionen gehalten werden tolle.”. 

Die Verfassungs - Urkunde 'vom 17. December 
1820 enthält folgende, in das Civilxecht einschlaren* 
de, Grundbestimmungen: 

1) Das Eigenthum kann für Öffentliche Zwecke . 
nur gegen vorgängige Entschädigung , nach 
dem Gesetze, in Anspruch genommen wer- 
den (Art. 27)y *) 1 ' 

. < 4 ** y i *» >* 

. i' * 1 ■ < ’ * — 

•) Flor et: Historisch kritische Darstellung §. 35.’ (S. 245 
.. . bis 249.) * .. .. . * 

Die Ausführung dieser staatsgrandgesetzlichea Besüoh 
tnimg enthält ein Gesetz aber die Abtretung vom Privatei- 
genthmne für öffentliche Zwecke vom 27. Mai 1621, wel- 
ches, in 26 §phen zerfallend, folgende Gnmdbestimmnngea 
enthält : 

1) Wenn das Abtreten des Privaieigenthams für öffent- 

liche Zwecke im Ganzen, oder besondere Theile desselben, 
oder einzelner Staatsanstalten nach dem Aasspruche der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde nothwendig ist', so bleibt die 
Abtretung dieses Eigenthums und der dafür zu leistenden 
Entschädigung vorerst der Uebereinknnft der Verwal^nngs- 
behörde mit dem Eigentümer im Wege des gewöhnlichen 
Kaufvertrags überlassen. • *• ° * 

2) Um diese zu bewirken, wird eine Commission er- 
nannt, welche ans den Bezirksbeamten und mehreren zu 

i 

- rudern Ortsvorstande gehörigen Mitgliedern der Gemeinde, de- 
nen auf Verlangen auch Einer ans einer benachbarten Ge- 
meinde zugegeben werden kann, und einem Kunstverständi- 
gen besteht * - 

■ Bei Diesen können die Einwendungen des Eigentümers, 
dafs die Erreichung des öffentlichen Zweckes die Abtretung 
seines Eigentums nicht nothwendig mache, vorgebracht wer- 
20. Band. . 7 
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. 2) Die Fonds der milderr SUftungen zur Beför- 
' ' derung derfjottetverehrung; des Unterrichts 


v>* v 


ui, 


! - 


mi 


i • - ^ , 




* - *5i 


fL 


•ä.' 


,■ .j I Ji . w ’ *t ; *~ • *i * , 

* den, die Commission hat sie zn begutachten und sich zn- 

*' ' | » »* • '« j j 0fj) 

gleich über den Betrag der Entschädigung zu erklären. 

^jf <*»**' * v •" • ♦ r * rj » » » • | » J - 

3) Ueber die Einwendungen des Eigenthümers, welche 
idie Nothwendigkeit der Verwendung seines Eigenthnms zur 

-TB Erreichung des öffentliche^ Zweckes, oder Zweifel zum Ge- 
genstände linken, dafs der angegebene öffentliche Zweck 
wirklich ein solcher sei, entscheidet die obere Verwaltungs- 
. behörde mit Vorbehalte des Rekurses an das Staatsmiai- 
sterium. > m • — / 

4) Einwendungen des Eigenthümers gegen die Vollstän- 

digkeit der ihm angebotenen Entschädigung unterliegen der 
Entscheidung des Richters in dem. gewöhnlichen Rechts gan- 
ge; der Richter hat jedoch bei seiner Entscheidung nur auf 
den reellen, /nie auf den Aflfections- Preis Rücksicht zu 
nehmen. . . 

/ 

5) Erachtet die Verwaltungsbehörde , mit Zustimmung 
‘des Staatsministesiums, die unverzügliche Abtretung des Ei- 
gentbums zur Erreichung des öffentlichen Zwecks für noth- 
wendig, so mufs sie auch vor erfolgter richterlicher Ent- 
scheidung über den Betrag der Entschädigung*- Somme ge- 
schehen , die letztere jedoch in diesem Falle dem Bigenthu- 
mer in dem vor der Local - Commission bestimmten Betrage 

‘ wirklich angeboten und bei verweigerter Annahme in öffenf- 
, liehe Verwahrung gegeben werden. • • i 

Ein „Regulativ für die Geschäftsführung bei denaStra- 
fsenbaue und zur Instruction für die grofsherzogliche* Stra- 
fsenbaoheaaiten”: vom 4. Juli 1823 enthält besondere Be- 

• Stimmungen für die Fälle, /„dafs bei dem Cbaiisseebane die 
Verordnung vom Privateigenthume noth wendig ist”. Schon 
unter dem 29, JuK< 1791 erschien ein Gesetz welches dahin 
ging,.. dafs, wenn ein Privatgnnldbesitzer einem. Bauiostigen 
Qiudernifs in den Weg lege, er bek entstehender gütlicher 

' .<* . 

' V 


I « t 


- >V 


L 4 ? f 


-1 


• !** 


\ 


X 


x. - 


99 


unter dem Grofsherzoge Ludwig L 

• 

.** und der* Wohlthatigkeit können nur mit 
ständiger Einwilligung zu einem fremdartig 
gen Zwecke verwendet werden (Art. 44 ). ** 
Das Gesetz vom 30. Mai 1821 „Ueber die Aull 
hebung der sogenannten Fomicationsstrafen (s. Ab* 
schnitt 1. Gerichts -Verfassung) bestimmt zugleich: 
„Ein gerichtliches Verfahren, welches zum Zwecke 
hat, den angeblichen Vater eines unehelichen Kin- 
des zu entdecken oder zü überführen, findet auch 
wegen früherer, noch nicht anhängiger Fälle nicht 
mehr Statt. Es ist daher gegen denselben eine Kl*> 
ge auf Anerkennung oder Ernährung des Kindes so 
wenig, als auf Frivatsatisfaction und Kostenvergütung 
fernerhin zulässig.” *) 

Ein Gesetz vom 2l. Februar 1824, „die AuFhe- 
~ * / * , 1 
bung der Heurathsconcessionen, bei den Verheura- 

thungen amtssässiger Unterthanen in den Provinzen 

Starkenburg und Oberhessen fcetr.* , bestimmt zum 

Zwecke der „Erleichterung dieser Classe von Unter« 

thanen,*’ dafs die bei Verbeurathung derselben er- 

theilten Heurathsconcesrionen wegfallen sollten , dafs 



Vereinigung zur Abtretung des erforderlichen Grund und Bo- 
- dens gegen Entschädigung gezwungen werden könne. 

‘ VergL Eigenbrodf: Handbuch Bd. 3. S. 153. 

Vergl. Flor et: Hist. krit. Darsfelh S. 262 etc. 

Bo pp: Mittheilungen nus den Materialien der Gesetz- 
gebung und Rechtspflege des Grorsherzogthums Hessen. Bd. 1. 
Darrastadt 1830. Rechtsfall Litt C. (der in der Einleitung 
einen Abdruck dieses Gesetzes enthält) „Anwendung des 
Gesetzes vom 30. Mai 1821 über Aufhebung der sogenann- 
ten Fomie&Uoawtrafea. n 
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, m t 

jedoch die Copulation nicht eher vorgenommen wer- * 
den dürfe, bis ein von dem betreffenden Landrath e 
ertbeiltes Zeugnifs, dafs der Ehe, so viel die bürger- 
lichen Verhältnisse und die Kriegsdienstpflicht betreffe/ 
kein Hindernifs im Wege stehe, vorgezeigt werde. *)> 
Durch ein Gesetz vom 28. December 1826 wur- 
de die Bestimmung des gemeinen Rechts, wornack 
4rst mit Ablaufe des fünf und zwanzigsten Lebensr 
jahrs die Volljährigkeit eintritt, diese in Adoption 
der Vorschrift des französischen Civil - Gesetzbuchs , 

, 4 / 

(so : wie der baierischen Gesetzgebung) auf den Ab* 
lauf des ein und zwanzigsten Jahres vestgesetzt.**) n 

i V 

7 m~r Ein Gesetz vom 6. Januar 1827 ***): Die recht- 




i. 


• v. , ■ ,i * » i ♦ i 

*) Bo pp: Mitteilungen Bd. 2. Darmstadt 1830. Abh. I.: 
„Die ehelichen Verhältnisse nach den, im Grofsherzogthume 
Hessen nnd znm Theil in den benachbarten deutschen Staa- 
ten geltenden Particularrechten. Vom Advocaten Rühl in 
■ Darmstadt. ” . S. 35. Note 5. 

m. • ' • U 

***) Be» dem Vorschläge dieses Gesetzes lief* sich die Staats- 
, regierung von dem Gesichtspnncte leiten, dafs die Verschie- 
denheit hinsichtlich des Zeitpunctes der Erlangung wesentli- 
cher bürgerlicher Rechte in den verschiedenen Theilen des 
Grofsherzogthnms za vielen Verwickelungen und Collisionen 
führe, und um so mehr eine Beseitigung erheische* als für 
den Fortbestand derselben weder aus der allgemeinen Bil- 
. dungsstufe* auf der die Einwohner derselben stünden, noch 
aus besonderen Staats - und r bürgerlichen Einrichtungen zu- 
reichenden Gründe abgeleitet werden könnten und die Er- 
, fahrung gezeigt habe, dafs der frühere Eintritt der Volljäh-, 
rlgkeit in Rheinhessen sich durchaus nicht als nachtheilig ge- 
zeigt habe. 


' / 


• * ■« 


*") Vergl. AUgem. jurist Zeitung v. J. 188g. Nr. 82. r« 
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liehe Wirkung der Uebertragung von Rechten durch 
Cession betr. geht dahin: Art. 1* * „Die in den Pro- 
vinzen Obeihessen und Starkenburg" bisher zur An- 
wendung gekommenen Bestimmungen . der L. 22 u; 
23 C. mandati vel contra und der L. 2. C. de liti- 
giösis, sodann die Verfügungen des Art. 1699 des 
in ' der Provinz Rheinhessen geltenden bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind aufgehoben. Art. 2. Die Aufhe- 
bung der in dem vorhergehenden Artikel benannten 
Gesetze ist in Ansehung derjenigen Schuldner nicht 
in Wirksamkeit, welche, schon vor der Promulgation 
dieses Gesetzes von den ihnen, vermöge der für auf- 
gehoben erklärten gesetzlichen Bestimmungen , zu- 
gestandenen Befugnissen, wirklichen Gebrauch ge- 
macht hatten. Art. 3* Die bei den Gerichten in den 
Provinzen Oberhessen und Starkenburg angestdllten 
Richter, Assessoren mit und ohne Stimme, Secretäre, 


• „ Znr Geschielte der lex Anastasiana, Aufhebung der- , 
selben im Grofsherzogthume Hessen.” 

N. ' ' * 

Bei der ersten Ständeversammlung im Jahre 1820/1821 ge- 
hörte der Antrag auf Aufhebung der lex Anastasiana zu den 
.ersten, welche gemacht wurden. Er wurde auf dem zweiten 
Landtage von 1823/1824 wiederholt und hatte einen, dem 
dritten Landtage im Jahrfe 1826/1827 proponirten, von den 
Standen angenommenen, Gesetzentwurf zu Folge. Als Mo- 
tiv des Gesetzes erschien besonders, dafs die lex Anasta- 

* siana den freien Verkehr störe, mit dem Handel unvereinbar 
sei und viele Processe herbeifuhre. . Ueber einen Vorschlag 
zur Aufhebung der lex Anastasiana an die gesetzgebende 
, Versammlung der Stadt Frankfurt vergl. allgem. juristische 
Zeit. v.J. 1829. Nr. 101./ \ V, . ' " . 


I 
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• * 
Registratoren, Botenmeister, Protocollisteu , Actüa- 

riet», Acc essist en , Chnzlisten, Gericbtsdiener, so wie 

* H • «■ - < 

alle' in diesen beiden Provinzen Angestellte Advoca- 
ten und Pro curat oren , ferner die in der Provinz 
Rheinhessen angest eilten Richter und deren Stellv er*« 
treter, Beamten des öffentlichen Ministeriums, Ge-- 

richtsschreiher , Notarien, Gerichtsboten, Gericht*» 

\ 

Accessisten, Advocaten und Anwälte, dürfen keine 
streitigen Rechte in oneroser Art auf sich über- 
tragen lassen, welche zur Competenz desjenigen Ge* 
richts gehören, hei dem sie ihre Amtsverrichtungen 
ausüben, bei Strafe der Nichtigkeit, des Kosten -"Und 
Schadenersatzes und der Leistung des Interesse,” <• 
-•** Durch ein Gesetz von demselben Tage* wurde 
der dritte Absatz* einer Verordnung vom 28 . März 
1782 ' *) aufgehoben und bestimmt , dafs in den Pro* 


•) Diese bestimmt darin, dafs, wenn die jüdischen Ehebere- 
dungen errichtet and dem Beamten zar Bestätigung vorge- 
legt würden, dieser die ' Verlobten nnd Aeltern oder Bei- 
stände darüber vernehmen solle, ob sie eine gemeinschaft- 
; liehe Handlang führen , mithin für einander haften also 
*• v die Braut nach geschehener Belehrung auf ihre weibliche 
Rechtswohlthaten verzichten wolle. Thue sie dieses , so sei 
dieses mit der Confirmation zu beurkunden. • Thne sie es 
nicht, so sei zwar die Confirmation zu ertheilen, seien aber 

• die Unterthanen zu warnen, sich mit einem solchen Juden 
r In Verkehr nnr mit Vorsicht einzulassen. - 1 \ 

Das Motiv des den Ständen vorgelegteir Gesetzentwurfs 
. war das , weil die in jener älteren Verordnung vorgeschrie- 
benen Warnungen den jüdischen Handelsmann schon von 
Anfänge an das ihm nöthige Vertrauen entzögen, ihn gegen 
den christlichen Handelsmann zurücksetzten und, da sie 


• * 

i 



I 
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• « 

rinzen Starkenburg und Oberhess ^n, in Bezug auf 
die privilegia dotis und sonstigen weiblichen Rechts- 
wo hitbaten die jüdischen Eheweiber dieselben Rechte 
genielsen sollten, welche den christlichen Ehefrauen 

zustünden.. . „ . * * . 

* # 

.. . Ein Gesetz vom 18. April 1827 ist des Inhalts:« 
„Da IcLie Bestimmung der Verordnung vom 12. Mai 
1777, dafs, wenn bei dem Zwangsverfahren auf ver- 
unterpfändete Grundstücke gar kein Gebot geschieht, 
auch derCreditor der Adjudication widerspricht, aber 
der Grund eines nicht erfolgten Gebots nicht in Ca- 
balen einer Gemeinde, sondern in anderen Verhalt- / 
nissen . und namentlich in den Vermögensverhältnis- 
sen eines Ortes liegt und aufgefunden werden sollte^ 
alsdann das Gut der Gemeinde, gegen Verzinsung 


. \ 

nicht periodisch erneuert würden, in Vergessenheit gerie- 

then, also auf der einen Seite schadeten , ohne auf der an- 
dern Seite s« nutzen. Leberdiefs habe die Bestimmung 
sehr abweichende Ansichten der Gerichte über die Voraus- 
Setzungen erzeugt, unter denen jüdische Ehefrauen auf die 
weiblichen Rechts* ohlthaten Ansprüche machen könnten. 

• Aufserdem sei es, damit, wenn die Vorschrift der Ver- , 
ordnung von 1733 aufser Wirksamkeit gesetzt würde, die * 
alte Controverse darüber, ob die Pririlegieif, hinsichtlich der 
* dos und die weiblichen Rechtswohltiiaten nach gemeinem 
Rechte, auch von den jüdischen Ehefrauen angesprochen 

• werden dürften, auf die Rechtssprechung keinen EinfloC* 
mehr änfsere, zweckmälsig, auszusprechen , dafs die jüdi- 
schen Ehefrauen den christlichen in dieser Beziehung gleich 
stehen sollten, indem kein hinreichender Grund die Koth- 
wendigkeit Testhalte, dafs Verschiedenheit der Religion auch 
Rechtsverschiedeuiieit der Eheweiber zur folge haben müsse. 


Digitized by Google 



104 Rechtsgesetzgebung des GH. Hessen etc. 

zu drei Pröcent, so lange« zum Rauen überlassen 
werden soll, bis von dem Creditor zu dessen. An«» 
nähme um die Taxation ein Käufer aufgefunden zu 
werden vermöge * * hinsichtlich der Frage, von wel- * 

eher Summe diese drei Procent zu entrichten seien» 

» • 

' von den Gerichten verschieden ausgelegt worden ist, 
so wird hiermit vestgesetzt, 

,, dafs diese drei Procent Zinsen led i glic h 
„von dem Capjtale, zu dessen Sicherheit 
„das Grundstück verunterpfandet War, zu 
„berechnen und zu entrichten sind. 9 * 

* Das letzte civihechtliche Gesetz , welches unter 
der Regierung des Grofsherzogs Ludwig I. erlassen 
wurde," ist eine Verordnung, die Einführung des 
Wechselrechts in der Stadt Offenbach betr. *) (s. Ab- 
schnitt 2. Civil* und Criminal • Proceis) welches im 


*) Trygophorns: Verordnung über die Einführung eines 
Weebselrechts in der Stadt Offenbach nebst den, in dieser 
Verordnung bemerkten gesetzlichen , Quellen dieses Wech- 
selrechts. Darmstadt 1829. 

^ Im Eingänge des Gesetzes heifst es: 

„ Wir haben, nm den Handelsverkehr Unserer Stadt 

* • 

Offenbach zu befördern and dem Handelscredite eine sichere 
Stütze zu gewahren, mit Berücksichtigung der, von Unseren 
getrenen Ständen übergebenen, Petition vom 20. November 
, ■* 1820 verordnet und verordnen. 1 * etc. Hierauf heifst es 

im §. l.s „Das Wechselrecht und der Wechselprocefs der 
freien Stadt Frankfurt soll in Unserer Stadt Offenbach pro- 
visorisch , jedoch mit den , in den folgenden §phen bezeich- ^ 
neten. Ajasnahmen und Modificationen gesetzliche Giltigkeit 
haben, und Unser dortiges Landgericht soll in Wechselsachen 
da* allein competente Gericht erster Instanz seyn.” 

/ • 
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ersten Abicbnitte (im Gegensätze der zweiten , der 
das „Verfahren in Rechtsstreitigkeiten, welche wäh- 
rend den Messen zu Offenhach in Handelssachen da« 
selbst entstehen,” betrifft) die „ provisorische Ein- * 
führnng des Wechselrechts in der freien Stadt Frank- 
furt* verfügte* ' 


Blicke auf den letzten Leipziger Mef*» 

catalog (Michaelis *1832)* in rechts wissen- 

* 

schaftlicher Hinsicht* 

4 t 

Die Gesammtzahl der in dem letzten Leipziger 
Mefscataloge als erschienen angekündigten juristi- 
schen Schriften vertheilt sich auf die einzelnen Zwei- 
ge unserer Wissenschaft folgendermafsen : 

L Auf röm. oder gern, deutsch. Civil- 
recht kommen 22 Schriften, unter welchen, aufs er 
den augekündigten Fortsetzungen der Heimbac li- 
sch en Ausgabe der Basiliken und der Uebersetzung 

#■ 

, des C. I. in’s Deutsche, Rudorff’s Recht der Vor- 
mundschaft. Berlin* Tbl. 1. gr. 8. wohl die bedeu- 
tendste Erscheinung seyn dürfte* An gekündigt ist 
auch eine neue Ausgabe der Coli. Leg« Mosaic. et 
Rom* von Blume in Göttingen, bei welcher. zwei 
bisher unbenutzte Handschriften verglichen sind. Von 
Tigerström’s Dotalrechte der röm. Ehegatten ist 
der II. Bd., von Gesterding’s Ausbeute der IV. 
Bd., und von W r arnkoenig’s Comment. juris civil. 

* i 

* der IIL Bd. angezeigt. 

II. Auf gemeines deutsches Privatrecht 


(M Blicke 4uf den letzten. Leipziger i Mefseatalog ' r 

* 

(Land«* Lehnrecht) 'kommen 8 Schriften, unter 
denen Stieglitz geschieh tl. Eailnriekelung der Eir 
gen thums Verhältnisse an Wald und Jagd in Deutsch? 
*lan<L Lfcipz. gr 8. und die Fortsetzung (2. Abth.) 
des .Mauren brecher 'sehen Lehrbuchs .des deut- 
schen Privatrechts auszuzeichnen sind... » 

111. Dem gemeinen deutschen Civilpro- 
cesse sind nur 5 Werke gewidmet, welche alle, 

wenn man <fcihe neue Aufl. der Mitt er malerischen 
, * * 
Procefsverglfcichung abrechnet, nur sehr untergeord- 
neter /Bedeutung sind.', Liner zweiten A.qfl. von Lot z 
civil. Abhandlung ist weiter Nichts, als ein neues, 
gegen das alte, schlechte Papier, sehr abstechendes, 
Titelblatt zu Theil geworden. 

* IV. * Unter den 10 Schriften, welche dem Cri- 
min airechte angehören , sind auszuzeichnen ; 
Abegg’s 'histor. 'prakt. Erörterungen aur dem Ge- 
biet« des Strafrecht!. Verfahrens und eine neue Aufl« 
vön Mitte rmaie r’s ■ Strafverfahren. Mit der Ab* 

f / t « 

Schaffung der Todesstrafe und der Begründung einen 
. Strafrechtstheorie beschäfftigen sich drei Schriften 
a von Grohmann, Felsecker u. Schauberg. 

V. Das Kirchenrecht ist mit 7 Schriften 

bedacht; darunter keine von Bedeutung, wenn man 
von der Forts, der Lippert’scben Annalen und 
des* Walther 1 sehen -Lehrbuchs neuer Auflage ab* 
sieht. * 

4 

VI. Dem allgemeinen und positxvendeut» 
.sehen Staatsrechte gehören , zwar 16 Schriften 

an ; allein auch hier ist die Ausbeute unbedeutend« 
D r ei beschäftigen siph mit den vielbesprochenen Bun- 



in xecbtawisaentchafüicher Hinsitht, *4 tOT 

v % 

destagsbeschlüsseu; in allen spricht weniger die Wik* 
senschajt, als Parteigeist und- Leidenschaft ; andere 
bessere sind; nicht* angezeigt. Zachariä’s Schrift 
„vierzig Bücher vom Staate 8 ist mit dem 5« Bande 
beendigt, f . •* 

VII, Philosophie des Rechts und E»cy* 
clopädie sind jede nur mit I Schrift bedacht« K 
: VIII, Unter den deutschen Par tictrielfl 
rechten, auf welche im Ganzen etwa 16 Schriften 
kommen (denn die Abdrücke und Sammlungen ein» 
zelner Landesgesetze sind nicht gerechnet), sind dal 
Östreichische und preufsische Recht am.Fleö 
fsigsten bearbeitet« Fischer’* Stxeitverkündigung 
nach östreichischem Rechte. Wien, gr, S. dürfte, we» 
gen steter Rücksicht auf gemeines Recht, von allge- 
meinerem Interesse seyn. 

IX. Der angekündigten juristischen Zeit* 

Schriften sind im Ganzen 15, davon kommen auf 

_ • 
Civilrecht und Civilprocefs 3; auf Criminalrecht (gl 

d.) 2; auf Kirchenrecht i $' auf Staatsrecht* 1 { auf 
Particularrechte 4 (Hessen, Frankfurt, Baden, Han- 
nover, Preufsen); auf die Rechtswissenschaft d. Aus- 
landes 1-; der gesammten Rechtswissenschaft gehören 
3 an. Neu entstanden sind unter ihnen nur 1 (das 
Summarium des Neuesten in der Rechtswissenschaft 
von Kind); 17 welche bisher unterbrochen war, wird 
unter zum Theil veränderter Redaction fortgesetzt 
(Rhein. Mussum für Jurisprudenz. Göttingen), 

Das Gesammtgebiet unserer vaterländischen Ju* 
risprudenz ist diesem Verzeichnisse nach zwar mit 
100 Schriften im Verlaufe eines halben Jahres berei« 


1 


\ 

10& Beförderungen und Ehrenauszeickmmgen. 

f * 

chert worden. Wenige davon aber nur werden a!« 
Gewinn für die Wissenschaft betrachtet werden kön- 
nen; viele davon sind wohl schon bei dem nächsten 
Cataloge wieder vergessen. 

Schon mehr Gewinn versprechen die als künf- 
tig erscheinend angekündigten Schriften, als da sind : 
Abegg*s Lehrbuch des gemeinen Civilprocessea ; 
Mackeide y’j Handbuch über römisches Recht; 
r. Schröter civil. Abhandlungen; Hasse’s juristi- 
scher Nachlaß, welcher von seinem Schwiegersöhne 
Pnggd herausgegeben werden soll; Schräder’* 
Gorp. Jur. civil. Tom. II. u. A. Möchten uns diese 
Schriften nicht lange vorenthalten werden! — 


* * * , 

* 

Beförderungen u. Ehrenauszeichnungen. 

Die ordentlichen Professoren der Rechte an der 
Universität zu Göttin gen, Hr. Dr. Blume o. Hr. 
Dr. Albrecht, haben den Hofrathsthel erhalten. 

Hr. Dr. Stahl, bisher außerordentlicher Pro- 
fessor der 'Rechte an der Universität zu Erlangen, 
ist zum ordentlichen Professor der Rechte an der 
Universität zu Würzburg ernannt worden. 

Hr. Dr. Jarcke, bisher ordentlicher Professor 
der Rechte an der Universität zu Berlin, ist als k. 
k. österreichischer Regierungsrath in die k. geheime . 
Hof- und Staatscanzlei zu Wien berufen worden 
und hat seine neue Stelle bereits angetreten. 

Hr. Dr. von Linck* bisher geheimer Secretar 
im Ministerium des kgL Hauses und des Aeulsem zu 

• \ 


Digitized by Goo 


Beförderungen vu Ehrenauszeichnungen. * 109 

München, ist zum Professor des Staatsrechts und de4 
baier. • Criminalrechts und Criminalprocesses an der 
Universität zu Würz bürg ernannt worden. 

Hr. Dr. Freih. von Bernhard, bisher außer- 
ordentlicher Professor der Rechte an der Universität 
zu München, ist zum ordentlichen Professor be- 
fördert worden. 

___ _ • 

Hr. Dr. Haas, bisher Privatdocent an der Uni- 
versität zu Bonn, ist zum außerordentlichen Pro- 
fessor der Rechte daselbst ernannt worden. 

Hr. Dr. Cucnmus u. Hr. Dr. Seuffert, bis- 
her ordentliche Professoren der Rechte an der Uni- 
versität zu Würzburg, sind zu Appellationsgerichts- 
assessoren mit Titel und Range von Appellationsge- 
richtsräthen, der Entere am AG. zu Neuburg, der 
Zweite am AG. zu Straubing, ernannt worden. 

Hr. Hofgerichtsrath Dr. Gottfried Weber 
ist zum General Staat sprocurator am großherzogl. hes- 
sischen Oberappellationsgerichte zu Darmstadt er- 
nannt worden. 

Hr. Dr. Röstel, bisher Privatdocent an der 
Universität zu Berlin, ist zum außerordentlichen 
Professor der Rechte daselbst ernannt worden. 

Hr. Oberappellationsgerichtsrath Stromejer in 
Celle hat das Commendurkreuz des Guelphenor- 
dens und den Rang eines Generalmajors erhalten. 


\ 
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Verzeichnis der neuesten iunsti- 

• ♦ > . .. f 

schon Schriften. 

• * • • l • «« ( » < « * * 1 • 

w I ,* 

- Annalen der deutschen u. ausländischen CriininaK 

reclitspflege. . Herausgeg. von d. Griro^ Dir. Dr* 
Hitzig in Berlin. Bd. XIII. oder neue Folge 

• . . Bdi I. H. 2. (Heft 26 der ganzen Folge).. Ber- 

** 4 J lin/ Diinimler. " 13| Bg. gr. brosch. iThlr. 

Aphorismen mit Bezug auf die Revision der preulk. 
Gesetzgebung. • » Von dem Mitglieds eines preufl* 

- u[ Qberlandesgericbts. Coslin, Hendels. : 2£ Bg. 8. , 

. geh. 8 Qr. . <: . •, r; . • . ' : . «, * - s r 

. Archiv für die neueste Gesetzgebung aller deut- 
schen Staaten — herausgeg. von Alexander 

* Müller (grofsh. S. Weim. Reg. Ratheji Dritter 
•v. > Band. Erstes Heft.. 20| Bg. gr.8. Brosch. 2 FL 

1 ■ ‘ fjü •'* ’ ’i •'»*' * ' ‘ ‘ 

Baader, Franz, über das Revolutionen des po- 
sitiven Rechtsbestandes, als Comnientar zur 
Schrift : Einiges über den Mifsbräuch der ge- 

* io setzgebenden Gewalt. München, Franz. .IfBg. 

gr. 8. geh. 18 Xr. " f v# - 

Bemerkungen zu d$n §§. 17. 18. u f 19. ^ der baieri- 
schen Prioritatsoränuiig , insbesondere über die 
•*'•* im §. 19. Absatz" II. derselben enthaltene Gon» 
troverse, die Anweisung der Hypothekenforde- 
; - 4 rungen auf den Erlös der Immobilien betr^ Von 
C. M., Landgerichts- Assessor, Nürnberg, Rie- 
gel u. Wiefsner. 3 Bg. gr. 8. geh. 18 Xr. 
Bender, Dr. Job. Heinr., (Adv. zu Frankf. a. M.), 
die Lotterie.* Eine juristische Abhandl. Beiiage- 
, Heft zum 15. ßde. des Arch. f. d. civ. Praxis. 

Heidelberg, Mohr. »19 Bg. gr. 8. 2 Fb 
Beck, Dr. Th., (Senator der freien Hansestadt 
Bremen), über das Bremische Güterrecht der 
Ehegatten, ,mit besonderer Rücksicht apf die 
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Schuld en zahltrag u. das s. g. benefidum abuica- 
tiouis der Wiitbe, zunächst nach den reinen 
Grundsätzen der Statuten im Zusammenhänge 
mit dem äheren germanischen Rechte. Bremen, 
Heyse. 35 ßg. gr. 8. 2 Thlr. 

d (Bunge; Eh*. Fried. Georg von* (aufserord Prof. 
-- der hw-, esth- u. curländischen Rechte auf der 
•V Unir. Dorpat), Beiträge znr Kunde der liv-, 
esth- u. curländischen Recbtsquellen. Riga u. 
> Dorpat* Fxantzen. 10 Bg. gn 8. 18 Gr.) • 
Einsiedel, W* Blicke in das Geschäfftsge- 
»x biet der Ablösung von Reallasten, als Anleitung 
u zur Selbstinstruction der hierbei betheiligten Spe- 
cial- Commissionen ; nebst einem Anbange über 
das Zerscblagungsrecht. Leipzig, Fest. 4 Bg. 
-i gr. 8. brosch. 6 Gr. 

.l-j Gerds, J. J. H. (zu Warin), das Recht. Ham- 
, ' bürg, in Commiss. hei Hofunann u. Campe. 
7 Bg. kl. 8. 14 Gr. 

Gesetz (badisches) über die .Verfassung und Ver- 
,vr, waliung der Gemeinden (vom 31. Decbr. 1831), 
nebst den hierzu gehörigen transitorischen Be- 
stimmungen. (Gleichlautend mit dem grol/b. 
,ls Bad. Reg. BL) Karlsruhe* Müller. 54 Bg. gr. 8. 
.Wl brosch. und: Erläuterungen zu der neuen badi- 
- sehen Gemeinde- Ordnung , geschöpft aus den 
jst Verhandlungen beider Kammern. Zweite, auFs 
Neue durchgesehene AufL Ebendas. 11 J Bg. 
gr. 8. brosch. Zusammen 45 Xr. 

Grob mann, J. C. A. (Prof, in Hamburg) über 
das Princip des Strafrechts. Der Staat hat kein 
-er' Recht, am Leben zu strafen. Zur Begründung 
einer philosophischen u. christlichen Strafrechts- 
Lhre. Karlsruhe, Groos. 6 Bg. gr. 8. brosch. 
r 54 Xr. . .. j 

- Gründler, Dr. C. A., (k. baier. Hofrath -p. or- 

dentl. Prof, zu Erlangen), Polemik des getmani- 

- V sehen Rechts. .Land- u. Lehnrecht «{jo* contro- 


« 
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versum germanicum privatum et feudale) nach 
den Systemen des Hrn. GR. «Prof. Dr. Mitter- 
maier u. GR. Dr. G. L. Böhmer bearbeitet. Mer^ 

, seburg, Weidemanm 24 Bg. gr. 8. 2 Thlr. 

Hafemann, Ferd. Jul., (kgl. Justiz - Commissa- 
rius), Uebersicht der Verbrechen u. Strafen nach 
preufs. Rechte^ Alphabetisch geordnet von — . 

. • Berlin, Rücker. (Mit d. J. Z. 1833.) 7f Bg. 

gr. 8. brosch. 12 Gr. 

Handbuch für Badens Bürger. Enthaltend d. Ver- 
fassungsurkunde u. Wahlordnung des GroCsher- 
zogthums, nebst den auf dem Landtage 1831 zu 
' Stande gekommenen Gesetzen und : den darauf 
? . Bezug habenden wichtigen VoUzugsrer Ordnungen. 

Karlsruhe, Groos. Bg* 16* 40 Xr.l 
Heine, W., Nach Weisungen zum Rechtend. Guts- 
' -i ' herren und Bauern im Königreiche.Hannover. - 
' Lüneburg, Herold u. Wahlstab, :5£ Bg. gr. 8. 
geh. 10 Gr. ' 

■H eifert, D. Jos., (Consist. R. u. Prof.) von den 
.• Rechten u. Pflichten der Bischöfe u. Pfarrer, 
dann deren beiderseitigen Gehilfen u. Stellver- 
treter. Nach dem gemeinen u. dem besondem 

• ölten. Kirchenrechte zusammengestellt. .. Prag, 

• Haase. 2 Th. 53£ Bg. gr. 8* mit 2 Tab. in Fol. 

* S Thlr. 16 Gr. 

(Helmersen, R. von, Abhandlungen aus dem 
Gebiete des livländischen Adelsrechts. Erste Lie- 
ferung. Dorpat, « Schünmann. . lt| Bg. gr. 8. 

’ * * 21 Gr. Zweite Lief. Ebendaselbst, lö Bg. gr. 8. 
s 21 Gr.) 

Hüllmann, Karl Diet., Römische Grundverfas- 

♦ sung. Bonn, Marcus. 29 Bg. gr. 8. 2 Thlr. 
Katechismen - Bibliothek über die gemein wichtig- * 

sten kgl. baier. Gesetze u. Verordnungen» Für 

• Staatsbürger aller Classen. 1$, Bdch. A. u. d. • 

• TT.: Bai eris eher Verfassungs - Katechismus. Ein. „ 
■' 1 Geschenk zum Constitutionsfeste am 27- Mai 

1832. . 


/ 

» * 
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1832. Augsb., Schlosser. 4 Bg. kl. 16. geh. 
27 Xr. ' . . 

Klenze, (Syndicus in Uetersen), Versuch über d. 
'-Bedeutung der Provinzialstände, mit besonderer 
Beziehung auf den dänischen Staat. I. Von den 
preufs. Provinzialständen. Altona, Aue. 19£ Bg. 
gr. 8. m. e. Tab. in Fol. brosch. 1 Thir. 12 Gr. 

Klien, Frid. Adolph., (J. U. bacc. civit. Budiss. a 
consil. Soc. lit. Gorlic. et sorab. Ups. sodalis), 
quatenus ex insidiis vitae conjugis structis recte 
de divortio agatur? Quaestio juris, quam denuo 
recensuit causasque peculiari illustrare studuit — . 
Budissae, Weller. 10| Bg, gr. 8. br. 12 Gr. 

Ko el ln er, Dr. Ed., de clientela diss. inaug. Gott., 
Vandenhoeck u. Ruprecht. 4| Bg. gr. 4. geh. 

- 8 Gr. 

t 

•Töven skiold, von, ( Canzleirath u. OGAdvocat), 
Verdeutschung u. kurze Erläuterung der in den 
gerichtlichen Acten am Häufigsten vorkommen- 
den latein. Ausdrücke, nach den Anfangsbuch- 
staben geordnet, zunächst zum Gebrauche für 
Bürger und Landleute. Itzehoe (Altona, Aue). 

• * * 5f Bg. 8. geh. 10 Gr. 1 * 

Löw, Dr. Ludw. Freih. von, (Privatdocent und 
aufserord. Beisitzer d. Spruch coli, in Heidelberg), 
Geschichte der deutschen Reichs- u. Territorial- 
verfassung, auch zum Gebrauche bei akademi- 
schen Vorträgen. - Heidelberg, Mohr. 27 Bg. 

' gr. 8. 3 Fl. 36 Xr. ' 

Pfizer, P. A. , Ueber das staatsrechtliche Verhält- 
nis Württembergs zum deutschen Bunde. Ein 
Beitrag zur Würdigung der neuesten Bundesbe- 
schlüsse. Im. Juli’ 1832. Strafsburg. In Com- * 
miss, bei F u e s in Tübingen. 4 Bg. gr. 8. br. 

36 Xr. 

Provinzialrechte aller zum preufs. Staate gehören- 
den Länder u. Landestheile etc. Herausg. v. d. 
Geh. Justiz- u. OL. G. Rathe Fr. H. v. Strom- 
20. Band. h 


\ 
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beck. Th. III. Bd. 8. A. u. d. T.: Provin- 

» * * * • * ~ 

. zialrecht der Provinz Westpreufsen. SrBd. Die 
Statutarrechte der Stadt Danzig, v. OLGRathe 
Xe man. . Leipzig, Brockhaus/ 48* Bg. gr. 8. 
2 Thlr. 12 Gr. 

. Keys eher, A. L., (Prof, der Rechte zu Tübin- 
gen), publicistische Versuche. Stuttg., Metzler. 
2S Bg. gr. 8. brosch. 2 Fl. 36 Xr. • 

Richter, Mor. Aug., (Adv.) Erklärung der Ver- 
fassungsurk. des Königreichs Sachsen , sammt d. 
Theile des Wahlgesetzes, der von den Wahlen 
des Bauernstandes handelt , bewerkstelligt auf 
Verlangen in vier von Landräthen veranstalteten 
Conferenzen zu Ebersdorf, Wittgensdorf, Königs- 
hain u, Crumbach. Nebst einem Nachtrage üb. 
die gegen den Verfasser eingeleitete Criminalun- 
tersuchung. Zwickau, im Juli 1832, Richter. 
7| Bg. 8. 8 Gr* 

Rönne, von , (Regierungsrath) , die allgemeine 
eheliche Gütergemeinschaft im Herzogth. Cleve 
u. der Grafschaft Mark. Eine mit erläuternden 
Anmerkungen begleitete Zusammenstellung der. 
darüber vorhandenen Quellen. Halle, Buchb. 

. . des Waisenhauses. 25 ßg. gr. 8. 2 Thlr. 

Sartorius, Joh. Bapt., (Appellationsgerichts- Ac- 
cessist zu Würzburg), Teutschlands Rechtspflege 
durch . Collegia! - Gerichte. Würzburg, Slahel. 
17 Bg. gr. 8. brosch. 1 Fl. 48 Xr. * 

Schweppe, Dr. Albrecht, das röm. Privatrecht 
in seiner heutigen Anwendung. Nach des Verfs. 
Tode fortgesetzt von Dr. W. Meyer. 4.,- über 
das Doppelte verm. u. als Handbuch bearbeitete 
Ausg. 4r Bd. Familienrecht. Göttingen, Van- 
denhoeck u. Ruprecht. 24£ Bg. gr. 8. 1 Thlr. 
10 Gr. 

Staatsrecht, das historische, 2s Buch. Von der 
Verfassung und Regierung des Grofsh. und den 
Rechten u. Pflichten der Hessen im Allg. lsu. 
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2s Heft. Aeltere Erbstatute u. Hausverträge etc. 
Neue Verfassungs-Urkunde. Dannstadt, Leske. 
28 f Bg- gr- 8. 1 Thlr. 16 Gr. 

Städte - Ordnung , die revidirte v. 17. März 1831, 

mit den seit Publication der älteren Städte-Ord- 

* /• 

nung bis jetzt erlassenen abändernden , ergänz, 
u, erläut. Gesetzen*, Verordn, u. Ministerial-Ver- 
füg. ; herausg. v. Geh. Justiz- u. OLGRathe 
Fr. H, v. Strombeck. Halberstadt, Helm. 
10 Bg- g v « 8. 12 Gr, 

Strom b eck, Fr. K. v. , (Geh. Rath), Was ist - 
Rechtens, wenn die oberste Staatsgewalt dem 
Zwecke des Staatsverbandes entgegenhandelt? 
Nebst einer Darstellung der Theorie des Hrn, v. 
Haller, hinsichtlich dieser Frage. 4 fe bedeut, 
verm. Aufl. Braunschw, , Vieweg. 8J Bg, gr, 8. 
12 Gr.* •* * 

Struve, Gustav von, CommentaT zu dem Ent- 
würfe eines Staatsgrundgesetzes für das König- 
reich Hannover, wie solcher der niedergesetztun 
Commission von Seiten d, landesherrlichen Co m- 
missarien zu vorläufiger Berathung vorgelegt wor- 
den ist. Bd. I. das 1 — 4te Heft enthaltend. 
Rinteln, Osterwald. 11| Bg. gr. 8. Bd.II.,das 
5 — 7te Heft enth. Ebendas. 9J Bg. gr. 8. bi*. 
Zusammen 1 Thlr. 16 Gr, 

Temme, J. D. F. , fStadt- u. Landgerichtsasses- 
sor zu Limburg in Westphalen etc.), Handbuch 
d. preufs. Civilrechts. Leipzig, Kollmann. 22£ Bg.. 
gr. 8. 1 Thlr. 12 Gr. 

Th ein er, Dr. Augustin, über Ivo’s vermeintli- 
ches Decret. Ein Beitrag zur Geschichte des 
Kirchenrechis u. insbesondere zur Kritik d, Quel- 
len des Gratian. Nebst einem Quellen - Anhän- 
ge. Mainz, Kupferberg. 7J Bg. gr. 8. brosch. 
54 Xr. 

Tigerström, Dr. F. W, von, (auTserord. Prof. d. 
R, an d. Univ. zu Greifswald), das Rom. Dotal-- 

8 * 
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Recht. Eine civilistische Abhandl. Zweiter Bd. 
Berlin, Natorff. 30£ Bg. gr. 8. 2 Thlr. 
lieber die Verwaltung u. Verfassung der lutheri- 
schen Kirche im Königreiche Hannover. Von 
einem Juristen. Hannov., Hahn. 3J Bg. gr. 8. 
6 Gr. 

Vorträge des Geheimenratbs Dr. Duttlinger u. 
des Hofraths Dn Welcher zur Verteidigung 
des Letzteren gegen die Anklage wegen eines 
angeblichen Prefs Vergehens der Ehrenkränkung 
des badischen Ministeriums. Ein Beitrag zur 
Lehre von den Injurien. Freiburg, Groos. 9Bg. 
gr. 8. brosch. 1 Fl. 21 Xr. 

Verfassungs-Urkunde für das KR. Württemberg, 
mit den dieselbe ergänzenden Gesetzen m. Ver- 
ordnungen. Zusammengsstellt v. G. Fr. Kap ff. 
2r Bd. Rotweil, Herder. 31£ßg. gr, 8. u. 1 Bg. 
Tab. 1 Thlr. 20 Gr. . , 


Bekanntmachungsblatt 


zu den 


Jahrbüchern der juristischen Literatur. 


Nr. L 


Bei Unterzeichnetem ist so eben erschienen und in allen 
soliden Buchhandlungen zu haben: 

% 

4 

*■» 

Allgemeine 

m 

Staatsle h r e 

4t 

von 

D. G. v. Ekendahl. 


Erster TheiL 


gr. 8. Preis: 2 Thlr. 6 Gr.. 

Inhalt: I. Abschnitt. S ta atsgründungsl ehre. — 

1. Cap. Von dem Vernunftrechte als Grandlage des positiven. — 

2. Cap. Von den Urrecbten des Menschen. — 3. Cap. Von 

Entstehung und Bildung der bürgerlichen Gesellschaften, so wie 
von den Ursachen ihres Glückes und Unglückes, ihres Empor- 
blühe ns und ihres Verfallet», laut Zeuguissen der Geschichte. — 
4. Cap. Von dem Volke und von der Vaterlandsliebe. — 5. Cap. 
Vom Ursprünge und Zwecke des Staates nach dem Vernunft- 
rechte. — 6. Cap. Von dem Staatsgebiete und dessen natürli- 

chen Grünzen. — 7. Cap. Von der Natur des Gesellschaft*- 



r A - » * 


V 1- . 

*9 • * 


t ertrag es und von der V o lksso u veräoität. — II. Abschnitt. 
Staatsverfassungslehre. — 1. Cap. Von der Nothwen- 

digkeit einer schriftlichen Verfassungsurkunde für ein zur Frei- 
heit mündig gewordenes Volk. — 2. Cap. Von den politischen 

Rechten' der Staatsbürger und von deren Ausübung. — * 3. Cap. 
Von der Volksvertretung und von den Grundbedingungen einer 
vernunftmäfsigen Staats Verfassung. — 4. Cap. Von der Regie- 

rung und der Staatsgewalt — 5. Cap. Von den Gränzen der Wirk- 
samkeit der Regierung und der Staatsgewalt überhaupt — 6. Cap. 
Von der Verantwortlichkeit der Minister. — 7. Cap. Von der 

Preisfreibeit und der Censur. — 8. Cap. Von dem Geschäfts- 
gänge und von der Oeffentlichkeit der Verhandlungen in gesetz- 
gebenden Versammlungen. — 9. Cap. Von dem Rechte eines 

Volkes , seine Staatsvexfassung abznändern. — 10. Gap. Von 

begünstigten Voiksclassen überhaupt und vom Adel insbesondere, 
pn Beziehung auf das Recht einer Staatsveränderung. — 

* ^ W A m * »^** 4 

Neustadt a. d. O., im Febr. 183S. 
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1. K. G.-Wagner. 
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Recensionen und Anzeigen. 


Annalen der deutschen und ausländischen Crimi- 
hal - Rechts - Pflege. Herausgegeben von dem 
Criminal -Gerichts -Director Hitzig in Berlin. 
Fünfzehntes und sechszehntes Heft. 458 S. Sie- 
benzehntes und achtzechntes Heft. 452 S. Neun- 
zehntes und zwanzigstes Heft. 436 S. (oder ach- 
ter, neunter und zehnter, oder des Jahrganges 
1830, dritter, und 1831 erster und zweiter B a n d.) 
Berlin, bei Ferdinand Dümmler. 1830. 1831. 8* 

An die beurtheilende Anzeige der früheren Hefte, 
insbesondere VII— XIV. (Jahrbücher Bd. XVI. Heft 1. 
S. 1 — 43) und an die daselbst niedergelegten allge- 
meinen Bemerkungen schliefsen wir die, der in der 
Ueberschrift genannten sechs Hefte an*, welche in 
sofern einen passenden Abschnitt - (ohne Rücksicht 
auf die aufsere Abtheilung nach Jahrgängen) darbie- 
ten, als das bereits erschienene einundzwanzigste Heft 
ausschliefsend der Geschichte der Bremer Giftmör- 
derin Gottfried gewidmet ist. Alles, was früher von 
» 

dem - Wert he dieser Annalen, mit anerkennendem 
Lobe bemerkt ist , findet hier auf's Neue die erfreu- 
20. Baad. 9 
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liebste Bestätigung. Sie bilden immer mehr einen 

Mittelpunct für die Bekanntmachung gemein - und 
particular- rechtlicher deutscher Praxis, für praktische 
Erörterungen, sowie für Mittheilung interessanter 
Recht sf alle und Notizen aus fremden Ländern; ins- 
besondere aber zeichnet auch der in öffentlichrech t- 
Jicher und politischer Hinsicht reiche und wichtige 

Inhalt vieler Abschnitte diese Reihenfolge von Hef- 

/ 

ten höchst vortheilhaft aus, und ich wüfste in die- 
ser Weise keine Sammlung, welche sich der gegen- 
wärtigen vergleichen dürfte. «Zwar ist schon durch 
die allgemeinere Tendenz derselben, das gröfsere 
Gebiet, aus welchem der Stoff und die Beiträge ent- 
nommen werden, und was damit in Verbindung-' 
steht, durch die weit mehr verbreitete Theilnahme 
wissenschaftlicher Praktiker es dem Herausgeber hier 
leichter, als in seiner andern Zeitschrift, deren 
Zweck ein beschränkter ist, ein höheres und sich 
immer weiter verbreitendes Interesse zu erregen — 
er wird hier, wie es scheint, reichlicher und mit 
mehr Liebe unterstützt, aber es bleibt auch sein 
Verdienst, dafs er die Mühe und Schwierigkeit eines 
solchen Unternehmens nicht scheut, den erforderli- 

V 

chen Gesichtspunct gehörig in’s Auge fafst und auf 
solche Art uns ein Werk vorlegt, welches für die 
Wissenschaft von bleibendem Werthe seyn wird,mnd 
dessen Erscheinen in .einem dem gemeinen Rechte, 
nicht nach der ivissenschaftlichen, aber doch derun- 

- ' V ' 

mittelbar praktischen Seite mehr fremden Lande, 
doppelt erfreulich ist. - \ ‘ 

Die nachfolgende Betrachtung beginnen wir, der 
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Ordnung der einzelnen Abhandlungen der Hefte 
nachgehend, so weit nicht durch den Inhalt eine 
Abweichung sich rechtfertigt, mit dem im fünf-, 
zehnten Hefte befindlichen Urtheile der ju- 
rist. Fakultät Würzburg, -welches das erlan- 
gen er in der zuletzt (a. a. O. d. Jahrbücher S. 41) 
angeführten, im accus atorischen Processe ein- 
geleiteten Fälschungssache, abändert. Auch hier be- 
trifft die Frage nur das Verfahren und von der Sache 
selbst — dem Gegenstände der criminellen Verfol- 
gung — ist nur so Viel erörtert, ais zur Entschei- 
dung der processualischen Frage über die Einlassung 
auf die Klage nöthig war, und es kann ohne eine 
ausführliche #Mitthei!ung derselben eine kritische Er- 
örterung nicht Statt finden, um hier zwischen den 
beiden Fakultäten zu entscheiden. Hieran schliefst 
sich die von -dem Rechtsconsulenten Hrn. Dr. Ro- 

v 

wan in Heilbro nn gearbeitete V erth eidigungs- 
schrift einer des bluts ch änderischen und 
einfachen Ehebruchs und ' Kindermordes 
angeschul digten unverehelichten Person* 
weicher der k. württemb. Gerichtshof für den Jaxt- 
kreis das Prädicat „sehr gut*’ ertheilt hat. ln der 
That ist diese Defension mit solcher Sorgfalt, Um- 
sicht, gehöriger Sonderung der verschiedenen hier 
zur Sprache kommenden Puncte, der Benutzung 
neuerer Hilfsmittel der rechtswissenschaftlichen und 
gerichtsärztlichen Literatur — auch im Ganzen der 
Sprache und Haltung gearbeitet, dafs es dem Wer- 
the derselben nicht Eintrag thut, wenn sie das ur- 
theilende Gericht nicht zu überzeugen vermochte. 


» 
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' > \ * • 

. ; ' ■ , 

* I 

' I v . * 

120 Hitzig, Annalen. : , . s i 

v % x 

dafs die An geschuldigte eine geringere Strafe als Ent- 
hauptung verwirkt habe, welche im Wege der Gnade 
/ auf sechszehnjährige Zuchthausstrafe gemildert wurde. . 

• Unter der Rubrik „Schweitz’’ ist vom Hm. Prof. 
Jarke ein Beitrag aus dem Gebiete, worin derselbe 
mit besonderer Vorliebe zu arbeiten scheint, — dem 
der Criminalpsychologie — geliefert: „Die Gräuel- 
s eenen zu Wild enspu ch. n Da$ hohe Interesse, 
welches der traurige Fall selbst erweckt, wird durch 
• die 4iefe, gründliche Weise . der Betrachtung und 
durch die gelungene Darstellung vermehrt.- Verbre- 
chen aus religiösen Verirrungen, wohin nicht nur . 
die falsche Meinung gehört: was Recht und Sitte 
verbieten , könne durch die Religion görechtfertiget 
werden, sondern auch die, dals die Religion (d. h. 
hier die subjective, willkürliche, jedoch für das In- 
dividuum zum Dogma und Glaubensartikel gewor- 

* i 

j denev und ihm selbst eingebildete, eingewurzelte 
Meinung, die sich der Objectivität der wahrhaften, / 

, christlichen Lehre entgegenstelft) , Etwas als noth- 

. t 

wendig und heilsam fordern und gebieten könne, 

/ x 

was der sittlichen Ordnftng widerspricht und bei ge- 
ringem Nachdenken sich als verwerflich offenbaren 
mufs — solche Verbrechen sind leider nicht selten 
und geben ein warnendes Beispiel, dafs durch Ver- 
, , kehrtheit auch das Heiligste gemifsbraucht werden, 

' ja selbst das in ihm enthaltene letzte Rettungsmittel 
vernichtet werden könne. Es kann hierbei die, auch 
von dem Verf. erörterte, Frage entstehen: ob solche 
• unglückliche Personen, wie die, welche hier durch 
Selbstopferung ein Gott gefälliges Opfer zu bringen 
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und indem sie auch Andern dabei behilflich waren — 
man schaudert vor der Grälslichkeit der verübten 
Missethaten — ihre Pflicht zu thun glaubten oder 

wenigstens vorgaben — ob diese Betrüger, Heue h- 

« 1 

ler, oder Betrogene, oder beides seien. - Erste- 

m 

res läfst sich hier im Allgemeinen nicht zugeben — 
wer sich selbst um des, wenn auch irrigen und ver- 
irrten, 1 Glaubens willen dem schmählichsten Tode 
preisgibt, kann unmöglich blofs jenes seyn; getäuscht 
aber, und zwar durch sich selbst und ihren Wahn, 
sind sie, und sonach, da sich die Objectivitat des 
Rechts und der Religion nothwendig geltend macht, 
zwar nicht zu rechtfertigen, nicht straflos, wenn es, 
wie hier der Fall ist, an den übrigen Erfordernissen 
der Zurechnung nicht fehlt; aber sie sind in mehr 
als einer Hinsicht, und noch in anderem Sinne, als 

M 

der gewöhnliche Verbrecher, der gefallene Mensch, 
Gegenstand des Mitleids und Bedauerns, zumal wenn 
man erwägt, wie viel Schuld auch andere Fehler 
der Menschen und der Zeit, wenn man so sagen 
darf, daran haben, dafs die, welche ein tieferes Be- 
dürfnifs, eine höhere Sehnsucht hatten, keine Befrie- 
digung in der herrschenden Lehre, in der Art, wie 
sie gelehrt und geübt wird, fanden, dafs sie darum 
und mit einer Kraft und Selbstverleugnung sich der- 
selben entgegensetzten, und eine ihrem Streben ent- 
sprechende sich zu begründen suchten , wobei aber 

die Willkür und Eitelkeit, der Hocbmuth und die 

. > 

Beschränktheit neben gewöhnlicher — der Vernunft 
entbehrender Klugheit — zum Theil auch nicht un- 
bewußte Unredlichkeit ihre Rolle spielten. — Diese 
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Kraft und Ausdauer, diese beständige und schwere 
Mühe , verwendet auf einen Gegenstand , * den Viele, 
die dann freilich solchen Verirrungen entgehen, 
aus Trägheit von sich ab weisen und sich selbst über- 
lassen — - hätte , wäre sie früh richtig geleitet und 
^auf das wahre Ziel gerichtet worden , die befsten 
Früchte tragen können. Es gibt Verbrechen der 
Schwachheit, es gibt andere , die durch mifsge- 
leitete oder ungebändigte Kraft bewirkt werden, so 
wie es Menschen gibt , die für diese zu schwach 
sind — hier verbinden sich moralische Kraft und 
geistige Schwäche, um die schlimmsten Erfolge auf 
einer Grundlage hervorzubringen , wo de$ Irrthum 
selbst zum Unrechte und Verbrechen wird. Der 
Verf, hat sich nicht begnügt , den Fall selbst zu er- 
zählen und die einzelnen dabei tbätigen Individuen 
vom psychologisch- criminellen Standpuncte aus zu 
würdigen, wobei er viel Treffendes bemerkt — er 
hat, und diefs ist dankbar zu erkennen, eine tiefer 
eingehende geschichtliche Darstellung der religiösen 
Verirrungen im Verhältnisse zu der positiven Kir- 
chenlehre, ' — deren Werth an sich und deren 
Schuld, in sofern sie von Menschen mangelhaft ge- 
lehrt und erfafst wird — * — eine Betrachtung über 
Glauben im objectiven und. subjectiven Sinne, über 
die Bedeutung religiöser Freiheit — im Sinne* der 
katholischen und evangelischen Kirche — geliefert, 
die für die Würdigung dieses Falles eine unerläfs- 
liche Grundlage darbietet, aber auch für sich ge- 
nommen ein schatzenswertber Beitrag zu der neuen 
Polemik auf diesem Gebiete ist, und der man das 
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> .Verdienst der Consequenz, yon seinen Prämissen 
aus, nicht absprechen kann, wenn man auoh diesen 
nicht durchgängig . beistimmen dürfte. Referent 
würde gar Manches . erinnern können, aber Theils 
ist die Sache zu zart, wo sie zugleich die Subjecti- 
vitat des Verfs, berührt, und so sehr dieser sich 
Mühe gibt, diese nur im Objectiven zu halten, so 

scheint sie doch sehr oft durch und führt dann in 

* • » ' * 

.ein anderes Gebiet, wo nicht mehr auf zugestandenen 
gemeinsamen Prämissen fortgeschlossen werden kann ; 

, Theils liegt es aufser den Gränzen dieser Anzeige 
'einer, ;criminalrechts wissenschaftlichen Zeitschrift, in 
eine mit dem Confessions-Unterschiede zusammen- 
hängende Erörterung einzugehen. Rücksichtlich der 
letzten Beurtheilung der Sache werden ohnedem alle 
Einsichtsvollen mit dem Verf c und dem Criminalge- 
richte übereinstimmen. Zwar diese beiden dürfen 
wir nur in der Mifsbilligung, abstract genommen, 
Äusammenstellen , weiche beide gegen die Schuldi- 
gen (sittlich und policeilich) übereinstimmend zu er- 
kennen geben, aufserdem weichen beide ab, und 
der Verf. stellt erhebliche Zweifel gegen das Urtheil 
selbst auf; Theils leugnet er in einer Hinsicht die 
Zurechnung, Theils stellt er — ob mit Recht? — 
den Begriff des Verbrechens der Tödtung bei Denen 
in Abrede, „welche der vesten Zuversicht waren, dafs 
der Getödtete nach drei Tagen glorreich wieder auf- 
erstehen werde. * Dadurch werde die mörderische 
Absicht ausgeschlossen, und es sei daher weder 
Mord, noch bei dieser von ihm sogenannten interi- 
mistischen Tödtung, ein Todt schlag im lechni- 
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sehen Sinne vorhanden. • Es ist oben bemerkt, dafs 

' l ; I 

nicht die Folge des Irrthums allein zuzurechnen, son- 

\ 

dem dafs dieser Irrthum selbst eine Schuld sei, in- 
dem er. keinen Anspruch auf irgend eine Giltigkeit 
gegen die Wahrheit und das Hecht hat, und auch 
in andern Gebieten der Regel nach Unwissenheit und 
Irrthum -nicht entschuldigen. Diefs führt denn auf 
die Frage, ob der Secten glaube, aus dem die 
That hervorging, zur Strafe zuzurechnen, also Min- 
destens hier eine Fahrlässigkeit anzunehmen sei? - 
Der Verf. macht, indem er seine gewifs erheblichen 
Zweifel zu erkennen gibt, auf zwei mögliche Haupt- * 
meinungen aufmerksam. Entweder jede mögliche 
und erdenkliche Religion hat gleiche Ansprüche auf 
obrigkeitlichen Schutz und Concession , dann * »ei 
nicht abzusehen, warum man die Wildenspucher ihres 
’ Glaubens halber bestrafen wollte. Aber er verhehlt 

* 

/ 

auch nicht die Nachtheile, welche eine Freisprechung 
zur Folge haben müfste, wodurch solche Gräuelsce- 
nenv legalisirt würden. Oder: Schwärmerei und 
. Sectenglauben sind bürgerlich strafbar — dann sei 
es keine unbillige» Forderung, dafs der Begriff und 
Thatbestand derselben und die Gränze des Normal- 
/ glaubens, folglich der Punct, wo die Abweichung 
strafbar werde, genau bestimmt werde. Ob dieses 
in jenem Lande der Fall sei, wisse er nicht, und' 
wolle daher, indem er das policeiliche Fundament 
des JJrtheils und die grofse sittliche Schuld der An- 
geklagten- anerkenne, über den juristischen Gesichts- 

• -v 

punct nicht entscheiden. In der letzten Alternative 

hat d^r Verf. recht — die Sache bleibt demnach um 

« 
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so schwieriger, je weniger wir eine kirchliche In- 
, quisition und ein Strafrecht wegen Abweichung von 

orthodoxen Lehren, worauf sie sich am Ende redu- 

/ 

ciren würde, wünschen und billigen könnten. Aber 
ich glaube nicht, ihm seinen Obersatz zugeben 
zu müssen, dafs durch jenen Irrthum der Begriff 
des Verbrechens und die Zurechnung weg- 
. falle» — ' , ' 

Von dem fernem Inhalte dieses Hefts verdienen v 
noch Auszeichnung — die Fortsetzung* der Bei- 
träge zur Criminalst atistik von'Mitter- 
maier, welche hier Frankreich, England, die Nie- 
derlande, die Schweitz, Baiern , Baden und Lippe- 
Detmold zum Gegenstände genauer Untersuchungen 
machen, die von sehr lehrreichen Bemerkungen be- 
gleitet sind. Und unter Anderem noch, was über 
die Strafbarkeit der — längst verurtheilten fran- * 
zösischen Exminister wegen Unterzeichnung der be- 
kannten Ordonnanzen aus der Gazette des Tri- . 
bunaux v. 25. August 1830 entlehnt ist; Anderes, 
minder Wichtiges übergehen wir. 

* . - Die das sechzehnte Heft eröffnenden ,,Cri- 
minal-Rechts-Sprüche der Justiz - C anzlei 
zu Zelle, aus den Jahren 1815 — 1827,” bear- 
beitet vom Herrn Justiz-Rathe von Bothmer 
in Zelle (Fortsetzung vom Hefte 14. S. 285 ff.), 
welche den Diebstahl zum Gegenstände haben, 
sind in fortlaufender Zahl der mit passender Kürze 

vorgetragenen Fälle fortgesetzt im siebenzehn- 
» , * 
ten Hefte S. 30 — 64; dem achtzehnten S. 235 

bis 288; dem neunzehnten S. 17 — 48 und dem 

• « V 

I 
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zwanzigsten S, 215 — 246, und sollen daher hier 
in einigen Bemerkungen zusammengefafst werden. , 
Der Verf. unterscheidet im Allgemeinen drei Classen 
ohne Ypilige Genauigkeit da zu erstreben , wo ein 

i 

Fall unter mehrere Gesichtspuncte gehen würde — ? 
was sich für diesen Zweck wohl rechtfertigt. A. Qua- 
lificirter Diebstahl* worunter die hannoversche 
Praxis die im Art, 159, der P. G, O. Carls aus- 
gezeichneten Fälle, versteht, B. Grpfser Dieb- 
stahl«. C. Wiederholter Diebstahl, wozu 
nicht nur das eigentliche furtum secundum und 
tertium, sondern auch die Fälle mehrfacher und 
conCurrirender Diebstähle gerechnet werden, „bei 
welchen das Haupt -Straf -Bestimmung* -Moment aus 
dem concursus delictorum, nicht aus einem 
einzelnen der vorgelegten Verbrechen .entnommen 
ist,” Einige allgemeine Bemerkungen sind voraus- 
geschickt, Sie betreffen das Verbältnifs der neuern 
hannov, Praxis, auf den Grund landecrechtlicher 
Verordnungen und der doctrinellen , bei den Gerich- 
ten befolgten, Meinungen zu den dadurch zum Theil 
modificirten Grundsätzen der P. G. O. , deren Strenge 
längst beseitiget ist, wie diefs insbesondere von der 
auf den sogenannten qualificirten Diebstahl gesetzten 
Todesstrafe gilt, auf welche in der Regel gar nicht, 
mehr erkannt, wurde. Aber wie sehr auch der Ge- 
richtsgebrauch das Seinige zur Ausfüllung mancher 
Lücken, zur Beseitigung mancher Streitfragen beige- 
tragen hat, so sind doch manche und sehr erheb- 
liche. Verschiedenheiten der Ansichten, der Urtheile * f 
über einige oft wiederkehrende Puncte herrschend, 
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woraus sich die Ungleichheit und Unverhältnifsraä- 
fsigkeit mancher hier mitgetbeilten Erkenntnisse über 
die nämlichen Prämissen erklären lafst, Es wird mit, 
Recht erinnert, dafs wenn auch einige der hier gang- 
baren Gontroversen (z, B. ob ein Einbruch nur an 
Gebäuden oder auch an andern Behältnissen, Kof- 
fern, Schränken verübt, und dadurch die Anwen- 
dung des Art. 159. begründet werde?) — minder 
wichtig als früher seien, doch die Beantwortung für 
das Schicksal d?s jedes Mal Angeklagten von hoher 
Bedeutung sei. ln sofern nun von der früheren 
Strenge überhaupt nachgelassen und bei dem regel- 
mäßigen Ausschüssen der Todesstrafe, wo das rich- 
terliche Ermessen bei der Vestsetzung der Strafe ein- 
txitt, die Möglichkeit und Noth wendigkeit Stau fin- 
det, Momente zu berücksichtigen, welche bei einer 
absolut bestimmten Strafe sich nicht geltend machen 
können, so ist es völlig zu rechtfertigen, dafs neben 
der GrÖfse der Qualification , die jetzt nicht mehr 
allein entscheidet, auch auf den Ertrag des Entwen- 
deten gesehen wird , da überall auch nach der Qua- 
lität das quantitative Verhältnis beachtet werden 

* 

nnifs. Dieses, und die Rücksicht auf geleisteten Er- 
satz, welche allgemeiner, als die C. C. C. es aner- 
kennt, mildernden Einflufs ausübt, sind die wich- 
tigsten, hier zu erwähnenden Modalitäten, Beachtens- 
wert für die bestrittene Lehre von dem sogenann- 
ten zweiten und dritten Diebstahle und die 
Anwendung des Art. 162. sind die vom Berichter- 
statter mitgetheilten Notizen, namentlich ist die kurze 
Dogmengeschichte und Schilderung des Gerichtsge- 
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brauches über die Bestrafung des furtum tertium 
auszuzeichnen. Bekanntlich lassen die Meisten, un-> 
terstützt durch ältere und spätere Praxis, die volle. 
Strenge des Gesetzes und demnach auch den Begriff 
des dritten Diebstahls nur dann eintreten, wenn das 
Merkmal der Un Verbesserlichkeit aus der Unwirk- 
samkeit früher erlittener Bestrafungen er- 
schlossen werden kann — während Andere — und - 
diefs ist wieder neuerlich geschehen , — nur an die 
Worte des Gesetzes, die doch fuich noch einer 
andern Auslegung fähig sind, sich haltend, die ein- 
fache ‘Thatsaqhe mehrmaliger Uebertre- 
tung des Verbots des Stehlens für hinreichend er- 
achten. Die hannov. Praxis, unterstützt durch par- 
ticularrechtliche Bestimmung, nimmt einen zwei- 
ten Diebstahl im technischen Sinne nur dann an, 

/ 

wenn der erste bereits bestraft wurde, solcherweise 
mufs auch bei dem dritten frühere Bestrafung vor- 
hergegangen seyn, doch, soll eine einmalige ge- 
nügen. Diefs ist eine, die beiden Extreme ermit- 
telnde, jedoch dem Principe nach der zuerst gedach- 
ten Ansicht sich anschliefsende Meinung, welche, 
wenn sie, eine gröfsere Milde (nämlich . zweimalige 

Bestrafung die des ersten; und die strengere des 

# 

zweiten Diebstahls zu erfordern) nicht annimmt, da- 
durch wieder eine im concreten Falle noch gröfsere. 

Milde herbeiführt, dafs nicht jede frühere wegen 

% * 

Diebstahls erkannte und vollstreckte Strafe, sondern 
nur eine nachdrückliche — poena criminalis et 
gravis — (Karren- oder Zuchthausstrafe) genügt; 
ja man ging noch weiter, und gewifs zum Nach- 
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t heile der öffentlichen Sicherheit und des Rechtsge- 
fühls , indem man, „wenn es auf die ordentliche 
Strafe des dritten Diebstahls ankam, alle die von 
dem Angeschuldigten etwa begangenen Diebstähle 
nicht mitzählt , welche durch Landesgesetze beson- 
ders ausgezeichnet und mit höherer Strafe belegt 
sind, z. B. Pferde-Diebstahl. ,, Zuletzt reducirt sich •* 

. Alles auf das richterliche Ermessen, in sofern man 
sich zur Verhängung der ordentlichen Strafe nicht * 
für ermächtigt hielt,* welches um so mehr zu den 
auch in den hier erwähnten Entscheidungen ungleich 
und unbestimmt sich äufsert, als die zur Norm die- 
nenden Regeln über die Bestrafung des Rückfalles 
gemeinrechtlich nicht ausgebildet sind. Eben so 
wenig sind veste peinliche Grundsätze über „fur- 
tum attentatum und consummatum — con- 

* 

tinuatum , und reiteratum über -coauctor 
und socius herrschend. Die Betrachtung schliefst 
.mit Vergleichung einiger im neuen hannov. ,Ent- x 
würfe aufgestellten Principien mit dem des baier. 
Strafgesetzbuches und mit Berücksichtigung der vor- 
handenen Kritiken, worauf wir die Leser aufmerk- 
sam machen. Was nun die Rechtsfälle selbst be- 
trifft — es sind unter A. Qualificir ter Dieb- 

• t, 

stahl — deren 62, B. grofser Diebstahl — 

22, und C. Wiederholter Diebstahl — 126 

* 

vorgelegt — so wäre, nachdem die allgemeinen, bei 
Gericht gangbaren, Principien angedeutet sind, eine 

in’s Einzelne gehende Kritik hier unangemessen. Es 
m $ 
verdient aber als beifalls würdig das Bestreben her- 
vorgehoben zu werden, mit einer präcisen Küree, 
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unbeschadet der Deutlichkeit , oft in wenigen Zeilen 
die charakteristischen , Züge zu bezeichnen und der 
so oft gerade bei solcher Abkürzung unvermeidlichen, 
wiederkehrenden Gleichförmigkeit des Stoffes durch 
eine mit sehr großer Gewandtheit der Darstellung 
herbeigeführte Mannigfaltigkeit eine äußerliche Ab« 
Wechselung zu geben , welche das Ermüdende , ein 
Paar Hundert Diebesgeschichten zu lesen, in hohem 
Grade ' entfernt. Die verheifsene -Fortsetzung der 
Berichte über andere Straffälle wird als Beitrag zur 
wissenschaftlichen Praxis den Interessenten gewifs 
willkommen se^n. 

* . ; Zu dem Inhalte des sechszehnten Heftes uns 
■ zurückwendend nennen wir ein v. Strombeck za 
Wolfenbüttel mitgetheiltes Erkenntnifs über Noth« 
zucht (S. 265), wo die Frage: ob Dummheit die 
Zurechnung ausschliefse , mit Recht verneinend 
entschieden, jener jedoch ein mildernder Einfluß 
eingeräumt worden ist. Ferner S. 275 ff. „Strafe 
erkenntnifs - wider den Buchhändler C. F. 
Niedmann aus Wolfenbüttel wegen Ueber- 
tretung der Censurverordnung, ferner 
wegen Schmähschrift und öffentlicher 
Herabwürdigung der christlichen Reli- 
gion. ” Der Fall ist einer von denen, die die Cu« 
riosität des Publicums erregen, ohne dafs ihm ein 
besonderes criminalistisches Interesse zugeschrieben 
werden dürfte. Es genügt, zu bemerken, dafs die 
vom Berichte gleichlautend ausgesprochene Verur- 
theilung, wie die Sache hier vorliegt, vollkommen 
gerechtfertigt erscheint, und die (Seiffert unter« 
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schriebene) Appellations- Rechtfertigung, welche mit 
Scharfsinn und Kenntnifs, obgleich nicht ohne So* 
phistik, das Gegentheil darthun sollte, ist nicht ge* 
eignet, den unbefangenen Betrachter zu überzeugen. 

— * Von dem höchsten Interesse sind aber die S* 

« 

318 — 361. 457 ff. und im achtzehnten Hefte 
S. 378 — 410 gelieferten Actenstücke in der bekann- 
ten v. S i erst orp ff’ sehen Angelegenheit, deren 
Vorlegung hier nicht mehr nöthig ist. Nur das, was 
vom juristischen Gesichtspuncte erheblich ist, be- 
rühren wir kurz. Ohnedem ist der Ex - Herzog von 
Braunschweig jetzt aufser Stande, Willkürlichkeiten 
x der Art, wie die vorliegende, und Eingriffe in den 
- geordneten Rechtsgang auszuüben, und ehe noch die 
politischen Ereignisse eintraten, welche dieses be* 
wirkten — - deren Beurtheilung hier ausgeschlossen 
ist — hat das Recht eine gründlichere, eben auf 
dem Rechtswege selbst veranlafste Genugthuung 
durch die deutsche Bundesversammlung erhalten,^ als 
ihm die öffentliche Meinung, die zur eigenmächtigen 
That wurde , zu verschaffen im Stande war. Gegen 
die durch einen Kabinetsbefehl ohne Untersuchung 
und Urtheil, ohne Recht verfügte willkürliche Lan- 
desverweisung 'eines unschuldigen , würdigen Ehe- 
paares, eines achtzigjährigen Greises, der im fast 
fünfzigjährigen Staatsdienste, — in einer hohen SteL 

Jung sich allgemeine Anerkennung erworben hatte, 

< 

dessen Ehegattin, den etwaigen Verhältnissen fremd, 

welche allenfalls eine „Ungnade” zur Folge haben 

konnten , die Gefühle und das Loos des Mannes 

theilte, — wurde der Rechtsweg eingeschlagen und 
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das Gericht that ohne Furcht seine Schuldigkeit, in- 
dem es zugleich Alles vermied, was den Vorwurf 
einer Verletzung der Ehrerbietung gegen den Lan- 
desherrn begründen konnte. Man hat. Gottlob ! von 
der Kabinets- Justiz im Processe meist als einer An- 
tiquität gebandelt. In neuerer Zeit kam der Fall 
des widerrechtlichen Benehmens gegen den GRath 
von Schmidt - Phiseideck in demselben Lande vor, 
unter demselben Herrscher, dem es Vorbehalten war, 
anderen Regierungen Gelegenheit zu geben , ihre 
Mißbilligung über dergleichen Willkür der Gerech- 
tigkeit zur Ehre öffentlich auszusprechen , wie dieCs 
auf den Antrag * einer Bundestags - Commission von 
den. Bundestags-Gesandten nach eingeholter Instru- 
ction ihrer Regierungen geschehen, und dadurch — 
durch Anwendung bestimmter Bundes - Gesetze und 
Beschlüsse jedem Rechtlichen eine genugthuende Be- 
ruhigung geworden ist. Der Herzog ließ das zu 
Gunsten des v. S. ergangene gerichtliche Unheil — 
als angeblichen Eingriff in die durch seine Macht- 
vollkommenheit gefaßten Beschlüsse, die sich auf 
Rücksichten der höchsten Staats - Policeigewalt grün- ' 
den sollten — cassiren, vor versammeltem Gerichte 
das Unheil zerreifsen (oder, wie* in der Verant- 
wortung gegen die Bundes - Versammlung erklärt 
wird, nur ein reißen), und dabei und nachher auf' 
eine Weise verfahren, daß man sich mit Betrübniß 
fragt, ob es denn möglich war, in der Mitte sonst 
geachteter Männer die zu finden , die sich zu sol- 
chem Dienste und der Rechtfertigung desselben 
brauchen ließen, ob die Zeit und die Menschen so 

schlimm 
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schlimm waren , dafs es Niemand wagte, dem Un- 
kundigen die gebührende Rechtsbelehrung zu erthei- 
len, dafs die Gerechtigkeit verstummen mufste vor 
der Willkür.. Unabhängigkeit der Rechtspflege und 
was ihre Bedingung ist — Unabsetzbarkeit der Rich- 
ter (d. h. nicht ohne durch Untersuchung , Urtheil 
und Recht vom „ Amte und dessen Pflichten und 
Rechten entfernt zu werden) haben stets als Ge- 
währleistungen Öffentlicher Sicherheit gegolten. Hier 
scheint noch eine Drohung im Hintergründe Statt 
gefunden zu haben. Wie bemerkt — der Recurs an 
die Bundesversammlung war nicht vergebens, aber 

4 

auch die Zeit und Geschichte hat es rasch nach der 

"V. 

That gerichtet. Man duldet keinen Eingriff in Ci« 
vilrechtssachen ; noch weniger bei Zufügung von 
' Uebeln, die nur im Wege des rechtlichen Verfahrens 
Statt finden dürfen, und das schöne Vorrecht der 
Begnadigung ist die einzige Ausnahme, wo es dem* 
Landesherrn freistehen darf und muls, in die Strenge 
des Rechtsganges abändemd einzugreifen. Aber eben 
darum mufs der Regent, wenn auch in seinem Na- 
men Rächt gesprochen wird, sich jeder unmittelba- 
ren oder mittelbaren Einmischung enthalten; seiner 
höchsten Würde ist es gemäis, unabhängig über, 
nicht in den Verhältnissen zu stehen , und er darf 
auch der Form nach Nichts thun, was die von An- 
dern nothwendig zu übernehmende Verantwort- 
lichkeit auf ihn übertragen und so entweder ihn 
$ 

selbst einem, dem Begriffe seiner Stellung und Hoh- 
heit widersprechenden, Tadel aussetzen, oder aulser- 
* dem die Freiheit und das Recht unterdrücken könnte, 
20. Band. 10 
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und* auf jeden Fall . eine bedenkliche Collision her- 
beiführen müfste. - Die Darstellung „an die hohe 
deutsche Bundesversammlung” (von Klü- 
her) ist meisterhaft; voll Rechtlichkeit und juristi- 
schem , politischem Gehalte; die Deductionr dafs, 
wenn der Bund Schutz gegen Verweigerung der 
Rechtspflege gewähre, seine Competenz unzweifel- 
haft auch dann begründet sei, wenn die Gerichte 
^ • 
ihre Schuldigkeit getban, aber ein Machtspruch die 

Ausführung hindere, hat ihren ZVveck nicht verfehlt. 
Wie man eine schlechte Sache vertheidigen könne, 
ihr einte scheinbar gute Seite beizulegen vermag — 
da man die Parömie, „dafs jede Sache ihre zw*ei 
Seiten habe,” auch da anzuwenden sucht, wer mir 
die. eine recht seyn kann, um die Unrechte zü schü- 
tzen, kann man aus der Mittheilung S; 558 ff. und 
noch mehr aus der bei der Bundesversammlung ein- 
gereichten, von dieser geforderten, braun sch weigi- 
•chen Rechtfertigung ersehen (Heft XVIII. S. 894 
lii* 405) , wobei wir die Freunde des Criminalrechts, 
die bisher die L» unic. Cod. si quis imper. maled. 
anders aufgelegt haben, auf die S. 897 ersichtliche 
'— authentische Interpretation aufmerksam machen, 
durch welche einem schönen und würdigen , gesetz- 
lich ausgesprochenen Grundsätze, der ein Triumph 
der Majestät ist, der gehässigste Sinn, die willkür- 
lichste Bedeutung beigelegt, und wobei kein Anstand 
genommen* wird, durch unrichtige Citate und Un- 
terschiebung falscher Behauptungen die Ehre ver- 
storbener und noch lebender Schriftsteller zu be- 
flecken. Diefs ist auch von der Bundescommission, 
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wobei der badische Gesandte den Vortrag hatte, ge- 
- rügt worden (S. 407).‘ Auch die Bundesverhandlun- 
gen wird man mit aberkennender, dankbarer Theil- 
nahme lesen. • Den Vortrag in der Reclamations- 
Commission hielt der , grofsherzoglich hessische Ge- 
, sandte Freiherr von Grub er. Da diese die Zustän- 
digkeit des Bundes begründete und die Sache zur 
bundesrechtlichen Cognition geeignet fand, so wurde 
auf ihren Antrag, dem sämmtliche Gesandtschaften* 
beitraten, beschlossen: „die herz, braunschweigische 
Gesandtschaft zu ersuchen, sich zu verwenden, dafs 
die herz. Regierung binnen vier Wochen ihre Erklä- 
rung ' an die hohe Bundesversammlung gelangen 
. lasse. * Diese bereits erwähnte Erklärung hat die 

Commission, wo 4 er grofsh. badische Gesandte Frei- 
herr von Blittersdorf Referent war, gründlich 
widerlegt und darnach wurde durch einen Bundes- 
beschlufs die auf Befehl des Herzogs vorgenommene 
Cassation des Urtheils wirkungslos erklärt und die 
herzogliche Regierung anfgef ordert, die Ausführung 

dieses Erkenntnisses nicht zu behindern; den v. S. 

» » 

und seiner Familie die Rückkehr nach Braunschweig 
gestattet und dessen Anwalt (Dr. Bruns, von dem 
1880 über den Fall eine eigene Schrift, Braunschweig 
1880. VIII und 123 S. 8. erschienen ist, welche hier 
benutzt wurde) von dem Beschlüsse in Kenntnifs ge- 
setzt. Die mitgetheilten Beilagen dienen zur Beglau* 
bigung und erhöhen das Interesse des Falles, der an 
sich so wichtig, in seinem Ausgange so erfreulich 

«r 

ist,* dafs man dem Herausgeber noch in anderer 
Hinsicht , als aus dem " strafrechtswissenschaftlichen 
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Gesichtspuncte , für dessen Aufnahme in die weit 
, verbreiteten und viel gelesenen Annalen dankbar ver- 
pflichtet ist. — Um auf diese mit politischen Ver- 
änderungen in Braun schweig in Verbindung ste- 
henden Gegenstände nicht später noch ein Mal. zu- 
rückkommen zu müssen , sei es erlaubt , gleich eine 
im zwanzigsten Hefte S. 247 — 301 enthaltene 
„Verantwortung gegen die Anschuldigung 
des engem Ausschusses der Landschaft, 
Seiner Durchlaucht dem regierenden Her- 
zoge etc. einger eicht^vom zweiten Kammer- 
Director G. P. v. Bülow” (Febr. u. März 1831) 
zu gedenken. . Die Anschuldigung' betraf die Con- 
trasignatur mehrerer von dem vorigen Herzoge aus- 
gegangener, oder ihm vorgelegter Verfügungen, wel- 
che dem Lande nachtheilig und der bestehenden 
Verfassung — über deren Giltigkeit bekanntlich selbst 
Streit war — widersprechend gewesen seien. In 
Ermangelung einer andern Form suchte der Aus- 
schuls der Landschaft, welcher auf Ahndung des 
früheren Stellvertreters des Ministers an trug, die 
Handlungen unter den Gesichtspunct des in Amts- 
verhältnissen wissentlich verletzten Dienst-Eides 

zu ziehen. — Das ist nun freilich nicht der Sinn, 

* . 

wenn mit dem. Grundsätze der Verantwortlichkeit 
der Minister — der noth wendig die Unverant Wört- 
lichkeit des Regenten begleitet, aber dann auch keine 
Verfügung ohne Unterschrift eines für Befehle ver- 
antwortlichen Staatssecretärs zuläfst — zugleich die 
Befugnifs und Pflicht der Abgeordneten besteht, eine 
Anklage anzustellen, welche auf bestimmte Hand- 
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Jungen beschränkt ist, und nach der ministeriellen 
Stellung zu dem Regenten und der Verfassung be- 
schränkt seyn mufs. Nicht als ob nicht auch an- 
dere Vergehen möglich wären; aber diese fallen 
aufserhalb des Kreises der ministeriellen Thätigkeit 
und der Cognition der Stände, und auch in andern 
Staaten, die nicht ein solches bestimmtes Prindp 
über die Verantwortlichkeit der höchsten Regierungs« 
beamten vor den Ständen aufstellen, ist, wenn gleich 
in anderer Form und gegenüber andern Personen, 
namentlich gegenüber dem Landesherrn, eine Ver- 
antwortlichkeit begründet. Wie die Sache hier dar- 
gestellt ist, kann man ein gründliches Urtheil nicht 
fällen; aufser wenigen Seiten über die Beschwerden 
findet, man nur die einseitige Darstellung des sich 
Verantwortenden, und zwar nicht als VerthekÜgung 
nach vorgängiger bestimmter Anklage und Untersu- 
chung, .wie sie einer Urtheilsfallung vorhergeht, son- 
dern wie sie in einem Recht fertigungsberichte an 
den Fürsten, und selbst gewisse Pancte anticipirend, 
erscheint. Ohnedem würde dazu ein genaueres Ein- 
gehen in die dortige, längere Zeit foctisch aufgelöste, 
durch divergirende Gewohnheiten (S. 273) modifi- 
drte, selbst, wenigstens von Seiten der Regierung, 
nach ihrem rechtlichen Bestehen bezweifelte Ver- 
fassung nothwendig seyn. Betrachten wir vielmehr 
die Sache nur von der wissenschaftlichen Seite , so 
ist diese Eingabe und Deduction ah ein Beitrag zur 
Lehre des Verhältnisses ven Staatsdienern (die zu- 
gleich, und hier nicht als solche, sondern .durch 
specielle Wahl Mitglieder der Landschaft 
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find) zu der Regierung und zu den Ständen za wür- 
digen, Abgesehen von dem Versuche,: die Hand- 
lungen seihst za rechtfertigen,, oder, wenigstens so 
fern sie im Willen des Fürsten und dessen Befehle 
gegründet waren, die Verantwortlichkeit abzulehnen» 
ist der Form nach die Entschuldigung Theils darein 

y 

gesetzt, da ft das Cabinet,, auf Kosten des zurück- 
gesetzten Minist erii, seine Befugnisse zu weit aus- 
gedehnt habe , wogegen Remonstration geschehen ; 
aber, nachdem diese vergebens gewesen , der Gehor- 
sam nicht hätte verweigert werden» dürfen; Theils 
wird behauptet , die ohnedem nicht allgemein noth- 
wendige Contraägnirnng landesherrlicher Verordnen- 
gen und Cabinetsbefehle habe im Sinne der dorti- 
gen Verfassung und nach dem Herkommen nicht 
die Bedeutung der Ueb er nähme einer Verant- 
wortung für den Inhalt, und vollends für die 
etwaigen Nachtheile, sondern sie dienen nur zur 
Beschönigung, dafs wirklich» ein fürstli- 
cher Beschlufs vorliege, und dafs man anneh- 
men könne, es seien die richtigen Erläuterungen oder 
Vorstellungen dem Herzoge vorgetragen worden, der 
an dieselben keinesweges gebunden seij ^dieser könne 
seiner Seits einen andern Beschlufs fassen und dessen 
Vollziehung fordern, und der Beamte sei nur zur 
Gegenvorstellung verpflichtet, aber nicht befugt, seine 
Unterschrift aus dem — hier nicht, wie z, B. in 
t Frankreich obwaltenden — Grunde zu verweigern, 
„dafs ihm die gesetzlich eingeführte Verantwortlich- 
keit ein Widersprachsrecht gibt, dem verfassungs- 
widrigen Willen des Fürsten sich zu widersetzen * 
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(S. 282). Wenn vollends nach der dort bestehenden 
Geschäftsordnung die Unterschrift nach . einer Rei- 
henfolge und oft von Mitgliedern geschieht, die an 
dem Beschlüsse nicht Theil genommen , ja sogar da- 
gegen gestimmt, aber überstimmt sind, so dafs nur 
aus der Signatur des Concepts ersehen werden 
kann,. wie der Beschlufs gefafst sei, so beziehe sick 
die Contra Signatur nur auf die Richtigkeit der 
Ausfertigung. „Die Unterschrift enthält also nur 
da die Erklärung mit dem Inhalte einverstanden zu 
eeyn; wo sie von dem Aussteller der Schrift oder 
demjenigen, dessen Willen der Inhalt ausspricht, 
selbst hinzugefügt ist, in allen andern Fällen aber 
Nichts als eine Bescheinigung über den Urheber und 
die dessen Willen aussprechende Fassung” (S. 280). 
Da hierüber nicht im Allgemeinen , sondern nur auf 
den Grund der Verfassung geurtheilt werden kann, 

so wollen wir vom rein wissenschaftlichen Stand* 

#- 

puncte aus die Richtigkeit dieser Jfchauptungen eben 
so dahingestellt seyn lassen, wie die der S. 27(Tif. 
befindlichen, dafs ein Individuum, welches Regie- 
rungsbeamter und gewähltes Mitglied der Stände zu- 
gleich sei, bei etwaigen Collisionen sich in der Er- 
füllung seiner Obliegenheiten als landesherrlicher 
Diener nicht beschränken zu lassen brauche. Wie 
eine Verfassung besteht, soll sie sonst auch und vor- 
zugsweise von der Regierung und ihren Beamten be- 
folgt, es soll auf den Grund derselben verwaltet und 
regiert werden, so dafs Collisionen gar nicht Vor- 
kommen dürfen. 

Aus dem sechszehnten Hefte zieht noch der 


» 
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vom Hm. Assessor Philippi in Cleve mitgetheilte 
Rechtsfall: „Mord und Mord - Versuche im 
Zustande des Wahnsinnes’ 9 unsere Aufmerk- 
samkeit auf sich. * Eine kleine Einleitung über die 
Zurechnungslehre und Geisteskrankheiten ist S. 36£ 
bis 367 vorausgeschickt. Die * Angeschuldigte wurde, 
da das (einer gröfsem Gründlichkeit fähige) ärztliche 
Gutachten sie für geisteskrank erklärte, zwar dem 
Rechtsverfahren unterworfen, als dieses aber nach* 
her von dem Appellationshofe in Cölln eingestellt 
wurde, weil ohne Zurechnung kein Verbrechen vor- 
handen sei, in Freiheit gesetzt, nicht blofs im Ver- 
hältnisse zum Gerichte, sondern da sie inzwischen 
auch körperlich hergestellt war,, überhaupt und 
hat mit ihrem von ihr früher verwundeten Manne 
und den noch übrigen Kindern — ■ drei hatte sie ge- 
tödtet — einen Aufenthalt im Auslande gewählt. 
Beachten« werth ist die von der Rathskammer S. 447 
ausgesprochene richtige Ansicht: „da£s eine ina 

Wahnsinne verübte That weder Verbrechen noch 
Vergehen sei (wie ich es ansdrücke, überhaupt nicht 
Handlung), dals aber dieser Umstand ausgemittelt 
und daher die Untersuchung nicht sofort eingestellt, 
vielmehr eben darauf hauptsächlich gerichtet wer- 
den müsse, und sofern die Umstände ergeben, dals 
Jemand zum Zwecke die geeigneten Mittel gewählt 
und ihrer Beschaffenheit gemäfs angewendet habe — 
die Vermuthung für den Vemunftgebrauch eintritt, 
mithin die allgemeinste in den meisten Fällen ent- 
scheidende Anzeige für Willensfreiheit nicht bestrit- 
ten werden kann, und entgegenstehende Anzeigen 

- * - 
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für sich allein um so weniger ihr an Stärke gleich- 
kommen, da bei jedem .begangenen Unrechte eine 
Befangenheit des vernünftigen : Willens zu Grunde 
liegt.” — . Da in den Anzeigen der beiden Zeit- 
schriften des Herausgebers öfters der Frage Erwäh- 
nung geschehen ist: 'wiefern ein ärztliches Gutach- 
ten den Richter binde, so wird es erlaubt seyn, aus 
dieser Darstellung zu erinnern (S. 444 ff.}, dafs nach 
dem in den Rheinprovinzen beibehaltenen französi- 
' sehen Verfahren der Richter um so weniger durch 
das Urtheil des Sachverständigen gebunden sei, „als * 

% i 

selbst die Rechtsgelehrten noch sehr in Zweifel sind, 
ob nicht die Frage, in welchem Geisteszustände eine 
That begangen worden, selbst wieder den Geschwor- 
nen vorgelegt werden müsse? „Diese sollen nämlich 
stets auch die Frage beantworten, ob die That von 
dem Angeschuldigten freiwillig (verschieden von 
vorbedächtlich) verübt sei, was nach Art. 64. 
114 u. 170. 165. 521. 528. de« Code penal auf Gei- 
steskrankheit , Zwang, Befehl, Unwissenheit, Noth- 
wehr zu beziehen sei.’* Schon als Thatsachen nicht 
rechtliche Umstände — (oft sind aber beide Gesichts- 
puncte genau verbunden) unterliegen diese nach der 
Grundansicht jener Gesetzgebung dem Urtheile der 
Geschwornen , nicht der Entscheidung der Richter. 
Daraus hat sich die Ansicht gebildet, dafs nur Ge- 
schworne 'über das Daseyn einer Geisteskrankheit 
zu urtheilen hätten, denen daher jede zur Untersu- 
chung gekommene That, selbst wenn es erwiesen 
war, dafs sie in einem Zustande der Geistesab wesen- 

. s 

heit etc. begangen worden sei, zur Beurtheilung vor- . 
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gelegt werden müsse. Allein da ohne Zurechnung 
keine Handlung, also auch keine verbrecherische und 
strafbare möglich ist, so sind auch viele französische 
Rechtsgelehrte, gestützt auf einen Spruch des pari- 
ser. Cassationshofes , der, wiewohl mit grofser Vor^ 
sicht anzuwendenden, Meinung, dafs, wenn die Rieh* 
ter von dem Daseyn einer Geisteskrankheit , folglich 
von dem * Nichtdaseyn eines Verbrechens völlig üben- 
zeugt seien,* die Untersuchung ohne Weiteres aufge- 
hoben und der Beschuldigte in Freiheit gesetzt wer- 
den könne.'’ Der Berichterstatter glaubt, und wie _ 
mir scheint, mit Recht, beide Ansichten dadurch 
vereinigen und vertheidigen zu können, dafs man 
genau die Richter der Raths -Kammer oder des An- 
klage-Senats, und die bei den Assi sen unterschei- 

4 

det. Ist die Sache einmal zur öffentlichen Ver- 
handlung vor die Geschwornen gebracht, so 
können nur diese, und nicht die beisitzenden Rich- 
ter, über die angegebene factische Frage entschei- 
den; ob aber eine Beschuldigung der Art sei, 
dafs sie vor die Geschwornen gebracht werden müsse, 
steht der Beurtheilung des Richters der Raths - Kam- 
mer oder des Anklage -Senats zu; ist aber Geistes- 
krankheit erwiesen, so ist kein Verbrechen vor- 
handen, folglich kann auch keine Verweisung vor 
die Geschwornen Statt finden. Wir schließen die 
Anzeige dieses Heftes, 1 welches noch einige kleine 
Notizen, unter anderen über die schon besprochene 
Frage : * ob Caspar Hauser ein Betrüger sei (S. 
449 ff.), einige Bemerkungen enthält, indem wir auf 
diese Sache später, wenn ausführlichere Mittheiliw- 
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gen, möglich seyn werden und erfolgen sollten, — 
wozu Hoffnung gemacht wird, — zurückzukommen 
gedenken. 

Nicht minder lehrreich ist der Inhalt des sie- 
benzehnten Heftes, aus welchem die Bothmer- 
sehen Beiträge bereits oben hervorgehoben sind. Am 
Wenigsten erheblich ist der zuerst (S. 1 — 29) er- 
zählte „Rechtsfall einer beabsichtigten 
Vergiftung” — aus Hannover. Eine Frau, in 
unglücklicher Ehe lebend , fragt gelegentlich einen 
Arzt auf der Strafse unter Anderem: „ob er ihrem 
Manne nicht Etwas geben oder aufschreiben könne, 
dafs er caput gehe? sie wolle ihn gern begraben las- 
sen,’* und verheifst ein» Belohnung. Der Arzt, den 
sie in dessen Hause zu sprechen wünschte, bestellt 
sie auf eine andere Stunde, zeigt die Sache der Po- 
licei an, veranlafst die "Verbergung ein^s Policeidie- 
ners in seiner Behausung, so dafs dieser die Denun- 
ciatin hören kann, und fragt sie dann bei ihrem 
Eintreten: „Ob sie noch der Meinung sei, wie sie 
hente Morgen gesagt, dafs sie ihren Ehemann ver- 
giften wolle?’’ worauf jene beschwichtigend und mit 
beiden Händen ihn gleichsam zur Behutsamkeit auf- 
fordemd, entgegnete: „Ja, aber das bleibt unter uns ; 
seyn Sie nur stille, dafs, es Keiner hört.” * Der 

Doctor machte ihr hierauf heftige Vorwürfe und 

% 

nannte sie Mörderin, worauf sie erwiderte, „sie 
habe es nicht so gemeint,” — allein sie wurde von 
dem aus dem Alkoven hereintretenden Policeidiener 
nach ' dem Policeibüreau geführt und nach zwei Ta- 
' gen an die Criminal - Behörde abgeliefert. Sie wurde 
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zu sechsjähriger Zuchthausstrafe verurtheilt. Bei der 
weiteren Vertheidigung suchte der Defensor die Exi- 
stenz des Versuches zu bestreiten — es sei nicht 
ernstlich gemeint gevfesen, vielmehr nur eine Aeu- 
fserusg in augenblicklicher Aufregung bei dem Ge- 
spräche über ihre unglückliche Ehe — aber über- 
haupt sei weder • der Gedanke noch das blofse Aus- 
sprechen desselben strafbar, sofern nicht ein äufse- 
res Factum hinzugekommen sei; insbesondere könne 
ohne Gift auch von einem Versuche des Gift- 
mordes nicht die Rede seyn. In der That hat er 

> * 

mit Sorgfalt , wie man aus dem kurzen Auszuge sei- 
ner Vertheidigungsschrift ersieht, Alles zusammenge- 
stellt , was der Inculpatin vortheilhaft seyn konnte. 
Wenn seinem Anträge auf gänzliche Entbindung von 
aller Strafe oder auf höchstens sechswöchiges . Ge- 
fängnifs, nicht entsprochen, vielmehr unter Aufhe- 
bung des früheren Urtheils auf — einjährige Zucht- 
hausstrafe erkannt wurde — „ weil der Inquisitin nur 
sehr entfernte, auf die Vergiftung ihres Ehemannes 
gerichtete. Versuche zur Last fallen,” so liegt darin 
mehr eine policeiliche Rücksicht auf die Gefährlich- 
keit der Absicht, als eine strafrechtliche der That — 
denn eine solche ist auch der Versuch, dessen Exi- 
stenz nicht in Zweifel gezogen werden konnte. Dafs 
aber eine Anstiftung zu einem Verbrechen versucht 
6ei, ist nirgends hervorgehoben, und gerade dieses 
ist der am Meisten selbstständige Punct des Einzi- 
gen, was , wirklich gethan wurde. ' Aus Rhein- 
hessen „Ehegattenmord durch Anzeigen 
erwiesen, Sitzung des Assisenhofes zu Mainz am 
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21. August 1880* * S. 65 — 75 ist ein merkwürdiger . 

• Fall, doch nicht gerade seltner Art. Auszuzeichnen 
sind aber „Rückblicke auf merkwürdige 

i . 

Criminal - Pr ocesse älterer Zeit.**' Hier wer- 
den die Verhandlungen gegen die beiden unglück- 
lichen Könige , Carl Stuart I von England und 
Ludwig XVI von Frankreich, jener ausführlicher 
nach Originalquellen, dieser kürzer nach Menzel — 
aus dessen neuerer Geschichte, wofür die früher von 
mir namhaft gemachte Schrift *) hätte benutzt wer- . 
den sollen, — mitgetheilt. Für diese politischen 
Re volutions - Processe ist der ; Ausdruck „Criminal- 
Processe” um so unpassender, als derselbe in ei- 
ner der Strafrechtspflege gewidmeten Zeitschrift eine 
technische Bedeutung hat. Dafs>aber hier, wo 
Gewalt an die , Stelle des Rechts trat, wo nirgends 
eine zur Untersuchung und Be- und Verurtheilung, 
competente , Behörde vorhanden war, — wie denn 
auch keiner der hohen Angeschuldigten eine solche 
anerkannte — wo kein Gesetz bestand, dessen An- 
wendung begründet war, vieler anderen Rücksichten 
nicht zu gedenken, von einem Verbrecher — und 
einem gegen ihn eingeleiteten Cr im in al -Processe 
nicht die Rede seyn könne , bedarf keiner Ausfüh- 
rung. . Wir gehen aber, da diese geschichtlichen 


/ * * 

’) Le pour et le contre: Recucil complet des opinions pro- 
noncee a Y assamblee conventionnelle , dans le proc&s de 
Louis XVI. — On y a joint toutes les Pieces authentiques 
de la Procedure. Tom. 1 — • VIII. 8. ä Paris 1* an 1 de 
la Republique. 
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Thatsachen im Allgemeinen bekannt ; genug sind, 
jeden Falls die Leser aus diesem Hefte reichliche Be- 
lehrung und Unterhaltung schöpfen werden, in eine 
genauere Betrachtung nicht ein* Das Vorwort des . 
Herausgebers und die S,<77 aus einer französischen 
Zeitschrift entlehnten, zuweilen Etwas ungelungenen 
„Parallelen zwischen den englischen,, und französi- 
schen Revolutionen u sind hervorzuheben. Der itzi 

\ * _ 

vierzehnten Hefte erwähnte Procefs Hampdens 
dient dem hier mitgetheilten Karls I zur Einlei- 
tung; *) auf gleiche Weise sollen diese und „eine 
Uebersicht der gerichtlichen Verfolgungen englischer 

Minister zur Vorbereitung einer Beurtheilung ge- 

• 

■gen das Ministerium Polignac dienen. Hiermit ist 

* 

der 'Schiufs dieses Heftes zu verbinden S. 222 ff* 
„Ueber den Procefs der französischen Mi^ 
lustter,** wo, — wie es scheint, aus einer franzos. 
Zeitung — Einiges über die Verantwortlichkeit der 
Minister, und die gegen sie anzustellenden Anklagen 
und das weitere Verfahren so wie über die dabei 
* anzuwendenden Gesetze (oder deren Mangel) in Eng-- 
land seit früherer Zeit bis auf die neueste; in Frank- 
reich seit der Charte, mit einer kurzen Uebersicht 
der zur Rechenschaft gezogenen englischen ^ Minister 
ziemlich oberflächlich und so mitgetheilt wird, dafs 
man hier kein es weges überall ein rechtliches Ver- 
fahren anerkennen kann. 

» * • 

Eine besondere Zierde ist aber der aus dem 

Englischen übersetzte und von Herrn Karl von' 

* 

’) S. diese Jalirb. Bd. XVI. Heft 1. S. 42. 
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Schirach mitgetheilte „Bericht Livingston’s 
über .die Anwendung des Pönitentiar - S y- 
stems” S. 136— 221 (im engsten Drucke). Uebex 
die zweckmäfsige Einrichtung der Strafanstalten , ins- 
besondere der Gefängnisse, Theils zur Vermeidung 
vieler bisher fast an allen Orten wahrgenommenen 
U ebelstände und nachtheiliger Folgen, Theils zur Er- 
reichung positiver Vorth eile nicht blofs äufserer künf- 
tiger Unschädlichkeit und sogenannter bürgerlicher, 
sondern wahrer sittlicher Besserung der Sträflinge 
ist bekanntlich in neuerer Zeit Viel geschrieben wor-» 
den. Am Vollständigsten findet man die Literatur 
und die Resultate gesammelt in den Vorlcsun* . 
gen über Gefängnif sku.nde von Julius und 
dessen Jahrbüchern, von denen ich in unsera 
Jahrbüchern ausführlicher gesprochen habe *). Man 
begegnet daher auch in dem vorliegenden Berichte 
und der Kritik der verschiedenen Systeme der Be- 
handlung der Strafgefangenen manchen längst be* 
kannten, zum Theil auch anerkannten und bewähr- 
ten Ansichten. Was ihm aber einen vorzüglichen 
Werth gibt, ist der Umstand, dafs hier nicht von 
blofs theoretischen Betrachtungen, von allgemeinen 
Vorschlägen die Rede ist, sondern von den Ergeb- 
nissen der Erfahrung in den nordamericanischen ' 
Freistaaten, von wirklicher Anwendung, von Verbes- 
•emngsvorschlägen auf der Grundlage längst in Aus- 
übung gebrachter Principien, welche dahin gehen, 
mit dem Ernste der Strafe die Humanität der Sitte, 


v ’} Bd. X. H. 3. S. 266 ff. XIL 2. S. 150 ff 
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die Rücksicht auf Menschen-, Bürger - Würde , die 

Pflichten der Religion, der Liebe zu verbinden. „ Der 

0 

Bericht, weicher am 7. Juli 1827 zu Philadelphis 
im Drucke erschien, betrifft das Gesetzbuch der Ge« 

m 

fängnifszucht , welches den Schlufsstein des ganzen 
Systems der peinlichen Gesetzgebung ausmacht, das 
Herr Livingston für den Staat Louisiana aus* 
zuarbeiten beauftragt ward.” Es werden , wie jetzt 
allgemeiner, auf den Grund älterer Bestimmungen, 
angenommen wird, das Hafthaus und das Bufshaus, 
doch .in einigermafsen abweichendem Sinne, unter- 
schieden, letzteres in zwei streng getrennten Abthei- 
lungen, je nachdem die Dauer der Strafe zeitlich, 
oder lebenslänglich ist. Einsamkeit und Einkerke- 
rung. ist die Strafe. — Die Arbeit, „obgleich sie 
einen Theil des Erkenntnisses bildet,” ist als eine 
Erleichterung, nicht als eine Erschwerung 
der Strafe zu betrachten. Die Betrachtung knüpft 
sich an die Thätigkeit der zuerst in Philadelphia 
aufgetretenen Gesellschaft „zur Verbesserung des 
Schicksals der unglücklichen Gefangenen. 99 Sehr in- 
teressante statistische Notizen über die Verhältnisse 
der Zahl der Verbrechen, so fern sie durch die Straf- 
gesetzgebung und die Behandlung der Gefangenen 
bestimmt werd en, begleiten durchgängig den Bericht. 
Die Erfahrung hat bestätigt, dafs Haft, verbunden 
mit abgesonderter Beschäftigung der Sträflinge, die 
Rechtsverletzungen vermindere , ohne Absonderung 
sie vermehre. „Einsamkeit und Arbeit sind 
also die beiden grofsen Hilfsmittel , ” deren zweck- 
mäßige Anwendung, begünstigt durch locale und 

ökono- 
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ökonomische Verhältnisse — besonders wo Raum 

* * • 

zur Classification ; vorhanden war, in ihrem Erfolge 
„üie kühnsten Erwartungen der Menschlichkeit über- 
traf. ” Der auf Besserung berechneten Behandlung 
jugendlicher Verbrecher ist vorzügliche Sorgfalt ge- 
widmet. Aber der Einsisht und Beobachtung des 
Berichterstatters konnte auch der Zusammenhang 
nicht entgehen, in welchem die Noth und Armut h, • 
als Quelle vieler Verbrechen, mit dem Strafrechte, -r- 
die Sorge für Abhilfe und die. Armenpflege, mit- 
tels einer die Ehre schonenden Weise, d. h. durch 
Arbeit, und nicht müfsiggehend Wohlthaten zu em- 
pfangen und seinen Unterhalt zu gewinnen — also 
Arbeitshäuser mit den Straf- und Bufs- An- 
stalten stehen. Er handelt hierüber ausführlich 
und benutzt die Gelegenheit, manche auch hei uns 
herrschende irrige Ansichten und Einwendungen zu 
widerlegen, namentlich, als wenn durch eine von * 
der Allgemeinheit der bürgerlichen Gesellschaft aus- 
gehende Fürsorge dieser Art -den Individuen, der 
Familie, welche moralische Pflichten zu erfüllen ha- 
ben, dadurch die Gelegenheit und selbst die Nei- 
gung zum Wohlthun etc. entzogen würden, als wenn 
für diese nicht noch ein hinlängliches Gebiet übrig- 
bliebe, und noch überdiefs ihre Beitrage jeder Art 
und Form nicht auch von dem Ganzen mit in An- 
spruch genommen und dessen Zwecke auf eine Weise 
befördern würden , die der Zufälligkeit 'der Subjecti- 
vität und individualen Ansicht enthoben ist. Da 
ich in der erwähnten Anzeige der oben genannten 
Schriften von Julius hierüber mehr gesagt, so glaube 
20. Baad. 11 
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ich mich darauf beziehen zu dürfen J). — Hiernach 
wird erst das Pönitentiar- System entwickelt. Alles 
S. 170 ff. Gesagte bezieht sich auf das Straf- 
recht im. engeren Sinne, auf Ausmittelung und Be- 
strafung verübter Verbrechen, Von der Haft, als 
»oth wendigem Mittel, das zur Stelle Bleiben zu ver- 
sichern, wird unterschieden die, welche als Strafe 
und Mittel;' der Besserung in Betracht kommt. 
Auf Vergeben steht blof« ’ gefängliche . Haft , oder 
blofse Haft unter strenger Aufsicht; auf Verbrechen 
Haft mit Arbeit und einsame Haft. Der Yerf. rügt 
die .Meinung, „als sei der Zweck der Strafgesetze 
entweder Strafe allein, oder Besserung allein 
(S. 180). : E}n gutes System , müsse beide verbinden» 
wie diefs der Pönitentiar- Plan beabsichtige, wo die 
Entbehrungen und Leiden, wenn sie selbst nicht 
bessern, doch nQthwendig von einer Wiederholung 
des Verbrechens eben so stark abschreck en müssen, 
als jede andere körperliche Strafe.” So viel Wahres 
in dieser Sache liegt , so ist sie doch nicht richtig 
- ausgedrückt, . und ; es fallen ihr die gewöhnlichen, 
von mir unlängst bei Gelegenheit einer Betrachtung 
über die gangbaren Begründungsweisen des«; Straf- 
rechts in diesen Jahrbüchern gerügten Verwechselun- 
gen zur Last.* Der Zweck der Strafgesetze und ih- 
rer Anwendung ist undt bleibt nur Gerechtigkeit 
und nicht Strafe, anders als nur in diesem 
Sinne nicht selbstständig ; aber Besserung ist ein 
rechtlicher Selbstzweck, nicht Grund, sondern nur 


; » 


*) Bd, XII. Heft 2. S. 156 — 15». 
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mögliche Folge, deren Erstrebung aber Hlicht 
ist *). Die Einseitigkeit und Gefahren eines blofsen » 

v m 

Besserungs - oder Abschreckung» - Systems werden 
S. 182 ff., entwickelt. Die Besserung wird auf den 
Willen bezogen und berechnet, „alle Handlungen, 
welche durch ihre Reihenfolge Gewöhnungen an das 
Gute erzeugen,, sind freiwillig zu verrichten und 
als Erleichterung- der Strenge des Unheils anzubie- 
ten” (S. 192). Wie dieses zu bewirken, wird prak- 
tisch dargelegt ;; insbesondere ist die Quelle des 
Uebels zu verstopfen, - die Wurzel, welche in böser 
Gesinnung besteht, auszurotten; der Erziehung wird 
auch in dieser Hinsicht eine besondere Aufgabe zu- 
getheilt, für deren Lösung Besserungsschulen für 
junge Verbrecher und Vaganten etc. bestimmt sind 
(S. 201 ff.); wo sich Zucht in mehr pädagogischem 
Sinne wirksam, aulsert (205 — 211). Aber in allen 
diesen Beziehungen ergeben . »och . besondere und 
hohe Forderungen 3 » .die Aufseher und Beamten, 
wovon ausführlicher gehandelt wird» Zürn Schlosse 
bezeichnen wir den Ton und die Haltung des gan- 
zen trefflichen , Berichts durch Aushebung einiger 
schönen Stellen. „Wir müssen bei unseren Bestre- 
bungen, Verbrechen verhüten, bei einer noch 
früheren Stufe « anfangen. Wir müssen dem grofseü 
Mangel abhelfen, der bisweilen die Ursache und öf- 
ter der Vorwand des Verbrechens ist; wir. müsse» 
Beschäftigung für den Müfsiggang Enden, der es 
gewöhnlich zur Folge hat. . Und wenn diefs gethan 

- \ . . : 11 * 
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. *) S. die Bd. X. Heft 3. aagef. Abh. & SOS— 379. 
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ist, ist unser Werk noch nicht vollendet; für reli- 
giösen , ■ moralischen und wissenschaftlichen Unter- 
richt mufs nicht nur gesorgt, er mufs auch überall 
' durchgesetzt werden. In den -Geist des Volkes den 
Charakter, das Gemein gefühl , die Sitten einzuprä- 
gen ohne welche die Gesetze nur nichtige Schran- 
ken sind.” Und um die enge Verbindung zu zei- 
gen, „jeder Theil sei zur Erreichung der grofsen 
Zwecke des, Systems so nothWendig, dafs die Auslas- 
sung eines einzigen, grofsen ^Theils die Wirkungen 
vereiteln würde, welche sich’ von den andern erwar- 
ten liefsen” — heifst es weiter: „Gedenken wir die 
bürgerliche Gesellschaft vor -den Angriffen des Ver- 
brechens zu bewahren', so mufs jeder Zugang verr 
Iheidiget werden. ° , Eine belagerte Stadt, die auf ei- 
ner Seite bevestigt, die andere feindlichen Angriffen 
offen liefse, würde -ein passendes Bild eines Landes 

r • 9 

seyn, in welchem Gesetze- gemacht sind, um Vet- 
brechen nur durch Strafe auszurotten , während sie 
dazu einlade durch Vernachlässigung der Erziehung, 
durch Duldung des > Müfsigganges , des Herumstrei- 
fensund liederlichen Lebens (vagrancy) und die 
verderbliche Vereinigung der Inculpaten, sowohl vor 
der Haupt -Untersuchung, als’ nach der Verurtei- 
lung* Und doch ist das der klägliche Zustand der 
Criminal - Einrichtungen , dkfs alle Völker sich mehr 
oder minder in dieser Lage befinden” *). Wenn es 


*) Mit vollem Rechte wird S. 201 vor dem Mifsbrauche der 
Begnadigung und den Nachtheilen gewarnt, welche die da- 
durch genährte Hoffnung bei • Verbrechern zur Folge hat. 
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jedoch heifst : „Nirgends wird die Criminal-Ju-* 
risprudenz als eine Wissenschaft behandelt’* (S* 
22G), so ergibt die weitere Erläuterung, dals der VerC. 
darunter etwas Anderes versteht, als was man bei 
uns so nennt ; er meint vielmehr die Strafpolitik und 
das, was den Gegenstand seines Berichtes ausmacht, 
während dieser Ausdruck etwas ganz Anderes be- 
zeichnet und Niemand in Abrede stellen kann, dafs 
wir eine Wissenschaft des Criminal- Rechtes haben,, 
wenn gleich auf dem Gebiete derselben immer noch 
sehr Viel zu thun ist und noch bleiben wird. 

- '• Das achtzehnte Heft, dessen . Inhalt zum 
Theil der Verbindung wegen mit früheren Darstel- 
lungen erwähnt ist, enthält einen sehr schätzbaren 
Beitrag 2 ur Kenntnifs der Praxis im Grofsher zo g4 
thume Hessen, S. 288 — 340; und zwar in den 
älteren Provinzen, wo das gemeine Recht die Grund-, 
läge bildet, während in Kurhessen das französische 
bekanntlich zur Anwendung kommt. Vorausgeschickt 
ist „Einiges über die Gerichts - V erfassung 
und das Verfahren in Strafsachen im Grofs-* 
herzogthume Hessen,” und gerade dieses ist* 
es, was vorzugsweise wichtig erscheint, indem schon 
öfter der Wunsch ausgesprochen wurde, dafs bestimm- 
tere Nachrichten über die Modihcationen , unter 


„ ln fünf Jahren wurden aus dem neuyorker Gefängnisse T40 
Sträflinge durch Begnadigung und nur 73 durch Ab- 
lauf der Strafzeit entlassen — was also das Verhältnifs 

der Straflosigkeit zu dem Schuldig - Erkennen zu mehr als 

» * * 

10 : 1 zu Gunsten des Verurtheiiten stellt. ** ■ 
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denen das gemeine Strafrecht und der Procels in 
einzelnen Ländern zur Anwendung kommt und über 
die bestehende Gerichtsverfassung' zur allgemeinen 
Kenntnifs gebracht werden möchten — ein Wunsch, 
der* zum Theil durch eigene Darstellungen, zum. 
Theii durch in diesen Annalen niedergelegte Bei- 
träge in Erfüllung gegangen ist *). Wir heben nur 
Folgendes heraus: In den älteren Provinzen gilt ge- 
meines Criminalrecht — römisches , kanonisches, 
Keichsgesetze , insbesondere die P: G. O. Karls V* 
mit mancherlei Aenderungen oder Ergänzungen durch 
Particulargesetze; aus den hier mitgetheilten bemer- 
ken wir, in Beziehung auf die oben erwähnte han- 
nov. Praxis, dafs eine Verordnung vom 15. August 
1768 die Streitfrage, ob Jemand, der zum drittem 
Male gestohlen, zum ersten oder zweiten Male 
aber noch nicht bestraft worden, zum Tode ver- 
urtheilt werden könne, — bejahend entschieden 
hat« Zu wünschen wäre es, aus Mittheilungen über 
die Praxis belehrt zu werden, wie lange sich diese 
strenge Verordnung erhalten, oder seit wenn man 
dieselbe verlassen habe, und aus welchen Gründen, 
indem sicher anzunehmen ist, dafs man davon in 
der Folge abgewichen ist, wiewohl selbst im Falle 
vorhergegangener Bestrafung nicht unbedingt dort 
auf die Todesstrafe bei dem dritten Diebstahle er- 
kannt wird. „Die Grundlage des peinlichen Proce*- 
ses ’ und der Gerichtsverfassung ist eine vom Land- 


1 *) VergL meine Abh. in diesen Jahib. Bd. XL H. 3. S. 294 ff. 
309 ff. u. Bd. XIV. H. 1. S. 1 ff. 


I 


d. deutsch, u. aus]. Crim. Rechtspfl. H.15— 20. ' 155 

, * v 

/ 

grafen Ernst Ludwig im Jahre 1728 publidrte, in 
neueren Zeiten auf den Umfang der beiden älteren 
Provinzen ^ausgedehnten peinlichen Gerichtsordnung, 
abgefafst von dem damaligen peinlichen Richter 
Schmidt in Darmstadt * (s. Koch Ausgabe der P.» 
G. O. Karls V Aufl. 8. S. 40), wodurch die Phi* 
lippina — von Ludwig Philipp dem . Grofsmüthi- 
gen im J. 1609 publicirte criminal- und peinliche 
G. O. aufgehoben ist, subsidiär galt die Carolina und 
das sonstige gemeine, von dieser selbst in Bezug ge- 

i 

nommene gemeine Recht. Eine neue Ausgabe der 
hessendarmstädtischen Cmlprocefsordnung vom J. 
1724 und der peinl. eben genannten G. O. ist mit 
Zusätzen über spätere Gesetze, Normation und Praxis 
int Darmstadt' bei C. W. Leske 1830.; erschienen. 
Der Inhalt wird hier kurz angegeben, mit Berück- 
sichtigung der durch die Verfassungsurkunde v. 17. 
Dec. 1820 Art. 80 tt- 33. 84. 105. getroffenen Abäü?. 
derungen, die Bedingungen der Verhaftung, die* 
Unabhängigkeit der Rechtspflege , die , Abschaffung 
der Vermögens -Cenfiscation betreffend. Merkwür- 
dig* ist das Rescript vom 10. August 1771, wodurch 
die Tortur aufgehoben wurde (S. 298). An die Dar- 
stellung der Gränzen der Zuständigkeit, des Umfan- 
ges und Wirkungskreises der untersuchenden, und 
der von diesen getrennten urtheilenden Gerichte 
schliefsen sich S. 309 ff. die Rechtsfälle: Ver- 
such des Giftmordes — gefährliche Verlassung eines 
Kindes — hier kam zur Sprache: ob auch ein an- 
deres Individuum, als die Mutter, von welcher 
allein 'der Art. 132. der C. C. C. spricht, nach Ana- 
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tagie desselben zu bestrafen sei, 'warf mit Recht be- 
jaht wurde, wiewohl es auch’ ohne diese Analogie 

nicht ' an andern strafrechtlichen -Gesichtspuncten 

k » • 

fehlt, unter welche die Handlung des Schuldigen, der 
ein Kind, welches er der Matter bringen sollte, an 
einen Ort aussetzte und verliefs. Wo es um’s Leben 
kommen konnte — . (es wurde glücklicherweise ge- 
. rettet); -r- gezogen werden konnte. Kindermord — - 
Verheimlichung -der Schwangerschaft und hilflos an- 
gestellte Geburt — Brandstiftung — . falsches Hand- 
gelöbnifs an Eides Statt —r: welches mit Recht be- 
straft wurde, jedoch gelinder , als wirklicher falscher 

% 

Eid. Bigamie. — . Bedenklich scheint mir der hier 
aufgestellte .Grundsatz — dafs die von der Inquisi- 
tin gemachte Erzählung der von ihrem Ehemanne 
erlittenen . . Misshandlungen , . welche in favorent 
defensionis als erwiesen angenommen wurden — 
als Milderungsgrund in Anschlag gebracht wurden 
(S. 335). Dafs in dem zum Beschlüsse mitgetheilten 
Falle Münzfälschung und Verbreitung falscher Mün- 
zen — wobei auf die künstliche Berechnungsweise 
der Strafe (S. 336) aufmerksam zu machen ist, der 
v Ablauf von 17 Jahren, welcher der gänzlichen Ver- 
jährung nahekommt, „bei sehr günstigen Zeugnis- 
sen über sehr rechtlichen und ordentlichen Lebens- 
wandel als ein sehr bedeutender .Strafmilderungs- 
grund betrachtet wurde, mag eher,, als der/ längst 
als unrichtig anerkannte Grund gebilliget werden, 
dem Ablaufe der halben Verjährungsfrist mildern- 
den Einflufs zu gestatten (Heft XVII. S.* 34 Nr. 19.), 
was mit den freilich auch schwankenden Grundsäuen 
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über den Lohn eines baldigen freiwilligen 
Geständnisses im Widerspruche steht. Beim Kircben- 
diebstahle ist endlich, wie auch die hannov. Praxis 
anerkennt, die strengere Strafe ausgeschlossen, wenn 
nicht aus geweihten Stätten, sondern 2 . B. aus dem 
Dache oder Thurme der Kirche Etwas entwendet 
wurde. 

Rechtsfälle aus Rheinpreufsen sind S. 841 
bis S71 mitgetheilt: der eine wegen Brandstif-* 
tungsversuchs eines zwar nicht blödsinnigen, aber 
im höchsten Grade dummen Menschen, der jedoch 
klug genug war, seine Unzurechnungsfähigkeit, die 
er fingirte, selbst zu behaupten. Schuldig erkannt 
von den Geschwornen m niste er in Gemäfsheit das 
Strenge der französischen Gesetze (Code pönal Art. 
95.) zum Tode vemrtheilt werden. Jene erklärten; 
,, Sämmtliche Geschworne bitten den k. hohen Assi« 
senhof, denselben der Gnade des Königs zu empfeh- 
len. ” Das Ergebnifs ist noch nicht bekannt. — 
% * 

Der andere Fall betrifft den „Schneider Fasben- 
der aus Alfter im Kreise Bonn, der in zwei 
Jahren zwei Mal zum Tode verurtheilt 
. wurde.’’ Angeklagt des Mordes seines Gesellen 
wurde er, auf den Grund dringender Anzeigen von 
den Geschwornen schuldig’ erkannt, hierauf zum 
Tode verurtheilt, aber von dem Könige im Wege 
der Gnade lebenslängliches Zuchthaus substituirt. Er 
war bereits zur Erstehung der Strafe nach Werden 
abgeliefert, als der Verdacht eines früher gleichfalls 
an einem Gesellen verübten Mordes eine neue An- 
klage und seine Stellung vor Gericht veranlagte. 
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Anzeigen, noch dringenderer Art, unterstützt durch 
viele andere Beweisgründe — • jedoch* auch hier nicht 
durch Geständnifs — führte zu nochmaligem Spru- 
ches Schuldig, und dem Erkenntnisse auf die 
Todesstrafe *), welches, nachdem auch ''hier dae 
Cassatiönsgesuch verworfen, am 24. Januar 1851 be- 
stätiget, am 19. Febr. zu Cölln vollzogen wurde. 

-* • f Im xwan zig stea Hefte* S. 431 ff. wird' von 
der Vollstreckung des Ürtheils und der Verhärtung 
dieses schändlichen Missethäters Rechenschaft gege- 
hea. Ohne ein Geständnifs dieser Mordthaten ab- , 
zulegen, räumt er doch ein, schuld an dem Tode 
des Gesellen H, zu seyn , und dafs seine Strafe ge-< 
reeht sei; auch bekannte er, sich dessen rühmend, 
mehrere niemals zur Untersuchung gekommene pieb- 
stähle, Hieran schliefst sich eiiie kurze Anzeige 
und ein Auszug der im Jahte 1830 von $?i\ C, von 
Strombeck heraüsgegebenen merkwürdigen Schrift t 
„Hennig Brabant, Bürgerhauptmann der 
Stadt ‘Bratinschweig, und seihe Zeitgenos- 
sen^ Ein Beitrag zur Geschichte des deut- 
schen Stadt- und-Jüstiz wesenS im Anfänge 
des siebzehnten Jahrhunderts. XI und 156 
S. 8.’’ Man mufs das Buch selbst lesen , um sich 


^ Nicht des juristischen Werthes, sondern Ihrer Nrivetät wil- 
len, gedenken wir der Behauptung des Vertheidigers (S. 371)* 
, dafs, da Fasbender bereits ein Mal zum Tode vewrtheiit 
worden, er nicht poch ein Mal mit dieser höchsten Strafe 

» . » • ' t 

belegt werden könne, und daher aufser der bereits im Voll- 
2iehen begriffenen Strafe auf keine andere zu erkennen 
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von der Möglichkeit der hier verübten Grausamkeit 
und Ungerechtigkeit zu überzeugen. Die Unschuld 
digen, von dem trefflichen Fürsten vertheidiget^ Bra* 
bant an der Spitze, ein edler und verdienter Mann, 
fielen »als 'Opfer der Volkswut h, aufgeregt durch 
Aristokra'en und Priester” (S. 872 — 377). Die Mit* 
theilungen „über Caspar Hauser” (S. 411 — 444)* ' 
ztfr* Widerlegung der öffentlich zuerst von Marker 
aufgestellten Behauptung, dafs Hauser ein Betrüger 
sei — Actenstücke, enthaltend zwei ärztliche Gut* 
achten und Berichte von ^den‘ DD, OsterhaViÄtl 
und Pxeu zu Nürnberg, und ein Protokoll mit des- 
sen Pfleger , Freiherrn von • T e u c h e r , abgehalte» f 
so Wie einen Bericht des Professor Daum er üheb 
den an Haustr verübten Mordversuch, welche Feuer« 

bach dem Herausgeber zugesandt w mögen, nach 

/ 

dem früheren Vorbehalte, hier nur der Vollständig-* 
keit wegen erwähnt werden,' Noch nicht genannt 
sind S. 445 ff. „die Preisfrage der k, württem- 
bergischen Regierung über die zweckmä- 
fsige Beschäftigung der. Gefangenen in 

Strafanstalten;” Die besonderen, durch die dor- 

• 

tigen Verhältnisse gebotenen ,* Rücksichten auf * das 
Gefängnifswesen sind dabei angegeben. S, 447, ,,Der 
Local • Ausschufs zur Besserung der SJtraf* 
gefangenen zu Berlin,” v, 6, Januar 1830.: Da 
über die Tendenz solcher Vereine bei früherer V er 
anlassung gesprochen »worden j so richten wir unsere 
Betrachtungen sogleich auf das 

neunzehnte Heft, von dessen Inhalte auch 

bereits ein Theii — Botbraers Beiträge zur hau- 
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bov. Praxis •— erörtert worden ist. Dieses beginnt 
mit einem Rechtsfalle aus dem Königreiche Sachsen* 
„beabsichtigte Tüdtung durchL gestpfse- 

nes Glas,” mitgetheilt von Hm. Dr. Ei Morgen-' 

! * . * 

stern * in Leipzig. Bekanntlich . ist eine durchgrei-' 
fende, für alle Fälle passende, Definition des Giftes 
nicht möglich, und .man begnügt sich' für den ge- 

richtsärztlichen Gebrauch mit einer relativen Bestim- 

/ r x 

mung, wie sie z. B; Henke in dem Lehrbuche der 
gerichtlichen Arzneikunde (sechste Ausgabe, Berlin 
1829.) . §. 619/ angibt/ welcher §. 628. anerkennt, 
dafs ea kein absolutes Gift gebe, r und §; 627.' 
Nx* 4. namentlich angibt, dafs im juridischen Sinne . 
die sogenannten me chanischen Gifte, wie g e- 
stofsenes Glas, Bergkrystall, Demantpulver etc; 
nicht von den Giften ausgeschlossen werden können,? 
und dafs auch ihre Wirkung kein es weges so rein 
mechanisch (blofs den Zusammenhang aufhebend) 
sei, dafs man sie defshalb : ausschliefsen könnte.. Im 
vorliegenden Falle war, in der Absicht zu tödten, 
gestofsenes Glas unter das Essen gemischt, von 
dem aüsersehenen Opfer aber gleich bei dem Ge- 
nüsse bemerkt und der schädliche Erfolg vereitelt* 

4 

worden. Der Gerichtsarzt gab „ die Möglichkeit le- 
bensgefährlicher Wirkungen gestofsenen Glases zu, 
wenn.es, wie hier beabsichtiget worden, in der 
Quantität von 6£ Loth auf ein Mal in den Magen 
gebracht . werde , meint aber, dafs man doch diese 
gefährlichen Wirkungen Viel zu hoch angeschlagen 

4 

habe etc., indem vielfache Beobachtungen ergeben, 
dafs eine ansehnliche Menge gestofsenen Glases, selbst 

V * 
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Glassplitter und grolsere Glasstücke, den Speisecanal 
nicht verletzt - und oft nicht die geringsten Zufälle 
hervorgebracht haben und schliefst, dafs hier da« 
Glas, selbst wenn es in seiner ganzen Quantität ver- 
schluckt seyn sollte, doch nicht absolut und unbe- 
dingt todtliche ^Folgen hätte haben können. Wit 
lassen die Richtigkeit dieser Ansicht dahingestellt, 
übrigens kommt es bekanntlich, um die Streitfragen 
über absolute und unbedingte Tödtlichkeit eta zu 
entfernen > gar nicht darauf an, was hätte geschehen 
können, sondern *vas geschähe; Und in sofern würde, 
ich, auf die oben angeführte Auctorität gestützt, den . 
Versuch einer Vergiftung hier nicht leugnen. Da» 
Gericht aber und der Verth eidig er ■ — beziehen sich 
auf die Worte der C. C. C. Art. 130.: „Gift ad er 
Venen,”' und indem sie, mit Bezugnahme an- 
derer Schriftsteller, hier kein Gift anerkennen, also 

% 

auch den Versuch auf andere Weise resp. motiviren 
oder in Abrede stellen, glaubte man andere Grund- 
sätze — über die Bestrafung dieses Angriffes auf die 
Gesundheit anwenden zu müssen. Nicht zu billigen 
ist es, dafs bei dem Erkenntnisse — auf zweijährige 
Zuchthausarbeit — rin Werth darauf gelegt wird, 

dafrdie Folgen des wirklichen Genusses — hier war 
» * f 
der Genufs der Speise ganz unterblieben — nicht 

unbedingt tödtlich gewesen * seyn würde, was füf 
die Frage nach dem , ^pas wirklich verübt ist , 1 bei 
der nur in concreto zu bestimmenden Wirkung des 
schädlichen Stoffes ganz unerheblich ist. Nach noch- 
maliger Vertheidigung wurde das frühere Erkennt- 
nifs bestätiget, — ß- Der Einsender macht am Schlüsse 
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die Bemerkung: „es sollte die zweite Schutzschxift 
nie dem Sachwalter übertragen werden, der schon 
die erste abgefafst habe. Denn wenn er nicht durch 
das Brkenntnifs Gelegenheit findet, die Angriffswaffe 
zu gebrauchen, so wird es ihm ‘in der Kegel an 
Stoff fehlen, da er seinen ganzen Verth eidigunga- 
Apparat,. seiner Pflicht gemäls, schon in der ersten 
Schutzschrift benutzt hat , - welshalb ihm nur Wie- 
derholungen bleiben, wo sich einem zweiten Sach- 
walter vielleicht eine ganz neue- Ansicht der Dinge 

0 * 

aufdrängte.” In' dieser Bemerkung liegt etwas Wahl* 
res, und es mag oft yortheilhaft seyn für den Zweck 
unbefangener Würdigung , wenn ein neuer Verthei - 
diger mit . dem -ganzen Aufwands rechtlicher Mittel 
auftritt, weil zwei Personen mehr sehen, und von 
verschiedenen Standpuncten aus *gl$ eine; indessen 
lälst sich auch wieder Manches für die entgegenger 
fetzte Ansicht sagen. Vorausgesetzt,, dafs der { De- 
fensor seine Pflicht gründlich erfüjjt,^ ist e* vortheil» 
haft , - dazu auch in fernerer Instanz Jemand zu W 
stellen, der mit der ganzen Sache schon gehörig ver- 
traut» ist, sie stndirt hat und ein lebhaftes Interesse 
hegt, seine frühere rechtliche Ansicht bei dem an- 
deren Gerichte durchznfetzen und, sie jetzt tun 09 
besser zu begründen, da er weifs* was ihm in dem 
- früheren Unheil© entgegengesetzt wurde. Diefs gibt 
selbst .der Berichterstatter für den Fall zu, dafs das 
Erkenntnüs Gelegenheit darbiete, die Angriffswaffe 
zu gebrauchen. Dadurch kann sich auch 'ihm,.. *0 
gut wie einem Anderen, eine neue Ansicht auf drän- 
gen — und reibst , Wiederholungen schaden Nichts* 
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da er seine Rede an andere, als die früheren, 

« 

Urtheiler richtet, welche möglicher Weise seine Dar- 
stellung, wenn. sie factisch wahr und juristisch be- 
gründet ist, aus einem anderen Gesichtspuncte,M?d$ 
die vorigen thaten, aus dem betrachten, den er 
selbst aufstellt. Sofern hier; von Wahrheit und Ger 
rechtigkeit und nicht von Advocaten- Kunststücken 
die Rede ist, mufs man zugebett, dafs auch ein zwei- 
ter Defensor zu Wiederholungen .des früher Gesag- 
ten genutbiget $eyn werde, besonders * wenn , u wie 
hier vorausgesetzt wird, der frühere „seinen ganzen 
Vertheidigungs- Apparat seiner Pflicht gern äfs benutzt 
hat,*, wo ihm dann die richtigen Gesichtspuncte 
nicht entgehen konnten. Aber es ist möglich , ’ dafs 
der zweite ^—irgend ein anderer gewählter oder zu 
bestellender — - dem ersten an praktischer Uebung, 
juristischer / Kenntnifs , Scharfsinn , Fleifs überlegen 
sei; es lälst sich dieses aber nicht als allgemeine Rer 
gel aufstellen und vermuthen, ja es ist eben so sehr 
der umgekehrte Fall denkbar. Darf ich also meine 
Ansicht kürzlich darlegen: so glaube ich, daJCs eine 
allgemeine Regel hierüber . aufzustellen nicht an- 
gemessen sei, es ist vielmehr eine fac tische, den 
einzelnen Fall betreffende und; mit der Würdigung 
individualer Eigenschaften in Verbindung stehende 
Frage, ob an die Stelle des ersten Vertheidigers für 
die weitere Instanz ein anderer - treten solle oder 
nicht. . Die Defensionen pflegen von dem Gerichte 
censirt zu werden *), findet sich nun Grund, mit 
!“* !. ' ' (' . \ 

*) S. was oben aus dem Hefte XV. S. 20 der Annalen ange- 
führt ist. 
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der Arbeit unzufrieden zu seyn, sieht man ein» die* 
ser Anwalt werde auch bei der neuen Vertheidigung 
'nicht über seine beschränkten Kräfte und Einsichten 
und guten Willen hinausgehen, so wird man passen- 
der im Interesse des Rechts einen andern, tüchtigem 
aussucben; hat jener im Gegentheile sich als gründ- 
licher Verfechter des Rechts erwiesen, so ist, wenn^ 
nicht andere Rücksichten , z. B. durch die Gerichts- 
verfassung, geboten werden, hierin wenigstens kein 
Grund, dem früheren Vertheidjger'die Sache zu ent- 
stehen, * Darf sich; wie es meist geschieht, der An- 
geschuldigte selbst den Vertheidiger wählen, so mag 
er entscheiden, ob er dem bisherigen, gleichfalls ge- 
wählten, oder i ihm vom Gerichte aufgestellten sein 

* 

Zutrauen ferner erhalten, oder ob er dasselbe einem - 

anderen Sachwalter zuwenden wolle; Somit kann 

% 

.also bedingt jener Vorschlag gebilliget werden und 
es wäre sicher eben so unangemessen, das Gegentheil 
bestimmt auszusprechen — im Interesse des Rechts 
find des Angeschuldigten Regt es, hierin nach Be- 
dürfnils • völlige Freiheit zn haben und weder genö- 
thiget zn seyn, den früheren Anwalt beizubehalten, 
noch einen neuen nehmen zu müssen, sondern das 
Eine oder Andere thun zu dürfen, wie es am Vor* 
theilhaftesten scheint. Diese Frage fallt hinweg, wo 
entweder öffentliche Rechtspflege Statt findet, denn 
hier sind für die Cassationshöfe — appellirt kann 
nicht werden, wenn Geschworne urtheilten — eigne 
Anwälte bestellt, auch macht es die Natur der münd- . 
Reben Verhandlungen und der Mangel eigentlicher 
schriftlicher Acten noth wendig, dafs nur ein an die- 
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sem Gerichte ansässiger, den Verhandlungen beiwoh- 
nender Anwalt die Vertheidigung übernehmen, wäh- 
rend der erstere hier nicht befugt ist, aufzutreten 
und selbst aufser Stand, wenn er seinen Wirkungs- 
kreis an einem der Oertlichkeit nach entfernten Ge- 

* * , 

richte hat, da der Cassationshof für eine Menge Ge- 
richte eines Departement^' competent ist; oder auf 
gleiche Weise, wo, wie in manchen Ländern, für 
* Ober-Oerichte ebenfalls eigne Advocaten angestellt 
und die der untern zur Praxis bei denselben nicht 
berechtigt sind. * / : 

*. Die Arbeit von Strombeck, wie hier S. 50 ff. 5 

I 

„Einige Worte über den Beweis in Crimi- 
nalsachen und wie derselbe zur. Zeit in 
den Braunsch weigisch en Landen zu einer 
peinlichen Bestrafung erfordert wird*’ sind 
eine Zierde der Annalen. Man pflegt sonst die Ger 
richte gegen das Publicum rechtfertigen zu müssen 

* 

dafs sie die Schuld präsumiren; ein Verbrechen an- * 
nehmen und verurtheilen z. B. auf Anzeigen u. a. 
s. g. aufserordentliche Strafen etc. — wo man an 

o . - - v . 

der Rechtmäfsigkeit zweifelt. Hier wird im Gegen-/ 
theile die Anschuldigung zurück gewiesen als ob „ein 
zu strenges Erfordern aller gesetzlichen Bestimmun- ‘ 
gen in Beziehung auf den Beweis der Verbrechen 
von Seiten der erkennenden Gerichte, dem Verbre- 
cher dermafsen zu Gute komme, dafs diese vielfach 
unbestraft bleiben, so dafs die öffentliche Sicherheit ' 
endlich darunter leiden müsse ja, dafs diese bereits 
darunter gelitten habe.” Es ist gut, - irrige Ansich- 
ten des Publicums wo möglich zu berichtigen; aber' 

20. Band. 12 
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wenn diefs, wie meist der Fall ist, nicht gelingt, 
miifs man sich beruhigen', Wahrheit und Recht für 

.sich zu haben , besonders wo über einen Gegenstand 
nicht ohne gründliche Kenntnifs und Einsicht ent- 
schieden werden kann. Die Strafrechtspflege, na- 
mentlich der Procefs, gehört ^mit zu den viel bespro- 
chenen freilich das allgemeine Interesse in Anspruch 
nehmenden Puncten , worüber fast Jeder auch ohne 
irgend eine Vorbereitung und Bemühung sich rich- 
tige Begriffe zu verschaffen glaubt, mitreden und u?- 
theilen zu können; hier, wie in der Politik, ist selbst 
in öffentlichen Verhandlungen und Schriften viel 
recht Unhaltbares gesagt. Ob Andere meinen, die 

, Gerichte, wenn sie sonst Vertrauen verdienen, seien 
au streng, oder zu gelinde, namentlich rücksichtlich 
de9 Beweises der Schuld, kann, wo nicht Oeffent- 
lichkeit die befste Widerlegung ist, ziemlich gleich- 
giltig seyn , wenn man seine Pflicht thut; jedenfalls, 
verdient es, da Sicherheit ein der Gerechtig- 
keit untergeordneter Zweck ist, keine Vorwürfe, wenn ' 
nur auf strengen Beweis der Schuld gesprochen, 
und nicht etwa umgekehrt ein V erdächtiger, vielleicht 
unschuldig, mit einem Uebel belegt wird; wir erin- 
nern an den bekannten Spruch Trajans L. 5. pr. D. 
de poenis. „satius esse, impunitum relin* 

qui facinus nocentis, quam innocentem 

% *■ * 

damnari” und, dafs nicht ein Unschuldiger verur- 
theilt werde, dafs nur den erwiesenen Schuldigen 
die Strafe treffe, macht eben sowohl eine Rück- 
sicht und eine mit der Gerechtigkeit wesentlich zu- 
sammenhängende, der öffentlichen Sicherheit 
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aus , als dafs durch rechtliche Strafe der Verbrecher, 
die verschiedenen Rechte und Güter der Bürger ge- 
schützt, gesichert werden* Nur auf das Recht kommt 
es an und der Verf* erkennt diefs , indem er sich / 
die Mühe gibt, im Braunschweigischen Provinzial- # 

- blatte — aus welchem der Herausgeber diesen Auf- 
Satz entlehnt hat , » die herrschenden Irrthümer zu 

i * , 

berichtigen — was etwa zu tadeln sei, falle der Ge- 
setzgebung, nicht dem Richter zur Last — übrigens 
gereiche die strengste und genaueste Beobachtung \ 
der Gesetze dem Richter nur zur Ehre und es gebe 
darin stimmt ihm gewifs Jeder bei — keine zu 
strenge Beobachtung der Gesetze , so wenig als 
eine zu gerechte Gerechtigkeit denkbar sei* 

Der Gegenstand . seiner kurzen aber lehrreichen Be- 
trachtung , die Lehre vom Beweis > Indicien * Ge- 
schwornen ist aber hinlänglich besprochen und ich 
beziehe mich nur noch rücksichtlich des hier wie- ' 
derholten Entwurfes einer Verordnung über die^ Zu- 
lässigkeit eines * vollständigen Beweises durch Anzei- 
gen auf das , was ich darüber bei der Kritik einer 
andern Schrift desselben in diesen Jahrbüchern *), , 
gesagt habe» 

Noch sind der Theilnahme 2U empfehlen die / . 
S. 65. ff. folgenden Relationen — >, Unheil der 
Jurist en-Fakultät zu Heidelberg (Ref. GR* 
Mittermaier nach der Angabe des Herausgebers) 
in Üntersuchungssachen wider ,Wollschlä- 

12 * • • 

- t — « 

’) M. XIV» Heft 3. S. 265. . . 
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ger in Griebv (Anhalt-Bernburg) Brandstiftung 
betreffend* wichtig für die Lehre vom Geständ- 
nis und Widerruf , amentia occulta etc. und die sehr 
sorgfältige Probearbeit des Herrn Dr. Gülich in 
Schleswig „Historisch kritischer {Vortrag 
aus den Unt ersuchungsacten wider den'In* 
culpaten Matzer aus Thyrstrup in Betreff 
mehrerer Betrügereien und Entwendun- 
gen* S. 133 — 187. Obgleich sich mehrere Bemer- 
kungen anknüpfen lassen , besonders da für den 
Zweck der Arbeit , die nicht nur der rechtlichen Be- 
urtheilung zur Grundlage dienen, sondern auch ein 
Zeugnifs der Tüchtigkeit Behufs der Zulassung zur 
Adrocatur zeigen sollte, weitläufigere Erörterungen 
gegeben sind , so gebietet doch die Rücksicht auf 
den Raum darauf zu verzichten. Die Thatsachen 
und rechtliche Beurtheilung sind gleich gründlich ; 
hervorzuheben ist die genaue Sonderung der einzelnen 
Anschuldigungen, denen die erhebenden erforderlichen, 
allgemeinen und gemeinschaftlichen Gesichtspuncte 
vorausgeschickt sind , jede für sich geprüft und mit 
besonderem votum speciale versehen sind , wobei 
nur oft die mathematische Bestimmung des fast über- 
all als halb angenommenen Beweises unangenehm 
auffällt und wohl einige Ein vendungen zulässt. Die 
Recapitulation S. 167 bringt dann aufser den durch 
Indicien für vollständig erwiesenen Anschuldigungen, 

noch eine Reihe von Brüchen halb und mehr als 

• . 

halb und weniger als halb erwiesene Puncte zum 
Vorscheine, deren Resultate durch eine Erörterung 
dar Bedeutung des Art. 22. seit Aufhebung der Fol- 
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ter in den dänischen Landen (22. Dec. 1770) zu be- 
gründen gesucht werden. Diese Erörterung verdient 
alle Anerkennung, obgleich sie nichts Neues über 
die in unseren Tagen wieder so viel in Anregung 
gebrachte Frage enthält. Wir haben absichtlich die 

Ordnung des Heftes nachgesetzt, um die beiden Re- 

\ 

lationen zusammen zu stellen. Wir kehren zurück 
und nennen noch den Schlufs, „aus Rheinpreu- 
fsen, Vater- und doppelter Bruder-Mord, 
verübt von einem neunjährigen Mädchen 9 ’ 
(S. 188 — 210), nur andeutend, zwei Rechtsfälle 
aus dem Grofsh erz ogth ume Hessen, den einen 
älteren vom Jahre 1780, der sich durch das Verfah- 
ren und einige dabei vorgekommene sonderbare Be- 
gebenheiten , so wie durch die originale Weise der 
Darstellung auszeichnet und historisches Interesse hat 
(S. 119 — 182), ohne übrigens eine für die criminale 
Beurtbeilung erhebliche Seite darzubieten, und zu- 
letzt den ihm vorausgeschickten aus der neueren 
Zeit, ,,d er Rentamtmann Heberen und seine 
Genossen. Eine merkwürdige Brandstif- 
tung” (S. 109 — 118), um nämlich denselben ne- 
ben einen andern, entsprechenden Fall zu stellen, 
welcher im zwanzigsten Hefte ausführlich mit- 

ja 

getheilt und der einzig®* noch nicht genannte Beitrag 
dieses letzten in gegenwärtiger Anzeige betrachteten 
Heftes ist. „Urtheil der Juristen-Fakultät 
zu Göttingen in Untersuchungssachen wi- 
der den vormaligen Landrath v. Z. zu N. 
Inquisiten, die angeschuldigte zweimalige 
Entwendung der in gerichtlichen Depo- 
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«Itenkassen verwahrt gewesenen Gelder . 
betreffend (S. 302 — 430)«, Beide Fälle, zu deren 
Studium die geschickte Darstellung einladet, *— ins- 
besondere der zweite ist von Bauer in Göttinger» 
meisterhaft erörtert und Niemand wird ihn ohne 
grofse Belehrung lesen, besonders in Ansehung der 
gelungenen Zusammenstellung der zum Beweise der 
Schuld und des Gegentheils führenden Indicien und 
der oben berührten Frage über die Verurtheilung 
nach dem Art. 22., seit Aufhebung der peinlichen 
Frage beide stimmen darin überein, dafs öffent- 
liche Beamte sich diebische Eingriffe in die ihnen 
anvertrauten, in Öffentlichen Deposit orien befindli- 
chen Gelder erlaubten; und durch eine andere wi- 
derrechtliche Handlung betrüglich die Schuld rot» 
sich abzuwälzen und die Entdeckung zu verhindern 
suchten. In dem" ersten wird ein Einbruch fingirt, 
vielmehr simulirt und eine Brandstiftung hinzugefügt, 
Theils um selbst noch mittels Einziehens der Ver- 
sicherungssumme (21,000 Gulden rhein.) zu gewin- 

# 

neu, Theils um alle Nachforschungen an Ort und 
Stelle zu vereiteln; in dem andern wurde (1808) die 

Anwesenheit der feindlich eingerückten Franzosen 

/ 

zu Ausübung einer That benutzt, die als Plünde- 
rung und Erpressung des Feindes ausgegeben wurde. 
Die zweite Entwendung, rücksichtlich deren Ent- 
bindung von der Instanz erkannt wurde, ist gleich- 
falls wahrscheinlich von dem Angeschuldigten verübt, 
der Anstalten traf, welche den Verdacht auf fremde. 

In das Gerichtszimmer ein gestiegene Personen len- 
ken sollte. Der erste Uebelthäter entging der wei- 
« * 
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teren Untersuchung 'und Strafe durch Selbst entlet- 
bung, der andere wurde als der einen That durch 
zusammentreffende Lndicien vollständig überfuhrt er- 
achtet und zu fünfjährigem strengem Vestungsarreste 
und in die Kosten verurtheilt. Während die Ver- 
brechen des hessischen Beamten gröfser und straf- 
würdiger sind, als die des hannoverischen, so tritt 
in dem letzten Falle ein mehr wissenschaftliches In- 
teresse hervor, welches sich durch die sachkundige 
Bearbeitung befriediget fühlt; in materialer Hinsicht 
ist hier aufmerksam zu machen auf die Ausführung 
des Verhältnisses der als ein fa ch er grofser Dieb- 
stahl betrachteten Handlung zu dem crimen de 
residuis und der interversio. Einfach ist der 
Diebstahl, weil, wie ich auch annehme , die Worte 
des Art. 159. der C. C. «C. „inn sein Behausung 
oder hehaltung bricht oder steigt” zusam- 
menzufassen und daher nicht auf Koffer, Schrän- 
ke etc. zu beziehen sind. Die Schärfungs- und Mil- 
derungsgründe und die mit der Gerechtigkeit verein- 
baren, durch richtige Politik gebotenen Rücksichten 
auf Standesverhältnisse sind gut hervorgehohen. 
Die der rechtlichen Beurtheilung (S. 831 §. 12.) vor- 
ausgeschickten allgemeinen Grundsätze vom Crimi- 
nalbeweise sind, besonders verglichen mit den im 
vorigen Hefte erwähnten in der Relation des Dr. 
Gülich, sehr lehrreich. Ich stimme, wie ich oft 
in diesen Jahrbüchern zu bemerken Gelegenheit ge- 
habt habe, in der Mißbilligung der aufserordentli- 
chen sogenannten Verdachtsstrafe völlig überein, auch 
darin, dafs das römische Recht nur auf indioia 
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lüce clariora Verurtheilung zulasse. Dafs aber 
mit Aufhebung der Tortur das ganze Verbot des Art. 
22. auf blofsen Anzeigenbeweis zu verurtheilen weg- 
falle, scheint mir do,ch wenigstens auf andere Weise, 
als hier (S. 334 ff.) geschehen ist, begründet zu wer- 
den. Richtig ist, dafs die beiden darin enthaltenen 
Bestimmungen eine negative — jenes Verbot eine 
positive — die Anwendung der Folter — genau 
in Verbindung stehen, aber daraus folgt wohl nicht 
so unzweifelhaft, dafs mit Aufhebung der letzten 
auch die erste von selbst wegfalle. Erstere, das Ver- 
bot, gründet sich auf die Anerkennung der Trüglich- 
keit und Unsicherheit der Indicien, die daher nicht 
zum Beweise der Schuld hinreichend gehalten, son- 
dem auf andere Weise ergänzt werden sollen, indem 

j i 

die Folter, wo möglich, ein Geständnifs bewirken 
soll. Daraus nun, dafs man später dieses zweite Mit- 
tel als gleichfalls trügerisch und. ungerecht verwor- 
fen hat, folgt nicht, dafs man das erste defshalb 
für sicher und hinreichend erachte, und die Ansicht 
seiner Unzulänglichkeit aufgebe; denn diese hat ih- 
ren selbsttändigen Grund, der ganz unabhängig da-' 
von ist, ob und wie man die anerkannte Unvollstän- 

4 

digkeit ergänzen zu müssen glaubte, und dafs man 
diefe frühere Erg änzungs weise wieder aufhob. Zwar 
hat es . einigen Schein, wenn der Verfasser sagt: 
„man müsse sonst annehmen, dafs im Falle eines 
vorhandenen vollen A nzeigenbew eis es we- 
der die Folter angewendet, noch auf Strafe erkannt, 
also der überwiesene Verbrecher losgesprochen wer- 
den sollte, ,, allein darin liegt die principii pe- 

I 
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titio, dafs er von einem vollen Anzeigenbe- 
weise, von« einem überwiesenen Verbrecher 

4 

spricht; — es ist ja eben davon die Rede, dafs nach 
dem Beweissysteme der P. G. O. — nur hiervon, 
nicht von neueren Bestimmungen handeln wir — 
ein solcher voller Beweis nicht durch Anzeigen 
entsteht, dafs eine Ueber Weisung durch diese 
nicht Statt findet — da vielmehr in den Schluß- 
worten: „Dann soll jemant entlieh zu peinlicher 
straff verurtheilt werden , das mufs aus eygen beken- 
nen, oder beweisung (wie an andern enden 
dieser Ordnung klärlich funden wirdt) be^ ^ 
schehen — und nit auf Vermutung oder anzey- 
gung* — ■ deutlich die noch auf andere Weise 
zu bewirkende Ueberführung zum Gegensätze ge- 
macht, also nicht identisch mit jener genommen 
wird. 

Indem ich auch hier meine Bitte erneuere, durch 
die kritischen Betrachtungen der früheren Hefte die- 
ser und der anderen Zeitschrift, und andere sich ih- 
nen anschliefsende Arbeiten für die Jahrbücher die 
Andeutungen und Lücken der gegenwärtigen Anzeige 
geneigtest ergänzen zu wollen, wiederhole ich den 
Ausdruck der lebhaften Theilnahme an dem Gelin- 
gen der dankenswerthen Bemühungen des Herausge- 
bers und Derjenigen , die ihn im Interesse des Rechts 
und der Wissenschaft unterstützen und dadurch das 
Gemeinsame vesthalten und immer tiefer begründen. 

J. F. H. Ab egg. 
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■ 

Illato .ab .'uxore vel ejus nomine usufructu, quid 
maritus vel ejus heres restituat? Diss. inaug. 

, . quam — die III Maii a. 1832 publice def. Gu« 
itavut Zahn, Iips. 4. 63 S. . . ~ i * 

* * ’ - • i 

Diese gut geschriebene Diss, zerfällt in 3 Capi- 
* tel. I. de illatione - ususfructus , variisque ejusdem 
Sguris et effectibus ; II. quid soluto matrimonio vel 
orto.ad bona mariti concursu creditorum vir ejusve 
heredes vel creditores restituere debeant ? III. de jii» 
libus quibusdam usuifructui affinibus, quae inter res 
dotales constituta a juris interpretibus usuifructui 
modo aequiparantur, modo opponuntur. Zu Grunde 
wird der Fall gelegt, wenn die Frau einen ususfr. 
„ formalis verus einbringt, also den Niefsbrauch, der 
ihr auf einer fremden nicht vertretbaren Sache zu- 

r » 

steht. Nach Untersuchung mehrerer Fälle, die Ber 
Stellung des ususfr. dotalis durch die Frau oder einen 
' 'Dritten betreffend, wird (§. 5.) die Frage aufgestellt : 
quomodo uxor usufructuaria servitutem sibi in funr 
do alieno aliisve rebus corporalibus non fungibili' 
bus competentem in dotem convertere possit? mit 
Rücksicht auf die L. 66. de Jur. dot. u. §. 3. Inst, 
de Usufr. und die Frage aus der L. 76. pr. D.- de 
Jur, dot, und L. 12. §. 2. D. de Usufr. entschieden. 
Der 6. §. berührt . die Frage, wie es nach sächs. 
Rechte zu halten sei, wenn unter den gesetzlichen 
Paraphernalgütern die ususfructus servitus mulieri in 
re extranei cujusdam competens sich befindet? z. B. 
wenn während der Ehe der Frau der ususfr. vineae 
vermacht wird und dahin entschieden: das jus ipsum 


* qiiid matitus vel ejus heret restituat? ^ 17 9 

servitutis bleibe ungetrennt bei der Frau , die Aus- 
übung gebühre dera Manne als gesetzlichen Verwal- 
ter des Vermögens der Frau. Cap, II. (p, 16) §» 7« 
enthält die , Aufstellung des Satzes (p. 91): illato ab 
uxore, vel ejus nomine usufructu, nisi aliud actum 
fit inter partes * jus ipsum utendi fruendi substantia 
est dotis, fructus autem naturales et civiles et qiihD 
quid omnine ex hoc jure accrescit facultatibus ma- 
riti , eidem cedunt instar reüqootum fructuum ex v 
rebus dotalibus adquisitorum , wobei besonders nebsf 
der Ia 4. D, * de Pact. dot. die C« 78* §. 9. D, da 
Jure dot, erläutert und zunächst in §. 8. die Frage* 
ob diese Regel juris rationi cousentanea sit et cum 
reliauis juris Romani de dote principiis conspiret? 
bejahend entschieden t zugleich aber auch die Mei* 
nung Derer widerlegt wird, welche eine Analogie 
inter res fungibiles in dotem datas und den usus* - 
fructus dotalis vertheidigen. Der erwähnte vestge* 
stellte Satz mufste ebenfalls den Verf, auf die Frage 
leiten , ob die L, 7. §. 13. D, Sol, matr. zur Bestäti- 
gung desselben zu gebrauchen sei? was jedoch der 
Verf. verneint, indem die L, 7, cit, nur von einem 
singulären Falle spreche und nicht auszudehnen sei. 
Hierauf geht der Verf. zur Bestimmung der Wirkung 
der einzelnen Bestellungsfälle des ususfr, dotalis über, 
besonders: si uxor dotis causa usumfructum consti- 
tuerit marito, retenta sibi proprietate (p, 31) tnit 
hauptsächlicher Berücksichtigung und Erklärung der 
L. 78. §. 9- D, de Jur. dot. §. 10. erwägt den Fall 
Ndes ususfructus ab ipso usufructuario illato, wobei 
wiederum unterschieden wird, utrum proprietas rei 
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usufractuariae fuerit ' apud maritnm an penes extra- 
neum? Auf jenen Fall palst die L. 78. pr. D. de 
Jur. dot»; für den 2ten Fall entsteht die Frage, num 
fructus a marito durante matrimonio percepti in dote 
sint ? und auch dafür wird die Anwendung der oben 
aufgestellten Regel behauptet , so dafs die fructus 
percepti bei dem Manne verbleiben, das exercirium 
ususfr. an die Frau zurückfällt. §• 11. handelt de 
modo restituendi usumfructum illatum , insbesondere 
‘ von der cessione exercitii servitutis (p. 34) mit ge- 
nauer Prüfung der L. 66. D. de Jur. dot. und 
L. 57. D. Sol. matr. §. 12. und 13. reden von der 
restitutio ususfructus illati jure Saxonico, wobei die 
Anwendung der schon öfters erwähnten Regel auch 

für den* Fall, dafs die Frau die servitus ususfructus 

0 <• 

dem Manne einbrachte, nur überhaupt für’s säch- 
sische Recht behauptet wird. Was eintrete, wenn 
proventus metallici von der Frau eingebracht wor- 
' den sind, bildet den Gegenstand einer besonderen 
Untersuchung, hauptsächlich über die const. Eiect. 
25. P. 111. ln §. 14. werden die Bestimmungen des 
^preufsischen, französischen Rechts de usufructu in 
dotem dato mitgetheilt. Cap. UI. (p. 55 — 63) ist 
kurz und spricht nur de annuis reditibus in dotem 
illatis, de dotalitio, de reservato rustico, de arcano. 
Der grofse Fleifs, mit welchem der Verf. gearbeitet 
hat, ist nicht zu verkennen, wenn auch in einigen 
Stellen von seiner Meinung abgewichen werden dürfte. 
Die Latinität ist rein und fliefsend; Druck und Pa- 
pier sehr gut. Das Programm, „ Commentatio : ju- 
ris Romani ob concordiam cum jure natura e defen- 
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sio ” (16 S.) schrieb der Herr Oberhofgerichtsr. und 
Procancellarius Jo. Odofr. Mueller. Es ist besonders 
gegen Diejenigen gerichtet, welche die Vertilgung 
des römischen Rechts wünschen. 


Num et quatenus continua possessio requiratur in 
juribus discontinuis praescriptione constituendis, 
Diss., quam scripsit et illustris jureconsultorum 
ordinis auctoritate pro loco assessoris ordinarii 
in eodem rite obtinendo die XXII M. Maii A. 

i 

C. 1832 — defendet Car. Gust. Müller , J. 

— t 

U. D. assumto ad respondendum Aem. Her- 
manno, Dresdensi. Lipsiae. 4. pap. 28. 

/ 

Diese Diss. bezweckt die Veststellung der Regel 
über die jurium quasi possessio : continuo per prae- 
scriptionis tempus prossedisse nonnisi is dici potest, 
qui possessionem rite acquisitam per Universum prae- 
scriptionis spatium in eo statu servavit, ut eam quo- 
libet tempore remediis ad retinendam possessionem 
comparatis defendere potuerit, ejus contra possessio 
pro interrupta habenda est, qui hac conditione, du- 
rante praescriptione, aliquando probabiliter fuit desti- 
tutus. Angewendet diese Regel auf die sächs. Er). 
Proc. Ordn. in Append. §. 19. 20. wird der Satz auf- 
gestellt: in iis juribus discontinuis , quorum exerci- 
tium quocunque tempore patet, per praescriptionis 
tempus continuo possedisse dicendum esse eum, qui, 
possessione vere adquisita, singulis quibusque annis 
unurn certe actum possessorium exercuit. 
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Diese Diss. ist zwar kurz , aber sonst klar und 
logisch, auch correct geschrieben». 


Laetabilia augustissimi et clementissimi principit 
Friderici VI festa natalitia solenni oratione in 
auditorio majore hör. XII die XXVII Jan« 
MDCCCXXXII. Ac celebranda nomine rectoris 
et senat us Academiae Kiiiensis religiöse in di eit. 
D. A. G. Cramer Ictus et antecessor. Inest 
ad Gellium excursu s quartus* K^iae, ex oßi- 
cina Christ. Frid. Mohr. 76 S* 8% 

' In diesem Programme liefert der ehrwürdige Ve- 

teran im Dienste der Themis einen neuen Beleg des 
philologischen Ueberge wichts , welches er, seit der 
frohesten Zeit seines Auftretens im Gebiete der 
Rechtswissenschaft, vor den meisten seiner Colleges! 
behauptet hat, so dafs ihm wohl nur der, leider 
^ schon zu Sehr vergessene, Haubold den Rang strei- 
tig machen durfte* . Unter den vielseitigen Forschun- 
gen, welche der geehrte Herr Verfasser in verschieb 
< denen Zweigen des Wissens angestellt hat, und von. 

✓ welchen wir, aufser so vielen lehrreichen Mitthai- 
Jungen, noch neuerdings eine so sehr interessante 
Probe mittels der Beschreibung einer, von ihm ent- 
deckten, H. des Julian in der VolrafPschen Bibliothek 
zu Cölln erhalten haben (s* Zeitschr. für geschieht!. 

* Rechtswissenscb. Bd. VIII. H. 1. p. 132 — 152) * hatte * 
derselbe besonders den, bisher so sehr vernachlässig- 
ten, Gellias zum spedalen Gegenstände tiefer Unter« 
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suchungen gewählt und für eine kritische Ausgabe 
desselben von allen Seiten her Beiträge gesammelt. 
Zufällige Umstände scheinen diese Ausgabe verhin- 
dert zu haben, was ewig zu beklagen ist, denn der 
Hr. Verfasser war wohl der Tüchtigste aller Juristen 
und Philologen für diese Arbeit. Einige Entschädi- 
gung für den grofsen Verlust wird uns durch meh- 
rere Abhandlungen über einzelne Capitel des Gel- 
lius gewährt, deren vierte in dem oben angezeigten 

Programme enthalten ist, welches das XII. Cap. des 

, * 

ersten Buches des Gellius de Vestalibus kritisch er- 
läutert. Wir begnügen uns, nur den Inhalt anzu- 
zeigen, da eine kritische Beleuchtung des Ganzen 
Theils der Umfang dieser Blätter nicht erlaubt, Theil« 

auch in eine solche uns einzulassen Vermessenheit 

* 

seyn würde. Die Abhandlung zerfällt in XI Ab* 
schnitte. I. Qui de Vestali virgine capienda scripse» 
runt, quorum diligentissime scripsit Labeo Antistius, 
minorem quam annos VI, majorem quam annos X 
natam, negaverunt capi fas esse. Der Verf. verthei* 
digt die Beibehaltung des Worses „Vestali,” weil 
das capere besonders von den Priesterinnen der Vesta 
gebraucht wird. Was die Erwähnung des VI. und 
X. Jahres anlangt, innerhalb welcher, wie es hier 

heilst, virgin em capi potuisse fas fuerit, so kommt 

% 

wohl das VI. Jahr noch bei Sozomenus (hist. eocl. I, 9.) 
vor, nirgends aber das X. Jahr. Defsbalb und weil 
das X. Jahr nirgends als ein ausgezeichnetes Jahr vor- 
kommt, wird angenommen, da£s wohl mehr durch 
Schuld des Schreibers als des Gellius das VI. für das 
VII. und das X. für , das XII. Jahr gesetzt worden 
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sei, eine Meinung, welcher die Uebereinstimmung 
der Handschriften nicht entgegenstehen, da diese, 
wenigstens in den ersten zehn Büchern, von einem 
und demselben Codex abstammen. II. Item quae 
non sit patrima et znatrima. Es wird gefragt, ob 
alle , quorum uterque parens superstes est , patrimi 
et matrimi genannt wurden, oder nur einige dersel- 
ben certae aetatis certaeque conditionis; ferner, wie 

• • 

es komme, dafs gerade dieser technische Ausdruck 
den Römern eigen sei, und ob derselbe im Singu- 
lar vorkomme? Zur Beantwortung der Fragen wird 
ein Verzeichnifs sämmtlicher Stellen (19 an der Zahl) 
vorausgeschickt, in welchen dieser Ausdruck sich En- 
det. Aus diesen ergibt sich, dafs die Worte patrimi 
und matrimi immer verbunden gebraucht werden, 
und patrimus, wo diefs Wort allein steht, einen 

solchen bedeutetem pater quidem superstes, mater 

* ** 

auiem mortua sit; matrimus aber cui mater vivat, 
pater fatis functus sit. Ferner steht in der Verbin- 
dung patrimi stets voran , matrimi stets nach. Fa« 
trimi et matrimi sind zwar solche, deren beide Ael- 
tem noch am Leben sind, aber in der technischen 
Bedeutung Diejenigen, die noch nicht justae et per- 
fectae aetatis sind, daher sie häufig mit dem Bei- 
satze pueri puellaeque Vorkommen, z. B. bei Taci- 
tus hist. IV, 20. cum pueris puellisque patr. matri- 
xnisque. Uebrigens mufsten sie ingenui und cives 
seyn. Sie werden erwähnt, wo de re sacra gespro- 
chen wird und zwar dann auch nur da , wo gehan- 
delt . wird von den Erfordernissen zur Fähigkeit des 
Eintritts in gewisse Priestercollegien , z. B. der Ve- 
stalin- 
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stalinnen , der Salier etc. , oder auch von Supplica- 
tionen, Inauguration öffentlicher Werke, Feier von 
Festen.- In Betreff von Privat ceremonieen kommen 
sie nur bei der Lehre de nuptiis et solemni domum 
deductione vor. Libertini konnten ebenfalls patrimi 
matrimique genannt werden, d. h. nicht Freigelassene 
selbst,' sondern deren nach der Freilassung in rech- 
ter Ehe gezeugte Kinder, was jedoch erst seit Au- 
gust scheint eingeführt worden zu seyn. Dafs pa- 
trimi matrimique aus farreatis nuptiis herstammen 
mülsten, ist eine alte Meinung; der Verf. nimmt es 
nur für die Zeit vor Verschmelzung der Patrizier und 
Plebejer an; später durften sie aus jeder freien Ehe 
abstammen, doch wählte man vorzugsweise unter 
patr. matrq. von edler Abkunft. Pag. $4 wird noch 
bemerkt, dafs wo in den Schriften der Alten pue- 
rorum puellarumve alleinige Erwähnung in rebus sa- 
cris geschieht, hierunter patrimi matrimique zu ver* 
stehen sind. IIL Item' quae lingua debili, sensuve 
aurium deminuta , aliave qua labe insignita sit. IV. 
Itemque, quae ipsa, aut cujus pater emancipatus, 
etiam si vivo patre in avi potestate sit. V. Item cu- 
jus parentes, alter ambove, servitutem servierunt, 
aut in negotiis sordidis diversantur. Diese Mängel, 
welche die Wahl einer patrima matrimaque zur Ve- 
stalin verhinderten , werden mit reichem Aufwande 
von Literatur p. 35 — 41 auseinandergesetzt. VI. Sed 
. eam, cujus soror ad id sacerdotium lecta est, excu- 
sationem mereri ajunt; item, cujus pater Flamen, 
aut Augur, aut Quindecimvirüm sacris faciundis, aut 
qui Septem virum epulonum, aut Salius est. Sponsae 
. 20 . Band. 13 
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quoqne Pontificis et Tibicinis sacrorum filiae vacatio 
a sacerdatio isto tribui solet. Es wird^ aufs er eini- 
gen andern ähnlichen Fragen, untersucht, oh richti- 
• ger tibicines geschrieben werde, als tubicines, und 
für das Erstere sich entschieden. Die Worte: cujus 

i 

soror ad id s. 1. est, werden für eine excusatio ne- 
cessaria ausgegeben, so dafs eine solche lecta virgo 
das Priesteramt einer Vestalin nicht hätte über sich 
nehmen können, selbst wenn sie es gewollt hätte, 
ausgenommen die Töchter gewisser Priester, die eine 
voluntaria excusatio hatten. Ob das, was Gellius 
von der Sponsa pontificis und tibicipis sagt, blols 
▼on dieser gelte, wird bezweifelt und von allen spon- 
sis angenommen. VH. Praeterea Atejus Capito scrip- 
tum reliquit, neque ejus legendam filiam r qui do- 

micilium in Italia non haberet et excusandam ejus, 

* 

__ 4 

qui liberos tris haberet. Bemerkungen über Cajus 
* und Ga jus, Atejus und Attejus, auch wird emendixt, 
qui libeTos tris non habent. Ref. kann hierbei nicht 
unterlassen, zn bemerken, dafs doch wohl Ca jux und, 
nicht Gajus durchgängig zu schreiben sei. Es ist 

’ t , « 

ganz der griechische Name JHaios, dessen Initialbuch- 
stabe, das C der Römer vertretend, von Abschrei- 
bern Tbeils vielleicht ans Unkenntnifs der griechi- 
schen Buchstaben, Theils der weichen Aussprache 
wegen mit einem G irrig vertauscht worden ist, wo- 
bei noch bemerkenswert!! erscheint , dafs in alten 
Handschriften und in Eapidarinschriften das C nicht 
. selten die Form eines V annimmt, was zur Verbrei- 
tung des Gajus Statt Cajus nicht Wenig beigetragen 
haben mag. VIII. Virgo autem Vestalis simul est 
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capta atque in ätrium Vestae deducta et Pontiiicibus 
tradita,' eo statim tempore sine emancipatione ac 
sine capitis minutione e patris potestate exit et jus 
testamenti faciendi accipit. Untersuchung, wer die 
pontifices waren, denen die virgo übergeben wurde. 
Es wird angenommen , dafs Einige aus dem collegio 
pontificum den Vestalinnen vorgestanden hätten. Zu ' 
den Worten eo statim — exit wird Gajus I, 130. 
angezogen und Statt in honores, wie in der Hand- 
schrift steht, oder in honorem, wie Göschen emen- 
dirt, in honore zu lesen vorgeschlagen, so dafs Ga- 
jus; so zu verstehen sei: Veteres quidem liberas a 
tntela voluisse Virgines esse sed nonnisi quousque es- 
sent in honore sacerdotii, eo autem soluto reversas 
ad ~ proprias lares communi reliquarum ieminarum 
omnium jure censitas fuisse et nec tutore amplius 
caruisse. Hierbei wird Plutarch in Schutz genom- 
men gegen Lipsius, Schulting, Eisenhard (p. 53)* 
VIII. De more autem rituque capiundae Virginis lit- 
terae quidem antiquiores non exstant, nisi quae capta 
prima est, a Numa rege esse captam. Sed Papiam 
Legem invenimus, qua cavetur, ut Pontificis Maxim! 
arbitratu Virgines e populo viginti legantur, sorti- - 
tioque in concione ex eo numero fiat et cujus Vir- 
ginis ducta erit, ut eam Pontifex Maximus capiat, 
eaque Vestae fiat. Sed ea Sortitio ex lege Papia non 
necessaria nunc videri solet. Nam si quis honesto 
loco natus adeat Pontificem Maximum atque offerat 
ad sacerdotium filiam suam , cujus dumtaxat salvis 
religionum observationibus ratio haben possit, gratia 
Papiae Legis per senatum fit. Die Lex Papia, wel- 

13 ♦ 
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che hier erwähnt wird, sei nicht, wie schon Pighius 

v 

dargethan hat , mit der L. Julia et Papia Pappaea zu 
verwechseln, sondern vielmehr älter als diese, aber 
auch nicht mit Pighius in das Jahr 504 zu setzen, 
sondern obgleich ungewissen Alters wegen des vor- 
kommenden Wortes * sortitio nach dem J. 615 zu 
setzen, dem J. der Lex Gabinia, die zuerst verordnet* 
ut tabellis populus, non ut ante viva voce, in comi- 
tiis uteretur. Die Worte at, cujus — fiat werden 
für unecht und untergeschoben erklärt ; denn sie feh- 
len fast in allen Handschriften, aufser einer. Unter- 

0 

suchung über den Namen der hier erwähnten Lex 
Papia; denn in einigen H. und Ausg. steht in der 
vorliegenden Stelle zuerst zwei Mal Papia oder Pa- 
piam, am Ende der Stelle aber Popiliae oder Popu- 
liae geschrieben. Daher einige Gelehrte annehmen,, 
es habe 2 Leges gegeben, die Lex Papia über die 
sortitio vestalium, und eine Lex Popilia, per quam 
rata facta fberit earundem virginum spontanea per 
patrem oblatio. Diefs wird verworfen, so dafs sämmt- 
liche Bestimmungen entweder von einerXex Papia 
oder von einer Lex Popilia herrühren. Von wel- 
cher? bestimmt der Verf. nicht. Obgleich er mehr 
für die Lex Popilia sich hinneigt, weil es wahrschein- 
licher sei, ignotae legis (Popiliae) nomen in notissi- 
mae (Papiae) conversum fuisse, quam vice versa. 
IX. Capi autem Virgo propterea dici videtur, quia 
Pontificis Max. manu prehensa, ab eo parente, Sn 
cujus manu est, veluti hello capta, abducitur. . In 
libro primo Fäbii Pictoris, quae verb£ Pontificem 
Max. dicere oporteat, quum Virgipem capit, scriptum 
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cst. Ea verba haec sunt. „Sacerdotem. Ve- 
- stalem. Quae. Sacra. Faciat. Quae. Jous. 
Siet« Sacerdotem. Vestalem. Facere. Pro. 
Populo. Romano. Quiritium. Utei. Quae. 
Optuma. Lege. Fovit. Ita. Te. Amata. 
Capio.” Erklärung des Capi virgo. Hierbei 
wird gefragt, ob^ der erwähnte Fabius Pictor der Ge- 
schichtsforscher gleiches Namens sei, und diefs ver- 
neint. Wahrscheinlich sei hier gemeint der von Ci- 
cero in Brutus c. 5. und von Macrobius, Saturn. III. 
„ c. 2. 3. erwähnte spätere Fabius Pictor mit dem Vor- 
namen Servius, der juris pontificii libros schrieb und 
von Cicero juris et antiquitatis bene peritus genannt 
wird. Pag. 64 sq. wird bei Gelegenheit einer Variante 
Populo Romano Quiritibus und Populo Romano Qui- 
ritium . angenommen , dafs Beides . gleich üblich bei 
den Römern gewesen sei, Populus Rom. Quirites 
und Populus Rom. Quiritium , zur Beilegung des 
Streites zwischen Gronov und Brisson, Grammati- 
sehe Bemerkungen über das fovit, Statt fuit. X* 
Plerique autem capi Virgin em solam debere dici 
putant. Sed Flamines. quoque Diales , item Pontifi- 
ces et Augures capi dicebantur. L. Sulla rerum ge- 
.starum libro III. ita scripsit: „P. Cornelius, cui 
primum cognomen Sullae impositum est, 
Flamen Dialis captus. . M. Cato de Lusitanis, 
, quum Ser. Galbam accusavit; „Tarnen dicunt 
delicere voluisse. Ego me nunc volo jus 
pontificium optime scire, jamne ea causa 
Pontifex capiar?,Si volo augurium optime 
teuere, ecquis me ob eam rem Augurem 
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capiat?” Hier wird vorgeschlagen, mit den koppen- 
hagener Codex Sergius Statt Ser. zu lesen. XI* 
Praeterea in Commentariis Labeonis, quae ad duo- - 
decim. tabulas composuit, ita scriptum est: „Virgo 
Yestalis neque haeres est* cuiquam inte- 
stato, neque intestatae quisquam; sed bona 
ejus in publicum redigi ajunt. Id quo jure 
fiat quaeritur.” Amata inter capiendum a 
Pontifice Maximo appeilatur, quoniam , quae prima 
capta est, boc fuisse nomine traditum est. 1 Als Grund 

« 

der, sonst nicht erwähnten, Bestimmung in den 
Worten Virgo — quisquam wird angenommen, dafs, 
sowie die virgines captae waren, sie ipso jure an# 
der väterlichen Gewalt treten, mithin die jura agna^ 
tionis und cognitionis aufgelöst wurden , welche das 
Fundament der alten Intestaterbfolge bildeten. Un- 
tersuchungen über das Wort Amata. Aufsuchungen 
einiger ähnlicher Rechtsverhältnisse der Vestalinnerx 
und der servi publici. Das „sed bona ejus in pu- 
blicum redigi ajunt ” wird für eine Bestimmung ei- 
ner alten Lex caducaria gehalten, die älter sei, als 
die Lex Papia Poppaea, wegen der Wortes ajunt, das 
Labeo gebraucht, und wodurch er andeuten will, 
dafs er diefs in Büchern der Juristen, die vor ihm 
lebten, gelesen habe. Die Worte: „id quo jure fiat, 
quaeritur” werden als unechter Zusatz verworfen. 


Zerstreuete Blatter aus den Hand- und 
Hilfsacten eines Juristen.' “Wissenschaft* 
liches und Geschichtliches aus der Theorie und 
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Praxis oder aus der Lehre und dem Leben des 
Rechts. Herausgegeben von Karl Friedrich 
Göschei, königl. Oberlandesgerichtsrathe zu 
Naumburg. 1. Theil (mit dem Motto: „Recht 
mufs doch Recht bleiben.’' Ps. 94, 15.). Er- 
furt, in der Keyser’schen Buchhandlung. 1832*. 
. XXV * und 600 Seiten gr. Octav. . 


So wenig sich Rec. berufen glaubt, ein Buch, 
wie das vorliegende — über welches gar Mancher 
den Kopf schütteln wird, in welchem aber eine 
Fülle . von geistreichen Bemerkungen niedergelegt 
ist, und welches in so mancher Hinsicht an Ha- 
mann ’s und Hippel’s schriftstellerische Erzeug- 
nisse erinnert — seiner Kritik zu unterziehen, so 
hat. er dennoch geglaubt , wenigstens die ihm von 
der Redaction übertragene Anzeige desselben nicht 

ablehnen zu ‘ dürfen , da das Werk es gewifs gar 

. « 

sehr verdient, dafs die Aufmerksamkeit auf dasselbe 
hingelenkt werde. 

Den allgemeinen Zusammenhang des Rechts mit 
der „ Wissenschaft,” nämlich der -speculativen Phi- 
losophie, und „den realen Grund, 0 nämlich der Re- 
ligion oder vielmehr des Christenthums nachzuwei- 
sen , ist . Zweck des Buches, sowohl für Juristen als 
N icht Juristen , und in ersterer Hinsicht sowohl für 
die theoretischen als für die praktischen Juristen ; 
für. Letztere vorzüglich, um sie mit der Ausübung 
ihrer Wissenschaft, in Bezug auf einzelne Bedenk- 
lichkeiten, die sich aus dem Unterschiede zwischen 
formalem und materialem Rechte ergeben, zu ver- 
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söhnen — - ist es bestimmt. Wenigstens glaubt Rec. 
diesen, als den beabsichtigten Zweck, aus dem 
Inhalte des Buches richtig aufgefafst zu haben, wie- 
wohl die Vorrede sich nicht deutlich über denselben 
ausspricht , und eben so wenig die Aufgabe, die sich 
der Verf. zu lösen gesetzt haben mag, deutlich be- 
zeichnet. Denn wenn es an einer der Stellen jener 
Vorrede, heilst , jlafs diese „Sammlung zerstreueter 
Blatter’* Erfahrungen eines Juris Practicus enthalte, 
die er im Laufe eines Vierteljahrhunderts seines theo- 
retischen Studiums und praktischen Lebens TKezls 
auf seine Hand gemacht, Theils im Verkehre mit 
Andern gewonnen und zu Hilfe genommen habe, 
da Es die „ Acta , ” die er sich über diese Erfahrung« 
„angelegt,” ihm selbst „in mancherlei Nöthen hilf- 
reich und zur Versöhnung mit seinem Berufe, 
zur Aufklärung darüber und zur Aufrichtung 
in mehr als einer Weise dien- und heilsam gewesen 
sei;*’ so wird doch gleich bald darauf gesagt, dals 
der Verf. es wünsche, „zur Förderung und Bele- 
bung wahrer Rechtswissenschaft und Rechtspflege 
«ein Scherflein beizusteuem, zur Berichtigung juri- 
stischer und politischer Mißverständnisse mitzu- 
wirken, zur Wiederherstellung des stetigen Zusam- 
menhanges aller Wissenschaften und zur Anerken- 
nung des Grundes, auf dem alles Seyn und Wissen 
ruht, wodurch Beides erst erleuchtet und geheiligt: 
wird, und worauf auch die Legaldefinition der Juris- 
* prüden z hindeutet, ein Wort mitzusprechen.” Ja, 
er fügt hinzu: „Er wünscht eben defswegen nicht 
allein bei den Juristen, sondern auch bei Nichtjuri- 
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sten Eingang und Gehör zu finden. Aber er wünscht 
noch mehr, er wünscht auch für sich Nutzen dar- 
aus zu ziehen ; denn er weifs am Befsten wie Viel 
ihm selbst fehlt ;* und wie er bisher im lebendigen 
Verkehre mit Andern Tag vor Tag zu lernen gehabt 
hat, so hofft er auch für die Zukunft von Andern 
zu lernen und den Kreis seiner Erfahrungen zu er- 
weitern; er hat auch mehr und mehr nach der le- 
bendigen Praxis der Theorie zu trachten und s zu 
ringen. Und dazu kann ihm auch seine Schrift för- 
derlich seyn; denn er eröffnet damit sein Tage- 
buch; was er zu sagen hat, sind zugleich Confes- 
sionen, die er seinen Lesern ablegt, es sind Be- 
kenntnisse aus unterschiedenen, zum Theil von 
einander weit entlegenen, ‘Perioden seines Lebens, 

. \ » V 

ivfelche unter den verschiedensten Verhältnissen und 
Bedürfnissen sich ablöseten und eben defswegen zum * 
Theil wie Wiederholungen aussehen, wiewohl Das- 
selbe immer* unter anderen Gesichtspuncten und 

j * f . 

in anderer Stellung wiederkehrt. Indem er solcher 
Gestalt seine Erfahrungen zu gemeinsamer Betrach- 

i # 

tung und Unterhaltung mittheilt , hofft er mit ge- 
neigten Lesern in desto lebendigere Berührung und 
Verbindung zu kommen, unÄ von ihnen Belehrung, 
Ermunterung und Zurechtweisung zu vernehmen.” 

* Was nun den Inhalt des vorliegenden ersten , 

Bandes anbetrifft, so besteht derselbe aus rechtsphi- 

* / * 

losophischen Betrachtungen und metaphysischen Spe- 
culationen über die letzten Gründe von Recht und 
Staat, alle von einer religiösen Basis, namentlich 
.der heiligen Schrift, also der christlich -religiösen 

. t 
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Basis , ausgehend ,. r so dafs überall die r theologische 

« < 

Ansicht vorherrschend ist; wobei denn vorzüglich im 
Anfänge dieser Betrachtungen das aus den Psalmen 
genommene Motto „ Recht mufs Recht bleiben: 
gleichsam zum .Texte zahlreicher Variationen dient. 
Ueberall sind denselben, aulser den Stellen des rÖ r 
mischen, deutschen und sonstigen Rechts, Stellen 
ans * de r Bibel , . aus Kant’s u. a. . philosophischen 

Schriften, aus Göthe u. s, w. untergelegt; die Art 

* 

der Ausführung ist,, wie bereits oben angedeutet, 
gänzlich im hamann’schen und hipp ersehen Style, 
also philosophiscb-theologjsch-humoristisch gehalten. 
Da ' Rec. sich schon . oben allen Beruf abgesprochen 
hat, in das Einzelne kritisirend hineinzugehen, so 
will er wenigstens die besonders besprochenen Qe? 
genstände andeuten. Der vorliegende erste Band ent? 
hält drei Hauptabschnitte. I, Acta generalia et 
publica, oder Recht im Staate im Allge- 
meinen; 11, Acta juris privati et criminalis, 
pder das Recht, oder das Unrecht, und ILL 
das Preufsische Landrecht und die Rechts^ 
Philosophie in ihren Systemen genannt.. ... 

* Ueberschriften : der e r s t e n Abtheilung sind ^ 
Faustus redivivas . (in*Bezug auf Marlowe und 
Göthe — Quid est jus? ~~ Das zeitliche und das 
ewige Recht- — Der Egoismus des Rechts — Lux 
et Lex — Das Recht in Sprichwörtern — Recht 
und Billigkeit — Der ungerechte Haushalter — Die* 
Rechtspflege Natürliches und positives Recht —— 

Göttliches und menschliches liecht — Das Hand- 

* , r * * • 

werk iu*d die* Wissenschaft de* Rechts — Der Opti- 
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xnismus in jure — Staats- und Privatrecht •— Hecht 
und Moral oder Jurisprudenz und Ethik — - Recht 
und Mora) vor dem Forum des römischen Rechts — * 
Theologie, Ethik und Jurisprudenz — • Moses und 
Aaron — • Daniel — Die Revolution — Die Consti- 
tution — Der Fürst und das Volk — Der Staat, 
oder das Pactum unionis, subjectionis et ordinatio- 
nis — Pactum subjectionis, die Kirche und der 
Staat ■ — Zum Kirchenrechte — - Der Staat und Ver- 
trag, Die der zweiten Abtheilung: Personenrecht 
und Sachenrecht — Quid est Persona? — Was ist 
der Mensch? — Status hominum generalis et special 
lis, oder von den allgemeinen und besonderen Men- 
schenrechten* — Der Status, oder Freiheit und 
* # • 

Gleichheit — - die Sklaverei — von dem Stande der 
Obrigkeit und des Richters — Status et ordines inter 
JCtos oder der Stand der Juristen — Universitas per* 
sonarum sive corpus collegii — Ehe und Familie — t 
Cognatio et affinitas — Peculium — Emancipation — 
Adoption und Arrogation — Legitimation — Liberi 
naturales — Manumission — Die Pupillen — Per- 
son und Sache, oder Geist und Natur r— Das Sa- 
chenrecht — « Primitive oder constitutive. Erwer- 
bungsweise — Secundäre oder translative Erwerbungs- 
weise — Nachlese über die Erwerbungsarten — 

4 

Schema aller Erw T erbungsarten — *■ de glande legenda 
et de arboribus caedendis Von der translativert 
Erwerbung realer und formaler Rechte, oder titulus 
et modus adquirendi — * Der Tod und die Erbschaft, 
als mittelbare Rechtsfactoren , und der Wille un 
Vertrage und im Unrechte, als causa obligationis — • 
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De adquirendo re rum dominio, oder von dem juri- 
stischen Begriffe der Erwerbungen — - Der Tod und 
die Erbschaft — Der Besitz und die Zeit, oder die 
Verjährung — der Vertrag — das Unrecht und das 
Verbrechen — Injuria — Variae causarum figurae — 
Das Strafrecht . und die christliche Lehre von der 
Satisfaction, oder Recht und Gnade, Strafe und Ver- 
gehung — Der Procefs. 

Aus der dritten Abtheilung erlaubt sich Rec. 
das Schlufs- Resultat möglichst mit des Verfs. eige- 
nen Worten xnitzutheilen , um zugleich eine Probe 
seines Styls zu geben : ' * » 

„Wenn wir jetzt noch ein Mal auf unsero Weg 
< zurücksehen und — bis auf die ersten Anfänge des 
Rechts zurükgehen, so ist das geistige Seyn der 
Grund und Böden ^ auf dem das Recht ruhet, die 
Luft, in der es lebt. Der Geist ist es, welcher 
als der Gegenstand des Rechts sich erweiset. Wie- 
derum ist aber der Geist in seiner allgemeinsten Be- 
deutung ~ das bewulste Seyn, Bewufstseyn. Indem 
{las Seyn in sich zurück geht, um sich zu wissen und 
hiermit Geist ist, hat es in Folge dieser Reflexion 
in sich die weitere Bestimmung ,• in sich selbst das 
Bestimmende zu wissen, oder mit dem Principe, wo- 
durch es selbst bestimmt wird, sich vereinigt und 
verbunden zu wissen. Hiermit erweiset sich der Geist 
nicht blofs als bestimmt, als Erkenntnifs, sondern 
auch als bestimmend, als Wille. Das Wesen des 
Willens ist aber die Freiheit, welche in der Ueber- 
einstimmung des Bestimmten mit dem Bestimmenden 

besteht; denn frei ist, was nicht von Aulsen, nicht 

% 
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von einem fremden, sondern entweder von sich selbst, 
oder doch von Innen heraus durch ein nicht frem- 
des Princip bestimmt wird. ' Indem diese Freiheit 
zur Erscheinung kommt, entsteht das Recht, 
welches nichts Anderes ist, als das Dasevn der Wil- 
lensfreiheit. Im Allgemeinen besteht das Recht in 
dem Leben des Geistes, als des Willens, dessen We-* 
sen die Freiheit ist, vermöge deren der Wille 1 nicht 
blofs bestimmt, sondern auch bestimmend oder mit 
dem ' Bestimmenden übereinstimmend ist. Als das 
Leben des zum freien Willen sich entwickelnden 
Geistes besteht das Recht nicht sowohl in dem freien 
. Willen, als in der Willensthätigkeit, näher in dem 
Daseyn der Willensfreiheit, welche im Conflicte 
mit dem Objectiven, als einem Aeufseren und Frem- 
den, das bestimmend auf sie einwirkt, Theils durch 
Erlösung davon, Theils durch Anerkennung und Ver- 
einigung mit demselben von Stufe zu Stufe sich ent- 
wickelt. Als das Daseyn der Willensfreiheit erweiset» 
sich das Recht in dem Verhältnisse des Willens zu 
dem, was ihm aufserlich entgegentritt, um ihn zu 
bestimmen, und hier sehen wir ihn zuerst naiv und. 
unbefangen zu dem, in dem er sich als daseiend 
zeigt,, sich verhalten, bis er aus dem Ansich der 
Indifferenz, als aus der Unterschiedslosigkeit, in sich 
reflectirt, einen schweren, langen, vielgegliederten 
Scheidungsprocefs durchläuft, in dem auf jeder Sta- 
tion das Moment der Freiheit als daseiend sich äu- 
fsert , ohne sich selbst gleich zu sevn ; denn hierzu 
gelangt er erst, indem er der Differenz zwischen 
dem Aeufseren und Inneren, zwischen dem Objecti- . 


194 Karl Fr. Goschel, zerstretlete Blätter etc. 

ven und Subjectiven entnommen wird, und in den 
an und für sich seienden Willen eingeht, womit er 
zur höchsten Freiheit reift und das letzte Moment 
der Unfreiheit sich ablöset, welches so lange nicht 
völlig überwunden ist, als zwischen der Noth Wendig- 
keit und Freiheit noch ein Unterschied zurückbleibt. 
Diese Unfreiheit zeigt sich in allen früheren Momen- 
ten des Rechts, aber anch in jedem Entwickelungs- 
xnomente zugleich das Recht, als das Daseyn der 
Freiheit — denn Recht mafs doch Recht 

0 

bleiben, und auch m seiner unvollkommenen Er- 
scheinung den Charakter des Rechts an sich tragen. 
Das Recht ist selbst nichts Anderes, als die Ent- . 
Wickelung des Willens zur Freiheit, welche nur in 
Gott vollkommen ist. Die absolute Freiheit, das 
höchste, vollkommene Recht ist der an und für sich 
seiende Wille — alles Gericht endet in Gerechtig- 
keit — and za dieser vollkommenen Freiheit gelangt 
der Wille des Einzelnen nur durch völlige Hingabe 
an diese absolute Gerechtigkeit des an und für sich 
seienden göttlichen' Willens, in welchen alle Mo- 
mente des Rechts ausiaufen, so daEs ihm zuletzt alle 
fromme Herzen Zufällen, als seine Nachfolger, und 
frei werden durch ihre Gemeinschaft mit diesem hei- 
ligen Willen Gottes.” 

Wer $ich dennoch mit diesem ersten Theile, 
als dem allgemeinen Anfänge, nicht sogleich oder 
nicht gründlich befassen und befreunden kann, den 
vertröstet der Verf. auf den künftigen zweiten TheiL, 
„welcher mehrere Seiten bieten wird, die leicht 
Annäherung herbei« und demnächst auf den ersten 


Nacbweistmg der Recensionen etc. 1§5 

Theil zurückfiihren könnten; denn der folgende 
Theil wird nicht allein mittelst allgemeiner lieber- 
sichten nnd einzelner Erörterungen, von den ver- 
schiedensten Seiten aus,, in das Leben des Rechts 
selbst , sondern auch in das Leben der Juristen , die 
mit ihrer Wissenschaft auch deren Grund erkannt 
und gepflegt haben, mitten hinein führen , um die 
Wahrheit des Rechts und der Rechtswissenschaft im 
Ganzen und im Einzelnen, im Systeme und im Le^ 
ben ,• antiquarisch und praktisch , historisch und bio J 
graphisch zu erläutern* und zu bewähren.” * 

Spangenberg. 

• «. • 
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Nachweisung der Recensionen und An- - 
zeigen in andereil Zeitschriften. 

1) In den gött. gel. Anzeigen Jahrg. 1832. 
St. 8. S. 77 — 79. 

, * * > 

Antiqua versio latina fragmentorum e Modest ini 

libro de excusationibus in Digestorum Lib. XX VL r 
tit. 3. 5. 6. et Llb. XXVII. tit. 1. obviorum in, 
integrum restituta. Scrips. Dr. C. J. Albertus 
Kriegei. Lips. 1830. 4. 

Dem Verf. sei es gelungen, durch die Zuratbe- 
ziehung dreier leipziger Handschriften und zweier 
alter Ausgaben die versio vulgata der fraglichen 
Stellen in- der Mafse wieder herzustellen, dafs sich 
sämmtliche Anklagen, ..die man früher gegen den 
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Verfasser derselben erhoben hat, beseitigen lassen, 
ja* sich jene versio vulgata als von entschiedenem 
.Werth e darstelle und selbst der augustinisphen Geber* 
Setzung vorzuziehen sei. : ln 4 neben einanderste- 
h enden Columnen werde der griecb. Urtext, der von 
dem Verf. hergestellte Text der versio vulgata, der 
Text derselben nach Holoander und die neuere U Über- 
setzung des Ant. Augustinus gegeben, in den dar« 
untergesetzten sehr ausführlichen Anmerkungen aber 
der wiederhergestellte Text, sowie die versio vulg. 

selbst, gegen den bisherigen 'fadel gerechtfertigt. 

% 

G. g. A. 1832. St. 22. 23. S. 220 —224. 

Untersuchungen über die Bestandteile, Natur uud 
wissenschaftliche Stellung des Pandektenrechts, 
nebst einem Grundrisse zu Vorlesungen über 
•* das Obligationsrecht, nach prakt. gütigen Grund- 
sätzen. Von Dr. £m. Ferd. Vogel. Leipz. 
1831. 8. 

* r » * 

Fast alle unsere Rechtslehrer schienen sich jetzt 
dafür entschieden zu haben, dafs man bei der svste- 
manschen Entwickelung der Rechtstheorie das Ma- 
teriale der eigentümlich römischen Jurisprudenz von 
dem Inbegriffe der rationalen deutschen Rechtsgrund- 
satze absondern müsse. Nur darüber seien die Stirn-« 
men noch sehr getheilt, auf welche Weise dieses 
Verfahren in Bezug auf das sogenannte Pandekten- 
recht, in seiner Bedeutung als praktisch gütiges Ci- 
vilrecht, anzuordnen sei, und * welche wesentliche 
Modificationen es erleiden müsse. Diesen Streit mög- 
lichst aus zuglei chen , sei der Zweck der ersten Hälfte 

dieses 
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dieses Buches, dessen Inhalt dann näher bezeichnet 

wird. . Ree. erkenne das Verdienst des Verfs. bereit- 

* 

willig an, dabei manche interessante Frage — wie- 
wohl oft mit ermüdender Weitschweifigkeit — zur 
Sprache gebracht zu haben, und gestehe gern, man- 
che ihm neue Notizen gefunden und manche ein- 
zelne «Belehrung aus den angestellten Untersuchun- 
gen geschöpft zu haben. Der Grundrifs sei vorzüg- 
lich nach Dabelow’s Handbuche des Civilrechts ge- 
ordnet und bei jedem Paragraphen werden die den 
Inhalt desselben betreffenden Rechtsstellen mitge- 
theilt, zum Behufe der Verbindung seines exegeti- 
sehen Uebungscollegrams mit den dogmatischen Vor- 
lesungen. 

G. g. A. 1832. St. 40. S. 399 u. 400. 

Sammlung von Landtagsabschieden, Reversen, Ver- 
sicherungen, Bestätigungen und sonstigen, die 
Staats- und privatrechtlichen Verhältnisse der 
Fürstenthümer Calenberg, Grubenhagen und 
Göttingen betreffenden Urkunden, v. J. G. F. 
Kleinschmidt. Th. I. Hannover 1832. 4. 

Da die fraglichen Urkunden in sehr vielen und 
verschiedenen Büchern zerstreuet seien, so sei es na- 
mentlich für den Geschäfftsmann ein dringendes Be- 
dürfnifs gewesen, sie in Einer Sammlung vereinigt 
zu finden. Mit wenigen Ausnahmen werde aber 
auch nur ein möglichst correcter Abdruck der be- 
reits anderswo schon gedruckten Urkunden gegeben ; 
jedoch mit historischen Einleitungen begleitet, in 
welchen die Veranlassung einzelner angegeben werde, 
, 20. Band. 14 
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und mit Bemerkungen * zu ihrer Erläuterung. Die 
Brauchbarkeit der Sammlung gewinne aufserd em un- 
gemein durch ein sorgfältig ausgearbeitetes Sach- 
und Namenregister.' ' 


G. g. A. 1832. St. 46. 47. S. 459 — 463. 

► Christ. Ern. W eissii Opuscula academica aucta 
et emendata. T. I. Ups. 1829. 8. 

Die in diesen Band anfgenommenen Abhh. wer- 
den genannt und der Inhalt einiger derselben in der 
Kürze angegeben. (Rec. Kraut.) 


G. g. A. 1832. St. 52. S. 512—518. 

Versuche über einzelne Theile der Theorie des 

* 

heutigen röm. Rechts, v. Alex. Aug. v. Buch- 
holz. Berlin 1831. *8. ' * 

» , * 

Die hier mitgetheilten Abhh. enthalten Verbes- 
serungsversuche zu den gangbarsten Lehrbüchern des 
heutigen röm. R. , indem in ihnen sowohl die Stel- 
lung einzelner Lehren, als auch die Bestimmung ein- 
zelner Rechtjbegriffe , so wie sich solche in jenen 
Compendien vorfinden , einer scharfen , jedoch sehr 
bescheidenen Kritik unterworfen , auch einzelne Lü- 
’cken derselben angedeutet ' werden. Rec. hebt den 
1 wesentlichen Inhalt der einzelnen Abhh. aus. . 


2) In den heidelb. Jahrbb. d. Lit. Jahrg. 
1832. H. 3. S. 239—244. 

Ed. Henke, Handbuch des Criminalrechts und 
* der Criminalpolitik. Tb. I. Berlin 1823. Tb. II. 
1826. Th. UI. 1830. 8. • 
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Et verdiene rühmliche Anerkennung , dafs der 
Verf. dieses umfassenden Werkes sowohl die Leistun- 
gen der Praktiker der lernen zwei Jahrhh. , als auch 
die Bestrebungen der neueren philosophischen und 
historischen Schale gehörig zu würdigen wisse, nicht 
minder aber auch die Anforderungen, welche der 
Geist unserer Zeit an die Gesetzgebung und Wissen- 
schaft des Criminalrechts mache, klar erkannt und 
ausgesprochen, und versucht habe, die Schule und 
das Leben, die Theorie und die Praxis mit einander 
zu versöhnen und zu befreunden, zwischen der Ver- 
gangenheit und Gegenwart die bindenden Mittel- 
glieder nachzuweisen und so das Criminalrecht mit 
der Criminalpolitik . in nähere Verbindung zu brin- 
gen, wobei noch der untergeordnete Zweck verfolgt 
sei, in engem Raume die Resultate der Forschungen 

v * 

der neueren Criminalisten zu vereinigen und durch 
die hier gewährte Uebersicht gemeinnütziger zn ma- 
chen« Eine reichliche Literatur, Deutlichkeit und 
Fafclichkeit der Darstellung gehörten zu den allge- 
meinen Vorzügen dieses Werkes. Hätten auch ein- 
zelne Weitläufigkeiten vermieden und Manches ge- 
drängter und kürzer gegeben werden können ,r so 
könne man doch dem Verf. nicht den Vorwurf ma- ' 
eben, dafs er sich in drückende Weitschweifigkeiten 
verloren habe. Uebrigens habe der Verf. seiner Auf- 
gabe in dem 2- und 3. Bande in weit höherem 
Mafse entsprochen, als im ersten Bande. So gehöre 
namentlich die classische Darstellung der Lehre vom 
Duelle unstreitig zu dem Ausgezeichnetsten, was je 
über diesen Gegenstand gesagt worden sei. Gedie- 

14 * 
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* * s 

gene Behandlung der Gontroversen des gern, deut- 
schen Crim. R. , verbunden mit kritischen Bemer- 
kungen über die von den neueren particulären Ge- 
setzgebungen adoptirten Ansichten vermehrten das 
allgemeine praktische Interesse dieses Werkes« (Ree* 

jZöpfl.) . 

* ** 

/ Heidelb. Jahrbb. 1882. H. 3. S. 245—247. 

r 

- Praktische Ausführungen aus allen Theilen der 
^ ► Rechtswissenschaft. Mit Erläuterungen des Ober- 
, r app. G. zu Cassel. Von Dr. B. W. Pfeiffer. 
Bd. III. Hannover« 1831. 4. - 

i t • 


Kurze Inhaltsanzeige dieses Bandes. Die Schrift 
empfehle sich durch ihren Inhalt selbst. . •> 


Heidelb. Jahrbb. 1832. H. 4. S. 383—390. 


. 1. Staatswissenschaftliche Vorlesungen für die ge- 
bildeten Stände in constitutionellen Staaten. Von 
: K. H. L. Pölitz. Bd. I. Leipz. *1831. 8. : * 

2. Vermischte Schriften aus den Kreisen der Ge- 
schichte, der Staatskunst und der Literatur über- 
„ . haupt. , Von K. H. I* Pölitz. 2 Bde. Leipzig 
« / . 1831. . 8. 


1. Lichtvolle Vorträge, in welchen die Lehre 
von der Begründung, Verfassung, Regierung und 
Verwaltung des Staates popularisirt werde. Die- 
ser erste Band umfasse bereits die Hälfte des Gegen- 
standes. . ... 

- f 

i 2. Diese in Wahrheit auserlesene Schriften könn- 

* / 

ten grofsen Theils als sehr belehrende Erläuterungen 
der oben genannten Vorlesungen benutzt werden. 


I 
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UeberaU walte der Geist der Mälsigung und des Wir- 
ken wol lens durch Ueberzeugung; durchgängig werde 
gezeigt , wie das System des Referirens die heilsame 
Mitte zwischen dem Revolutioniren und dem Reagi- 
ren halte. (Rec. Paulus.) 

3) In den Jahrhh. für wissensch. Kritik, 
Jahrg. 1832. Bd. I. Nr. 23—25. Sp. 180—199. 

Vollständige Sammlung aller älteren und neueren 
Concordate, nebst einer Geschichte ihres Ent- 
stehens und ihrer Schicksale v. Dr. E. Münch. 
Th. I. Concordate der älteren Zeit. Th. II. 
Concordate der neueren Zeit. Leipz. 1830. 8. 

Unter älterer Zeit verstehe Hr. M. den ganzen 
Zeitraum zwischen dem wormser Concordate v. 1122 
bis zum Anfänge der franz. Revolution. Von den 
Concordaten der neueren Zeit sei das franz. v. J. 1801: 
als das erste aufgeführt. Die meisten Concordata 
werden durch geschichtliche Andeutungen eingeleitet, 
und durchgängig seien denselben die wichtigsten Ur- 
kunden beigegeben, welche auf Entstehung und Wir- 
kung jener Verträge wesentlich Bezug haben. Gegen 
die angegebene Anordnung der gesammten Mate- 
rialien sei einzuwenden, dafs sie eines objectiven 
Princips ermangle. Elin solches finde sich nur in den 
specifischen Veränderungen, welche das Verhältnils- 
der weltlichen Macht zur päpstlichen durchlaufen 
habe , und hiernach gliedere sich die bisherige Con- 
cordatengeschichte in 4 wesentlich von einander ver- 
schiedene Perioden. Die erste beginne mit der Wirk- 
samkeit Hildebrand’s und umfasse die ganze Zeit van 


Digitized by Google 


* 


202 ■ Nachweisung 4er Recensionen 

der rbeimser Synode von 104$ bis zur Synode von 
Constanz. Die zweite gehe von da bis zum westphä- 
Mschen Frieden $ die dritte schliefse mit der emser 
Punctation von 1786 und die vierte beginne mit der - 
franz.- Revolution, Nach dem verschiedenen Cha- 
rakter dieser Perioden wäre bei der Auswahl der 
** * 

‘Actenstücke zu verfahren und von ihm aus dieselben* 
einzuleiten und an einanderzureihen gewesen. Ha 
M. scheine dagegen durch unmittelbare Wahrneh- 
mung der leidenschaftlich erneuten Prätensionen und 
Machinationen der reim, Hierarchie in der Schweitz,' 
in Frankreich und den Niederlanden aufs Tiefste 
empört und in einer Stimmung, welche in dem Geg- 
ner nur den Feind und am Feinde nur das Schaden- 
bringende und Verwerfliche wahrnehmen lasse und' 
die Voraussetzungen übersehe, welche auch den» 
Gegner theilweise zur Entschuldigung dienen kön- 
nen. Dadurch scheine denn auch Hr, M. in dem 
Grundirrthume bevestiget worden zu seyn, der sichr 
sogleich in seiner allgemeinen Einleitung unumwun- 
den ausspreche und durch alle besondere Einleitun- 
gen störend hindurchziehe, m dem Irrthuine, nach 
welchem das römische Papstthum als ein Erzeagnil* 
baarer Willkür aufgefafst und alseine Tbatsache hin- 
gestellt werde, welche von dem Organismus der ka- 
tholischen Kirche nicht nur ohne Lebensgefahr für 
diese, sondern sogar zum Wohlgedeihen derselben 
abgesondert werden könne und müsse. Diese An-* 
sicht veranlasse Hrn. M. durchgängig zu inadäquater 
.Bezeichnung kirchlicher Begriffe, und nicht selten zu 
unrichtiger Charakteristik geschichtlicher Phänomene; 
indem er bald als papistisch oder curialistisch > bald 
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♦ i 

als ultrakatholßch bezeichne, was echt römisch-katho- 
lisch, und als rein katholisch, was entweder schis- 
matisch oder protestantisch , oder sogar rein ratio- 
nalistisch sei. Solche Verwechselungen entspringen 
daher, dals drei Hauptmomente der ökumenisch -ka- 
tholischen Kirche völlig unbeachtet blieben, nämlich: 
die Oberherrschaft des Klerus über die Laien ; die 
Despotie des Kanons über den Verstand, und das 
Seligkeitsprivilegium der katholischen Kirchenmit- 
glieder. Diese drei Momente seien aber älter, als 
das Papstthum, und dieses selbst nur eine nothwen- 
dige Consequenz jener altkatholischen Prämissen. 
Aus der Nichtbeachtung dieser Thatsachen erkläre 

sich, wie Hr. M. einer Seits die Tendenz der mit- 

« 

t eialt erlichen Päpste theilweise unrichtig beurtheile, 
anderer Seits die unermeßlichen Vortheile übersehen 

«r 

konnte, welche aus der consequenten Entwickelung 
des Papstthuines für das Abendland hervorgegangen 
seien. -In der zweiten Beziehung sei nämlich bei der 
historischen Würdigung des Papstthums das allge- 
meine Gesetz der Geschichte der Menschheit gegen«? 
wärtig zu halten, wornach alles bleibend Gute ein 
Werk der Freiheit seyn soll, welche nur aus der 
Vermittelung von Gegensätzen hervorgehe, mithin 
diese selbst erheische und voraussetze. Was die ver- 

0 c— sr ». 

schiedenen den Concordaten vorausgeschickten Ein- 
leitungen im Einzelnen betreffe, so müsse, außer 
dem angegebenen Grundfehler derselben, noch be- 
sonders die Uebereilung gerügt werden, mit welcher 
sie, .nur zu wahrnehmbar, ausgearbeitet worden seien, 
da sie den Verf. veranlaßt habe. Statt aus dem rei- 
chen Schatze seiner Gelehrsamkeit, häufig nur aus 


I 


< 
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f • 

den Schrift«» de Pradt’s und Anderer über die Gott- 
cordate zu schöpfen. , Hierdurch sei es auch gekom- 
men, dafs nicht wenige Actenstücke nicht aufgenom- 
men, ja meistens nicht immer erwähnt seien, welche 
Theils zum Verständnisse der Concordate unentbebr-* 

t 

lieh seien , Theils in die Reihe derselben gehörten« 
Die "Urkunden, welche Rec. vermifst, werden ein- . 
zeln aufgezählt. Sie würden noch Stoff zu einem 
dritten, vielleicht ,auch vierten Bande geben. Die 
Ueberzeugung , die sich Hr. M. gebildet: es 1 wäre 
für die Religion und den Staat zugleich vortheilhaf- 
ter, wenn gar keine, als solche Concordate, wie sie 
jetzt bestehen, geschlossen worden wären, könne 
Rec* nicht theilen. Er zähle vielmehr Concordate * 
im Allgemeinen zu jenen notwendigen Inconsequen- 

zen, ohne welche die Welt .nicht fortschreiten könne. 

* * 

und die in sofern als vorteilhaft zu betrachten seien. 
Man müsse sie nämlich als vermittelnde Uebergange 
anseh en, von der historisch gegebenen römisch-katho- 
lischen Lebensgestaltung des Abendlahdes zu der in 
Geburt stehenden göttlich- menschlichen wahrhaft 
allgemeinen Weltordnung, an welcher, seit der Voll- 
endung des römisch-katholischen Systems im Mit- 
telalter, alle Generationen gearbeitet» haben, und die 
nur aus allmäliger Verarbeitung alles historisch Ueber- 
lieferten und aus der vollständigen, durch Vernunft- 
thätigkeit ermittelten, Explication des göttlichen 
Weltplanes hervorgehen könne. Seien auch die äl- 
teren Concordate fast durchgängig nur Verträge zwi- 
schen der weltlich gewordenen Hierarchie und den 
weltlichen Fürsten über weltliche Rechte und Befug- 

r 

nisse v welche beide Mächte sich einander streitig 
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machten, sö sei doch, — wenn man von den Inten- 
tionen absehe und nur die Sache berücksichtige, — 
das Fortschreiten auf Seiten der Staatsgewalt nicht 
zu verkennen. , Ein Anderes sei es übrigens, über 

die bisherige, ein Anderes, über die künftige Zweck- 

« * .. . ‘ * 
mäfsigkeit bestehender Gesetze und Einrichtungen 

zu urtheilen. . In der letzten Beziehung sehe es Rec* 

als die unabweislichst$ Forderung der jetzigen Zeit 

an, dafs jede Staatsregierung vor Allem vom Papste, , 

und dann auch von den Bischöfen ihres Landes eine ' 

. ■ * T •• 

ausführliche, genau specificirte Angabe ihrer Glau* v 

benslehren, ihrer Kirchengebote und Gesetze und ihr * 

« ' , 

rer kirchlich anerkannten Lehrbücher einfordere, da- 

* . i 

mit der Staat auch wirklich und unbestreitbar wisse, 
was er anerkenne, indem er der römisch-katholi- 
schen Kirche eine gesetzlich gesicherte Existenz zu- 
gestehe. Demnächst aber wäre der übrige Klerus, , 
wären die Gläubigen zu befragen, in wie weit sie die 
vom Episkopate als kirchlich aufgestellte Lehre als 
die ihrige anerkennten. Das Staatsrecht wolle jetzt 
in Verfassungen, das bürgerliche Recht in allgemein x 
verständlichen, übersichtlichen Gesetzgbüchern ausge- 
sprochen sey n; es sei Zeit, dafs auch das Kirchen- 
recht und die Kirchenlehre aus der Unabsehbaren 
Zersplitterung gesammelt und offen und ehrlich dem 
der Gewifsheit und Gewissenhaftigkeit bedürftigen 
Geschl echte vor Augen gestellt werden. (Ree. F. 

W. Carovö.) * 

i « * * # 

4) In der Leipz. Li t. Zeit; Jahrg. 1832. Nr. 

21. Sp. 161 — 166. . . . I 

Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutsch- » 


} 


t 
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land. Von K. D. Hüll mann* 2te Ausgabe, 
grofrten Theils ein neues Werk. Berlin 1850« 8. . 

Die Art und Weise des Verfs. , die Ergebnisse 
seiner Forschung mit einem grofsen Reichthume von 
Citaten aus zum Theil weit auseinander gelegenen 
Quellen zu belegen, bekunde sieb auch hier; und es 
sei dabei dankenswerth , dafs auf die Quellen nicht 
blofs hingewiesen sei, sondern nicht selten inhalts- 
reiche und schlagende Beweisstellen abgedruckt seien: 
Der Reichthum an Vermuthungen, Ansichten und 
Hypothesen, wo der echt historische Beweis nicht 
auslange, sei nicht minder grofs, wie in des Verfs. 
früheren Schriften, trete aber begreiflicher Weise 
nicht so scharf hervor, als in den Schriften über 

die Anfänge der Staaten des Alterthums; auch sei 

* « 

der Gewinn an gediegenen Sätzen aus diesem Werke* 
so grofs, dafs die vQn leichterem Schrote und Korne 
das Gewicht derselben sehr zu verkümmern nicht 
vermögen, * * * • 

• i 

9 » 

* 

L, L. Tf. 1832. N. 21. Sp. 166— 168. 

4 • 

Grandzüge der Geschichte des deutschen Städte- 
wesens, mit besonderer Rücksicht auf die grö- 
4 . fseren Staaten. Von Dr. K. W. von Lanci- 
zolle« Berlin 1829. 8. 

** * • : . . . ■» 

* - • Der Verf. wollte in dieser Schrift nicht neue 
historische und politisch -juristische Forschungen dar- 
legen, noch die Wissenschaft des deutschen Recht* 

* 

und der politischen deutschen Geschichte bereichern ; 
sondern nur die Ergebnisse fremder und eigener 
Studien über einen in diesem Augenblicke besonders 
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wichtigen Gegenstand dem weiteren Kreise von Le^ 
sern näherbringen, welcb^p Zeit und Neigung fehle, 
sich unmittelbar mit eigentlich gelehrten Untersu- 
chungen bekannt zu machen, Kr folge besonders 
Eichhorn, v, Eichard und Hüllmann, Die auch in 

i 

des Verfs,' Geschichte der Bildung des preufsischen , 
Staates überall sichtbare Tendenz zur theologischen 
Ansicht des Lebens habe auch hier einige Auswüchse 
veranlagt, über die man billig staune. 


L, L. Z, 1832, Nr, 49. Sp, 385 — 391, 

. ? » 

Theod, Schmalz, die Wissenschaft des natür- 
lichen Rechts, Leipzig 1831, 8* 

Eine Umarbeitung des von dem Verf, zuerst im 
3. 1792 unter dem Titel; „das Recht der Natur” 
herausgegebenen Werkes, wobei es die Absicht des 
Verfs, gewesen zu seyn scheine , Theils seine in je- 
nem früheren Buche mehr aphoristisch aufgestellten 
Grundsätze in eine strengere, systematische Form 
zu bringen, und dadurch zugleich yester zu begrün- 
den, Theils aber auch, besonders im staats- und 
kirchenrechtlichen Theile, veränderte Ansichten in 
demselben niederzulegen. Besonders die erste Hälfte 
des Buches sei mit einer seltenen architectonischen 
Kunst geordnet. Neu hinzugekommen sei eine Reihe 
von Einleitungen, welche darauf berechnet seien, 
den Zusammenhang des Naturrechts mit andern 
Theilen des Wissens nachzuweisen und die Methode 
desselben zu begründen. Der Rec. beschäftigt sich 
vorzugsweise mit dem, was in dem .Werke neu 
hinzugekommen und verändert worden ist, wobei er 
in dem ersten Theile gröfsten Theils bestimmte. 


! 


I 


M 
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I 

klare und scharfe Entwickelung mit r Vergnügen an^ 
erkennt , vom dem Gese\|schaftsrechte aber (Fami- 
lien-, Staats- und Kirchenrechte) ein Gleiches nicht 
sagen kann. . * 

♦ 

' ’ *. L. L. Z. 1832. Nr. 50. S P . 393—397. 

Gust. v. Struve, über das positive Recht$gesetz r 
rücksichtlich seiner Ausdehnung in der Zeit, 
oder, über die Anwendung neuer Gesetze. Göt- 
tingen 1831. 8. 

' * r , 

Die Haupttendenz der Schrift sei, zu zeigen, dafs 
ein positives Rechtsgesetz nie und unter keiner Be- 
dingung eine wahrhaft rückwirkende Kraft haben * 
könne. Hierzu werden zuerst die allgemeinen Grund- 
sätze aufgestellt , sodann nach Anleitung derselben 
die vorzüglichsten Gesetzgebungen, namentlich das 
gemeine Recht, das preufs. Landrecht, der Code - 
Napoleon und das österreichische Civilgesetzbuch, und 
. die vorzüglichsten Schriftsteller über diesen Gegen- 
stand einer ausführlichen Kritik unterworfen, und 
endlich die au f gestellt en - Grundsätze auf einzelne 
Falle angewendet. Die Darstellung des Verfs. sei 
. im Ganzen bündig und klar, doch würde das Buch 
durch sorgfältigere Auswahl des Stoffes und gröfsere 
Kürze noch gewonnen haben. Rec. ist nicht durch- 

aus mit dem Verf. einverstanden, doch glaubt er 

> 

versichern zu können , dafs Niemand das Buch aus 
der Hand legen werde, ohne dem Fleifse und dem 

Scharfsinne des 1 Verfs., so wie der in demselben sich 

* 

aussprechenden Gesinnung seine volle Anerkennung 
zu schenken. 
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Uebersicht der Rechtsgesetzgebung des Grofsher- 
zogthums Hessen unter dem Grolsherzoge Lud« 
wig I. von den Jahren 1790 — 1830. 

(Beschlufs.) 

* 

* * 

Vierter Abschnitt. 

• . • • 

. , , Criminalrecht 

« > < J t . < . > m 1 • 

Sowohl bei dem Antritte der Regierung des 
Landgrafen Ludwigs des Zehnten >on Hessen -Darm - 
«ladt, nachherigen Grofsherzogs Ludwigs des Ersten 
von Hessen, als noch jetzt, war und ist das gemeine 
deutsche Criminalrecht in den Vorschriften des rö- 
mischen und kanonischen Rechts und der Reichs- 
gesetze, namentlich der peinlichen Halsgerichtsord- 
nung Kaiser Karls des Fünften, die Grundlage der 
Strafrechtsgesetzgebung dei Landes *). • 

Von den * Vorfahren des Regenten . waren ein- 
zelne strafrechtliche Verordnungen erlassen - wor- 
den **). Unter ihm selbst erschien unter dem 3. 
Februar. 1797 eine Verordnung, den Frevel an Obst- 
und andern Bäumen betreffend, welche die Vor- 
schriften einer älteren Verordnung vom 18. März 
1718 (womach Beschädigung von Obst bäumen mit 
einer Strafe von 100 Reichsthalern oder zweijähriger 


# ) VergL Hitzig: Annalen der deutschen and ausländischen 
Criminalrechts pflege. Heft 18. Berlin 1831. „ Einiges über 
die Gerichtsverfassung und das Verfahren in Strafsachen im 
Grofsherzogthnme Hessen” etc. S. 290. 

’*) Vergl. Hitzig: Annalen a. a. O. S. 291. 292. - ■ » 


£10 Rechttgtsetzgfebuiig des GH. Hessen« 

öffentlicher Arbeit verpönt ward * *), erneuerte und 

\ 

ausdehnte. - \ * 

r -Eine Verordnung vom -12. Juni 1805 verpönt 
die Errichtung von Lotterien , das Spielen und Col- 
lectiren in auswärtigen Lotterien, und setzte für be- 
stimmte Fälle sogar Zuchthausstrafe vest **). 

Eine Verordnung vom 11* März 1818 handelt 
von dem Verbrechen und der Strafe der Amtsver- 
ietzung ***). ' 

Die Verfassungs-Urkunde vom IT. Dec. 1620 
bestimmt: • > " 

f l) Die Stände sind für den Inhalt ihrer freien 
Abstimmung nicht verantwortlich. Dagegen schützt 
das Recht der freien Meinungsäulserung nicht gegen 
den Vorwurf der .Verleumdung, welche Einzelne in 
dieser Aeufserung etwa finden sollten. Dem Einzel- 
nen bleibt in solchen Fällen das Klagerecht, welches 
ihm gegen Verleumdungen nach den Gesetzen zu- 
steht. i (Art. 83.) 

'2). Die Strafe der Confis cation des ganzen Ver- 
mögens soll für alle Zeiten, abgeschafft sejn ****). 


____ * • 

•) Eigenbrodt: Handbach der grofsherzogbch hessisches 

Verordnungen v. J. 1803 am. Band 3. Darmstadt 1811- 

» _ fc * A 4» C . * . 

S. 246. 

✓ 

**) Eigenbrodt: Handbuch 3. S. 333. 334. 

n 999 ) Hitsig: Annalen a. a. O. S. 292 — 294, wo der wesest- * 
liebe Inhalt dieses Gesetzes in der Note mitgetheüt ist. 

;.i ****)/ Aatbebong der Bestimmungen des gemeinen Rechte and 
der h essen - darmstädtischen peinlichen Gerichtsordnung v. J. 
1720. fk. 12. $. 4. 8. bessen - darmstädtische Civil -Pro- 
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I « 9 r r . r 

Die an die Stelle tretenden zweckmäTsigern Strafen 

* _T- i _ v ^ • 

wird das Gesetz bestimmen * *). (Art. 105.) * 

♦ • 

S) Jede rechtskräftige Verurtheilung zu einer 
peinlichen - Strafe ziehet den Verlust des Staatsbür- 
gerrechts nach sich. (Art. 16.) 

Zur Vollziehung tler Art. 109 
Urkunde: „Die grofshetzoglichkn 
sämmtliche übrigen Staatsdiener sind, in sofern sie 
nicht in Yolge von Befehlen ihrer Vorgesetzten Be- 


* cefsordming vom Jahre 1724 und peinliche Gerichts- Ord- 
nung v. J. 1726 mit Supplementen. Neue Auflage. Darm- 
stadt 1830. S. 402. 403. Nach der bisheriges Rechtsspre- 
'• chung kam die Strafe der Vermögensconfiscation lediglich 
gegen solche Personen in Anwendung,- welche sich der Ver- 
pflichtung zur Leistung des Kriegsdienstes entzogen hatten. 

Vergl. Fieret: Historisch kritische Darstellung der Ver- 
handlung der Ständeversammlung des Grofsherzogthums Hes- 
sen im Jahre 1820. 1821. Giefsen 1822. S. 165. 166. 

Dagegen verband der französische, in Rheinhessea gel- 
tende, Strafcodex die Strafe der Vermögensconfiscation mit 

der ; Todesstrafe , welche er auf verschiedene Verbrechen 

« 1 ^ 

setzt. 

*) Diese Strafbestimmungen sind einer Revision der Strafgesetz - 
gebnng Vorbehalten worden. Einstweilen wurde unter dem 
24. September 1821 ein „Gesetz über die an die Stelle der 
ConfiscatioB des ganzen Vermögens tretenden Strafen der 
Deserteurs und Refracteurs” erlassen. Nach diesem Ge- 
setze tritt an die Stelle der Confiscation des ganzen Ver- 
mögens der Deserteurs und Refracteurs aufser den militä- 

4 , ^ 

rischen Strafen eine der Staatskasse zufliefseüde Geld- 
strafe mit Verbindung der Sequestration. ' * • 

Vergl. Floiret a. a. O. S. 262. 

Hitzig: Annalen a. a. O. S. 297. 


. der Verfassungs- 
Staatsminister und 
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hörde bandeln, jeder inzierbalb s ein es.W irkungskrei- 

• * « 

ses, für die genaue Befolgung der Verfassung ver- 

antwortlich” (s. Abschnitt 2.), erschien »das Gesetz 
vom 5,. Juli 1821 über die Verantwortlichkeit der 
Minister und obersten Staatsbeamte#. *). 

Ein Gesetz vom 21. Mai 1821 (s. Abschnitt 2. 
und S.) bestimmt im.- Art. 1.: 

;t ,Alle Strafen des- freiwilligen aufserehelichen 
Beischlafes zwischen Personen ledigen Standes ; wel- 
che in verbotenen Graden mit einander weder ver- 
wandt noch verschwägert sind, sie mögen sich vor- 
her 

' < v> ■ i. • : * • •• • *. ■ .* * . 1 .7 ’ i 

. • > •' 1 ' * . 

. *) „Da Befehle, welche zu gesetzwidrigen Handlangen oder zur 
Verletzung Unserer den Ständen gegebenen Zusagen fuhren 
^/könnten, nie von Unserem Willen ausgehen, sondern nur in 
. einem Mi fs Verständnisse gegründet seyn können, dessen Auf- 


/ _ 


< klärung Wir als eine Pflicht Unserer obersten Staatsdiener 
-c ; und Staatsbehörden betrachten, so haben Wir nach Anhö- 
rung und mit Zustimmung Unserer getreuen Stände für gut 
- gefunden, Folgendes gesetzlich zu verordnen: 


/ >\ • » 


Art 1. 


* » 


• Die Minister, das Ministerium und alle jetzigen nnd zu- 
künftigen höchsten JAdministrativ- Stellen sollen, wenn ihre 
Veraotwprtlichkeit wegen gesetzwidriger Handlangen oder 
Nichterfüllung der Zusagen des Regenten an die Stände des 
Grofsherzogthnms reclamirt wird*, sich nie zur Entschuldi- 
gung auf angebliche Befehle des Regenten berufen können. 

Art 2» 

Die Verantwortlichkeit der Minister und obersten Staats- 

* • * 

beamten kann auch alsdann geltend gemacht werden, wenn 
sie, vor der wirklich erfolgten Anklage, ihr Amt niederge- 
legt haben, oder von demselben entfernt worden sind.” 
(Die folgenden Artikel enthalten das Processualische. S. 
Abschnitt 2.) 


» — . » * 




V 


Digitized by Google 


* 


unter dem Grofcherzoge Ludwig I. 2 IS 

her die Ehe versprochen haben oder nicht, hören 
von nun an gänzlich auf *). 

Unter dem 13. Juli 1822 wurde * das Militär- 

» 

Strafgesetzbuch **) erlassen. Der erste Theil des- 
selben ist ganz criminalrechtlichen Inhalts („Militär- 

Strafrecht”)' Der erstd Abschnitt handelt von dem 

» 


'*) Vergl. Flore t: Historisch - critische Darstellung etc. ( §. 38. 

„Gesetz über die Aufhebung der sogenannten Fornications- 
Strafen w S. 262 — 260. 

Hitzig; Annalen a. a. O. S. 299. 300. 

Bo pp: Mittheilnngen. Band 1. S. 90 ff. 

• Schon mehrere Jahre vorher hatte die Gesetz -Reda- 
ctions - Commission der Staats - Regiernog einen Antrag in 
Betreff der Aufhebung der noch in den alten Provinzen des „ » ' 
Grofoherzogthmns angewendeten sogenannten Fomications- 
S trafen , welche früher in einer mit Geld zu relnireuden Ge- 
fängnisstrafe , später blofs in einer Geldstrafe bestand, vor- 
gelegt. Der Hauptzweck des auf Anregung der Stände auf 
dem ersten Landtage des Jahres Ulf zu Stande gekomme- 
nen Gesetzes war der , welcher auch dem bekannten Artikel 

» » 

340. des französischen Civil -Gesetzbuchs („Es ist verboten, 

zu untersuchen, wer Tater eines Kindes sei**) veranlagte, 
Verhinderung scandalöser Untersuchungen. 

Schon nach einem Gesetze vom 18. April 1792 war übri- 
gens ein Soldat wegen unehelicher Schwängerung straffrei 
(und zu keiner Sarisfaction verbunden). 

Vergl. Eigenbrodt: Handbuch. Band 3. S. 431. 

**) S. Abschnitt 2. 

Grofsherzogl. hessisches Regierungsblatt vom J. 1822. 

Kammer 22. S. 235 — 344. 

« 

Hitzig: Annalen a. a. O. S. 289. 290. 

Hessen - Da rmstädt Civil - Procefsordnung v. J. 1724 nnd 

. * * 

peinliche Ger. Ordnung v. J. 1726. mit Supplem. Da rau Ladt 
. 1830. S. 346 ff. 

20. Band. 15 


Digitized by Google 


N * 


/ 


214 Rechtsgesetzgebung des GH. Hessen 

X 

Strafgesetze im Allgemeinen und dem Militär • Straf- 
gesetze in’s Besondere; der zweite von den Verge- 
hen und Verbrechen im Allgemeinen; der dritte von 
• den Strafen und deren Verhältnisse untereinander *); 
der vierte von den einzelnen Vergehen und Verbro- 
chen ♦*) und* deren Bestrafung. 

* t 


") Der erste Titel dieses Abschnittes betrifft die Strafen und 
deren Verhältnis untereinander. Als Strafen erscheinen 

i 

Freiheitsstrafen (Arrest- Strafe, * Vestungs - Strafe, 
Zuchthausstrafe) , Ehrenstrafen (Verweis, Degradation, 
Verlust der Orden und Ehrenzeichen, Entfernung vom Mi-' 
litare), körperliche Strafe (die Strafe der Stockschläge 
hinsichtlich degradirter Gemeinen), Todesstrafe (Strafe des 
Erschiefsens) und Vermögenssrafen (hinsichtlich deren es im 
Art 75. heifst ; „ Geldstrafen finden gegen Militär - Personen, 

, wegen militärischer Verbrechen und Vergehen , mit alleini- 

ger Ausnahme der Desertion” (s. oben) „nicht Statt, we- 
gen gemeiner Vergehen aber nur in sofern, als sie einiges 
Vermögen besitzen oder ihr Sold gesetzlich in Anspruch ge- 
nommen werden kann; bei Militär- Personen, bei welchen 
dieses nicht der Fall ist,* werden die wegen gemeiner Ver- 
gehen angesetzten Geldstrafen nach dem gesetzlichen Mars- 
stabe in eine militärische Strafe verwandelt.” Der zweite 
Titel handelt von dem Verhältnisse und der richterlichen 
Verwandlung der verschiedenen Strafgattungen. 

**) Der erste Titel handelt von den einzelnen Vergehen und 
Verbrechen der Militär -Personen, 1) Treulosigkeit, 2) Ver- 
. gehen gegen Vorgesetzte , Dienstbefehle und Wachen , 3) 
Vergehen gegen und in Bezug auf Untergebene, 4) Verge- 
« hen gegen den Dienst und die Disciplin, 5) Andere gemein« 
Vergeben, welche auf das Militär und den Militärdienst na- 
hen Bezug haben (z. B. Duell, Plünderung). Der zweite 
Titel betrifft die nach den Militärgesetzen zu bestrafenden 


\ 


Digitized by Google 


unter dem Grofiherzoge Ludwig L ' 215 

* 

Durch eine Verordnung endlich vom 31. De- 
cember 1829 wurden »die, in dem französischen , in 
der Provinz Rheinhessen geltenden, Strafgesetzbuche 
hinsichtlich der Brandmarkung enthaltenen Be« 
Stimmungen gänzlich aufser Wirksamkeit gesetzt *) % 

B °pp- 

* 

Verbrechen und Vergehen der Nichtmilitärs, z. B. der Kund- 
schafter und Spione. 

•) Vergl. Hitzig: Annalen. Heft 18. S. 289. 

Allgemeine juristische Zeitung v. Jahre 1829 N. 97. 8. 
388. Nach dem, noch in der Provinz Rheinhessen gelten- 
den, französischen Strafcodex ist die öffentliche Brandmar- 
kung stets mit der Verurtheilung zu lebenslänglicher Zwangs- 
* arbeit and in gewissen Fällen auch ' mit der Verartheiiong 
zur Zwangsarbeit auf bestimmte Zeit oder zur Einsperrung 
'Verbundeu. 

Das General - Gouvernement des Mittelrheins hob int 

» . t 

Jahre 1814 die letzteren gesetzlichen Verfügungen anf, so 
dafs die Brandmarkuug blofs für die auf Lebenszeit Vernr« 

theilten übrigblieb. * 

* 

Indessen ging die Staatsregierung, als sie den Gesetzes- 
vorschlag den Ständen vorlegte, von der Wahrnehmung, 
dafs die Strafe der Brandmarkung als eine unauslöschliche, 
verstümmelnde und darum für unzweckmäßig und grausam 
erkannte, Strafe schon längst ans der Rechtssprechung in 
den alten Provinzen des Grofsberzogthums verschwunden 
sei, sowie von der Betrachtung aus, dafs die Strafe lebens- 
länglicher Zwangsarbeit an und für sich schon so hart sei, 
dafs sie auch bei den schwersten Fällen, wo sie gesetzt sei, 
keiner Schärfung bedürfe. Die Stände theilten vollständig 
die Ansicht von der Verwerflichkeit dieser Strafe Qnd stimm- 
ten ohne Discossion für den Gesetzesvorschlag. 


4 
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216. Ph. Zeller, system. Lehrb. d. Policeiwisssch. 

« 

.“Aus 1 der neuesten staats wissenschaft- 
lichen Literatur. 

• 4 

Pb. Zeller, 'Systematisches Lehrbuch der Poli- ^ 
cei Wissenschaft , nach preufsischen Gesetzen, 
Edicten, Verordnungen und Ministerial - Re- 

scripten Ir Theil. Quedlinburg und Leip- . 

zig, 1828. VIII u. 266 S. — . Ilr Theil. 1829. 

IX u. 472 S. nebst 38 S. Register. — lllr Thl. 

1829. VI u. 241 S. — IV — Vir Theil, mit 

^ 0 

dem Nebentitel: Die Medicinalpolicei in den 

preufsischen Staaten, von Walther und Zel- 
ler. I — lllr Theil, und zwar IVr Theil 1829. 
v 384 S. — Vr Thl. 1330. 703 S. — Vir Thl. 
t 1830. 308 S. — VII — IXr Theil mit dem Ne- ■ 
bentitel: Die Forst-, Jagd- und Fischerei -Po- 
iieei in den preufsischen Staaten, von Ph. Zel- 
ler, Theil 1 — III; und zwar Vllr Thl. 1830. 
485 S. — VHIr Thl. 1831. 232 S. — iXr 
. Thl. 183U S13 S. 

■ • / 

Es ist für . das Schicksal eines Buches ein un- 
günstiges Vorzeichen, wenn es unter einem unpas- 
senden Titel erscheint und dadurch die Vermuthung 
veranlafst, der Verf. habe nicht nach einem deut- 
lich begriffenen Plane gearbeitet. Wie verschieden 
man auch über das Wesen der Policei denken möge, 
immer wird man den Unterschied zwischen der Po- 
licei Wissenschaft und dem Policeirechte vesthahen, 
und unter dem letzteren die in bestimmten Staaten 
verwirklichte, zu positiven Vorschriften gediehene, 
Policei verstehen müssen. Eine systematische An- 
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nach preufrischen Gesetzen etc, Tlf. l — IX. 21 T 

Ordnung des Policeirechts ist eine verdienstliche Ar- 
beit , die selbst wissenschaftlichen Werth haben 
könnte, wenn sie vergleichend, sichtend, ergänzend 
und zu allgemeinen Grundsätzen aufsteigend einge- 
richtet würde, aber ' sie ist immer noch nicht die 
Policei Wissenschaft, welche rein aus staatswirthschaft« - 

W 4 * 

liehen Prindpien nach dem Vorrathe von Erfah- 
rungsregeln die befste Einrichtung des Policeiwesens 
lehrt, ohne sich an einen positiven Stoff zu binden. 
Das vorliegende Werk enthält eine Darstellung des 
preufsischen Policeirechtes und unterscheidet sich 
gänzlich von dem bekannten von der Heide*schen 
Repertorium, .welches nach einer Systematischen 
Folge der Rubriken die bereits gedruckten Verord- 
nungen nur nennt und nachweis’t, die ungedruck- 
ten aber wörtlich mittheilt, während unser Verf. den* 
ganzen Vorrath gesetzlicher Vorschriften wiedergibt 
und in einer freigewählten Anordnung verarbeitet. 
Bei einer Unternehmung dieser Art ist hauptsächlich . 
nach der -Vollständigkeit des Inhaltes, nach der lo- 
gischen Ordnung des Planes und nach der guten 
Ausführung desselben zu fragen. Was die erste die- 
ser Anforderungen betrifft , so könnte nur , ein im 
preuls. Staatsdienste stehender Beamter darüber mit 
Entschiedenheit ein Unheil fällen. Die Anlage des * 

Werkes läfst Vieles vermissen; nirgends erhält man 

* 

eine U ebersicht des Ganzen, eine Kenntnifs von den 
Gründen der Abtheilung und dem Verhältnisse der , 
Theile zu einander, und es läfst sich nicht absehen, 
wie weit das Werk noch über die genannten 9 Theile 

hinaus Anwachsen könne. Nach einer Einleitung, . 

» 
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an deren Stelle ein wohlgeordneter allgemeiner Theil 
atu wünschen wäre, wird gehandelt: 

I. Abth. von den policeilicben Vorkehrungen 

zur Verhütung der Verbrechen, 

II. A. von der Verhütung der Feuersgefahr, 

- **• 1JI. A. von der Verhütung i des Wasserschadens, 

IV. A. von der Sicherbeitspolicei, in sofern sie 
die Personen betrifft (Schiefsgewehr, Gei- 
steskranke , Unglücksfälle durch Thiere, 
Aufstellung von Sachen etc.), f 

V. A. von der Medicinalpolicei, 

VL A. von der Verhütung der Beschädigung der 
4 Forsten urld der Verletzung der Jagdgerech- 

tigkeiten (auch Fischerpolicei eingerechnet). * 

Man sieht, dafs der Verf. wenigstens bis jetzt 
sich im Ganzen auf dem Gebiete der Sicherheits- 
policei hält, nur vergifst er bisweilen diese Begrän- 
zung und geht so weit , die Bewirthschaftungsgrun'd- 
•ätze für die Staatswaldungen in grofser Ausführ- 
lichkeit mitzutb eilen, die man auf keine Weise der 
Policei zuschreiben kann. Die Vorkehrungen in Be- 
zug auf die Hundswuth sind in die 4te Abth. ge- 
bracht, obschon sie in die Medicinalpolicei gehören, 
und sie sind in einer ganz unverhältnifsmäTsigen 
Weitläufigkeit abgehandelt, indem der Verf. aus 
Richters specieller Therapie das ganze Heilverfah- 
ren der Wasserscheu abgeschrieben hat, was er in 
der Vorrede „vergebens zu rechtfertigen sucht. Von 
den, der Medicinalpolicei gewidmeten, 3 Bänden ent- 
halt der dritte lediglich Nachträge zu den beiden 
ersten, was ohne Zweifel nicht zur Bequemlichkeit 
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der Leser gereicht. Dem 9. Bande sind mehrere in 
extenso abgedruckte Holzordnungen einzelner preu- 
Xsischer Provinzen angehängt, wobei wieder, der 
Zweifel entsteht, warum diefs nur hier, nicht auch 
bei anderen Theilen der Policei, geschehen sei. Die 
Ausführung zeugt überall von größtem Fleifse im 
Sammeln und Benennen der gesetzlichen Vorschrif- 
ten,' und es ist nicht zu bezweifeln, dafs diefs Buch,- 
ungeachtet der gerügten Mängel, sowohl dem preu- 
Isischen Beamten als auch dem Geschäfftsmanne an-, 
derer Staaten nützliche Dienste leisten könne. Die 
einzelnen Theile haben alphabetische Register. 


Beförderungen u. Ehrenauszeichnungen. 

Hr. Dr. Otto, bisher ordentlicher Professor des 
Katurrechts an der Universität zu Leipzig, hat einen 
Ruf als russ. kais. Hofrath und ordentl. Prof, des 
bürgerlichen Rechts röm. und deutschen Ursprungs 
an der Universität * zu D orp at* erhalten und ange- 
nommen. 

Hr. Professor Dr. Falk in Kiel hat den Titel 
eines Etatsraths erhalten. 

An der neu errichteten Universität zu Zürich 

i / 

sind für die juristische Fakultät zu ordentlichen 
Professoren Hr. Dr. Wilh. Sn eil, bisher ordentl. 
Prof, an der Univ. zu Basel, und Hr. Dr. Freiherr 
v. Löw, bisher Privatdocent in Heidelberg, zu ati- 
fserordentlichen Professoren aber Hr. Oberge- 
richtspräsident Dr. Keller von Zürich, Herr Dr. 
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an t schl i ▼an Zürich nnd Hr. Criminalgerichts- 
Präsident Es eher son Zürich ernannt worden. 

Hr. Geheim. Justizrath und Professor Dr. Müh* 
, lenbrueb in Halle hat schon im Jan. 1832 den 
rothen Adlerorden dritter Classe erhalten. 

: Hr. Dr. Heinr. Robert Stöckhard, bisher 
Rechtsconsulent in Bautzen, früher Privatdocent 
der Rechte an der Universität zu Leipzig, ist zum 
ordentlichen Professor der Rechte mit dem Cha- 

4 

rakter eine* kais. russ. Hofrathes an die Universität 
zu Petersburg berufen worden. 

Hr. Hofrath Rau, ordentlicher Professor der 
Staats- und Cameral Wissenschaften an der Universi- 
tät zu Heidelberg, ist zum Geheimen Hofrathe 

ernannt worden. 

♦ + * « 


r 

IV. 

Verzeichnis der neuesten juristi- 
schen Schriften. 

Abegg, Dr. Jul. Friedr. Heinr. (ordentlicher Prof, 
der Rechtsw. an der königl. Univ. zu Breslau), 
historisch - praktische Erörterungen aus dem Ge- 
biete des strafrechtlichen Verfahrens. Erster 
Tbeil. Berlin , Dümmler. (Mit der Jahrzahl 
1833.) 17* Bg. gj. 8. 1 Thlr. 

Adlerflycht, Justinian von (Schöff und Senator), 
das Privatrecht der freien Stadt Frankfurt. In 
systematischer Ordnung vorgetragen. 5r Theü. 
Auch u. d. T.: Der Civilprocefs der freien Stadt 
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* 

. . Frankfurt. .Frankfurt am Main, Brenner. fl 20 £ 
Bog. gr. 8. 1 Thlr. 9 Gr.' 

Archiv, neues, des Criminalrechts. Herausgegeben 
von Abegg, Birnbaum, Heffter, Mittermaier, 
Wächter. Bd. XIII. St. 2. Halle, Schwetschke. 
10| Bog. 8. brosch. 12 Gr. . . 

Basilicorum libri LX. Post Annibalis Fabroti curas 
ope Codd. Mss. a Gust. Ern. Heimbachio aliis- 
•que coilatorum integriores cum scholiis edidit, , 
editos denuo recensuit, deperditos restitüit, trans- 
lationem latinam et adnotationem criticam ad- 
jedt Dr. Car.. Guil. Ern. Heimbachius Ante- t 
cessor Jenensis. Sect. I. Lipsiae, Barth. (1833.) 
20£ Bog. gr. 4. 1 Thlr. 8 Gr. 

Bekk fMinisterialrath), über die Mündlichkeit .und 
Schriftlichkeit des Verfahrens nach der neuen 
Procefsordnung. (Aus dem- Archive für Rechts- 
pflege etc. in Baden besonders abgedruckt.) Frei-, 
bürg, Groos. 2{ Bog. gr. 8. 4 Gr. 

Beleuchtung der wesentlichsten gegen den Bundes- 
beschlufs vom 28. Juni 1832 erhobenen Einwen- 
dungen, unter dem Gesichtspuncte der inneren 
und aufseren Beziehungen des deutschen Bun- 
des. Berlin,* Dümmler. 3£ Bog. gr. 8. geh. 
t 8 Gr. 

Bondesbeschlüsse, die, vom 28. Juni 1832 und die 
deutschen Demagogen. Ein politischer Tractat 
für den Bürger und Landmann. Merseburg. 

1J Bog. gr. 8. geh, 2 Gr. 

David, Dr. C. G. N. (Prof.), u. A. F. v. Ts che r- 
ning (Artilleriecapitan) , über das Wesen und . 
die Geschichte der preufsischen Provinzialstände., 

. 2 Abhh. Aus dem Dänischen übersetzt. Mit 
einem Vorworte herausgegeben vom Ritter Prof. 
Dr. N. Falck. Schlefswig (Leipzig, Cnobloch). 
(1831.) 6f Bog. gr. 8. 12 Gr. 

Ekendahl, D. G. v., allgemeine Staatslehre. Er- 
ster Theil. Neustadt a. d. Oria, Wagner. (Mit 
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* der Jahrzahl 1833.) • 27 Bog. gr. 8. 2 Thlr. 

6 Gr. ' * 

Eisenschmidt, L. M. (Prof.), vergleichende Dar- 
stellung aller allgemeinen verbindlichen und pro- 
' vinziellen ' Kircfaensatzungen der katholischen 
Kirche durch alle Jahrhunderte, mit Einschlufs 
der Synode von Trient, aus dem rein histori- 
schen Standpuncte für Katholiken und Prote- 
stanten, in alphabetischer Ordnung nach den 
verschiedenen Materien bearbeitet. Berlin, Rei- 
mer. 35 Bog. gr. 8. 2 Thlr. 16 Gr. 

Fab'ricius, Dr. Car. Ferd. (Adv.), de obligatione 
ejus> qui rem, bona fide, nec pro herede pos- 
sessam ante susceptum petitorium judicium pos- 
sidere haud dolo malo desiit. Diss. inaug. Gott. 
4J Bog. gr. 8. 8 Gr. 

Gaupp, Dr. C. (Consistorial- Assessor), das beste- 
hende Recht der evangelischen Kirche im Kö- 
nigreiche Württemberg, in Auszügen aus den 
gegenwärtig giltigen Gesetzen und Verordnun- 
gen dargestellt und mit historischen Anmerkun- 
: gen begleitet. Bd. II. Abb. 2. Stuttgart, Metz- 
ler. 37 Bog. gr. 8. 2 Thlr. 8 Gr. 

Gesetz vom 23* 1 Juni 1832, über die Ablösnng der 
Grundzinsen, Zehnten, Dienste und anderen 
Reallasten. Cassel (Luckhardt). 4 Bog. 8. geh. 

• ^ Gr. * - 

Göschen, Dr. Otto, per «um hominem, qui ser- 

viat , quemadmodum nobis acquiratur. Diss. 
inaug. Gottingae (Lipsiae, Weidmann). 4 Bog. 
gr. 8. 10 Gr; 

Jahrbücher der Gesetzgebung und Rechtspflege in 
Sachsen. — Herausgegeben vom Honorar -Prof. 
Dr. G. A. Martin, und nach dessen Tode, in 
Hinsicht des dritten Heftes, beendiget von des- 
sen Vater, dem Geheim. Justiz- und OAGRathe 
Dr. Ghr. Martin. Bd. III. Den Jahrg. 1830 
enth. Drittes Heft. Neustadt a. d. Orla, Wag- 
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ner. 7 Bog. gr. 8. geh. - Der ganze Band 
2 Thir. Gesammtregister über alle 3 Bände. 
2£ Bog. gr. 8. geh. 3 Gr. 

Just, H. , Geschichte der sächsischen Verfassung. 
Nebst einer Würdigung des Inhaltes der'Verf. 
Urkunde und einer Betrachtung über das, was 
zu ihrer Erfüllung Theils schon geschehen ist, 
Theils noch geschehen soll. Denkschrift zur 
Jahresfeier der Uebergabe der sächs. Verf. Urk. 
an die Landstände. Zittau, Taubert. 3f Bog. 
gr, 8. geh. 8 Gr. 

Koch, C. F. (Director und OLG. Assessor) , Anlei- 
tung zum Keferiren und zum Absetzen der Er- 
kenntnisse bei preufs. Gerichtshöfen , nebst Be- 
• merkungen über die unterscheidenden Merkmal® 
der in Preufsen vorkommenden richterlichen 
Befehle, und über die Publication der Urtel, mit 
8 Muster- und Probe -Relationen, einem Muster 
zu ClassiGcations -Erkenntnissen, einem Muster- 
Erkenntnisse aus einem Pacht - Processe über 
mehrere gegenseitige Forderungen und einem 

• darnach zu bestimmenden Saldo, und einem 
dergl. in einer Defectatorien- Sache. Marien- 
burg, Baumann. 13 Bog. gr. 8. 1 Thlr. 

Krug (Prof.), Reprotestation. Oder Protestationt- 
Recht mit Bezug auf die deutschen Bundesbe- 
schlüsse vom 28. Juni 1832 erwogen. Eine ju- 
ridisch-politische Untersuchung, dem Vaterlande 
zum Verfassungsfeste geweiht und den deutschen 
Rechtsgelehrten zur Prüfung vorgelegt. Leip- 
zig, Kollmann. 4 Bog. gr. 8. geh. 8 Gr. 

Luden, ‘Heinr., des Freih. Ferd. Alex. v. Secken- 
dorf Rechtsstreit wider Se. Maj. den König v. 
Sachsen. Jena, Frommann. 11 Bog. gr. 8. geh. 
16 Gr. 1 

M aurenbr ech er , Dr. Rom., Lehrbuch des heu- 
tigen gemeinen deutschen Rechts. In zwei Ab- 
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tbeil. Iste Abth. * Bonn, Weber. 25 Bog. gr. 8. 
Beide Abth. 5 Thlr. 12 Gr. - 
Moser, Dr. RudL (Finanzreferend.), die bäuerlichen 
Lasten der Württemberger, insbesondere, die 
Gmndgefälle. Die Entstehung der letzteren, 
ihre Schädlichkeit und die Mittel zur Abhilfe. 
Nach Urkunden und amtlichen Nachrichten. 

* 

Stuttgart, Schweizerbart. 25? Bg. gr. 8. i Thlr. 
18 Gr. 

Mölling, G. P. F. {Gerichtshalter), Versuch einer 
systematischen Darstellung des Holstein - Deut- 
schen Gesinderechts und des Entwurfes einer 
Gesindeordnung. Oldenburg (Lübeck, v. Roh« 
den). 52? Bog. 8. 2 Thlr. 

Müller, Joh. Fr. (Gutsbeamter) , über die wirt- 
schaftlichen und rechtlichen Erfordernisse eines 
Urbarbuches für Herrschafts- und Rittergutsver- 
waltungen, nach den Bedürfnissen der Zeit, zur 
Wahrung und Sicherung des Besitztum es , und 
zur Begründung eines guten Haushaltes und 
zweckmäßigen Rechnungssystems. Mit prakt. 
Mustern und Tabellen. Koburg, Sinn er. 7J 
' Bog. gr. 8. geh. 10 Gr. 

Ortlepp, E., Gedanken über die neuesten frank- 
furter Bundesbeschlüsse. Eine Flugschrift. Leip- 
zig, Zirges. 4 Bog. 8. geh. 8 Gr. 

Rettig, H. C. M., die freie protestantische Kirche, 
oder die kirchlichen Verfassungsgrundsätze des 
Evangeliums. Giefsen (Rücker). 22 Bog. gr. 8. 
geh. 1 Thlr. 12 Gr. 

Rndorff, Dr. Ad. Aug. Fr. (Prof.), das Recht der 
Vormundschaft, aus den gemeinen in Deutsch- 
land geltenden Rechten entwickelt. Ist er Band. 
Berlin, Dtimmler. 29 J Bog. gr. 8. 1 Thlr. 

20 Gr. 

Sack, Dr. K. H. (Pfarrer und Prof.), einige Bemer- 
kungen über Synodal Verfassung , mit Bezug auf 
die Aeufserungen der evangelischen Kirchen- 
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zeitung über diesen Gegenstand. Bonn, Weber, 
. 1| Bog. gr. 8. 4 Gr. 

Sammlung der Provinzial - und statutarischen Ge- 
setze in der preufs. Monarchie. Bd. II. Auch 
u. d. T.: Sammlung der Provinzial- u. statuta- 
rischen Gesetze in der Mark Brandenburg, 2t e 
Abtb., die brandenburg. Provinzial - Gesetze v. 
I. 1701 . bis zum J. 1777 enthaltend. Berlin, 
Boike. 53£ Bog. gr. 8. 2 Thlr. 20 Gr, 

Schenck, Karl Friedr., Lehrbuch des Jagd -Rechts 
und der Jagd-Poliicei , mit Angabe, wie beide 
nicht nur geordnet seyn sollten, sondern auch 
in den deutschen Staaten durch Gesetze und 
Observanzen jetzt eingerichtet sind. Stuttgart, 
Metzler. 19£ Bog. 8. 1 Thlr. 4 Gr. 

Schmid, Dr. Reinh. (Prof.), die Gesetze der An- 
gelsachsen. In der Ursprache mit Uebersetzung 
und Erläuterungen, lster Th. Den Tert nebst 
Uebersetzung enthaltend. Leipzig , Brockhaus. 
25 Bog. gr. 8. 2 Thlr. 6 Gr. 

Schmitthenner, Friedr. (Prof, der Cameralwiss. 
in Gleisen), über den Charakter und die Auf- 
gaben unserer Zeit in Beziehung auf Staat und 
Staats Wissenschaft. I. Heft. Vom Staate über- 
haupt und die Geschichte seiner Wissenschaft, 
Giefsen, Heyer, Vater. 13f Bg. 8. 1 Fl. 30 Kr. 

Schwabe, Dr. J. Fr. H. , Grundzüge einer consti- 
tutionellen Kirchenverfassung. Ein Versuch, bei 
dem Widerstreite der Meinungen über diesen 
Gegenstand die gerechte Mitte zu finden, in- 
gleichen die Lehre vom Amte und Stande der 
christlichen Kirchendiener, aus der Pastorallehre 
und dem Kirchenrechte besonders hervorgezogen 
und übersichtlich dargestellt. Neustadt / a. d. 
Orla, Wagner. 8 Bog. gr. 8. geh. 12 Gr. 

Stieglitz, Dr. Christ. Ludw., geschichtliche Dar- 
stellung der Eigenthumsverhältnisse an Wald und 
Jagd in Deutschland, von den ältesten Zeiten 
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, bis zur Ausübung der Landeshobbeit. Ein Ver- 
such. Leipzig, ßrockhaus. 20* Bog. gr. 8. 

< 1 Thlr. 18 Gr. 

Struckmann, G. W. (Justizrath), praktische Bei- * 
trage zur Kenntnis des Osnabrückischen Eigen- 
thumsrechtes. Beitrag XV. XVI. (Auch als Er- 

* gänzungsbeft Nr. 16- zur juristischen Zeitung 

* fiir das KR. Hannover.) Lüneburg, Herold. 
5* Bog. gr. 8. 12 Gr. 

‘Summarium des Neuesten in der Rechtswissen- 
schaft. Im .Vereine mit Mehreren herausgege- 
ben von Emil Kind. Bd. I. Abth. 2. Leip- 
* zig , Baumgärtner, gr. 8. 1 Thlr. 8 Gr. ^ 

,Turk, Steph. , de jurisdictionis civilis per medi um 
aevum cum ecclesiastica conjunctae origine et 
progressu. Diss. bistorico- canonica. Monasterii, 
Theissing. 6* Bog. gr. 8. 12 Gr. 

Urkunden zur Beurtheilung der zwischen den fürst- 
< t - liehen Häusern Lippe und Schaumburg- Lippe 
streitigen Verhältnisse.- Nebst einem Inhaltsver- 
zeichnisse und einer Stammtafel. Lemgo, Meyers 
(Mit der Jahrzahl 1831.) 43 Bog. in FoL 

1 Thlr. 8 Gr. 
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Recensionen und Anzeigen. 


Pragmatische Geschichte der Verhandlungen der 
Landstände des Grofsherzogthums Hessen im 

Jahre 1827 über die proponirte neue Stadt- und 

* 

Landgerichts-Ordnung und die damit in Verbin- 
, düng stehenden weiteren Gesetze (,) nach offi- 
ciellen Quellen dargestellt von Dr. Gottfried We- 
ber, General - Advocat am Cassationshofe, Hof- 
gerichtsrath in Darmstadt, Mitglied der Gesetz- * 
, gebungs-Commission, des Hessischen Haus- und 
Verdienstordens Ritter. Darmstadt. Druck und 
Verlag von Karl Wilhelm Lesbe' 1828. gr. 8. 

' IV u. 186. (18 Gr. oder 1 Fl. 20 Xr.) . . 

r <• r 0 | 

1 * * m * * 

« * 

Mit der Geschichte der Reformation des Kir- 
chenwesens in Hessen beginnt • auch die Geschichte 
der Reformen des geschriebenen Rechts dieses Lan- 
des. Unter dem Landgrafen Philipp dem Grofsmü- 
thigen trat eine Hofgerichtsordnung (vom Jahre 1524), 
eine Kirchenordnung, eine peinliche Gerichtsordnung, 
die Philippina, im Jahre 1535 (S. die Vorrede zur 
Koch’ sehen Ausgabe der Carolina. Hitzig’s An- 
nalen der deutschen und ausländischen Criminal- 
20. Baad. 18 

\ 
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Rechtspflege Heft 18.: „Einiges über die Gerichts- 
verfassung und das Verfahren in Strafsachen im 
Grofsherzogthume Hessen” etc. S. 295), eine Poli- 
ceiordnung an’s Licht (vergl. Dieffenbach: Ge- 
schichte von Hessen. Darmstadt 1831). Als seine 
vier Söhne das Land unteir sich theilten , hatten sie 

* i 

die Absicht, für ihr Land eine gemeinschaftliche Ci- 

.1 . * .V n * I f • *"» l» t“ i * *r /i 

vil - Gesetzgebung zu entwerfen und einzuführen. 
Allein der Ent wurf ,~abge&rückt bei Grise im deut- 
schen Corpus juris Band IV. Cap. 18., wurde da- 
keine Vereinigung über die Publication Statt fand, 
nicht zum Gesetze erhoben. (S. Bo pp Mittheilun- 
gen aus den Materialien der Gesetzgeb. u. RechtspP. 
des Grofsherzogtbums Hessen Bd. 2. S. 9. 16. Bd. 4. 
S. 24.). Der Landgraf Georg I. von Hessen -Darm- 
stadt liefs hierauf im Jahre 1589 für seine Lande ein 
» . 1 :• . . . . «/.'•! 

eigenes Landrecht entwerfen, welches aber nur für 
die obere Grafschaft Katzenelnbogen Gesetzeskraft 
erlangte. {S. Bopp a. a. O. Bd. 2. S. 10. 11.) Die 
Landgrafen von Hessen-Kassel und Hessen-Darm- 
stadt vereinigten sich im Jahre 1673 zu einer Sammt- 
hofgerichtsordnung. Unter dem Landgrafen Emst 
Ludwig von Hessen -Darmstadt kam im Jahre 1726 
eine noch 1 jetzt, gütige peinliche Gerichtsordnung, 
und zwei .Jahne Vorher eine, gleichfalls noch jetzt 
Gesetzeskraft . genießende , Civil -Procefsordnung mit 
Atdrechthaltmig der Grundsätze des gemeinen deut- 
schen Processes als subsidiäre Rechtsquelle, zu Stan» 
de ^ (Eine neue Auflage dieser beiden Procefsordnun- 
gen mit Suppfementen , d. h. mit Einschaltung alles 
Dessen, was die spätere Gesetzgebung und die Praxis^ 
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, i » 

der Gerichte hinzuthat, erschien im Jahre 1830 bei 

* 

Leske in Darmstadt). Die Nachfolger dieses Fürsten 
beschränkten sich, besonders in Bezug auf den Ci* 
.vil-Procels, darauf, einzelne, mehr oder minder aus- 
führliche, Verordnungen (so erschien z. B. im Jahre 
1777 eine Ober-Appellations-Gerichtsordnung) zu er- 
lassen, Erst unter dem Landgrafen Ludwig X., dem 
nachherigen Grofsherzoge Ludwig L, welcher im 
Jahre 1790 die Regierung antrat und im Jahre 1830 
verstarb, kam es -zu dem ernstlichen Entschlüsse, 
dem Lande eine umfassende Rechtsgesetzgebung zu- 
zuführen (S. Hesperus v. J. 1831. Nr. 173 — 17& 
„Geschichte der Vorbereitungen zu einer umfassen- 

t 

den Civil- und Criminal-Gesetzgebung für das Grofs* 
herzogthum Hessen ”). Mehrere Gesetzgebung*.- Com- 
missionen traten an das Werk, ohne es jedoch an ? « 
Ziel zu führen. Als im Jahre 1816 der nördliche 
Theil des ehemaligen französischen Departements 
Donnersberg, unter. dem Namen: Provinz Rheinhes- 
sen , Bestandteil des . Grofsherzogthums wurde , und 
so eine, bis in die Grundlagen hinabreichende, Rechts- 
gesetzgebung und Gerichtsverfassung, die des fran- 
zösischen Kaiserreichs mitbrachte, fand sich die Staats- 
regierung von Neuem angeregt, das Werk meiner Ci- 
viL~ Gesetzgebung zu Ende zu führen. Zu diesem 
bildete sich eine neue Commission, bestehend aus 
dem Canzler der Universität Giefsen, Dr. v. Grol- 
mann, dem Oberappellationsrathe Flor et und dem 
Präsidenten des Kreisgerichts in Mainz, Wern her. • 
Diese Männer begannen ihr Werk mit dem Ci- 
vil - Processe. Eine „ Ordnung des gewöhnlichen 
, / . 16 ♦ 

• • • 
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* 

Verfahrens . bei den Städte und «Landgerichten . io 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ” (Untergerichts-Ord- 
nung) . arbeitete v. Grolmann aus. Sie erschien 
im Drucke im Jahre 1818 zugleich mit den Motiven, 
herausgegeben von Flor et. Im folgenden Jahre ge- 
schähe das Gleiche mit der „Ordnung des gewöhn- 
lichen Verfahrens bei Mittel gerichten in erster und 
zweiter Instanz’’ (Mittelgerichtsordnung). 

( Da die Stände auf Erfüllung des Art. 103. der 

» * * 

Verfassungsurkunde vom 17. December 1820, welche 
dem Grofsherzogthume eine umfassende Civil- und 
Criminal- Gesetzgebung zusicherte, drangen, so wur- 
den denselben auf dem Landtage von ■£}!$ zugleich 
mit der .Nachricht, dafs einzelne Theile des Civil« 
Gesetzbuchs, z. B. das Fersonenrecht , bereits bear- 
beitet seien und der Gesetzgeb ungs - Commission mit 
dem Entwürfe einer Hypothekenordnung (diese soll 
dem nächsten Landtage von als Gesetzvor- 

schlag vorgelegt werden) sich fortdauernd beschäf- 
tige, auch, dafs der Entwurf eines neuen Strafge- 
setzbuches bereits der Staatsregierung zur Prüfung 
vorliege, die ausgearbeiteten Entwürfe, zugleich mit' 
einigen, mit der beabsichtigten Erhebung zum Ge- 
setze in Verbindung stehenden, Gesetzvorschlägen 
yorgelegt. . Es wurde nämlich , und zwar zuerst der - 
zweiten Kammer, proponirt: i ' 

- - 1) Der Entwurf des gewöhnlichen Verfahrens 
- bei den Stadt- und Landgerichten, berechnet, um 
als ^Gesetz für das ganze Grofsherzogthum , also 
auch für die Provinz Rheinhessen, eingeführt' 
zu werden. * 
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‘2) Ein Gesetzentwurf über die Competenz 
der für die Provinz Rheinhessen angeordnetext 
Gerichte. 1 

3) Ein Gesetzvorschlag über das Verfahren bei 
Mittel- und Ob erg ericht en in bürgerlichen 
Rechtsstreitigk eiten * 

4) Ein Gesetzentwurf über das aufserordent* 
liehe Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen bei 
den Untergerichten in den Provinzen Starkenburg ' 
und Oberhes9en. *) 

5) Ein Gesetzvorschlag Über das außerordent- 

liche Verfahren in den, zur Competenz der Frie- 
densgerichte in Rheinbessen verwiesenen., rein per- 
sönlichen und Mobiliar- Sachen, welche auf keiner 
execu torischen Urkunde beruhen. . : * 

Der Darstellung der Verhandlungen der Stände 

■ 

auf dem dritten Landtage , ina J. über diese Ge- 

setzvorschläge und besonders über den Entwurf der 
Untergericbttordnung ist die Weber’sche Schrift» 
deren Verfasser einige Jahre vorher an die Stelle 
des verstorbenen Wern her als Mitglied derGesetz- 


*d. 


;r 


Dieser Gesetzentwurf war der einzige, welcher auf* dem 
. folgenden Landtage von den Ständen von Neuem, je- 
doch mit den Modifi cationen vorgelegt wurde , welche die- 
ser, mit der abgelehnten Untergerichtsordnung Anfangs in 
. Verbindung stehende, Gesetzvorschlag als nunmehr selbst- 
ständig in Anspruch nahm. Er wurde von den Ständen mit 
weiteren Kodifikationen angenommen und unter dem 31 . De- 
cember 1829 als Gesetz „das Verfahren in unbestrittenen 
Schuldsachen bei de« Untergerichten in den Provinzen Star- 
* kenburg und Oberbessen betr,” publicirt. 
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gebungs - Commission * und beim 'Herannahen des 
, Landtags mit dem -«Geheimen - Rathe Knappe wel- 
cher die Entwürfe der zweiten Kammer überbrachte; 
zum Regierungscommissäre ernannt .worden war, ge* 
widmet« . . • . O • *lti \* 

Ueber die Gründe, welche die Druckschrift -west* 
anlafsten, trug sich das Publicum bei ihrem Erschei- 
nen mit , mancherlei * Vermuthungen /•' welche sich 
hauptsächlich • aus der öffentlichen Stellung, des* mit' 
dem Orden beschenkten, *) Verfassers **) herleite« 


7 ..i 


I * 


u 


. 9 J 


»f • 


*) S. allg. jur. Zeitung v. J. 1828 Nr. 61. S. 244. „Hr. Hof- 




gerichtsrath Gottfried Weber, General- Advocat am Ca&sa- 


*' '• tionshofe , 'hat auf Veranlassung der von ihm herausgegebe- 
nen pragmatischen Geschichte der Verhandlungen der Land- 
Stände des Grofsherzogthnms Hessen das grofse Ritterkreuz 
des Hessischen Verdienstordens erhalten. ”, . r, w.- 

* * - • » * * * * f Ti** i 

V) Weber, ist auch Verfasser mehrerer musikalischer Werke 

• ’J JL j *'* 1 '■ t *• - ^ (■ ' 

und Tonsetzer. S. dessen Biographie bei Scriba: Biogra- 

' phisch - literarisches Lexieon der Schriftsteller des Grofs- 

- ► * | - 

herzogthums Hessen im ersten Viertel des neunzehnten Jahr- 
i hundert«. Darmstadt 1831. S. 416 etc. i S. 419 sagt unser 
Verfasser von sich; „In der ersten Hälfte des Jahrs 1827 
wurde ich von der Staatsregierung mit der Discussion in den 
jr f. beiden Kammern der Landstände über die proponirte neue 
. Landgerichtsordnung und mehrere damit in Verbindung ste- 
hende weitere Gesetze beauftragt, gegen welche sich in der 
»• zweiten oder Deputirtenkammerr eine Opposition gebildet 
i hattet Die Oppositionspartei behielt, durch Mehrheit Theils 
>i.* einer einzigen, Theils einiger Stimmen,' die Oberhand und 
«*< ; das Gesetz blieb abgelehnt; allein am Abende der also ver- 
lornen Schlacht widerfuhr mir '-die' Satisfocticm, dafs der 
> Staatsminister v. Grolmann mir, als Anerkenntnis meiner, 
M®it tiefer Einsicht geleisteten Dienste” das grofse Ritter- 
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ten, \ deren Erörterung aber nicht hierher gehört. 
Nur das dürfte .sich aus trifftigen Gründen heraushe-' 
ben lassen, dafs die Schrift unter den Auspicien des* 
damaligen Justiz * Ministers v. Grolmann, des Ver- 


fassers der Untergerichtsordnung,- erschien. DerVer^ 
fasser selbst spricht sich in der Vorrede über Zweck- 
und i Veranlassung seiner Schrift dahin aus: die Ge- 
schichte der Verhandlungen über die, von der grofs- 
herzoglich » hessischen Staatsregierung vorgelegten’ 

neuen Procefsgesetze sei * charakteristisch und merk- 

4 \ 

würdig genug, um »eine ruhige und treue Dar-^ 
Stellung, aus den .Quellen selbst zn verdienen,* als 
Beitrag .zur - Ges chichte .und Würdigung 
ia h d s t ä n d i s c h e r .'Verfassung. * Einen solchen 
Beitrag zu liefern, und diese Quellen einem Jeden,’ 


der sich für * öffentliches Leben überhaupt und für 
Rechts* und Procefsgesetzgebung insbesondere in- 
teressire, zugänglicher zn machen , sei der Zweck* 
der Schrift, in welcher sich zusammen gestellt finde, * 1 * * 
was z man * sonst mühsam aus den gedruckten Land* 
tagspiotocollen , zum Theil auch aus Verordnung*- 


.. ,* V r S * ' * 5>!* ! * ' * 1 . • * 

1 . kreuz des Verdienstordens überreichte , eine Ehrenanszeich- 

’ 4 ' nung, welche mir vorzüglich darum Freude machte, weil es 
kein, an einem hohen Geburts- oder Neujahrstage herkömm- 
,*! lieber Weise an vornehme oder sonst begnadigte Personen 
; «usgetheiltes , sondern ein, durch eine bestimmte Leistung 
errungenes Ehrenkreuz ist Die befraglichen Landtagsver- 
handlungen selbst .habe ich demnächst .beleuchtet in der 
Schrift: Pragmatische Geschichte etc.” 

' Nach dieser eigenen Angabe ist die Notiz in der angef. 

. . Nummer der allgem. jur. Zeit zu berichtigen.' *' 
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Sammlungen , Regierungsblättern etc. zusammenzusu- - 
- eben genöthigt wäre. Uebrigens sei diese Zusam- ' 
menstellung vollständig nur in Beziehung auf 
diejenigen, den Gesetzvorschlägen entgegenge- 
setzte Ausstellungen, welche die demnächst erfolgte 
Ablehnung jener bedingt hätten; die vollständigere 
Darstellung der ' Verhandlungen auch über alle übri- 
gen einzelnen Puncte, so anziehend diese auch in 
mancher Beziehung erschienen, hätten unterdrückt 
werden „ müssen , um die beabsichtigten Gränzen eU 
ner kurzen Schrift nicht .zu überschreiten. . 

. . Die Schrift zerfällt in drei Abtheilungen. 

. In ^ dem ersten Absehnitte gibt der Verfasser 
zuerst eine gedrängte Geschichte der Entstehung der 
Gesetzentwürfe bis zur Einführung .in die Volkskam- 
mer und eine kurze Entwickelung der Gründe, wel- 
$he dazu .aufgefordert hätten, Hand anreine neue 
Civil -Procefsgesetzgebung und zwar für das ganze 
Land zu legen, und (es sei erlaubt,. .sich der .eigenes . 
Worte des Verfassers zugleich als . Probe des ; Styls zu. 
bedienen), hauptsächlich in der schroffen Discrepanz 
der Gesetzgebungen verschwisterter Provinzen’’ des 

/ . t 

Grofsherzogthums und darin erkannt worden seien, 
dafs „neben all der Vortrefflichkeit der rheinhessi- 
schen Processual-Institutionen,, die .Rechtsvexfolgung ' 
in jener Provinz im höchsten Grade beschwerlich, 
sehr häufig unerreichbar und in überaus vielen Fäl- 
len in effectu geradezu ganz erfolglos bleibe, be- 
sonders aus dem Grunde, weil „die französische Ge- 
richts- Verfassung und Processual - Gesetzgebung ei- 
gentlich nur für Reiche gegeben sei, für Unbemjt- 
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telte aber &ls ein Hesperidengarten dastehe, vermöge 
der ftbermäfsigen Kostspieligkeit, welche die 
Hallen der Themis, als schwer übersteigbare Ring- 
mauern umgeben, und welche zu überspringen so 
bedeutenden, den Streitgegenstand gar häufig viel- 
fach übersteigenden Geldaufwand erfordere, dafä 
nicht selten derjenige, welcher solchen Aufwand 
auch zu machen vermochte, doch voraussehen müs- 
se, von seinem Schuldner, wenn derselbe nicht we- 
nigstens für das doppelte oder dreifache der eigent- 
lichen Schuld solvend sei, am Ende nicht einmal die 
^ Kosten, Aiel weniger die Forderung selbst erheben 
zu können. n 

Hierauf geht der Verfasser 
Rede des Regierungs - Commissärs (Geheimen Raths 
Knapp) in der zweiten Kammer bei Vorlegung der 
Gesetzvorschläge, welche > eine Entwickelung der 
‘ Gründe der Staatsregierung über die Nothwendigkeit 
und Dringlichkeit, diese zum Gesetze zu erheben 
und« die Tendenz derselben enthält, und dann, auf 
die Berathungen in den Sitzungen des (zweiten) Aus« 
sChusses der Kammer (welcher der Verfasser mit dem 
Minister v. Grolmann*) und den andern Regie- 
rungs - Commissären beiwohnte) über. Er berichtet, 
daß der Ausschuß sich in zwei Parteien, eine Ma- 
jorität und eine Minorität (diejenigen zwei Mitglieder 
des Ausschusses, welche Deputirte der Rheinprovinz 


*) Zu den Mitgliedern des Ausschusses gehört auch der Bru- 
der des Ministers von Grolmaan, Regierungsrath von 
Groljnaam. 

4 ~ 
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waren), gespalten habe und theilte das vom Staat*-* 
pro cu ratort Parcus (Vicepräsidenlen der r zweite» 
Kammer) verfalle Votum separat um der Letztere*» 
welches sich dahin aussprach, dafs. „die einzelne Ein- 
führung der L%ndgericbtsordnung ohne gleichzeitige 
Miteinführung eines Verfahrens für die höheren Ge- 
richte,* wenigstens für Rheinhessen unausführbar 
sei,!,’ daher „die Einführung dieses Gesetzes, wenig- 
sten sfür Rheinhessen, vor der Hand bis zur Einfüh- 
rung der ganzen ProceCsordnung suspendirt bleiben 
müsse’ 9 und die Gründe dieser Ansicht entwickelt« 
Hierauf läfst, der Verfasser das .Votum der Majorität 
folgen, welches mit Modificationen für die Annahme 
des Gesetzentwurfs stimmt und gleichfalls die Motive 
ZU diesem Anträge entwickelt . . ; * •' «I . 

i ;* Der zweite Abschnitt der Web ersehen Schrift 

i 

enthält den Abdruck sämmtlicher Gesetzentwürfe nach 
den im Ausschüsse im Ein Verständnisse 'mit den Re« 
gierungscomnrissarien ; gemachten . Amendements , *) 


’ >ib i • » . * » *«. * » « « * * ** xi ■ 

Ein von dem Ausschüsse vorgeschlagenes Amendement za 
Art 1. der L atergerichtsordnnng, welches ursprünglich wört- 
lich dahin hütet : „ Bei den Stadt - und Landgerichten hängt 
es Tön der Wahl eines jeden streitenden Theiles ab, ob 
in Person oder diireh einen Bevollmächtigten,' ob er aDeia 
, . oder' von einem öffentlich anerkannten Hechts beizte ade be- 

, gleitet, erscheinen will. Durch diese Wahl kann aber nie 
der andere Theil genöthigt werden, ein Gleiches zu thon. 
Derjenige, welcher als Bevollmächtigter für eine Partei bei 
den Landgerichten erscheint, bat nur alsdann wegen seiner 
.. Bemühungen eine j, rechtliche Forderung an seinen Bevoll- 
mächtigten, wenn er zu den öffentlich anerkannten Procura- 


✓ 
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unter Anknüpfung einer Reihe ron Noten des Ver* * 
fassen, welche Theils diese Amendements betreffen« 
Theils Erläuterungen enthalten, Theils den Zweck 
haben, die Tendenz der Staatsregierung in’s Licht 
zu setzen, »ln letzterer Beziehung sagt cler Verfasser 
in Betreff der proponirten Untergerichtsordnung; 
„Das Wesen*: der Stadt- und Landgerichtsordnung 
läfst sich jedem Sachkundigen im Ganzen mit we- 
nigen Worten auf folgende Weise charakterisiren. 
I) Ihr Grund princip ist die reine Verband* 
lungsmaxi me; als äufsere Form des Ver« 
fahrens schreibt sie das in Deutschland gewöhn« 


toren gehört,” ging auf folgenden Zusatz: „Da die Zuzle- • 
bung eines öffentlichen Anwalts hiernach nicht notifwes^ 

— 1 di g ist, die hierdurch erwachsenen Kosten mithin (V) als 

# 

freiwillige zu betrachten sind, so kann zwar der Ersatz 
derselben niemals von der unterliegenden Gegenpartei ver- 
langt werden, jedoch ist auswärtigen Parteien diejenige 

* . « 9 

. Entschädigung , welche sie bei dem Erscheinen in eigener 
Person für die Reise und gehabte Yersäunmifs in Anspruch 
so nehmen befugt gewesen wären, in soweit anzgsprecben, 
als sie den Betrag der Anwaltstaxen nicht übersteigen soll- 
ten.” — Allein der zweiten Kammer sagte dieses Amende- 
ment, an dem der Minister von Grolmann und dessen 
zum Ausschüsse gehörender Bruder, der Regierungsrath von 
Grolmann« grofsen Antheil hatte (Näheres über den Zu- 

- ; sammenhang der “Sache findet sich in der Nummer 12. des 

Hesperus von diesem Jahre: „die öffentlichen Anwälte im 
Grofsherzogthome Hessen und das Wahlgesetz so wenig 
zu, dafs sie das Amendement im Ganzen verwarf und sich 
zu einem Grundsätze bekannte, dessen Adoption sie sogar 
~ als Bedingung der Annahme der proponirten Untergerichts- 
ordnung selbst geltend machte. 
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liehe vom Richter zu leitende mündliche Proto- 
co llar verfahren als Regel vor ; jedoch mit der we- 
sentlichen Modification , dafs in die Protocolle über- 
all nur die factischen B ehauptungen der Par- 
teien und ihre petita und selbst da, wo das Factum 
unbestritten ist und die Entscheidung nur von einer 

streitigen Rechtsansicht . abhängt , nur die b 1 oXs e 

* , * * 

Andeutung der betreffenden Rechtsregel nieder- 
geschrieben werden, nie aber ihre, dem 
Richter, qui novit jura, wesentlich * nicht nöthigen 
Rechtsausführungen, welche letzteren die Par» 
teien ihm, in den geeigneten Stadien des Processen, 

nur mündlich vortragen dürfen. (Vergl. meine 

% 

Nachlese über das öffentliche mündliche 
. Gerichtsverfahren, für und wider dasselbe. 
Darmst. b. Leske. 1818. §. 1 — 4.) Es ist bei die- 
sem Protocollarverfahren insbesondere auch 4 darauf 

* 

abgesehen, jede Zuziehung von Anwälten in er- 
ster Instanz zwar durchaus nicht zu untersagen, 

• ’ > 

wohl aber sie blofs willkürlich und entbehr* 

9 * * 

lieh zu machen *) durch die, dem mstruirenden 


*) Jenes Amendement des Ansschosses hu Art. 1. der Unter- 
•' gerichtsordnnng , welches die, den Ausschufssitzungen bei- 

* • wohnenden Mitglieder der Staatsregierung i genehmigten, 
hatte wenigstens noch eine weitere Tendenz die, den Par- 
teien das Bestellen eines Anwaltes dadurch zu verleiden, 

» 

dafs sie anch im Falle des Sieges die Kosten der Bestellung 
desselben tragen sollten, mit einem Worte, eine Scheide- 
wand zwischen dem Staatsbürger and dem öffentlichen An- 
wälte, dem natürlichen Vertheidiger des Rechts und der öf- 
fentlichen Freiheit , aufznbaoen. . - Diese > Tendenz ,_ welche 
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Richter gemachte Obliegenheit, die, wenn auch un- 
geordneten * * und verworrenen ? Vorträge rechtsunge- 
lehrter Parteien ^ nöthigen Falls durch aufklärende 
Fragen zur Klarheit zu bringen, und sie sodann pas- 
send und pertinent zu Protocolle zu redigiren.” 

Den dritten Abschnitt der Schrift hat der V erf. 
überschrieben: Discussion und Abschlufs. 

1 i ^ 

.Im Eingänge erzählt derselbe, dafs vor dem, 
zur Eröffnung der Debatten in der Deputirtenkam- 
mer bestimmten Tage (2. Mai 1827) sich bereits vier 
Mitglieder (die Herren Br unk, K erteil, Parcus 
und Trommler, sämmtlich aus der Provinz Rhein- 
hessen) als Redner gegen den Gesetzvorschlag hätten 
einschreiben' lassen. /Statt aber sofort diese Reden 
mitzutheilen , weil es nöthig war, dem Publicum, 
dem der Verfasser doch eine „Geschichte der Ver- 
handlungen” vorlegen wollte, und welches er zum 
Richter aufrief, vollständige Acten, und so ein treues 


x • \ s’ i 

auch aus dem, vom Kanzler v. Arens in der ersten Kammer 
'erstatteten Berichte hervorleuchtet, indem es (unsere Schrift 
S. 164) heifst: „Hier scheint nicht verkannt werden za kön- 
nen, dafs — der Advocatenstand unmöglich eine besondere 
' ’ Veranlassung haben kann , einem Gesetzentwürfe hold zu 
seyn, welcher darauf abzweckt, die Thäiigkeit der Advoca- 
ten in der ersten Instanz nach Möglichkeit zu vermindern w 

• (Wiederholung des bekannten Experimentes Friedrichs des 
Grofsen), erkannten haoptsächlich die Repräsentanten ans 
der Provinz Rheinhessen, welche, leidenschaftlich ihren In- 
stitutionen ergeben, zu deren Schutze sie besonders den Ad- 
vocatenstand berufen glauben, weit entfernt waren, solche 
* ■ Bestrebungen anzuerkennen, sie vielmehr lebhaft bekämpften. 


t 


t 
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Bild vorzulegen, beschrankt er sich darauf, die Le- 
ser zu versichern, dafs sämmtliche Reden Theil« nur 

% 

v weitere Ausführungen der, in dem gedachten „Se- 
paratvotum” aufgestellten Behauptungen , Theils 
Amplificationen und Exagerationen desselben, Theils 

f 

auch neue Behauptungen enthielten, und hinzuzu- 
fügen, dafs es zu weit führen werde, diese Reden, 
die zum Theil auch schon als Beilagen zur Mainzer 
Zeitung abgedruckt seien » * *) vollständig hier wieder 
ab'drucken zu lassen , auch , dafs. der wesentliche In- 
halt aus den, denselben zusammenfassenden nnd re- 
snmirenden Reden der beiden Sprecher der Staats- 
regierung unmittelbar • darauf hervorgehe. Denn 
der Verfasser theilt denjenigen Theil cf es ProtocoUs 
in der Sitzung der zweiten Kammer vom 2. Mai 1827 
mit, welcher die Rede der beiden Regierungs - Com- 
miisäre (des Geheimen Raths Knapp und des Verfs.) 
beurkundet. „Am folgenden Tage” (3. Mai), fahrt 
der Verf. fort, „wurden von mehreren Mitgliedern, 
der Kammer die in den vorstehenden Vorträgen” 
(der beiden Reden der Regierung« -Commissäre) be- 
antworteten Vorwürfe **) nur immer wieder von. 

p “ * « * » * • $ - « * 

i • « » t 

* « * • * % 

v *) Als wenn das deutsche Publicum, dem die Schrift doch ge- 

widmet war, eo ipso auch das Publicum der Mainzer Zei- 

' .i tung sei. * 

m ) Diese „ Vorwurfe, w wie sich der Verf. aasdrückt, betreffen 

* .. vorzugsweise , , ,, > 

i 1) den Umstand,'- dafs durch die Untergeriohtsordnung 

das Institnt der Einzelnrichter in erster Instanz nicht nur 

beibehalten , sondern aoch in Bezog auf die- Provinz Rhein- 

hessen durch firweiternng der Compefenz der Friedenarkh- 


/ 


i 
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Neuem vorgebracht und mit wenigen neuen verstärkte 
Statt nun, diese „Vorwürfe* gleichfalls, wenigstens 

t ^ , • ! I J* * * \ A 


■C? 


-I 


n t 


• ter eingebürgert werden sollte. Wohl mit Recht erblickten 

Mm * V _ * • * * • m m ► 9 | 

die Jlhcinhessen , welche schon in erster Instanz Collegial- 
gerichte haben, in diesem Institute der Einzelnrichter einen 

grofsen ‘Rückschritt. Mit Recht erblickten die Bewohner 

* 

der beiden andern Provinzen des Grofsherzogthums, bisher 
die Justizpflege in erster Instanz Einzelrichtern unterworfen 
If.i und die grofsen Mängel dieser Rechtspflege sehend, in der 
m Fortdauer dieser Gerichtsverfassung ein Stillestehen, während 

jÖ m m - v ► k 

in rsachbarländern, z. B. in Baiern der Grundsatz der Col- 
legiafität durch alle Instanzen praktisch zu werden anfing. 

2) Das in der Untergerichtsordnung zu weit ausgedehnte 
Recht des Richters a limine abzuweisen. Mit Grand wur- 
v.; de diese Ausdehnung getadelt, daher die zweite Kammer 
einstimmig bei der Abstimmung die Frage: Soli dem Rich- 
ter die Pflicht aufgelegt werden, auf jede Klage ohne Un- 
terschied, ob er dieselben rechtlich begründet hat oder nicht^ 
den Fall der unbezweifelten Incompetenz ausgenommen, eine 
Ladung des Beklagten zu verfügen? bejahte und selbst hl 
st* der ersten Kammer sich Stimmen für die Bejahnng erhoben« 
», Die öffentlichen Stimmen haben daher diese Abstimmung in 
Schatz genommen. So fugt Mitte rmaier, indem er (Ar- 
chiv für die civ. Praxis Bd. 11. S. 444) sagt: „Das zweite 
legislative System ist dasjenige, welches den Richter ermäch- 
-j I tigt, den Kläger sogleich abznweisen, wenn er findet',-“ dafs 
die Klage nach dem , was zu ihrer Begründung vorgebracht 

* worden ist, entweder noch zur Zeit nicht. Statt finde, °der 
gänzlich unrechtlich sei, eben so wie der Richterein Ab- 

, Weisungsrecht hat, wenn er findet, dafs der Kläger entwe- 
ih der überhaupt nicht oder allein vor Gerichte zu handeln un- 
; fähig sei, oder der angeblich Bevollmächtigte gar nicht oder 
, «• nicht genügend bevollmächtigt sei,” hinzu: „Mit Recht ha- , 
ben die hessischen Landstände gegen dieses ausgedehnte Ab- 


i 
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in ihren wesentlichen Puncten mrtzutheilen, beschrankt 
sich der Verf. wieder darauf, die weiteren Reden der bei- 
den Regierungs-Commissäre durch Abdruck des, diese 
betreffenden, Protocolls mitzutheilen. Hierauf geht 
der Verf. auf die Verhandlungen und Beschlüsse der 
zweiten Kammer über und berichtet, dafs diese 
„nach solchen allgemeinen, noch in kein Detail ein- 
gehenden Verhandlungen sich endlich durch Stim- 
menmehrheit entschlossen hätten, über die Annahme 
oder Nichtannahme des Gesetzes nicht abzustimmen, 
ohne zuvor doch auch die einzelnen Artikel der an- 
zunehmenden oder abzulehnenden Untergerichtsord- 
nung der Reihe nach zusammenhängend und voll- 
ständig geprüft zu haben.” Diese Discussion hätte 
die Kammer mehrere Tage beschäftigt , worauf die 
Verhandlungen über die andern vorgelegten Gesetz- 
entwürfe (mit Ausnahme des Competenzgesetzes) ge-- 
folgt seien. Wegen dieser Discussionen selbst ver- 
weiset der Verf. auf die gedruckten Landtagsverhand- 
lüngen, indem es nicht Absicht seyn könne, sie 
„vollständig zu referiren, wie anziehenden Stoff zu 

Berner* 


weUungsrecht , welches den hessischen Entwarf enthalt, Er- 
innerungen gemacht ” 

Andere minder gegründete Vorwurfe gingen dahin: dals 
der Untersuchongsmaxime überhaupt zu viel, der Oeffent- 
lichkeit and Mündlichkeit za wenig gehnldigt worden sei etc. 
daher der Verf. mit einigem Rechte sagen konnte, dals die 

♦ v 

Reden der Gegner der Gesetzvorschläge von Einseitigkeit, 
Unkenntnis des Rechts auf der rechten Seite des Rheins 

« ■+ 

und Uebertreibong zeugten. 
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Bemerkungen auch manche einzelne Ausstellungen, 
Bemerkungen, Argumente, Amendementsvorschläge 
und von der Kammer wirklich votirten Amendements 
darbieten möchten. 9 ’ Er wolle nur derjenigen spe- 

cialen Amendements erwähnen, - deren Annahme die 

* 

zweite Kammer zur Bedingung der. Annahme des 
Gesetzes im Ganzen zu erheben für gut befunden - 
habe. Indem er nun hinzufügt : „ Ueberhaupt wurde 
per majora angenommen, dafs. die Einführung der 
Landgerichtsordnung in Rheinhessen ohne gleicbzei- 

4 

tige Miteinführung einer, das Verfahren auch der 
höheren Gerichte regulirenden , ganz vollständigen 
Procefsordnung unthunlich und es also vielmehr 
wüns chens werth seyn möchte, die Einführung der 
Landgerichtsordnung für die Provinz Rheinhessen bis 
zur gleichzeitigen Einführung einer solchen Procefs- 
ordnung ^ vorläufig zu suspendiren , und das % ganze 
Gesetz nur unter der Bedingung dieser vorläufigen 
Suspension anzunehmen sei,” verbreitet er sich über 
jene einzelne Amendements und geht dann auf die 

,4 4 

einzelnen Abstimmungen über. 

Von diesem Wirken der zweiten Kammer geht 
sodann der Verf. auf die erste Kammer über, der die 
Beschlüsse der Volkskammer mitgetheilt worden seien. 
Er theilt zuerst den Bericht des Referenten der er- 
sten Kammer des Universitäts -Kanzlers von Arens 
(Schwager des Verfs. der Untergerichtsordnung, des 
Ministers von Grolmann) in soweit der Zweck der 
Schrift es ihm zu gebieten schien, mit und berührt 
den Beschlüfs der ersten Kammer, der von der De- 
putirten- Kammer votirten Ablehnung der Landge- 
' 20. Band. 17 


« ' < 
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richtsordn ung* nicht bei zu treten, vielmehr diese, nebst 
den übrigen Gesetzen, unbedingt anznnehmen. 

Den Schlufs der Schrift * bildet die Mittheilung 
der betreffenden Stellen ans dem Landtags- Abschie- 
de, in den §§. 13. u. 14. desselben bestehend und 
folgenden Inhalts: §.13. die Landgerichtsord- 
nung betr. • Da die zweite Kammer der Stände die 
Annahme dieses Gesetzentwurfes für das ganze Grols- 
herzogthum von der Bedingung abhängig gemacht 
hat * ' * 

„dafs die' Stadt -und Landgerichtsordnung, 
in Bezug auf Rbeinbessen, bis zur Einfiih- 
* v > rung einer ' vollständigen- Civil- Procefmrd- 

nung aufser Wirksamkeit bleiben soll* *** 

‘ ‘ diese Bedingung aber — abgesehen von den fast un- 
überwindlichen Schwierigkeiten , welche sich einer 
* ) 

.umfassenden, , g leie h zeitig - bei den .Ober- und 
Untergerichlen eintretenden Veränderung im gericht- 
lichen V erfahren , namentlich in der Provinz Rhein- 

< * 

* 

h essen, in der Ausführung entgegensetzen würden — 
Unserem, durch Unsere Regierungs - Commissäre den 
Ständen bereits eröffnet gewesenes ,, auf sehr wohl 
erwogenen Gründen beruhenden Entscläusse, die Re- 
formation des gerichtlichen Verfahrens nicht in ein- 

s *> .> * * 

zelnen Provinzen, sondern im ganzen Grofsherzog- 
thume gleichförmig einznfiibren, geradezu entgegen- 
steht und mithin nur als eine allgemeine, auch für 
die Provinzen. Starkenburg und Oberbessen beabsich- 
tigte Ablehnung des Gesetzentwurfes betrachtet wer- 
den kann , so müssen wir 'es bedauern , Unseren ge- 
liebten Unterthanen die Vortbeüe jetzt noch nicht 

* 
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zuwenden zu können , welche Wir ihnen durch die, 
den Ständen gemachten , Propositionen zugedacht 
halfen. §.14. Die Gesetzentwürfe: a) über das Ver- 
fahren hei den Mittel- und Obergerichten 
in bürgerlichen Rechtsstreiten; b) über die Compe- 
_ lenz der rheinhessischen Gerichte; c) über 
das a u fs er o r d e n tliche Verfahren in bür- 
gerlichen Rechtssachen bei den' Untergerich- 
ten in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen; 
d) über das a ufserordentliche Verfahren m 
den $ur Gompetenz der Friedensgerichte in 
Rheinhessen verwiesenen rein persönlichen und 
Mobiliar- Sachen betr. Da der Gesetzentwurf* 

V 9 

die Rinführung der Ordnung des gewöhnlichen Ver- 
fahrens bei den Stadt- und Landgerichten in bür* 
g erlichen Rechtsstreitigkeiten betr., als abgelehnt 
betrachtet werden rnuls, so werden die oben benann- 
ten, damit in unmittelbarer Verbindung stehenden 
Gesetzentwürfe zurückgenommen. 

Die Tendenz der Schrift als Parteischrift ist sicht- 

•4 . , 

bar die: eine in dem Widerstande der mitgesetzge- 
benden Gewalt verunglückte legislatorische Arbeit 
eines berühmten Rechtsgelehrten und Processualisten, 

die er , als Minister an die Stufen des Throns beru- 

. - - % 

fen , dem Lande darbot, in Schutz zu nehmen. Ob 
dem Verf. seine Absicht gelang, — steht dahin. Par- 
teischrifteh nimmt das Publicum mit Mifstrauen in 
die Hand, eben weü sie dieses sind. 

Bei vorliegender Schrift mag das Mifstrauen um 
so vorherrschender seyn, da Erstens der Verf., wie 
bereits gedacht, nicht die Acten vollständig mitge- 

17 * 
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theilt bat, und so der Theil des Publicums. 
die Landtagsprotocolie nicht zur Hand sind, also der 
gewili bei Weitem groEste Theil aulser Stande ist, 
ein selbstständiges Unheil zu fällen, und Zweitens 
nicht selten den ruhigen Ton vermissen läfst, der 
doch als ein Zeichen betrachtet . wird , da£s es dem 
Sprecher geglückt ist, seine Persönlichkeit zu neu- 
tralisiren, obgleich unser Autor nicht so weit gegan- 
gen ist, als der Berichterstatter der ersten Kammer, 
der (S. 161 der Schrift), während er von einigen, 
der Eheinprovinz angehörigen , Abgeordnete? der 
zweiten Kammer spricht, sie mit dürren Worten des 
Jakobinismus beschuldigt, indem er sagt, dals „de- 
ren Vorträge in einzelnen Stellen das Andenken an 
die Jahre 1792 und 1793 zurückrufen. ’* 


Lebensgeschichte der Gifrmörderin Gesche Marga- 
rethe Gottfried, gebome (n) Timm. Nach 

erfolgtem Straferkenntnisse höchster (?) Instanz 

♦ 

herausgegeben von dem Defensor derselben, Dr. 
F. L. Vogel. Bremen bei Kaiser, 1831.* 8. 
S. XH. u. 302. 

» 

• 1 

Wenn schon diese Schrift mehr nur das Interesse 

des gebildeten Publicums im Allgemeinen, als das 
der Rechtsgelehrten in Anspruch nimmt, so wird 
ihr doch auch hier ein Platz gebühren, da der ver- 
sprochene zweite Theil derselben ohne den ersten 
kaum verständlich seyn dürfte, jener aber eine Be-« 
leuchtung des Criminalverfahrens u. A. zum Gegen- 
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stände haben soll, was das Rechtsgebiet unmittelbar 
berührt. 

Vor' der Hand also haben wir es nur damit zu 
thun, die Verbrecherin und ihre Thaten, die man 
beispiellos nennen möchte , kennen zu lernen. 

Der Verf., als ’ Vertheidiger der Unglücklichen ihr 

• * * 

völliges Vertrauen genießend, hat sie auf deren aus- 
drücklichen Auftrag, und — wie er versichert — 
mit höchster geschichtlicher Glaubwürdigkeit, auch 
gröfsten Theils mit namentlicher Benennung derer, 
die iq diesem Drama eine Rolle übernehmen mufs- 
ten, darzustellen gesucht. 

Margarethe Gottfried, geh. d. 6. März 1785, 
war die einzige Tochter des Frauen - Schneiders Jo- 
hannes Timm zu Bremen und seiner Ehefrau, 
geb. Schäfer. Ihre Aeltern liefsen ihr und ihrem 
_ Zwillingsbruder den, ihren Verhältnissen entspre- 
chenden, Unterricht geben; doch sehr fehlerhaft war 
die Erziehung. So gab auch der Kargsinn der Ael- 

♦ s 

tera, der es nicht über sich gewinnen konnte, den 
Kindern ein kleines Taschengeld zu überlassen, mit 
r dem sie sich, gleich ihren Gespielen, dann und wann 
eine Näscherei verschafft hätten, die erste Veranlas- 
sung zu der Verstellungskunst und den Diebereien *) 

i 

/ 

# . *) Späterhin erwachte (wie wir hören werden) der Diebessinn 
wieder. Einst bei einer Freundin über Land, fingirte sie 
auch , um ihren Geldmangel zu verbergen , einen an ihr dort 
verübten Diebstahl, und schwur, als angebliche Damnifica- 
tin, einen Meineid, während ein Dienstbote dadurch ver- 
dächtig wurde. 
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des siebenjährigen Mädchens, welche sie wenigstens 
bis in ihr eilftes Jahr fortgesetzt — und von denen 
sie nur aus Furcht vor Entdeckung abgelassen hatte. 
Ein zarter Körperbau des freundlichen Mädchens, in- 
xrige Herzlichkeit, ein frohes, anspruchloses Wesen, 
verbunden mit einem offenen, hellen Kopfe, erwar- 
ben ihr die blinde, gränzenlose Liebe ihrer Aehern, 
und die Zuneigung aller ihrer Umgebungen. Des- 
seu nur zu sehr bewufst , trat sie schon als zwölf- , 
bis vierzehnjähriges Mädchen aus der Sphäre ihres 
wirklichen Seyns in den leeren Zustand eines bes- 
sern Scheines, Ueber wiegende Richtung ihres Sin- * 
nes nach dem Aeufseren, Ehrgeiz und Eitelkeit be- 
mächtigten sieh ihrer; die gefährlichste Nahrung da- 
zu gaben Kinder-Comödieen, in denen sie, als 
_ Schönste stillschweigend anerkannt, stets die Ge- 
* putzteste, die Königin des Spieles war* *) Hier 
schon lernte sie das Schminken ihres Gesichtes, 
•ine Kunst, die sie ihr ganzes Leben hindurch übte, 
und dadurch in ihren Verbrechen jedes Erröthen 
oder Erblassen zu verbergen wufste. 

Kaum 16 Jahre alt, waren ihr schon drei ver- 

0 

schieden e Heurat hts -Anträge gemacht worden, bis 
*e endlich, weniger nach ihrer Neigung, als nach 
dem Willen ihrer Aehern, denen sie blindlings zu 
gehorchen gewohnt war, an ihrem 21. Geburtstage 
an den Sattlermeister Miltenberg zu Bremen. 

_ ___ • ' 

*) Wenn späterhin in Trauerspielen sie kalt blieb, und diefs 

auffiel, war ihre Antwort: „sie thun ja nur so,” (S. 60 . 

. »D 

> l 
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' ♦ ^ 
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* ' * 

« 

verheurathet wurde, einem zwar kinderlosen Wiubeiy 
der aber arbeitsscheu, dem Trünke uijd den Aus- 
schweifungen jeder Art ergeben war. Miltenberg’s 

■ * , 

Bestreben, seine zweite, jugendliche, schöne Frati ' 

durch Geschenke u. s. w. zu einer vornehmen Frau - „ 

• 

zu machen, gelang ihm vollkommen, sie ward zur 
koketten Hausdame, hatte auch, selbst noch in den 
letzten Jahren, den ausgewähltesten, kostbaren Haus- 
rath, und wufste sich, nun in dem Besitze eines grofsen 
Hauses, und in der Nothwendigkeit, Miethleute ein- - 
zunehmen, bald mit mehreren jungen Männern zu 
* umgeben, die ihren Reizen huldigten. *) M. in sei- ’ 
ner Rohheit Nichts weniger, als eifersüchtig, gestat- 
tete solchen Umgang, indem er, in Folge gemein-* 
ster Unsittlichkeit , sogar zur Zeit seiner Wiederv'etf- 
heurathung an einer ekelhaften Krankheit litt. In- 
dessen war die Ehe nicht kinderlos geblieben. ■ — 

Im Juni 1813 starb * Milt en b er g ’s Vater, der im 
Hause gewohnt hatte. Des Sohnes Ausschweifungen 
nahmen zu, und erregten sowohl in der Gattin, als 
in ihrem Vater die Besorgnifs, er werde das noch 
* übrige Vermögen - vollends vergeuden. Hiezu kam, 
dafs M. oft in düstere Schwermuth versunken, in 
seinem Weibe den Wahn erzeugte, sein Leben sei 
nur zu seiner eigenen Qual, und dafs eine von der 
M. **) früher schon benutzte Wahrsagerin, welcher 


*) Solchen Liebhabern entwendete sie wohl auch aus ihren mit 
Dietrichen geöffneten Pulten ihre Baarschaft, während sie 
ihnen Haarlocken sendete. — 

**) An die Neigung zu Wahrsagungen, Traumdeutungen u. dgl. 
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' W» ’ ih«* Schlauheit die geheirntten Wunsche *der 
Fragenden nicht entgangen seyn mochten, . ihr* die 
tröstüche Verheifsung gab: ihre ganze Familie 
werde aussterben, und sie allein, übrig- 
hleiben, um dann sehr gut leben zn koa>' 
*ten. So glaubte sie denn an die Nothwendigkeit, 
dafs ihr Mann sterben müsse, . um so vester, je 
dringlicher sie es wünschte. Es fiel ihr ein, dal» 
ihre Mutter früher zur Vertilgung der Ratten und 
Mause Gift gelegt hatte, und dafs wohl auch Men- 
schen davon sterben möchten. Um jene Zeit war 
cs auch, dafs sie — die das Schauspiel öfters be- 
suchte in Graf Benjowski einen Kasarinoff 
kennen lernte,*) und wie ein Blitzstrahl durchzuckte 
sie der , Gedanke, in der Kraft des Giftes den Schlüs- 
sel zur Erreichung ihrer Wünsche gefunden zu ha- 
ben. Etwa acht Tage lang mochte ihr der bestimmte 
Gedanke des Mordes durch die Seele gegangen sevn, 
als sie (Ende Juli) ihre Mutter um Rath fragte, we- 
gen der Mäuse, die sich so häufig in ihrer Bettkam- 
mer aufhiehen. Sie empfing von der Mutter H«™» 
Butterbrode, mit Arsenik bestreut, und nach eini- 
gen Tagen geh» sie in die Kammer, schabt das Gift 


reihte sieh später eine sehr erklärbare Erregbarkeit zn gH- 
rt«rtwen Visionen (S. US. 144. 278.), während «.derer 
?«t» die vollendete Henchlerin die frömmsten Redensarten im 
Munde zn führen pflegte (S. 150.). 

n Stücke, wie die Ränber, Hamlet ü. «. besochte sie 

, »P«ter. Jenes gefiel ihr, von allen, die sie gesehen, am 
-Meisten (S. 139.). * 
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\ 

von 'dem Brode , nimmt es mit * sich und will es 

^ f 

MH tenberg geben, kann aber nicht dazu kom- 
men, und verwahrt es in ihrer Commode. Bald 
darauf erhält sie auf gleiche JNe ise von der Mutter 
neuen Gift -Vorrath, und fafst endlich, nach meh- 

rem Wochen, den sogleich ausgeführten Entschlufs, 

* 

‘ihrem Manne auf seinem Frühstücke davon zu ge- 
ben. Peinlicher Durchfall, fürchterliches Erbrechen' 
folgten noch am nämlichen Tage, und noch vier 
Tage vor seinem f Tode wiederholte sie die Vergif- 
tung in einer Hafersuppe. Er starb am 1. Octo- 
ber 1813. * .» 

M 

Einer der oben erwähnten Freunde der Verbre- 
cherin war der Weinhändler Gottfried, dem sie 
schon zu M*s. Lebzeiten in wilder Leidenschaft er-^ 

i 

geben gewesen. Gottfried war nun der Gegen- 
stand ihrer heifsesten Wünsche. Aber ihre Aeltern, 

- längst über die Bekanntschaft der Tochter mit X>. 
unzufrieden, standen ihr im Wege, und ihre Kin- 
der, so wähnte sie wenigstens, mufsten auch G. ab- 

* ■ 

halten, mit einem von ihr längst ersehnten Anträge 
hervorzugeben. ' So entstand denn in ihr, im Rück- 
blicke auf jene unselige Prophezeihung und auf die 
mehrmaligen Aeufserungen ihrer bejahrten Aeltern, 
dafs sie wohl nicht lange mehr leben würden, die 
Meinung in ihr: ohne ihre Aeltern und Kin- 
der sich besser verheurathen zu können. 
Gift (s. g. Katzenkraut) findet sie hei einer zufälli- 
gen Krankheit ihrer Mutter in deren Kleiderschranke 
in lange ausreichender Menge, und das erste Opfer, 
das damit fällt, ist die Mutter selbst. * „Unter herz- 


* 


\ 


< 


m 


Vogel, i /. 


% 

liebem lautem Lachen” bereitet ihr die Tochter 
. zwei Mal in Limonade den Gifttrank, die Mutter 

* * r 

stirbt am 2« Mai. 1815* *. ^ 

Der Sterbenden . ruft ahnungsvoll ihr Gatte zaz> 
„in zwei Monaten bin ich bei dir.” . . • x 

Nun ist der breite Weg der Sünde gänzlich ge- 
ebnet. Johanne, die jüngste Tochter der Sun* 
derin, 1| Jahr alt, war ihr in ihrer Buhlerei am 
Hinderlichsten, sie reicht ihrem Kinde, auf Kuchen 

* i 

von seiner Grofsmutter Begräbnisfeier, den Arsenik 
mit Butter vestgeschmiert, und noch in dieser Nacht, 
• am 10. Mai 1815, stirbt das Kind. v . - 

Die Reihe kommt nun an die älteste 8jährige 
Tochter, Adelinej sie empfängt wenige Tage nach 
ihrer Schwester Tode, schon seit acht Tagen krank, 

i 

den. Butterkucben mit. Gift, aus der mütterlichen 
Hand, und stirbt am ,18. Mai 1815. „Deinen Drk- 

t * 

ten begleite ich nicht zum Kirchhofe,” sagte der 

Grolsvater zu. ihr, als er vom Grabe der Enkelin 

' * 

zurückgekehrt war, und er hatte wahr gesprochen. . 

Denn er, der Vater, ist am 28. Juni 1815 selbst 

0 

eine Leiche. Zwei Wochen nach Adelinens Tode 
fafste .die IV f. den Entschlufs zum Vatermorde. Sie 
gibt ihm, der ihr Gast ist, Suppe mit Gift, und er- 
schrickt vor dem Worte Pflege, als er ihr nach 
dem .Genüsse sagt: „wenn du mich so pflegst, 

/ f ' 

wirst du deinen Vater noch lange behalten«” Am 
andern Tage war er todt. ' 

Doch, ein Sohn, der einzige, ist ja der Mörde- 
rin noch übrig. Der 5jährige Heinrich fragt die 
Mutter zehn Wochen nach des Grofsvaters Tode: 
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.Mattet* *' warum nimmt dir der liebe Ooit 
alle deine Kinder ? Gift,. Gift, ist die stillschwei- 
gende Antwort. Sie reicht es dem Knaben y .und 
nach unsäglichen Schmerzen stirbt er am 22. Sepibr. 

1815 . *) ,v . 

Aeltern .und Kinder in einem Zeiträume von 5* 

Monaten alle verloren* „In demüthigem Anbeten r 
der dunkeln Wege der Fürseh ung,” weiß die Fleuch*« 
lerin , statt Verdachtes, allgemeines Mitleiden zu er- 
regen, während- sie sich selbst die Aeufserung ent- 
schlüpfen liefs, sie könne nun, bei ihrer Kinderlo- 
sigkeit, doch wieder als Jungfrau gelten. £+ Noch 

ist kein Jahr verstrichen, so erscheint höchst uner- 

% 

wartet, im Mai 1816; 'ihr Bruder, der, als ungera- 
thener Sohn umherirrend, längst der Gegenstand des» 
ält erlichen Kummers gewesen, zerlumpt und krüp- 
pelhaft in ihrem Hause, Dessen schämte sich die 
vornehme Dame, dazu die Furcht, den äherlichen 
Nachlaß (nach dem er noch nicht ein Mal gefragt 
hatte) mit ihm theilen zu müssen, und die Besorg- 
nifs eines neuen Hindernisses ihrer Ehe mit Gatt-' 
Fried. Schnell war somit ihr Entschluß gefaßt. In 
einer Sonntagsmahlzeit , aus Schellfisch bestehend, 
empfängt ihr einziger, ihr Zwillingsbruder, den ihr 
die sterbende Mutter empfohlen hatte, das Gift; und*' 
er stirbt, unter gräfslichen Schmerzen, am 1, Juni 

1816 . * 

„Nun ist sie sich allein überlassen. ” Gott« 


1 *) Dafs Milch Gegengift sei, wufste sie, und beinahe hätte sie 

ihrem Heinrich solches gegeben (S, 161.). 

* 


i 
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fried kommt im Sommer 1816 von einer seiner 
häufigen Geschäftsreisen zurück, und sein vertrauter 
Umgang mit: der Wittbe hatte* bald deren Schwan« 
gerschaft zur Folge. Abtreibungsmittel werden von 
ihr gebraucht. Gottfried will lange Nichts von 
der nun begehrten Ehelichung wissen, bis er end- 
lioh, durch Vermittelung eines Freundes, in diePro- 
clamation willigt, und schnell ward diese veranlagt. 
Aber das böse Gewissen der Mörderin machte de 

s 

fürchten: „Gottfried könne Etwas von ihren Tba- 
ten ahnen, er liebe sie nicht.” So bedurfte der 
Entschlufs v ■ sich von ihm durch Gift zu befreien, 
nur einer passenden Gelegenheit zur Ausführung, zu« 
mal auch eine neue Lieblingsneigung zu Hm. X«, 

t ' 

einem hübschen, reichen Manne, wohl schon da- 
* in als im Hintergründe stand. Gift erhielt also der 
Verlobte am Tage nach der Proclamation ; Erbre- 
chen und Diarrhoe fanden sich in wenigen Stunden 
mit furchtbarer Gewalt ein; auf dem Sterbebette 
läfst sich die Mörderin mit dem *V erlobten am 2. Juli 
1817 trauen / am 5. stirbt er. * * 

Am 2* Octbr. des nämlichen Jahres erfolgte ihre 
Niederkunft, doch das Knäblein war todt. „Ach!” 
rief sie, in Beziehung anf die oben angeführten Ver- 
suche, aus: „selbst raubte ich diesem kleinen Engel 
das Leben.” 

Der Ruf ihrer Wohlhabenheit, ihr vertraulich- 
gemüthliches , wohlwollendes Benehmen zogen bald 
neue Freier herben Aber erst im Jahre 1823 machte 
sie Bekanntschaft 'mit ihrem letzten Verlobten, dem 
Modewaarenhändler Zimmermann. Doch um 
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# » 

eine Heurath mit ihm war es ihr nicht zu thun, 
mehrmahls schon waren Mifshelligkeiten unter Bei" 
den entstanden. Ihrem Sinne stellte sich jetzt nur 

der Erwerb von Geldern durch des Verlobten Tod 

* * 

vor der Hochzeit als vorteilhaft vor. Eben als 

# 

, sie Darlehen von ihm erhalten hatte , war ihr Auge 
auf ein öffentlich zum Verkaufe ausgebotenes Gift 
gefallen, die s*. g. Mäusebutter, und sogleich 
liefs sie sich davon durch ihr Dienstmädchen Bete 
holen (der Vorrath aus dem mütterlichen Schranke 
, war nun erschöpft). Unter traulichen Gesprächen, 

und der Verabredung von Verlobungsbesuchen für 

* * 

den andern Morgen, reichte sie dem Verlobten auf 
Zwieback die erste Gabe Mäusebutter. . Aber nicht 
schnellen, Todes, sondern in Folge einer längeren - 
schmerzlichen Krankheit sollte Z. sterben, um für 

die * tausend Liebesbeweise seiner ihn pflegenden 

00 K » . 

Braut, ihn zu Verm acht nissen für sie zu veran- 
lassen. Bald nach der ersten, nicht tödtlichen Gabe 
erhielt er von ihr ein gebratenes Huhn (Küken) mit 
vergifteten Pflaumen, die sie selbst zubereitete. Auf 
sein wiederholtes Erkranken von ihm befragt: Ob 

sie Erbin seines Vermögens seyn wollte? lehnte sie 
Solches ab, und erinnerte ihn an seinen Bruder. Er 
sicherte ihr demnach nur das erblich zu , was er ihr 
geliehen hatte, und gab unter entsetzlichen Beäng- 
stigungen am 1. Juni 1823 seinen Geist auf. 

Noch während seiner Krankheit reichte sie ihrer 
Freundin Marie H. , welche den Z. öfters besuchte, 
wahrscheinlich,- um sie von diesen Besuchen abzu- 
halten, in der gastlich dargebotenen „Erquickung 




«56 


« »t • 


V . OL Vogel, 


for men Körper” eine* starke Dosis Mäusebutter, so 
dafsdie Freundin dem Tode nabe war , doch ihre 
starke Constitution behielt den Sieg. - . . 

• *. Der Schmerz der verwais eten Braut war inzwi- 
schen so grofs, dals sie denjenigen Prediger ihres 
Kirchspiels, der die meisten Zuhörer hatte, eine öf- 
fentliche Fürbitte um Trost von Oben ablegen 
liefs. — - 

* . y* einer, im folgenden Jahre (1824) unter- 
nommenen , Reise nach Hannover brachte die Ver- 
brecherin statt Ruhe nur grörs er e Schulden und Sor- 
gen nach Hause. Da trat ihr eine langjährige, durch 
mancherlei kleine Wohlthaten gewonnene Freundin 
entgegen,* Lucie Meyerholz, mit dem Erbieten, 
die seit Jahren für ihren alten Vater zusammenge- 
sparten Begräbniskosten und die da liegende näch- 
stens fällige Hausmiethe auf kurze Zeit vorzusdne- 
fsen. Mit diesem Erbieten beseelte die Mörderin der 

t 

Gedanke, weiche Vortheile der Freundin Tod ihr 
bringen könne, und innerhalb 24 Stunden war diese 
vergiftet. Mit Wein, auf Zwieback unter Butter 
empfing sie das Gift. In wütbender Pein starb sie 
am 25. Marz 1825. Der 80jährige erblindete Vater, 
der in der Tochter seine einzige Stütze verlor, ver- 
mifste nun auch die zusammengesparten Gelder, aus- 
geleert waren die Leinenschränke und manches An- 
dere fehlte. Die Mörderin \ aber behauptete noch, 
ihrer Freundin vor Kurzem 3 Louisd’or geliehen 
und nicht wieder erhalten zu haben. , 

Unter die dortmaligen Hausfreunde der Gott- 
f ri e d gehörte auch Johann M ose es.. Seit einem 
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Jahre an den Folgen wiederholter Vergiftung leidend, 
war 'dieser endlich . durch die . von der G. erhaltene 
liebevolle Pflege und Geschenke geneigt worden, sie 
zu. heurathen. Aber eben nun hielt sie seine Er- 
mordung für zeitgemäfs. Nachdem sie für Errich- 
tung eines Testamentes, worin sie bedacht war, mit 
tausend Schlangenkünsten gesorgt ; hatte, gab sie dem 
Geliebten unter Kufs und Thränen in gewohntem 
Gifte eine baldige Befreiung von unsäglichen Qua- 
len. Er starb am 5. Decbr. 1825. / 

Stets in Geldverlegenheit, beschlofs sie, ihr Haus 

Zu verkaufen. Es geschähe an den Rademacher Job. - 

* 

Christ. Rump ff.; Sie blieb jedoch im Hause woh- 

, • / 

nen, und wufste sich das Vertrauen der Rumpff- 
sehen* Eheleute so sehr zu erwerben , dafs sie einer 
mütterlichen Freundin gleich behandelt wurde: Aber 
die Giftmischerin wollte ihr Haus wieder haben. 
Motiv genug für sie zur Vergiftung der Rump ff- 
schen Eheleute. Am 6. December 1826 wurde die 
Rumpff entbunden. Die ^Wöchnerin befand sich 
vollkommen wohl, als sie nach ^em Genüsse einer 
von ihrer sie so treu pflegenden „Tante Go t tfrieA 1 ’ 
bereiteten Hafersuppe plötzlich und unter allen 
Symptomen einer Arsenik Vergiftung erkrankte. Eine 
zweite Vergiftung durch Mäusebutter, die stets vor- 
‘räthig war, folgte.* Die Rumpff starb am 15. Tage 

nach der Entbindung, am 22. Decbr. 1826. 

♦ 

Nun begann- die bei Gottfried, Zimmer- 
mann und Mosees so erfolgreich angewandte me- 
thodische Krankmachung des Rumpff durch Gift, 
wovon später mehr.' ; 
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* i 

. * Wahrend dieser Scenen mit Rump ff vollführte 

die V erbrecherin , in ihrer fortdauernden Geldnotb, 

• y 

die Ermordung ihrer langjährigen treuen Magd und 
Freundin Beta, nun verehelichten Schmidt, deren 
Gatte, nach Grönland gereist, seiner Frau, wie Jene * 
wulste, zu ihrer bevorstehenden Niederkunft, ‘gegen 
50’ Thlr. baares Geld zurückgelassen hatte. Schon 
vor der Entbindung gab sie der täglich zu ihrer Be- 
dienung kommenden jungen Frau den Rest ihrer 
vorräthigen Mäusebutter. Am 22. Apr. 1827 erfolgte 
die Entbindung, und 9 Tage lang war die Wöchne- 
~* rin .vollkommen wohl. In einer Hafersuppe und 4 
Tage später in einer Kirschsuppe reichte ihr die 
Gottfried, die Pflegerin ihre Beta, das Gift. .Von 
. der Kirschsuppe gab man arglos auch der 3jährigen 
Tochter der Schmidt, .und unter gräfslichen Qua- 
len starb das Kind .am 13. Mai auf dem. Bette der 
kaum noch lebenden Mutter. Zwei Tage später 
war, nach langem Todeskampfe, auch diese eine 
Leiche. Fünf und zwanzig Thaler, als der Bestand 
in der Schmidt sehen Gasse, sind die Frucht die- 
ses Mordes gewesen. » 

Doch schon brütete ein mehr einträglicher Raub- 
mord in der Seele der Verruchten. Ihrem väterli- 
eben Freunde (Oheim?), Beschlagmeister Fri edr. 

Kleine zu Hannover, war sie 800 Thlr. schul- 

* • • 

dig, an deren Zahlung er sie, beim Verkaufe ihres 
Hauses, erinnerte. Sie nahm sich nun vor, selbst 
nach Hannover zu reisen , unter Bezahlung von 
etwa 300 Thalern , Nachsicht in Ansehung des Re- 
stes zu erhalten, dann aber den Vater Kleine und, 

/ wo 
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» 

wo möglich, auch seine Kinder zu vergiften, um 
* von Rückzahlung ihrer Schuld wenigstens fiir's Erste 
beireit zu seyn. Anfangs Juli 1827 trat sie, mit ei- 
ner vollen Krücke Mäusebutter im Koffer, die Reise 
an, wurde bei Kleine, wie früher schon, freudig 
und herzlich empfangen; doch wünschte Kleine, 

den Rest des Vorlehens im October zurückzuerhal- 

• « 

ten. Sie dachte sich nun „aus seinem Tode Vor» 
theil zu ziehen.” Wie? weifs sie selbst nicht;' aber 
schon am 17. Juli, wo dem Vatet Kleine sein 
Frühstück, wie gewöhnlich bereitet* werden sollte, 
erbot. sie sich dazu, und bereitete ibm rohen Schin- 
ken, Pfeffer, Salz* und Mäusebutter. Kaum hatte 
der Greis 1 die Hälfte genossen, so .befand er sieh 
schon » unwohl. * . Heftiges . Würgen und Erbrechen, 
folgte, unter namenlosen Qualen gab er am 24. Juli 

1827 seinen Geist auf. r .* 

« 

Schon am folgenden Tage Mittags wurde auf 

» 

den Genufs einer von . der Gottfried bereiteten 
Hafersuppe der Sohn* Kleine mit , allen übrigen 
Hausgenossen vom heftigsten Erbrechten befallen ; die 

Ausleerung des Giftes war ihre Rettung. 

* « 

Nicht ohne die herzlichsten Liebesbeweise und a 
Danksagungen von Seiten der trauernden Familie 
schied die Mörderin aus ihrer Mitte. 

In Br.emen . angekommen , wandte * sie nun 
von Neuem ihr Augenmerk auf die beabsichtigte 
Wiedererlangung des Hauses. Rump ff erhielt von 
Zeit zu -Zeit Mäusebutter in Gemüfsen u. a., und 
erkrankte sehr oft und heftig. Doch — hier sollte 
den Unthaten der Mörderin ein Ziel gesetzt werden» 
20 . Band. 18 
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Ein Stück Speck, in Rampff’s Efsschrank'e anfbe- 
wahrt , und von der Mörderin mit Mäusebutter ver- 
giftet, wurde an ihr zura Verräther.. Sie hatte sol- 
; ches auf der untern Seite bestrichen, und in dieser 
Lage gelassen, während von Hump ff die Schwarte 
nach unten gekehrt war. Die.. Veränderung dieser 
Lage fällt ihm auf , er betrachtet den Speck nähere 
und* findet daran, wie- früher schon jm Salat und 
Bouillon , weifshche Körner.' »Die Mörderin erklärt 
auf Vorzeigung das Weifte für FettL .Der Hausarzt, 
davon in der Stille m Kenntnif» gesetzt , läfst die 
verdächtige Substanz durch einen Chemiker untere 
suchen, - man findet -eine nicht unbedeutende Bein»* 
schung Arsenik, und macht am folgenden Tage, den 
6. März 1828/ dem Criminalgerichte die Anzeige; 
Es war am Geburtstage der Mörderin, und auch. an 
diesem Tage noch wurde sie •— das Bevorstehende 
wohl ahnend — verhaftet; Sie nahm einen Rest 
von der Mäusebutter mit in’s Gefangnifs, aber ver-» 
geblich rang sie mit dem Entschlüsse der Selbst- 
ir er gi f t un g ; höchstens mochte sie Wenige# genos- 
sen haben, Man fand die entleerte Krücke inner- 
‘halb des Bettes.' 4 Nach- wenigen Tagen, während 
welchen die Phantasie der 'Verbrechern! selbst ffff * 
die quälendsten Bilder und Erscheinungen gescbaffei* 
hatte, erfolgte, getrieben von jener- entsetzlichen 
Angst eines bösen Gewissens, " Bekeimtnifs auf Be-‘ 
kenntnifs. ** r ‘ -o*' .b i». 


Am 17. Sept. 1830 geschah ihre Verurtheilung. 
Das Obergericht zu Bremen erkannte : ** - • 1 +• - 

'die Inquisitin^ küfser mehftfm TJiebstählefc; Be- 
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trügereien * und Meineiden , *) so wie der ver- 
suchten Abtreibung der Leibesfrucht! für über- 
führt und geständig i 

1) ihre beiden Aeltern, ihre drei* Kinder , ih» 
ren ersten und zweiten Mann, ihren Bräu» 
tigam Zimmermann, die Lucie Meyerholz,' 
den Johann Mosees, die Rademachersfrau 

• * Rumpff, die Küpersfrau Schmidt, sämmtiich 
zu Bremen, dann den Beschlagüneister Kleine 
zu Hannover vorsätzlich mittelst Gift getöd- 
tet — • auch den Tod der Elise Schmidt 
durch eine, wenn auch nicht erweislich 
vorsätzliche, Vergiftung verschuldet zu ha* 
ben, 

2) dem Rademacher Rumpff in der Absicht, 

um ihn zu tödten, wiederholt Gift beige* 
bracht — und dadurch eine bedeutende Ge- 
sundheitsstörung bei ihm verursacht so 
wie endlich - m 

8) vielen andern Personen vorsätzlich, wie 
wohl ohne die erweisliche Absicht zu töd- 
ten, mit. mehr oder minder nachtheiligen 
Folgen für ihre Gesundheit **), Gift gege* 
ben zu haben, 

und verurtheilte sie, in Gemäfsheit der peihl» 

G» O. Art. 130* «■** und unter Berücksichtigung 

♦ _ 

der mildern Grundsätze des heutigen Gerichts* 
18 * 

*) Einsender dieses hat der minderen Verbrechen, tim nicht zu 
weitläufig zu werden, nicht umständlicher erwähnen wollen* 
**) Wir beziehen uns hier auf Note *)» 


t 


• I 

* 

• 262 : F. L. VogeJ, „ « 

* A 

I 

gebrauches, zum Tode 'mittelst des 
- i Schwertes, 

Es ist hier nicht der Ort , psychologische Be- 

• \ » 

merkungen über die Unglückliche anzustellen, die 
zu einem höllischen Ungeheuer geworden, nicht der 
Ort, Vergleichungen zwischen ihr * und ähnlichen 
Verbrecherinnen *) zu versuchen,' obschon die Er- 
gebnisse davon höchst merkwürdig seyn dürften. 
Aber einige wenige Aeufserungen der Inquisitin über 
ihren Seelenzustand bei ihren Unthaten beizufügen, 
sei uns noch erlaubt , • z, E. : „ Mir war gar nicht 
„schlimm bei dem Vergiften zu Muthe; ich konnte 

„das Gift ohne die mindesten Gewissensbisse und 

» * 

, „mit voller Seelenruhe geben; ich hatte gewisser- 
«„mafsen Wohlgefallen daran; ich konnte mit Lust 
„Böses thun.” (S. 244.) „Zuweilen war ich Mo- 
„nate lang von dem Triebe , j Etwas zu geben, frei; 
„dann kam aber wieder eine Periode, wo ich mit 
„dem Gedanken auf wachte: „„wenn die oder die 
„Person kommen sollte, sollst du ihr Et was geben?”” 
„Am Häufigsten gab ich die Mäusebutter Personen, 
„die mich allein besuchten, wo ich dann am Hau- 

* i 

„figsten den Trieb fühlte; ich wunderte mich selbst, 

' * 
i 

r 

9 f * 

*) Wer sollte sich hier nicht erinnern an Maria Margaretha ' 
Marquise v. Bri n villi er, geb. v. Anbray (16T6) s. v. Pi- 
taval in s. Rechtsfallen Th. I., oder an die G. R. Ur- 
sinus zu Berlin (1803) s. Bekenntnisse einer Giftmischerin. 
Von ibr selbst geschrieben. Berlin 1803., oder an Anna 
Margaretha Zwanziger, geb. - Schönleben aus Nürnberg, 

». v. Feuerbach Actenmäfsige Darstellung merkwürdiger - 
Verbrechen. Giefsen 1828. Th. I. Beite 1 ff. . 

s * 

» »» # 

. \ 
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„dafs die Sache immer unentdeckt blieb.” (S. 251.) 
Ja, sie wähnte mit Vervielfältigung ihrer Vergiftun- 
gen die Unruhe ihres grauenvollen Innern zu zer- 
streuen. Als am 31.' Jan. 1828 eine Freundin mit 
ihrem eilfjährigen Pflegesohne sie besuchte, reicht 
sie diesem vergiftetes Butter brod in demselben Au- 
genblicke, wo sie ihre Freude an dem „wahren Jo- . 
hanniskopfe” des Kindes ausgesprochen hatte, mit 
der Frage: „Was meinst du, Marie! wenn du den 
Knaben einmal verlieren müfstest?” Der Knabe er- 
krankte schwer. 

Nach 3' Wochen war einer seiner ersten Gänge 
zur „Tante Gottfried.” Sie empfing ihn liebko- 
send, beklagte seine Leiden, und erquickte ihn mR 
— vergifteten Pflaumen.* Seine Krankheit erneuerte 
sich mit aller Stärke, doch er trug das Leben da- 
von. — So erhielt ein Mädchen, das ihr zum Ge- 
burtstage Glück wünschte, auf der Stelle den Dank 
in — einer Gabe Mäusebutter; und solcher Züge 
könnten noch viele angeführt werden. 

Doch — um nicht unsern beschränkteren Ge- 
sichtspunct zu sehr aufser Augen zu verlieren, keh- - 
ren wir zu deA Verf. zurück, der die erfreuliche 
Versicherung gibt, dafs ein 2. Theil die Geschich- 
te der Gottfried während ihrer Gefangen- 
schaft liefern wird, enthaltend unter Anderem die 
Visionen und Träume der Verbrecherin, ihren Ent- 
schuldigungsplan, Beleuchtung des CriminaL 
verfahrens, die V ertheidigun gsschrif ten 
und deren gerichtliche Bestreitung, Be- . 

kehrungsgeschich te, Endurtheil u. s. w. 
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So werden wir dann erst Veranlassung finden, 
das Interessante des Rechtsfalles, vielleicht auch 
besonders in Ansehung der Erhebung des Thatbe- , ' 
Standes, herauszuheben, und zu beleuchten, boffent-» 

lieh aber auch Gelegenheit dadurch erhalten, die 

% ' ® 

Behörden und Aerzte zu Bremen von einem Vor-» 
würfe gereinigt zu sehen, der wenigstens zur Zeit 
noch schwer auf ihnen lasten möchte. Unverant** 
wörtlich scheint es nämlich zu seyn, mit welcher 
Leichtigkeit dort das , verruchteste aller Verbrechen 
Jahre lang unent deckt sein Unwesen zu treiben ver- 
mag, und sein Werkzeug — - das Gift erhalten kann. 

Woher die Mutter der Giftmischerin eine so bedeu-» 
tende Portion Gift erhalten haben konnte (S. 128, 

1510* ist unbekannt; aber eben so unbegreiflich 
bleibt es, wie man gestatten konnte, in „wöchent- 
lichen Nachrichten” das Gift (die s.. g,' Mäusebut-* 

•' ^ j 

ter) öffentlich zum Verkaufe auszubieten, und sol-* 

✓ , h - 
ches an jeden Dienstboten abgeben zu. lassen, ohne 

dafs, auch nur nach dem Namen der Käuferin ge- 
fragt wurde! (S. 217.) Uufafslich bleibt es, wie To- 
desfälle, welche so rasch auf einander folgen, wie 
die im Hause der Verbrecherin* die in dem Zeit- \ 
raume von 1813 — -1827 nicht weniger als dreizehen" 
Särge bestellt hatte, die Aufmerksamkeit der Behör- 
den nicht erregen konnten. Eine Todtenbeschau- 
anstalt mufs, in jenen Jahren wenigstens, zu Br. 

, unter dio unbekannten Dinge gehört haben. Unser 
Yerf, selbst fühlt diefs,.\venn er S, 2 sagt: „Mehr 
„als 30 „ Vergiftungsfälle in 'der Nähe der Verbre- 
i 9 cherin hätten wohl den ausgezeichnetesten Aerzten, 
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„welche sie meist selbst herb eigeruf en, so 
„wie die Aufmerksamkeit der Policei- und Criminal- 
„ behörden Bremens nicht entgehen können , wenn 

„das öffentliche Urtheil die Urheberin nicht über 



„jeden - Verdacht erhaben geachtet hätte.” Doch, 
damit scheint Wenig gesagt zu seyn. Abgesehen von 
der Leichenbeschau, hätten wohl die „ausgezeich- 
netesten Aerzte” durch die — überdiefs sich immer 
gleich bleibenden — Symptome der Krankheit und 
durch die Beschaffenheit der Leichen aufmerksam 
gemacht — und zu Sectionen und Anzeigen bei den 
Behörden veranlafst werden können. — Von dem 
Tode der Gattin wollte sich der alte Timm, als sie 
schon im Sarge lag, nicht überzeugen, der Arzt be- 
lehrte ihn mit einem Spiegel, sie sei nicht schein- 
iodtj doch wurde die Beerdigung noch ausgesetzt, 
mehr geschah nicht (S. 156). Der Arzt, der den 
Bruder der Mörderin in seinen letzten Tagen behan- 
delte, somit auch Zeuge der Erscheinungen war, 
welche auf eine Vergiftung folgen, und den sie für 
seine Bemühungen nicht belohnt zu haben fürchtete, 
wurde eben so wenig aufmerksam (S. 168). Das 
Nämliche gilt von dem Tode Zimm ermann’s (S; 
175). Des Sohnes Leiche wurde — „weil die schnelle 
Folge so vieler Todesfälle zu auffallend/ gewesen 
sei” — auf Anrathen ihrer Freunde sogar geöffnet,, 
und des Arztes Ausspruch ging, wahrscheinlich ohne 
das Innere der Eingeweide untersucht zu haben, da- 
hin; „das Kind sei an einer Verschlingung der 
Eingeweide gestorben.” — (S. 162.) Höchst auffal- 
len mufs.es, wenn der die Meyer holz behandelnde 
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Arzt, der die Reiche zu öffnen verlangte, sich mit 

der Verbrecherin Worten: „er komme zu spät, die 
Leiche habe platzen wollen und eine schleunige Ein- 
sargung verlangt” (S. 245) begnügte, -statt gerade 
durch solche nur aufmerksamer zu werden. — Ue- 
berhaupt läfst uns der Verf. bei den meisten Fällen 
darüber ungewifs, ob ein Arzt zugezogen worden, 
wenn schon er (S. 168) anführt: die Mörderin habe 
selten oder nie (?) zwei von ihr Vergiftete nacli 
einander von einem Arzte behandeln lassen. Also 
zuweilen kann es doch geschehen- seyn! Und das 
war ja wohl auszumitteln. Doch — wie gesagt — 
wir wünschen und hoffen, im 2. Theile hierüber 
volle Beruhigung, oder wenigstens die Nachricht zu 
erhalten, dafs durch diesen gräfslichen Fall Policei- 

und Sanitätsbehörden zu Vorbeugungsmafsregeln für 

% 

alle Zukunft veranlafst worden seien. Wir sehen 
daher auch in dieser Hinsicht dem baldigen Erschei- 
nen des 2. Theiles mit Verlangen entgegen. ■ V» 


/ V 

Die Amortisation verlorener, oder sonst ab-' 
banden gekommener Schuldurkunden, nach* 

• gemeiner deutscher Praxis, mit Berücksichtigung 
deutscher Particulargesetze, besonders in Betreff 
der auf den Inhaber (au porteur) gestellten 
, Staats- und öffentlichen Creditjpapiere , theoret. 
und prakt. erörtert von C. Schümm, Königl. 
j. . . Würtemb. Oberjustizrathe. -• Heidelb. bei J. C. 
B. Mohr, 1830. .,190 SS. gr. 8. und Anhang 
von S. 192 — 236 , mit Nachtrag auf S. 236 , 

* m 

* 

' i « / ' * ' ' 
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' r und InhaltsverzeichniTs bis S. 239 incl. t (Preis : 
1 Thlr.) J 


m 

Die Absicht des Hrn. S., der Materie , welche 
den Gegenstand dieser Abhandlung ansmacht, eine 
besondere wissenschaftliche Bearbeitung zu widmen, 

welche derselbe schon früher in zwei einander er- 

* / 

gänzenden Aufsätzen im 2. Bande der von Hof- 
acker herausgegebenen „Jahrbücher der Gesetzge- 
bung und Rechtspflege lm Königreiche Württem- 
berg* geliefert hatte, und nunmehr völlig umgear- 
beitet dem größeren Publicum voxlegt , verdient 
volle Anerkennung, da der Gegenstand viele interes- 
sante Seiten darbietet, welche sich eben darum zu 
einer besonderen Abhandlung sehr wohl eignen. 
Dm System des Verfs. ist folgendes. Die ganze 
Abhandlung zerfallt in zwei Abtheilungen. Die 
erste Abtheilung handelt von der Amortisation ver- 
lorener oder vermifster Schuldurkunden überhaupt 
(S. 7 — 140), nämlich von Begriff, Gegenstand, 

Zweck und Grund der Wirksamkeit der Amortisa- 

» » « 

tion (S. 7 — 20), von deren Wirkungen rücksichtlich 
der einer Schuldurkunde beigesetzten Intercessions- 
und Cessions- Urkunden (S. 20 — 22), von der Le- 
gitimation zur Sache (S. 23 — 26), von öffentlicher 
und Privat -Amortisation (S. 26), von den Fällen, in 
welchen öffentliche, aufsergerichtliche oder gericht- 
liche, Amortisation nothwendig sei, oder gefordert 
werden könne (S. 26 — 39), von Amortisation der 
au porteur gestellten Urkunden, und zwar von dem 
Begriffe und der rechtlichen Natur dieser Schuld- 
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b riefe (S, 89 — 57) , von. deren Vindication {S. 57 
bis 69) und Amortisation (S. 69 — 80), von Vindi- 
cation und Amortisation der auf den Inhaber ge- 
stellten Zinsabschnitte und Zinsleisten (S. 81 — 85), 
von Amortisation der Papiere au porteur nach Par- 
ticulargesetzen , von Baiem, Württemberg, Frank- 
furt, Oestreich, Preufsen, Sachsen, Hannover, Kur- 
hessen, Hessen - Darmstadt , Baden und Bremen 
(S. 85 — 115), worauf einige Bemerkungen für die 
Gesetzgebung in Betreff dieser Lehre folgen (S. 115 
bis 131) und zuletzt von Amortisation der Wechsel 
geredet wird (S. 131 — '139). Die zweite Abthei- 
lung handelt von dem gerichtlichen Urkun- 
den- Amortisations-Verfahren (S. 141 — 190), 
nämlich vom Principe" und Gegenstände der gericht- 
lichen Urkunden - Amortisation» (S. 141 — 154), von 
dem Subjecte (S. 154 — 158) und Gerichtsstände (S. 
158 — 161), von der Legitimation zur Sache und 
zum Procefse (S. 161 — 166), von der richterlichen 
Verfügung auf das Amortisationsgesuch, Edictalla- 
düng (S. 167 — 176), insbesondere wenn. sich der 
Inhaber der Urkunde meldet (S. 177) und von der 
Ungehorsamsbescbuldigung (S. 178 — 179), von Fäl- 
lung und Bekanntmachung des 'Erkenntnisses und 
dessen Mittheilung an den Imploranten (S. 180—182), 
von den Wirkungen (S. 182 — 184) und der Rechts- 
kraft dieses Erkenntnisses und den Rechtsmitteln ge- 
gen dasselbe (S. 184 — 190), endlich von den Ko- 
sten (S. 190). * 

Die Durchführung dieses Systems ist unge- 
fähr folgende. 


\ ' ✓ 
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\ 

Die Gesetze geben dem Schuldner das , Hecht, 
nach geleisteter Zahlung vom Gläubiger Zurückgabe 

N 

des diesem ausgestellten Schuldscheins zu fordern, 
welcher diesem nicht mehr nützlich ist, dessen Rück* 

- gäbe für jenen aber eine Rechtsverrauthung dafür, N 
dafs die Schuld wirklich getilgt sei, erzeugt; kann . 
aber der Gläubiger den Schein nicht zurückgeben* 
weil er ihm abhanden gekommen, so mufs !er dem 
Schuldner ein Surrogat dafür anschaffen, und das 
leichteste Mittel, zu diesem zu gelangen,, ist die 
Amortisation des Scheins, so dafs nur dann An- 
schaffung von Realcaution gegen doppelte Zahlung ' 
nöthig wird, wenn der Gläubiger den Verlust nicht 
bescheinigen oder wenigstens nicht eidlich bekräfti- 
gen und , neben der Quittung über geleistete Zah-> * 
Jung, in einer besonderen Urkunde den verlorenen 
Schein für erloschen und kraftlos nicht erklären will. 
Gleiches gilt , wenn dem Gläubiger ein neuer 
Schuldschein, mit oder ohne privative Novation, 

4 * 

ausgestellt werden soll, Gegenstand der Amorti- ’ 
sation ist die Schuldurkunde als Beweismittel .dafür, 
dafs die in derselben ausgedrückte Verbindlichkeit 
'noch bestehe, mithin als - Gegenbeweismittel gegen 
die Einrede der Tilgung der Schuld , oder wenn ein ’ 
nur vorläufig ausgestellter Schuldschein verloren ge- 

- V * 

gangen, die Schuldurkunde als Beweismittel dafür, 
dafs die darin ausgedrückte Verbindlichkeit wirklich 
; existent geworden sei, deren Zweck aber entweder 
Anschaffung eines Aequivalents für die nicht mehr 
mögliche Zurückgabe des Scheins, unter Befreiung 
des Gläubigers von Gautionsleistung, oder Sicherste!^ 
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lung dessen Ausstellers, wenn die darin ausgedrückte 
Verbindlichkeit gar nicht zu Stande gekommen oder 
getilgt ist; endlich’ ist deren rechtliche Wirk- 
samkeit darauf gestützt , dafs ein Schuldner sei- 
nem bekannten Gläubiger Zahlung leisten mufs, und 
gegen ' den etwaigen Cessionar oder sonstigen Be- 
rechtigten vollkommen geschützt ist, wenn er jenes 
gethan hat, da er von dem Rechte des letzteren keine 
gesetzmäfsige Kenntnifs besafs. Auf die einem Schuld- 
scheine angehängte Bürgschaftsurkunde hat die 

v • • 

Amortisation desselben nur in so weit Einflufs, als 
die Mortification in E,olge rechtsgiltiger Tilgung der 
Hauptforderung, oder weil diese gar nicht existent 
geworden, geschieht, auf eine darauf gesetzte Ces- 
sionsurkunde aber gar keinen/ Erste Bedingung 
für Ausstellung eines Mortificationsscheins ist des 
Ausstellers Legitimation zur Sache dem 
zahlenden Schuldner gegenüber,' welche ein dritter 
Interessent nur in so weit hat, als er statt des Gläu- 
bigers zur Zahlungsforderung berechtigt ist. Hat 
sich der Gläubiger mit einem Privatschuld- 
scheine begnügt, so mag auch der Schuldner mit 
einem privatim ausgestellten Mortifications- 
* scheine zufrieden seyn; anders aber bei unter öf-* 
fentlicher Autorität, yor Notar und, Zeugen, 
oder vor Gerichte gefertigter Schuldbriefen. Wo 
die Civilgesetze die öffentliche, oder insbesondere* 
die gerichtliche Amortisation der auf Namen 
gestellten Schuldurkunden nieht fordern, da kann 
gerichtliche Amortisation' gar nicht, öffentli- 
che, aufsergerichtliche, d. h. die Ausstellung 
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* \ r • ' , 

einer öffentlicheh Amortisationsurkunde . aber nur 

* ' m i 

dann gefordert werden, wenn die zu amortisiren- 
de Schuldurkunde eine öffentliche ist; Schuldur« 
künden au porteur, welche vom dritten redlichen 
Besitzer nicht vindicirt werden können, sind dage- 
. gen zur Amortisation gar nicht geeignet. Von 
Zinsscheinen und Zinsleisten au porteur in Bezie- 
hung auf die Zinsen gilt dasselbe, wie von Schuldr 
papieren au porteur. Die Unanwendbarkeit des ei- 
gentlichen UrkundenrAmortisatio$s-V erf äh- 
ren s auf Papiere au porteur wird von den vorzüg- 
lichsten deutschen Gesetzgebungen unterstützt. Eben 
so wenig kann ein verlorner, noch nicht verjährter, 
Wechsel gericht- oder aufsergerichtlich amortisirt 
werden , . während hinsichtlich erweislich erst : nach 
eingetretener Verjährung der Wechselkraft verloren 
gegangener Wechsel das. .gewöhnliche Urkunden* 
Amortisations-Verfahren * Statt findet. ; Die eigent- 
liche . Urkunden - Amortisation hat also zum Gegen-; ^ 
stände nur diei: Schuldurkunden als solche,; «!, h»; 
als Beweismittel* dafür ,v dafs ,die darin bekannte 
Schuldexistent geworden oder noch nicht getilgt sei, 
und zwar nur gemeine Schuldbriefe, d. h, die auf 
den Namen des Gläubigers lauten. Was nun das , 
summarische gerichtliche U rkunden - Amor* 
tisations -Verfahr en,;, betrifft, : so ist nächster 
Zweck der. Edictalladung Herbeischaffung des ver- 
mifsten Documents, oder Begründung, des formal 
rechtlichen Anspruchs, wodurch dasselbe, weil sich 
in Folge der. Ladung ein, Inhaber nicht gemeldet, 
für kraftlos erklär^ wird; mit Erreichung des einen 
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. oder andern dieser alternativen Zwecke ist das Amor- 
tisations-Verfahren beendigt; denn meidet sich «in 
Inhaber auf die Ladung, so haben beide Theile die 
Entscheidung des Streits über besseren Anspruch bei 
dem zuständigen Richter durch die geeigneten Rechts- 
mittel zu erwirken; eine Aufforderung zur Klage, 
welche Androhung des Verlustes derselben begrün- 
dete, ist in der Edictalladung nicht enthalten. Wird 
Amortisation vom Gläubiger gesucht, um Zahlung 
vom Schuldner fordern zu können, so muls Einhän- 
digung des ansgefertigten Amortisation* -Erkenntnis- 
ses an den Schuldner durch den Gläubiger, oder 
mit dessen Vorwissen , hinzukommen» Subject bei 
diesem -Verfahren kann» iejn der Gläubiger oder 
, dessen bekannter Rechtsnachfolger, . um von dem 
Schuldner entweder Zahlung oder einen neuen 
* Schuldschein zu erhalten, ferner der- Schuldner, 
wenn ihm der Schuldschein vor dessen Behändigung 
an den Gläubiger, oder nach erfolgter Zurückgabe, 
abhanden gekommen ist,: oder ein dritter ln* 
t er essen t, statt des Gläubigers, namentlich Pf an d- 
gläühiiger, jedoch- aus eigenem Rechte nur in 
so »weit, -als er vom Schuldner seines Schuldners 
Zahlung fordern kann;*» statt des Schuldners kann 
der Bürge um Amortisation der Schuldurkunde in 
. der Regel in dem Falle bitten, wenn er die Schuld 
bezahlt hat. Zum Verfahren» ist derjenige Richter 
zunächst competent, *vor welchem das vermifne Do- 
cument zur Geltendmachung der» darin beurkunde- 
ten Forderung gegen den Schuldner prodacirt wer- 
den muls; doch kann auch das von mehreren Ge* 
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setzen für zuständig erklärteGericht des Imploran- 
ten anerkannt: werden, . oder nach Umständen «der 
besondere Gerichtsstand, z. B. des Contracts oder ein 
privilegirter des Schuldners; bei verlornen Hypothek 
kenbriefenist aber in der Regel nur der Richter der 
gelegenen Sachen competent. In dem Amortisation** 
gesuche hat Implorant den gehabten Besitz und detl 
Verlust der 'Urkunde, oder den Besitz seiner Aucto- 
ten , so viel* wie möglich darzuthun, und die Urkun- 
de genau zu beschreiben ^ oder 1 deren Abschrift bei- 
zubringen; ein Rechtsnachfolger des ursprünglicher* 
Gläubiger« hat * rechtsgenügend nachzuweisen , dafs 
und .wie die Forderung auf ihn übergegangen sei; 
lö^wie ein Mandatar oder Curator sein Mandat oder 
Curatorium vorzolegen; auch ist zur Beschleunigung 
des* Verfahrens Vorlage einer Erklärung de« dem Ge* 
suche- entsprechenden Schuldners in glaubhafter Form 
rät Mich. Bittet der Schuldner um Amortisation 


eines noch nicht hinaus gegebenen oder ihm zurück- 
gelieferten Schuldscheins, so hat er zugleich die be- 
stimmende Erklärung des Gläubiger« urkundlich bei- 
zubringen, was eben so vom Bürgen gilt, während 
ein dritter Interessent* an der Stelle des Gläubig 
gers,- aufser * seiner Legitimation, die bestimmende 
Erklärung dieses und des Schuldner« anzuschaffen- 
hat* -‘Vor Erlafs der Edictalladung hat der Rich~ 
ter zu prüfen; ob er competent und jeder Theil ge- 
. hörig legitimirfr, ob die Schuldurkunde im Gesuche 
überall gehörig beschrieben, und deren Verlust be- 


sch einigt/ oder doch glaubhaft sei, und dafür zu 
sorgen, dMsmöglichste Sicherheit erlangt werde ;die 
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dem Imploranten zn 'notificirende Edict alladung 
selbst mufs enthalten Namen, Stand und Wohnort 
des Imploranten, dessen Eigenschaft als Gläubiger 
oder Schuldner u. s. w. und kurze Begründung sei- 
ner Sach- und Procefs- Legitimation, genaue Be- 
* 

Schreibung der Urkunde, die in der Person des 
Schuldners und Gläubigers, und an der Schuld seit 
Ausstellung der vermilsten Urkunde vorgegangen en 
Veränderungen, Aufforderung an deren unbekannten 
Inhaber, sie innerhalb einer bestimmten Frist ih m, 
dem [Richter, vorzulegen , unter Androhung, dafs 
die Urkunde sonst, für kraftlos, erklärt werde. Mit 
der Anmeldung dieses Inhabers hört des Amortisa- 
tion# - V erfahren , auf ; sonst erfolgt, gewöhnlich auf 
Anrufen des Imploranten, das Amortisations -Erkennt** 
pifo von gehörig besetztem Gerichte, 'Welches' dem 
Imploranten in förmlicher Ausfertigung insin uirt und, 
eben so wie die Edictalladung , bekannt gemacht 
wird* , Dieses Erkenntnis hat alsdann , wenn der 
Schuldner wegen Verlustes des Schuldscheins , oder 
der Gläubiger in Folge bereits erhaltener Zahlung, 

4 * ** 

um Amortisation bat, sofort die Wirkung, dafs es 
die Steile wirklicher Zurückgabe des Schuldscheins 
von Seiten des ~ Gläubigers vertritt, in dem Falle 
aber, wo vom Schuldner Zahlung oder ein neuer 
Schuldschein verlangt werden will, erst dann, nach- 
dem die Einhändigung des Erkenntnisses an den 
Schuldner durch den Gläubiger oder mit dessen Ein- 
willigung erfolgt ist; wurde dagegen um Amortisa- 
tion eines vor der Behändigung an den Gläubiger 
abhanden gekommenen Schuldscheins zum Zwecke 

der 
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der Ausstellung eines neuen, oder nach bereits er- 
folgter Behändigung eines neuen Scheins von der 
einen oder anderen Seite gebeten , so vernichtet das 
Erkenntnils den alten Schuldschein. Das Erkennt- 
nis ist von der Publication an rechtskräftig, 
und kann nur wegen Nichtigkeit angefochten 
werden. Läuterung ist blofs denkbar, wenn Amor- 
tisation eines Theils der Schuld blofs nachgesucht 
wurde, und das Erkenntnils in so weit undeutlich 
erscheint. Die Kosten des Verfahrens trägt der Im- 
plorant. 

Wie überall, so ist auch hier Meinungsverschie- 
denheit im Einzelnen nicht zu vermeiden; manmufs 
jedoch gestehen, dafs Hr. S. durch, vorstehende Aus- 
führung sich den Dank aller Männer von Fache in 

vollem Mafse verdient habe. Dafs ich v. Gönner’# 

0 

Ansicht von au porteur Papieren nicht überall und 
durchgängig genehmigen kann, muls ich hier wie- 

— 

derholf bemerken; ich habe jedoch in der 2. Aus- 
gabe des Verkehrs mit St. P.," §. 35., keineswegs 
blofs eine Verkehrsnatü r dieser Papiere behaup- 
tet, sondern wörtlich gesagt: dieselben sind Gegen- 
stand des Verkehrs geworden, und haben seitdem, 
eine Verkehrsnatur angenommen, die bei Wei- 
tem wichtiger, als jene a 1 1 g em ei n e r e ist, 
und dafs ich sie als Waare und nur als solche 
behandelte, erklärt sich einfach daraus, weil ich 
über den Verkehr mit Schuldpapieren au porteur 
schreiben wollte , v wie schon durch den Titel meiner 
Schrift, und durch viele Stellen in ihr selbst, deut- 
20. Band. '19 
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lieh genug angezeigt wird. Meine Ansicht von .Vin- 
dication und Amortisation der Staatspapiere 
au porteur , hinsichtlich welcher Hr. S. mich einer 
Inconsequenz beschuldigt, werde ich gegen diesen 
Vorwurf an einem anderen Orte gelegentlich zu ver- 
theidigen suchen, indem diese Vertheidigung keines- 
wegs zur Beurtheilung der vorliegenden Schrift ge- 
hört , und zu weit abführen würde. Von derZwedfc- 

« 

mäfsigkeit des v. Gönne r’schen Verfahrens bei Ver- 
lust einer au porteur Schuldurkunde in der Person 

. * 

des Gläubigers habe ich mich niemals überzeu- 
gen können, finde es vielmehr, mit Hrn. S. r unge- 
mein weitschweifig und kostspielig, dabei auch un- 
klar; was dieser S. 129 ff. über einen Gesetzesvor- 
schlag von Nebenius und zur Ergänzung desselben 
sagt, Scheint mir sehr zweckmäfsig, wie denn über- 
haupt die ganze Darstellung des Amortisations - Ver- 
fahrens den erfahrenen und gereiften Geschäfftsmann 
erkennen läfst. Dafs Hr. S. im Anhänge zu seiner 
Schrift die von ihm gesammelten ," hieher gehörigen 
Verordnungen abdrucken liefs, ohne sich daran zu 
kehren, dafs solche, mit Ausnahme einer einzigen, 
bereits in dem Anhänge zu meinem Buche zu fin- 
den sind, war gewifs ganz in der Ordnung, zumal 
da es eine sonderbare Zumuthung für Käufer sei- 
ner Schrift gewesen seyn würde, die Belegstellen 
dazu in der m einigen nachschagen zu sollen. 
Noch mufs ich zur Ehre des Hrn. S. bemerken, dafs 
sich derselbe nirgends erlaubt hat, auf seine Geg- 
ner zu schimpfen, oder deren Denkungsart zu ver- 




Digitized by Google 


J 


Opt. Willi. Leop. flicht er etc. 277 

dächtigen, eine Unart, welche selbst^ von groben. 
Denkern zuweilen nicht vermieden worden ist. 

Dr. Bender, in Frankf. a. M. 


Repertorium der K. Preufsischen Landes -Gesetze. 
Ein neues Hülfsbuch für sämmtliche Königliche 
Beamte, den Bürger und Landmann, enthaltend 
eine alphabetische Zusammenstellung aller Ge- 
genstände der Gesetzgebung mit den darauf be- 
züglichen noch gültigen Verordnungen und Er- V . 
läuterungen. Von Optatus Wilhelm Leo- 
pold Richter, K. Pr. Criminalrichter. I. Bd. 
VIII u. 750 SS. 8. Leipzig 1832. Baumgärt- 

ner's Buchhandlung. , " •' 

■ 

, / 

Indem ich der an mich ergangenen Aufforde- 
.* rung genügen will, die Leser »der Jahrbücher mit 
dem • Repertorium bekannt zu machen , finde ich 
mich in der Noth wendigkeit, die öfters gemachte Be- 
* merkung zu wiederholen, dafs solche Sammlungen 
an sich nicht Gegenstand wissenschaftlicher Kritik 

- . i 

seien, und eben so wenig die einzelnen zusammen- 
gestellten Verordnungen. Ueber den Charakter der- 
' selben im Allgemeinen, über die Neigung, und zum • 
Theil auch das Bedürfnis unserer an Gesetzen so 
reichen Zeit, dergleichen Zusammenstellungen zu 
haben ,, über die gute und schlimme Seite habe ich 
bereits .mehrmals die Gelegenheit mich auszuspre- 
chen benutzt, und beziehe mich darauf, insbesonV 

' 19 * 


v 


V 
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dere aber auf , meine Anzeige des von demselben 
Verf. herausgegebenen Handbuches des Preufsi- 

* sehen Strafverfahrens. War ein solches Re- 
pertorium Bedürfnif9, was in gewisser Hinsicht zu- 
gegeben werden kann, so ist es gut, dafs die Un- 
ternehmung in die Hände eines sachverständigen 
Mannes kam, dessen frühere Arbeit Zeugnifs seines 
eifrigen Fleifses gibt; man kann hier besonnene Aus- 

' wähl und ' Vollständigkeit, treue Benutzung derQuel- 

* len etc. erwarten, und bei einem Werke dieser Art, 
welches seiner ganzen Einrichtung nach nicht eine 
wissenschaftliche Leistung seyn soll, also auch nicht 
nach dem für eine, solche noth wendigen Malsstabe * 

bemessen werden darf, fallen dann manche der Ein- 

. ^ — 

- / Wendungen hinweg, die ich gegen die frühere Lei- 
stung nicht zurückhalten durfte. 

, Die folgende Anzeige kann sich also nur auf 

eine allgemeine Inhalts- Angabe und auf den Plan* 
den sich der Herausgeber vorgesetzt hat, so wie auf 
die Art der Ausführung desselben beziehen. Die 
Masse der auf die verschiedensten Gegenstände siclx 
beziehenden Gesetze und Verordnungen, die nur mit 
grofser Mühe aufgefunden werden, und dem Beam- 
ten etc. den Besitz einer Reihe kostspieliger Samm- 
lungen nothwendig machen, in eine alphabetisch- 
chronologische Uebersicht zu bringen, und dadurch 
dem Geschäfftsmanne eine Erleichterung zu gewäh- 
ren, das ist die Aufgabe, die sich der Verf. gestellt 
und, wie eine genauere Betrachtung des vorliegen- 
den ersten Bandes zeigt, mit grofser Sorgfalt auszu- 
fuhren begonnen hat. * Die Artikel beginnen mit 


/ 

» 

* \ 
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. ,, Aalfischerei” und schliefsen mit „Accise,” 
welche von S. 389 — 732, über ^ des ganzen Wer- 
kes füllt. Wenn nun gleich z. B. dieser Artikel mit 
einer gründlichen Ausführlichkeit behandelt ist, so 
dafs man nicht leicht etwas dahin Gehöriges verge- 
bens suchen wird, — eher eine kleine, jedoch mit- 
telst des am Ende befindlichen Registers wieder zu 
beseitigende, Schwierigkeit dadurch entsteht, dafs 
Manches unter diese Rubrik gezogen ist, was besser 
eine selbstständige bildete, z. B. die (wörtlich mit- 
getheilten) Verträge mit fremden Staaten — so kann 
man doch, ein doppeltes Bedenken nicht bergen, 
das eine, dafs ein, in solchem Verhältnisse ausge- 
arbeitetes Werk, das noch nicht einmal in dem 
Buchstaben A. weiter als zu A — c. im ersten 
Theile führt, eine grofse Menge von Theilen ein- 
nehmen werde; *) das andere, dafs, sollte es 
nicht das Schicksal der meisten solchen Untemeh- 
’ raungen haben, unvollendet zu bleiben — eine 
lange Zeit vergehen wird, ehe es zum eigentlichen 
Gebrauche palst, und das Nachschlagen in den Quel- 
len ersparen könnte, was ich nicht einmal für gut 
hielte, da man solche Privatarbeit weder nach ihrer 

Treue, noch hinsichtlich der Echtheit des Textes die . 

* 7 , 

Giltigkeit der offidal bekannt gemachten Gesetze in 
Anspruch nehmen kann. Aus dieser Weitläufigkeit 
des Werkes entsteht der zwar nur äufser liehe 
Nachtheil — der Kostspieligkeit, der hier doch nicht 


*) Es sind zwölf angekündigt, bei denen allerdings die Stärke 
entscheiden mnCs, ob sie hinreichen. 
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ganz gleichgültig ist, wenn man das Vermeiden der- 
selben, als einen der Veranlassungsgrunde und Zwe- 
cke dieses Repertoriums erkennt, und dann der mehr 
die Sache betreffende, dafs bei dem raschen Gange 
der Gesetzgebung , besonders in administrativer Hin- 
' sicht, viele Bestimmungen antiquirt und andere 
neuere an deren Stelle getreten seyn werden , ehe 
auch nur einige Theile im Drucke erscheinen ; ohne- 
dem ist schon jetzt manches transitorische Gesetz za 
ausführlich mitgetheilt. Zwar wird auch nach der 
Vollendung des Ganzen die Gesetzgebung nicht stille 
stehen; allein es ist doch anders und vorzüglicher, 
wenn ein solches Repertorium in gedrängter Kürze, 
aber mittelst Theilung der Arbeit (die hier nicht die 
Schwierigkeiten hat, wie bei einem durch ein lei- 
tendes Princip bestimmtes Werk) in möglichst kur- 
zer Zeit erscheinen und dann eine neue Auflase oder 
Nachträge dasselbe immer in zeitgemäfser Vollstän- 
digkeit erhielten« Um dieses Ziel zu erreichen, wäre 

✓ 

e* zweckmäßig, die Artikel, welche Gesetze im 
engeren Sinne betreffen, — das juristische 
.Recht — und deren Inhalt aus dem Allg. L. R. 
der Ger. u. Crim. O« und deren Rrgänzungen ent- 
nommen wird, nur anzuführen oder wenigstens kür- 
zer, als geschehen, zu behandeln und im Uebrigen 
auf die Quellen zu verweisen, die billig jeder preufs. 
Beamte besitzt, und in denen er sich, da es auch 

V * 

hierfür nicht an weitläufigen Registern fehlt, gehö- 
rig zurecht finden mufs (so z. B. hier: Abschätzen, 
Absolutio ab instantia , Acceptation , Accessionen, 
wobei, durch wörtliche Anführung der Gutachten, 
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Rescripte, Rechtsfälle, Urtheileetc. ein unverhältnib- 
' xnäfsiger Aufwand an Raum gemacht ist.) Es wäre 
oft hinreichend, nur die Gesetzesstellen und die of- 
ficialen Sammlungen etc. zu citiren; nach dem jetzt 
befolgten Malsstabe muls man gewärtigen, den grob- \ 

ten Theil d. preufs. Land- u. Crim. R. u. Processes 
bier aufgenommen zu finden, während zugleich eine 
neue Gesetzgebung im Entwürfe schon vorliegt. 

' Dazu kommt , dafs das Aufschlagen im Repertorium 
für die Nicht- Juristen, denen es vorzugsweise be- 
stimmt ist, wieder erschwert wird, weil es eine^ 

✓ 

Kenntnifs des Systems voraussetzt, das dem Land- 
rechte zu Grunde liegt. So muls man hier „In- 
seln, Früchte, Baumaterialien, Flufsbet- 
te” etc. unter dem Worte „Ac c es sionen* suchen. 

Das ist völlig richtig, aber nur nicht fiir ein Reper- 
torium mit dem auf dem Titel angegebenen Zwe- 
cke. — Würde nun dieses, durch die bezei ebnete . 
Beschränkung, auf den Theil der Gesetzgebung, 
welcher die eigentlichen Rechtsgesetze nicht enthält, 
wie ichL glaube, seiner Bestimmung schneller und so- 
mit auch besser entsprechen : so lielse sich auch hier 
. noch eine angemessene Abkürzung empfehlen. Die- 
ses Werk soll doch nicht eine, dem öffentlichen 
Rechte angehörige, Urkundensammlung seyn — - 
welche auf jeden Fall eine andere Einrichtung er- 
forderte — und für den praktischen Gebrauch darf 
es nicht ein Ersatz des Quellenstudiums, es soll viel- 
mehr eine Hinweisung auf dasselbe seyn; daher dürf^ 

ten wohl die ausführlichen Mittheilungen der Re- 

» -• # 

scripte höherer Behörden mit der Sache gleicbgiltigen * 
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Einleitungen, Schlufsformen und Contrasignationen 

der Beamten und Secretäre, Schreiben an Einzelne 

— »• 

* 

u. s. vv. hier auf die eigentlichen richtigen Sätze re- 
ducirt werden. Nimmt man noch hierzu , dafs , wie 
schon ange^eutet, der Herausgeber sich genöthigt 
sieht, innerhalb der alphabetisch geordneten Rubri- 
ken. doch eine Art System aufzustellen — wobei frei- 

t * * w 

lieh manche Willkür eintritt — und demnach eine 
Menge nur entfernt , oder nur zum Theil hierher 
gehöriger Titel darunter zu stellen, die auch ihren 
anderweitigen selbsständigen Gesichtspunct behaup- 
ten , z. B. was oben bei „ A ccep tat ionen” an- 
geführt ist, bei „Accise, * die Strafbestimmungen 
gegen Schleichhandel, die Bedingungen, unter 
ivelchen die Gensd’armen von ihren W r affen Gebrauch 
v machen dürfen, über das executivische Verfah- 
ren gegen verschuldete 1 Civil -OfEcianten und Pen- 
sionisten, die man leichter an einer andern- Stelle , 

i < 

vermuthen würde etc., ferner die ihrer hohem Be- 
deutung nach unter einen ganz andern Gesichts- 

0 

punct, als der blofsen Accise zu stellenden Verträge , 
mit auswärtigen Staaten, wodurch die Zoll- Vereine 
vorbereitet werden — so kommt man zu dem Wun- 
sche, es möchte im Plane des Verfs. gelegen haben, 
ein aus diesen Quellen gearbeitetes systematisches 
Handbuch vorzulegen \ wd dann ein Register am 
Ende das Aufsuchen erleichterte. Dadurch würde 

i * % 

eine Menge jetzt noth wendiger Wiederholungen oder » 
Verweisungen erspart, der Zusammenhang und mit 
ihm der Geist unserer Gesetzgebung in bestimmten 
Zweigen der Verwaltung an sichtlicher, und die mit 

\ 

• > 
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* 

\ 
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dem Systeme verbundene chronologische Rücksicht 
— * (der Artikel „Abschrift*’ liefert Rescripte von 
1778 — 1829, so wie alle S taats vertrage , auch mit 
nicht mehr existirenden Staaten , z. B. dem König- 
reiche Westphalen) würde sich dann zu einer histo- 
rischen gestalten, und für die Uebersicht der Fort- 
schritte der Gesetzgebung lehrreicher seyn. — Möge 
der Verf., dessen Thätigkeit man gern Beifall zollt, 
in diesen Bemerkungen des Berichterstatters gute Ge- 
sinnung nicht verkennen und sich, wenn sie ihn 
überzeugen, entsehliefsen , einen Plan zu verfolgen, 
der die hervorgehobenen Schwierigkeiten der Vollen- 
dung gründlich beseitigt. 

J. F. H. Ab egg. 


n. 

* 

Nachweisung der Recensionen und An- 
zeigen in anderen Zeitschriften. 


1) In der allg. Lit. Zeit. Jahrg. 1832. Nr. 35. 
Sp. 278 — 280. 

Tempel des röm. Rechts — von K. F. W esth off. « 
Jena. 1830. 8. 

Dieser Tempel sei auf 4 sehr schwachen Stützep 
errichtet. Das einzig Bedeutende, was die Anzeige 
dieser Schrift rechtfertige, sei die Abh. Nr. HI. über 

die utilis pignoratitia actio des Gläubigers wegen 

> * 
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Verpfändung fremder Sachen gegen den Eigenthü- 
" ' mer als Erben des Verpfänders. (Rec. A. v. B.) 

A. L. Z. 1832. Nr. 61—67. Sp. 481 — 536. 

F. K. Gesterding, die Lehre vom Pfandrechte, 
nach Grundsätzen des röm. R. 2. Aufl. Greifs- 
wald. 1831. 8. 

• > Der Verf. bemerke in der Vorrede, dafs in die- 

, , ser neuen Auflage seines Buches über die wichtig- 
sten Materien abermals neue Aufschlüsse gegeben, 
neue Entdeckungen gemacht seien. ♦ Reich an „neuen 
Entdeckungen ” sei diese Auflage allerdings, allein 
Rec. glaube nicht an „neuen Aufschlüssen.” In der 
Entwickelung der eigenen Ansichten des Verfs. folgt 

ihm nun Rec. /Schritt vor Schritt, beschränkt aber 

, ■ • 

auch darauf seine Beurtheilung , obwohl es an piis 

% 

desideriis auch im Uebrigen nicht fehle, und schliefst 
seine lange Rec. mit der Bemerkung, dafs sie für 
eine Schrift von so geringem wissenschaftlichen Ge* 

/ halte vielleicht zu ausführlich sei. (Rec. Hepp.) * 

. • 

A. L. Z. 1832. Nr. 69. Sp. 648—551. 

Anim adv ersionum criticarum ad Ulpiani Fragments 
auct. F, A. Schillingio. Spec. I. et II. Lips. 

' 1830. 8. 

. , r t 

Die gründliche Gelehrsamkeit und der kritische 
Scharfblick des Verfs. habe sich von Neuem' in die* 
sen kritischen Bemerkungen bewährt, die freilich 
' nicht so überraschende Resultate, als die gelungenen 
Versuche Hugo’s für die Wiederherstellung des rich- 
tigen Textes in Ulpian’s s. g. Fragmenten darbieten; 
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denn wo solch’ eine Meisterhand ein Mal geärntet, 
könne nur noch eine Nachlese übrigbleiben« • Allein 
wie reichhaltig eine solche Nachlese für ein reich- 
begabtes Talent noch ausfallen könne, davon seien 
diese Versuche ein schöner Beweis. (Rec. A. v. B.) 

r 

A. L. Z. 1832- Erg. Bl. Nr. 37—39. Sp. 291 
— S10. ■ ’ 

Betrachtungen über die peinliche Rechtspflege in 

Kleinstaaten, mit besonderer Beziehung v auf 

Württemberg, nach dem ' jetzt bestehenden 

Rechts- und Beweis - Systeme. Von Dr. A. H. 

Gmelin. , Tübingen, 1831. 8. 

Diese Schrift verdiene in vielfacher Hinsicht Be- 
achtung, und sei namentlich nicht blofs für den 
württemb. Praktiker, sondern für jeden Freund 
gründlicher Strafrechtspflege interessant. — Hierauf 
solle die Anzeige aufmerksam machen, ohne den ge- 
sammten Inhalt zu erschöpfen, zu billigen oder zu 
bestreiten. Gehe auch der Verf. vielleicht in seinem 
guten Eifer Etwas zu weit, und liefere sein Werk 
wenig neue wissenschaftliche Ausbeute, so finde sich 
doch viel recht Tüchtiges, w-as Zeugnifs eines gründ- 
lichen Studiums und des Ernstes gebe, mit dem der 
Verf. seinem wichtigen Berufe lebe. (Rec. J. F. H. 
Abegg.) 

* 

A. L. Z. 1832. Erg. Bl. Nr. 39. u. 40. Sp. 310 
-316. 

Versuche in Bearbeitung des röm. Rechts, von H. 

K. Hofmann. Zweites Heft. A. u. d. T.: 


V 


4 
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•Nachweisung der Recensionen 


. \ 


Beiträge zur Lehre von der Eintheilung der Sa- 
chen in zwei Abhh. Darmstadt, 1831* 8. 


Theils werde hier die Frage erörtert: welche 
Flüsse sind öffentlich, welche nicht?, Theils solle 

p i 

ein Beitrag geliefert werden zur Lehre über Bücher- 
verlag und Nachdruck. Während der Abh. über die 
Flüsse alltes Lob gebühre, müsse die Behandlung des 
Bücherverlags eine verfehlte genannt werden. (Rec. 

A. v. B.) 

. r' 

% ' ‘ / 

4 ! 

2) In dengött. gei. Anzeigen Jahrg. 1832. 
St. 85. S. 846—848. 

Dr. Chr. Ludw. Ne über. Anton Augustin und 
sein civilistischer Nachlafs. Eine Erinnerung an 
ihn, wie an seine Verdienste um das Civilrecht. 

Berlin, 1832. 8. * * ' 

* % \ , ^ / 

% i * • * w 

Die Hauptsache seien die Nachrichten von sie- 
ben in das Civilrecht einschlagenden Schriften Au- 
gustin’s, mehr den verschiedenen Ausgaben nach, als 
nach ihrem Werthe, sowohl an sich, als für die da- ' 
malige Zeit. (Rec. Hugo.) 


G. g. A. 1832. St. 97. S. 963 — 967. 

Hugo, civilist. Magazin, Bd. Vl. H. 3: Berlin, 
1832. 8. 

k % 

• « 

Inhaltsanzeige des Herausgebers und resp. Ver- 
fassers. .. 

• « « •. 


G. g. A. 1832. St. 105. S. 1044—1046. 

. - ' * f 

Versuch einer Geschichte des bremischen Stadt- ' 
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rechts. • Von Dr. Ferd. Donandt. Theil II. 

Bremen, 1830. 8. 

^ * 4 , 

Kurze Inhaltsanzeige dieser Fortsetzung „eines 
sehr ausgezeichneten Werkes, dessen erster Theil be- 
reits 'im Jahrg. 1830, S. 1222 mit gebührender An- 
erkennung des verdienstlichen Unternehmens und 
der gelungenen Ausführung ” angezeigt worden. 


9 * • r* 


G. g. A. 1832. St. 116. S. 1156 — 1158. 

- . • • 

Die Rechte des herzoglichen Hauses Braunschweig 
und Lüneburg älterer Linie, gegen das land- 
gräfliche Haus Hessen-Homburg auf Herausgabe 
des vom Herzoge Christian zu Braunschweig 

und Lüneburg 1623 veräufserten Klostergutes 
* ___ / « ' 

Winningen, dargestellt in dem, über diese Ver- 

äufserung anhängigen Rechtsstreite. Von Dr. 

'"r __ V t • ■ ' t I 

Ge. Bruns. Braunschweig, 1832. 8. 

*' • # * 4 • • • % •• > # 

' Dieser Rechtsstreit erinnere auf so vielfache 

/ 9 « • I Li , 

Weise an eine für vaterländische Geschichte und 
Verfassung denkwürdige Vergangenheit, berühre so 
manche Gegenstände des noch bestehenden braun- 
schweigischen Staatsrechts , dafs eine Kenntnifs der 
zur Entscheidung vorgelegten Streitfragen auch für 
das Gebiet der Wissenschaft von hohem Inte- 
resse sei. ^ 

•» * 

G. g. A. 1832. St, 118. 119. S. 1178—1180. 

* * 

Die Jagdgerechtigkeit der Stadt Hildesheim. Eine 
v geschichtliche Darstellung des innern und äu- 
fsern Umfangs der hildesheimischen Stadt- und 
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t * 

Bürger -Jagd, aus authentischen arcbivalischen 
Quellen. Hildesheim, 1832. .8. . . 

Sei die Abh. in der Hauptsache auch nur von 
localem Interesse, so enthalte sie doch auch manche, 
vorzüglich dei\ Jagdliebhabern willkommene No- 
tizen. , : 'V . 

G. g. A. 1832. St. 118. 119. S. 1180 — 1184. 
Ueber die Verwaltung und Verfassung der luthe- 

* r l 

rischen Kirche, von einem Juristen. Hannover, 

'1832. 8. . 

» • • » 4 

4 l 4 . * . 

Der Verf. dieser Schrift zeichne sich besonders 
dadurch aus, dafs er nicht einer die. Verhältnisse des 
Lebens nicht berücksichtigenden Theorie zu Gefal- 
len Manches an unseren bestehenden kirchlichen 

i # 

Einrichtungen tadelnswürdig finde und Veränderun- 

. . * % " • 

gen in derselben wünsche, sondern dafs er gröfsten 

Theils $lurch eigene Erfahrung sich von manchen 

Mängeln überzeugt und darüber ernstlich nachge- 

. dacht habe, ob bei den gegebenen Verhältnissen eine 

Abstellung derselben überhaupt möglich sei, und 

-wie, wenn dieses der Fall, eine solche mit den 
* • - ^ 
vorhandenen Mitteln am Befsten bewirkt werden 

könne. • Beziehe sich auch diese Schrift zunächst nur 
auf Hannover, sp verdiene sie doch auch in andern 
deutschen Staaten gelesen zu werden, da die kirch- 
lichen Verhältnisse in diesen meistens denen des KR. 
Hannover so ähnlich sähen, dafs das, was, der Verf. 
von den letztem sage, gröfsten Theiis auch auf sie 
angewandt werden könne. (Rec. Kraut.) 

X - * V 

. ■' . i 


7 


4 


* 
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) ' X 

G. g. A. 1832. St. 120. S. 1193 -r 1197. 

Lex Frisionum, in usum scholarum recensuit etc. 
E. Th. Gaupp. Breslau, 1832. 8. 

Handschriften konnte der Verf. nicht benutzen ; 
durch die Vergleichung der Heroldischen und Lin- 
denbergischen Ausgabe, d. h. der einzigen, welcher 
wirklich Handschriften zu Grunde lägen, und durch 
treffende kritische Verbesserungen sei aber nunmehr 
ein im Ganzen befriedigender Text hervorgegangen. 
Aus den dem Texte beigegebenen Anmerkungen wird 
die treffende Bemerkung des Herausgebers über 
die alten Wergeider hervorgehoben. (Rec. Jac. 
Grimm.) 

G. g. A. 1832. St. 122. 123. S. 1211 — 1220. 

x Neues Archiv des Criminalrechts. . Herausg. von 
Konopak, Mittermaier, Rofshirt, Wäch- 
ter etc. Bd. XI. u. XIL nebst vollst. Register 
vom VH— XH. Bande. Halle, 1830. 1831 u. 
' 1832. 8. 

* V 

Auch diese beiden Bände seien ergiebig an man- 
nigfaltigen Beiträgen * zur Ausbildung und Vervoll- 
kommnung des Crim. R. Mehr als die Hälfte der 
Abhh. haben den allgemeinen Theil des Crim. R., 
ein kleiner Theil den Procefs, und ein noch kleine- 
~rer einzelne Verbrechen und Vergehen zum Gegen- 
stände. Die zu einem jeden dieser Theile gehöri- 
gen oder vorzugsweise dahin einschlägigen Aufsätze 
werden namhaft gemacht und, wo es nützlich oder 
nöthig seyn könne, mit Auszügen und Andeutungen 
begleitet. 


% 


1 


/ 
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290 Nach Weisung der Recensionen 

G. g. A. 1832. St. 122. 123. S. 1220 — 1223. 

Bemerkungen und Vorschläge zur Revision der 
Hypothekenordnung. Berlin, 1831. 8. 

Ein besonderer Abdruck eines in den Jahrhb. des 
Justizministers Hrn. von Kamptz erschienenen 

Aufsatzes des Hm. G. J. R. von Vofs. 

- . . ' • 

Allen, die bei der Verbesserung des Hypothe- 
kenwesens eine Stimme haben, sei der Schatz von 
Erfahrungen , .welcher hier zusammengehäuft sei, zn 

» w , 

* empfehlen. < (R6c. Hugo.) 

*4 ' . * 

/ 

4) In der Leipz. Lit. Zeit. Jahrg. 1832. Nr. 
58. Sp. 457—464. * * 

/ Prolegomenen zu einer künftigen Civilgesetzgeb. 
im . K. R. Sachsen. Dresden und Leipzig, 


„ v. Alle bisherige Schriften über neue* Gesetzge- 
> bung haben das mit einander gemein, dafs, so tief 
sie auch meisten Theils in den wahren Geist legis- 
lativer Kunst eindringen, und so mannigfach sie die 
theoretische Seite derselben beleuchten, sie dennoch 
über die Anwendung ihrer Lehren auf concrete Fälle, 
so wie über den Inhalt der gewünschten neuen Ge- 
setze, gewöhnlich nur geringe Auskunft geben. Nur 
B. W. Pfeiffer, in Theorie und Praxis gleich aus- 
. gezeichnet, machte in seinen Ideeen zu einer neuen 
Civilgesetzgebung für deutsche Staaten (Göttingen, 
- 1815* 8.) bis jetzt eine Ausnahme , indem dieselben 
zugleich Vorschläge zu neuen Gesetzen über dieje- 
gen Gegenstände enthalten, für welche Abhilfe be* 

- sonders 


/ 




. i . * 
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sonders nöthig erachtet, werde* Was aber Pfeiffer 

für gemeindeutsches Recht sei, das sei der Verf. die- 

' * * * ♦ / * 

ser Prolegomene (P^ L* Kritz) vfür das sächsische. 
Darin jedoch, dafs die nöthige Abhilfe von ihm nicht 
unmittelbar in die Redaction eines neuen allgemei- 
nen Civil- und Criminalgesetzbuches für Sachsen, 

sondern für jetzt nur in ein Intermisticum von Einzel- 

* . „ .. *. * • * 

gesetzgebung gesetzt werde, welchem erst später die 
„vollständige, auch von ihm für nöthig erachtete Gabe 
folgen dürfe, könne ihm Rec. nicht beistimmen. 


(Rec. Dr. M. Kriegei.) 

‘ L. L. Z. 1832. Nr. 59. Sp. 465—468. 

'■ # t . * * ■ m — ■ 

Römisches Bullarium, oder Auszüge der me^kwür- - 


*;:• digsten päpstlichen Bullen aus " authentischen 
Quellen durch alle Jahrhunderte bis auf die 

neueste Zeit, übersetzt und mit fortlaufenden 

- . } * » f • t . \ • ' 

historischen, archäologischen und anderen nöthi- 
gen Bemerkungen versehen von L. M. Eisen- 
• «chmid. 2r Bd. ; vom J. 1555 bis 1830. Neu- 
stadt a. d. O., 1831. 8. 

Auch dieser 2te Band, mit welchem das Werk 
geschlossen sei, enthalte viele merkwürdige Beweise 

4 * 

.* von der unwandelbaren Beharrlichkeit, womit der 

röm. Stuhl fortfahre, sich die höchste Gewalt auf 

•» * 

dem ganzen Erdkreise anzumafsen, und Alle, wel- 
che sie nicht anerkennen wollen, als Ungläubige, die 
sich gegen Gott selbst auflehnen, zu verfluchen und 
zur Ausrottung derselben alle nur ersinnlichea Mit- 
tel anzuwenden. ... . (V i 
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f * % -s ' 

Verzeichnifs der neuesten juristi- 
schen Schriften. 

- • . -■ 

m * 

* I , 

• Annalen der deutschen und ausländischen Criminal- 
— Rechts -Pflege. Herausgeg. v. dem Criminaldi- 
rector Dr. Hitzig in Berlin. Neue Folge Bd. 
II. H. 1. (Heft 27 der ganzen Zeitchrift). Ber- 
r ‘-' 'riin, Dümmler. 12£ Bg. gr. B. geh. 1 Thlr. 

v Archiv, neues, des Criminalrechts. Herausgeg. von 
den Proff. Abegg, Birnbäum,* Heffter, 
Mittermaier, Wächter** Bd. XIII. St*. 3. 
Halle, Schwetschke. 9| Bg. 8. geh. 12 Gr. 
Barth, Dr. Marq. Ad., Beitrag ^ur Lehre vom 
Haupt -Eide im Civilprocesse , vom Standpuncte 
der Philosophie und Legislation, des röm. und 
:• a des heut/ gern. Rechts. Inaug.-Diss. Augsburg, 
Schlosser. 5 Bg. 8. geh. 6 Gr. . 

Bayer, Dr. Hieron. (Hofrath und Prof.), Vorträge 
über den' gemeinen ordentl/ Civilprocefs , mit 
Beziehung auf Martin’s Lehrbuch. (Anstatt 
■ ' handschrifU. Mittheilung für seine Zuhörer be- 
stimmt.) . 3te unveränd. Aufl. ^ München, We- 
ber. 3 5£ Bg. gr. 8. 2 Thlr. 

Derselbe, Theorie der summarischen Processe, mit 
• • Ausschluß des Concursprocesses , zunächst für 
seine Zuhörer bestimmt. 2te unveränd. Auf]. 
München, Weber. (Mit d. J. Z. 1831.) 16 Bg. 
gr. 8. 1 Thlr. 4 Gr. 

Bethmann-Hollweg, D. Aug. (Prof.), Grund- 
' rifs zu Vorles. über den gern. -u. preufs. Civil- 
. s procefs, mit einer Vorrede zur Einleitung in die 
- Civilpraxis. 3te verm. Ausg. Bonn, Marcus. 
8£ Bg. gr. 8. 12 Gr. 

Bielitz, Dr. G. Alex., Nachträge zum prakt. Com- 
mentar über das allg. Landrecht für die preufs. 
Staaten. 2s Heft, Auch u f d. T.: Abhandlun- 


s 
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\ 


% 1 \ 




Digitized by Google 


Verzeichnifs der neuesten jurist. Schriften. 29$ 

' * • ♦ 

gen u. Erläuterung der preufs. Gesetze. 2s H. 

' Frankfurt, Keyser. 9£ Bg. gr. 8. 15 Gr. 

Böhmer, Dr. Joh. Fr. (Bibliothecar) , die Reichsge- 
setze von 900 bis 1400; nacbgewiesen (Prospe- 
. ctus). Frankfurt, Varren trapp. 2 Bg. gr. 4. 
geh. S Gr. 

Bräunig, M. Karl F erd. (Diak.) , über constittnio- 
. nelles Leben in der Kirche. Ein Sendschreiben 
an Hm. Hofrath Ritter Prof..K. H. L. Pölitz. 

• Ein Beitrag zur beabsichtigten Einführung von 
Presbyterien und Synoden im KR. Sachsen und 
and. deutschen Staaten. Leipzig, Teubner (1833). 
9£ Bg. gr. 8. geh. 18 Gr. 

Donellus, Hugo, Commentarii de jure rivilL 
■ Edit. VI. quam post obitum Prof. Jo. Chr. Koe- 
nig contin. Prof. Dr. Car. Bücher. Vol. XIV. . 
Norimb., Bauer et Raspe. 33 Bg. gr. 8. 2Thlr. 

Droste-Hülshoff, Dr. C. A. von ([ehern.] Prot), 
Grundsätze des gemeinen Kirchenrecbts der Ka- 
, tholiken und Evangelischen, wie sie in Deutsch« 
land gelten. 2r Bd. 2te Abth.,' enthaltend den 
. zweiten Theil des inneren Kirchenrechts, das 
kirchliche Verwaltungsrecht. Münster, Coppen- 
rath (1833 14£ Bg. gr. 8. 22 Gr. 

Entwurf einer neuen Landschafts* Ordnung u. eines 
, Wahlgesetzes für das Herzogthum Braunschweig. 
Braunschweig, Vieweg. Bog. gr. 8. geh. 

4 Gr. 

Erwiederung auf die Schrift eines K. Sachs. Justiz« 
beamten über die Vernunft- und Rechts Widrig- 
keit der Patrimonialgerichtsbarkeit, von einem 
Patrim. G. Director im KR. Sachsen. Leipzig, 
Glück. 1 Bg. gr. 12. geh. 3 Gr. 

Feuerbach, Anselm v., kleine Schriften vermisch- 
ten Inhalts. 2 Abth. lste Abth. Nürnberg, 
Stein (1833). 14 £ Bg. gr. 8. geh. beide Abth. 

zusammen 2 Thlr. 12 Gr. 

Gesterding, Dr. F. C., Ausbeute von Nachfor- 

20 ♦ 
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* t r 

/ 

schunden über* verschiedene Rechtsmaterien. 
Th. IV. Abh. 1. Greifswald, Koch. 144 Bog. 
gr. 8. 1 Thlr. 6 Gr. : v " j 

Gutachten, staatsrechtliches, über die Beschlüsse 
der deutschen Bundesversammlung vom 28. Juni 
1832. Hanau, König. 4£ Bg. geh. 6 Gr.' 
Hahn, Dr. Georg de, de auctoritate pacti de here- 
> ditate tertii in jure Romano et Germanico. Diss. 

Heidelb., Winter. 4| Bg. gr. 8. geh. 8 Gr. 
Heinroth, Dr. Joh. Christ. Aug. (Hofrath u. Prof.), 
Grundzüge der Criminal- Psychologie; 'oder: die 
Theorie des Bösen in ihrer - Anwendung auf die 
. 1 Criminal - Rechtspflege. . Berlin, Diimmler^ (Mit 
d. J. Z. 1833.) 30J Bg. gr. 8. 2 Thlr. ' 

" Heldenberg, Fr. (Reg. R.), über Prefsfreiheit u. 
Prefszwang. Augsburg, (Schlosser.) 2Bg.gr. 12. 

{ 8 Gr. / < 

. Hohen thal-S tädteln, W. Graf von, das Natur- 
recht in seinen wissenschaftlichen Grundzügen. 
Mitgetheilt von — . Leipzig* Hinrichs. 14 Bg. 

£ ‘ gr- 8. geh. 3 Gr. 

Hopfner, Dr. L. J. Fr., theoret. prakt. Commentar ’ 
über d. Heineccischen Institutionen nach deren 
neuesten * Ausg. 8te Aufl. durchaus berichtigt, 
auch mit Anmerkungen und Zusätzen vermehrt 
von Dr. Ad. Diet. Weber. (2r unveränd. Ab- 
. druck.) Frankf., Varrentrapp (1833). 111 Bg.> 
gr. • 4. 5 Thlr. • & 

Kind, Dr. Th., von der Stellung sowohl der con- 
stitutionellen Bundesregierungen, als der Stände- 
versammlungen Deutschlands, zu dem deutschen 
Bunde und zu Deutschlands Einheit. Leipzig, 

/ Baumgärtner. (1833). 5J Bg. 8. geh. 6 Gr. 

Militär -Strafgesetzbuch für die Herzogtümer Coburg 
und Gotha, ingleichen das' Fürstenthum Lich- 
tenberg. (Gotha, Gläser.) 6£ Bog. 8. geh. - 
7 Gr. 

Mitterraaier, Dr. C. J. A. (Geheimerath u. Prof.), 
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der gemeine deutsche bürgerl. ProceEs in Ver- 
gleichung mit dem preufs. und franz. Civilver- 
fahren und mit den neuesten Fortschritten der * 

. Procefsgesetzgebung. Sr Beitrag. 2te, durch- 
aus umgearb. und sehr verm. Auf]. Bonn, Mar- 
rr- cus. Bg. gr. 8. geh. 1 Thlr. 8 Gr. 

Museum, rhein., für Jurisprudenz. Herausgeg. von 
'• Blume, -Bücking, Hollweg, Püchta, 
Pugge und Un terho Izner. Jahrg. IV. H. 2. 

. z , Güttingen , Dieterich. 9£ Bog. gr. 8. geh. • 

1 Thlr. 

Ngghrichten über die alte repräsentative Verfassung 
der Herrschaft Jever. (Aus dem 4. Bde. d. Ar- 
chivs für Geschichte etc. von Schlosser u. Bercht 
. abgedr.) Frankfurt, Schmexber. 2£ Bg. gr. 8. 
geh. 8 Gr. 

.Nippel, Frz. Xax. J. F. (Landrath), Erläuterung 
. # . des allg. bürg. Gesetzbuches für die gesammten 
deutschen Länder der> österr. Monarchie, mit 
rv bes. Berücksichtigung des prakt. Bedürfnisses. 

* Bd. V. enth. die §§.- 727 bis einschl. 858. u. 1 
. - ;Jithogr. Stammtafel. : Grätz, Damian. 20£ Bg. 

gp*. 8. 1 Thlr. 14 Gr. 

Pohls, Dr. Meno, Darstellung des gern, deutschen 

• ; und des hamburg. Handelsrechts für Juristen u. 

Kaufleute. Bd. IV.' 2 Theile. Auch u. d. T. : 

. Darstellung des See-Assecuranzrechtes nach gern. 

und hamburg. ^Rechte und nach den Gesetzen 
* der vorzüglichsten handelnden Staaten Europa’« 
und Amerika^. 2 Thle. Th. L Hamburg, 
Hoffmann. . 25 Bg. gr. &. u. 1 Tabelle. Beide 
- Theile zusammen 4 Thlr. 

Preufsens gerichtliches Verfahren in Civil- und Cri- 
. minal - Sachen. > Ein ‘Auszug aus den darüber 
bestehenden Gesetzen, insbes. aus. d. allg. Ge- 
, ricbtsordnung, der allg. Deposital - Ordnung, der 
. v allg.HIypotheken- Ordnung, der Crim. Ordnung, 
dein Stempelgesetze etc. f nebst einer Einleit., - 

* •' 
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das Studiuih angehender praktischer Juristen u. 
t deren Laufbahn betr. 2te verb. u. mit Rück- 
sicht auf die neueren Bestimmungen verm. Aufi. 
• Köln, Bachem. (Mit d. J. Z. 1833.) 36| Bg. 
gr. 8. 2 Thlr. 12 Gr. 

Pacht a, Dr. Ge. Fried. (Höhrath u. Prot), System 
des gern. Civilrechts, zum Gebrauche bei Pan- 
' dektenvorlesungen. München, Weber. 21 j Bg. 
gr. 8. 1 Thlr. 16 Gr. 

Righter, Optat. Wilh. Leop. (Criminalrichter), Re- 
pertorium der Kgl. Preufs. Landesgesetze. 2r 
Band. Leipzig, Baumgärtner. 45 J Bog. gr. 8. 
2 Thlr. 12 Gr. 

Rof shirt, Dr. C. F. (Hofrath, Ritter und Prof.), 
Zeitschrift für Civil- u. Criminalrecht in gleich- 
mäfsiger Rücksicht auf Geschichte und Anwen- 
dung des Rechts, auf Wissenschaft und Gesetz- 
*, gebung. 2s Heft. Heidelberg, Groos. 8 Bg. 
gr. 8. 16 Gr. 

, Rüder, F. A., bescheidene Bemerkungen über die 
Bundestagsbeschlüsse vom 28. Juni, 5. u. 19. 
Juli 1832 und deren mögliche Folgen. Alten- 
burg, Lit. Comptoir. 5J Bg. gr. li geh. 8 Gr. 
Rumpf, J. D. F. (Hofrath), der Haus-, Brod- uncf 
Lelirherr, oder das Familienleben in seinen sitt- 
lichen und rechtlichen Verhältnissen gegen Gat- 
tin, Kinder, Gesinde, Gesellen und Lehrlinge. 
Nach allg. u. preufs. Gesetzen.* 2te verb. AufL 
Berlin, Hayn. (Mit : d. J. Z. 1833.) 11 Bg. 

gr. 8. 16 Gr. - 

Schauberg, Dr. Joh., über die Begründung des 
Strafrechts. München, Lindauer. ' 4J Bg. gr. 8. 
geh. 6 Gr. 

___ _ • • 

Thein er, Dr. Aug., über Ivo’s vermeintliches De- 

cret. Ein Beitrag zur Geschichte des Kirchen- 
rechts, und insbesondere zur Kritik der Quellen 
des Gratian. Nebst einem Quellen - Anhänge. 
Mainz , Kupferberg. 7£ Bg. gr. 8. geh. 12 Gr. 
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x Usenet, Dr. F. .Ph. (Senator)* die freien u. heim* 
^uuJichen Gerichte Westphaleris. Beitrag zu deren 
Geschichte nach Urkunden aus dem Archive d. > 
• '/ freien Stadt Frankfurt. Mit 89 Urkk.* 2 Ta* ' 
• v bellen und 36 Siegel -Abbildungen. Frankfurt, 
x Sauerländer. 21 Bg. gr. 8. 2 Thlr. x 
Verhandlungen über die öffentlichen Angelegenheit 
m ) I ten de* KR. Hannover u. des Herzogth. Braun- 
schweig. ln zwanglosen Heften herausgeg. vom 
Adv. S. P. Gans. Bd. I. H. 4 — 6. u. Bd. II. 

H. 1. u. 2. Braunschweig, Vieweg. 21 Bg. 
gr. 4. 1 Thlr. 20 Gr. 

Verhandlungen etc. Ergänzungsschrift zum ersten 
Bande, enthaltend des Hrn. Bürgermeisters von 
Bodungen zu Münden Untersuchungen über 
den Entwurf eines Stäatsgrundgesetzes für das 
KR. Hannover, wie solcher von Seiten der lan- 
desherrlichen Commissarien zur vorläufigen Be* 
rathung v orgelegt worden ist. Braunschweig, 
Vieweg. 10 Bg. gr. 4. geh. 20 Gr. 

Wagner, Dr. Vinc. Aug. (Reg. R. u. Prof.), kriti- 
sches Handbuch des in d. Österreich, deutschen 
Staaten geltenden Wechselrechtes. Bd. HL (Be- 
wahrung und Erlöschung der Wechselrechte.) 
Wien, v. Molle. 33 Bg. gr. 8. 2 Thlr. 12 Gr. 
Wigand, Dr. P., die Provinzialrechte der Fürsten- • 
thümer Paderborn und Corvey in Westphalen, 
nebst ihrer rechtsgeschichtlichen Entwickelung 
und Begründung; aus den Quellen dargestellt. 

2r und 3r Bd. Leipzig, Brockhaus. 5l£ Bg. 
gr. 8. 3 Thlr. » 

W in i wart er, Dr. Joh. (Reg. R. u. Prof.), das österr. 
bürgerl. Recht, systematisch dargestellt und er- 
läutert. 2r Tb. Auch u. d. T.: Des dinglichen y 
Sachrechtes Iste Abth. Wien, v. Mölle. 22 Bg. 

1 Thlr. 20 Gr. , 

Zeitschrift für Civilrecht und Procefs. Herausgeg. v. 
Dr. I. T. B. Linde, Dr. Th. G. L. Marezol), 
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• k-' Dr. A. W/T.'Scjiroter. Bi VL. H. lr »Gie- 
'fsen, Ferber. 11 Bg. gr.*8. geh. , Der ganze 
> Band von 3 Heften £ Thlr. 

Zimmermann, Dr. Ernst, Verfassung der Kirclie 
• und Volksschule im GH. Hessen, nach / d. neue- 
sten Organisation. ' Nebst einem krit. Sendschrei- 
ben. (Nach: dem Tode des Verfs. herausgeg. v. 
Georg Zimihermann). Darmstadt, Leske. 16f 


« i 


Bog. gr. 8. geh. 1 Thlr. 
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Sach- und Namen - Register 

* * ' 0 • 

.« •_ . über. . 

den Jahrgang 1832, Band XVIII— XX. 


(Die röm. Ziffer bezeichnet den Band, die arabische die 
Seite ; Rec. soll bezeichnen : Recension oder Anzeige ; N a c b g. 
Rec. : Nacbgewiesene Recension oder Anzeige; Bef.; Beförde- 
rung; £. A.: Ehrenauszeichnung ; f: gestorben.) 


Abbüfsung , über das Recht terminweise — von Strafen zu ge- 
statten. Berlin, Stettin u. Elbing 1831. 8. Nachg. Rec. 

: ' xix. 297! 

^ t 4 

Ab egg, Dr. J. F. H. , Bemerkungen über das Studium der 
Rechtswissenschaft , mit besonderer Rücksicht auf Preufsen. 
; Breslau 1831. 8. Anz. XVIII. 305. 

i ' « « ( 1 4 . 

Abhandlungen aus dem Gebiete des deutschen Privat- n. Lehn- 
rechts von L. Peters 1. Band, 1. Heft. Berlin 1831. 
< - Rec. XVIII. 70. * ’ 

Abhandlungen aus dem Gebiete des deutschen Rechts, theoreti- 
schen und praktischen Inhalts, von J. Weiske. Leipzig 
‘ * 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 177. 

Abhandlungen über verschiedene praktisch wichtige Rechts-Mate- 
-rien, sowohl nach dem gern., als nach dem franz. u. preufs. 
Rechte; zur Förderung des materiellen Rechts bearbeitet. 
Nachg. Rec. XIX. 299. 

Abhandlungen zur Erläuterung der preußischen Gesetze von G, 
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,'A. Bielit». Auch unter dem Titel : »Nachträge zum prak- 
tischen Commentare über das allgemeine Landrecht für die 
preußischen Staaten. - ls Heft. Erfurt 1831* 8. Ree. • 

. XVU1. 314. . ‘ 

' ’ , % 

Al brecht, Dr. u. Prof., E. A. XX* 108. * 

Alb recht, Dr. K. A., praktische Anleitung zur Kenntnifs der 
• gesetzlichen Erbfolge u. zur Selbsterrichtuog rechtsgültiger 
Testamente nach sachs. u. preufs. Rechten und mit beson- 
derer Rücksicht auf das k. s. Mandat v. 31. Januar 1829. 
Dresden 1829., 8. .Nacbg. Rec. XVIII. 196. / . * . ? j 

Amortisation, die, verlorner oder sonst abhanden gekommener 
Schuldurkunden, nach gemeiner deutscher Praxis, mit Be- 
rücksichtigung deutscher Particulargesetze, besonders in Be- 
treff der auf den Inhaber (au porteur) gestellten Staats -, u. 
öffentlichen Creditpapiere, theoretisch » u. praktisch erörtert 
von C. Schümm. ; Heidelberg 1830. gr. 8. Rec. XX. 260. 

Ancillon, wirkl./Geh, Legations - Rath zu Berlin. ' Bef. XVIII. 
108. 222. u. 334. 


Andeutungen über den staatsrechtlichen und politischen Charakter 

i , 

, des Grundgesetzes für das Herzogthum Sachsen - Altenhufg, 

. , mit vergleichender Rücksicht auf die Verfassungen von 
Schwarzburg - Sondershausen, Kurhessen, Hannover, und 
;i< Braunschweig. Von C. H. L. Pölitz*,, Leipzig 183L /: & 
Nachg. Rec. XVIII. 328. XIX. 10Q. . / 

/ • S r * « 4 »t 

Animadversionum criticarum ad Ulpiani Fragments auct. F. A. 

• Schillingio. Spec. I. et II. Ups. ,1830.. Nacbg. Rec. 

. XX. 284. . '• a . : ' , .. -i . ,o, ... • 

Anleitung, praktische, zur Kenntnifs der gesetzlichen Erbfolge 

< » * * * < * • • 

und zur Selbsterrichtung rechtsgültiger Testamente nach 
sachs. u. preufs. Rechten und mit besonderer Rücksicht auf 
das k. s. Mandat v. 31. Januar 1829. Von Dr. K, A. Al- 
, brecht. Dresden 1829. 8. Nachg. Rec. XVIII. 196. •. 

» * ( * ' • . ? * « t* O :t«*. i 

Anleitung, systematische, für die Gutsherrschaften in den saremtl. 
. . königl. preufs. Staaten zur richterlichen Beurtheiltwg' und 
Wahrnehmung ihrer Gutsgerechtsame und sonstigen Rechts- 
verhältnisse, sowohl in Gerichtsbarkeit - , Jagd Patronats-, 
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Fideicommifs- und Lehen - Angelegenheiten u. s. »1», 
noch insonderheit bei der gesetzlich angeordneten Reguli- 
rung der gutsherrlichen nnd bäuerlichen Verhältnisse und bei 
den Gemeinheitsteilnngen — von Dr. L. A. K. Leipzig 

1829. .8- Nachg. Rec. XV1IL 195. j .«* u >• • i 

« 

Anleitung zum Referiren, vorzüglich in Gerichtssacben/ Zum 
Gebrauche bei Vorlesungen, von Fr. Bergmann.' Guttin- 
. gen 1830. 8.:, Nachg. Rec. XIX, 300. .* ♦* i», a » 

Annalen des Criminalrechts etc. von Hitzig, des Jahrgangs 
• 1830 l dritter u. 1831i erster u. zweiter Band. Rec. XX. 117* 

Annalen des katholischen, protestantischen und jüdischen Kir- 
chenrechts. Herausgegeben in Verbindung mit vielen Ge- 
lehrten von Dr. H. L. Lippert. Heft 1. Frankf. a. M; 
1831. 8. Rec. XVIII. 285. Nachg. Rec. XX 68. • * 
Anweisungen, über — von Forderungen, welche auf mehrern 
Immobilien mit ungeteilter Summe eingetragen t sind,* anf 
den Erlös aus diesen Immobilien, wenn er zu gänzlicher Be- 
friedigung aller Hypotheken nicht hmreicht. Eine Controverso x 
aus der baierschen Prioritätsordnung vom 1. Jun. 1822, von 
*' J P. C. frezzel. : Ansbach 1829. 8. Nachg. Rec. XIX. 96. 
Anwendung, über die — neuer Gesetze, oder über das positive 
Rechtsgesetz rücksichtlich seiner Ausdehnang * in der Zeit. 

» Von G. v. Struve. Göttingen 1831. 8. Nachg, Reci 

XX. 208. 

Archiv der Kkchenreclitswissenschaft. im Vereine mit mehrern 
‘ Gelehrten des ln- und Auslandes, heransgegebeU von Dr. 

C. E. Weifs. Bd. 1. u. 2. Fraakfart a. M. 1830. 1831. 8. 

* Rec. XVIIL 285. Nachg. Rec. XVIII. 328. 1 
Archiv für die Rechtspflege und Gesetzgebung im Grofsherzog- ■ 
thume Baden. Herausgeg. von Dr."J. G. Düttling er, 
Freih. G. v. Weiler o. J. v. Kettenacker. Bd. I. n. II. 
Freiburg 1830. • 8. Nachg. Rec. XVIII. 327. % 

Archiv, neues, des Criminalrechts. Heransgeg. von Kon opak, 
Mittermaier, Rofshirt, Wächter etc. Bd. XI. o. 

XU. Halle 1830-1832. 8. Nachg. Rec. XX. 289. 

Asverus, Dr. Gustav, zu Jena. Bef. X\ r ilL 333. *' 
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Aufsätze, vermischte juristische — mit Erkenntnissen nnd Ge- 
meinbescheiden des Civüsenats des künigL würtetnh. Ober- 
tribimals, vom Obertribimal - Director H. £. F. Boiley. 
Stuttgart 1831. & v Nach g. Rec. XIX. 88. 

Augustin, Anton, und sein civilistischer Nachlafs. Ton Dr. 
•* 'Chr. L Neuber.. Berlin 1832. 8. Rec. XYllL 178. 
Nachg. Rec. XX. 286. - 

Ausführungen, praktische, aus allen Theilen der Rechtswissen- 
schaft. . Mit Erkenntnissen des OAG. in CasseL Von B. W. 
.Pfeiffer. 3r Bd. Hannover 1831» 4. Nachg. Rec. XVllL 
322. u. XX. 200. . . 

. * B. 

Baser, Dr. A., über Abschaffung der Todesstrafe (Aas des- 
sen „Vergleichung des ursprünglichen und revidirteo Ent- 
wurfs eines Strafgesetzbuchs für das Königreich Hannover.'* 
: Güttingen 1831.) Rec. XIX. 133. 

Bayer, Dr. u. Prof., E. A. XIX. 217.. , -r 

Beförderungen und Ehrenauszeichnungen. XV1H. 108. 222. 333. 
XDL 215. XX. 108. 219. 

Beilage zur Uebersicht der für die katholische Geistlichkeit in 
Würtemberg bestehenden Staats- und Kircbeagesetze. .Von 
.* / Maurer. Wangen 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 178- 
, Beiträge zur Einleitung in die Praxis der Qvüprocesse vor deut- 
schen Gerichten. Zum Gebrauche bei Vorlesungen, tob Fr. 
Bergmann. Güttingen 1830. Nachg. Rec. XIX. 300. 
Beiträge zur Gesetzgebung und praktischen Jurisprudenz, mit 
besonderer Rücksicht auf Baiern. Eine Zeitschrift. Heraas- 
gegeben von Fr. Aug. Freih. von Zu- Rh ein. 3r Band. 
2s Heft. Würzburg 1831. 8. Rec. XIX. 282. 

Beiträge zur Lehre von der Eintheilung der Sachen in zwei Ab~ 
handL A. u. d. Titel: Versuche in Bearbeitung des rüm. 
Rechts, von H. K. Hoffmann. 2s Heft. . Dannstadt 1831- 
- . 8. Nachg. Rec. XX. 285. . . 

Beiträge zu der Lehre von der hypothekarischen Snccession, von 
(Minjsterialraüi) Linde: in der von ihm, Mare zoll und 

von Schroter herausgegebenen Zeitschrift für Civilrecbt 

• . 

" / i - 


» 


Digitized by Google 


y 


* ' 


Sach - und Namen - Regist er. 


603 


/< 


und Procefe. (GiefseDj 1832*) B3. V* |I. 2. S. 290 301« 

• - Ree. XIX. 118. 

1 , - > 

Bemerkungen über das Studium der Rechtswissenschaft, mit be- 
sonderer Rücksicht auf Prcufsen von Dr. J. P. H. Ab egg. 
Breslau 1831. 8* Anz. XV11I. 305. •• / ' ' 

Bemerkungen und Vorschläge zur Revision der Hypothekenord- 
nung. ' Berlin 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 290. , • 

Bender, Dr. J. H., über den Verkehr mit Staatspapieren in 
seinen Hauptrichtungen. Als Beilageheft zum Archiv f. d. 
civ. Praxis. Bd. VIII. Heidelberg 1825. 8. Nachg. Rec. 
XIX. 98. 


««> ' * 


-#v 


i * 


Bender,*Dr. J. H., der Verkehr mit Staat spapieren im In- u. 
Auslande. 2te Ausg. 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 98. u. 
XX. 72. ‘ .* . — ' ' / ‘ 

Bergmann, Fr. ,• Anleitung zum Rcferiren in Gerichtssachen. 
Zum Gebrauche bei Vorlesungen. - Göttingen 1830. 8. Nachg. 
Rec. XIX. 300. ' * * ••• 

•*» 

Bergmann, Fr., Beiträge zur Einleitung in die Praxis der 
Civilprocesse vor deutschen Gerichten. Zum Gebrauche bei 
Vorlesungen., Göttingen 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 300. 
Bernhard, Dr. Freih. von , Bef. XIX. 217. u. XX. 109. 
Bernhard,. Fried. Ludw. (Freih. von), über die Restauration 
des deutschen Rechts, insbesondere in Beziehung auf das 
Grundeigenthum. München 1829* 4. Nachg. Rec. XVIII. 101. 
Bessel, Prof, zu Königsberg. E. Ai, XIX. 215. 

Betrachtungen über die peinliche Rechtspflege in Kleinstaaten, 
mit besonderer Beziehung auf Württemberg, nach dem jetzt 
bestehenden Rechts- und Beweis - Systeme. Von A. H. 
Gmelin. Tübingen 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 285. 
Betrachtungen über das 34. Capitel von der Execution, im Te- 
vidirten Entwürfe derProcefsordnung in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten für das Königreich Baiern (v. J. 1827.) von 
J. J. Kiliani. Würzburg 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 180. 
Bezzel, F. C., über Anweisungen von Forderungen;, welche 

auf mehrem Immobilien mit ungetheilter Summe eingetragen 

* • 

sind, auf den Erlös aus diesen Immobilien, wenn er zu ganz- 
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, / ' lieber Befriedigung aller Hypotheken nicht hinreicht. Eine 
Controverse aus der baierschen Prioritätsordnung v. 1. Jun. 

1822. Ansbach 1829. 8. Nachg. Rec. XIX. 96. 

• t * • • « • # « 

B icke 11, Dr. u. ordentl. Prof., zu Marburg. Bef. XVII L 354. 

ß ick eil, Dr. J. W., über die Reform der protestantischen 
Kirchenverfassung in besonderer Beziehung auf Kurheasen. 
Nebst einem Nachworte von H. Hupfeid. . Marburg 1831. 
8. . Nachg. Rec. XIX. 85. „ 

Bielitz, Dr. G. A., Nachträge zum praktischen Commentare 
über da$ allgemeine Landrecht für die preufsiseben Staaten. 
Auch unter dem Titel: Abhandlungen zur Erläuterung der 
preufs. . Gesetze. . ls Heft Erfurt 1831. < 8. Rec. XYIIL 
314. . • 

Biene r, Chr. Gottl., Opuscula academica edid. et praefatus est 
. etc. Fr. A. Biener. Vol. 1. et II. Lipsiae 1830. 4- 
Nachg. Rec. XVHL 330. 

Bischofswahlen , Geschichte der — mit besonderer Berücksichtig 
gung der Rechte und des Einflusses christlicher Fürsten auf 
dieselben. Von F. A. Staudenmaier. Tübingen 1831«' 
8. Nachg. Rec. XIX. 91. 

Blätter, zerstreute, aus den Hand- und Hilfsacten eines Juri- 
sten. Wissenschaftliches und Geschichtliches aus der Theo- 
rie und Praxis oder ans der Lehre und dem Leben des 
Rechts. Heransgegeben v. C. Fr. Gosch ei. Erfurt 1832. 

* gr. 8. Rec. XX. 186. * , 

’ Blicke auf deu letzten Leipziger Melscatalog (Michaelis 1832) ia 
rcchtswissenschaftlicher Hinsicht. Anz. XX. 105« 

Blume, Dr. u. Prof. E. A. XX. 108. 

Bluntscbli, Dr. Bef. XX. 220. 

Bücking, Eduard, über tertius interpretamentorura Dos Ith ei 
Magistri, ad fidem codicum manuscriptorum Vossiani Sangal- 

» . lensis et Scaiigerani atque editorum iibrorom ope nunc pri- 

, xnnra integrum edidit commentariis indicibusque instruxit 
Bonnae 1831. 8. Rec. XX. 54. 

« t * 

Bo lley, H. E. F., vermischte juristische Aufsätze mit Erkennt- 
nissen und Gemeinbescheiden des Civilseaats des künig- 
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lieh württembergischen Obertribunals. Stuttgart 1851. 8. 

Nachg. Rec. XIX. 88. . v ' * » 

■ \ 

Bo pp, Philipp,^ Mittheilungen aus den Materialien der Gesetz- 

f 

gebiyig und Rechtspflege des Grofsherzogthums Hessen in 

» ' • V • 9 . 

einzelnen Ausarbeitungen und mit besonderer Beachtung 
merkwürdiger Rechtsfälle, — in Verbindung mit mehrern 
praktischen Juristen. Dannstadt, ,.l — 2s Bdch. 1830. 3s 
. Bdch. 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 320., 

r. f - v, • 4 * • * *' t j 

Braun, J. R., Erörterungen über die bestrittensten Materien 
des Römischen Rechts in Zusätzen zu Thibauts Pandekten- 
System. - Ir u. 2r Tbl. Stuttgart., 8. , Rec, XVIII. 265. 

Braunschweig, die Rechte des herzoglichen Hauses — und Lü- 
neburg älterer Linie, gegen das landgräfliche Haus Hessen- 
Homburg auf Herausgabe des vom Herzoge Christian zu 
Braunschweig und Lüneburg 1623 veränfserten Klostergutes 

i 

, Wieningen, dargestellt in dem über diese Veräufserung an- 
hängigen Rechtsstreite. Von G. Bruns. Braunschweig, « 
1832. 8. Nachg. Rec. XX. 287. ’ I 5 

Brendel, Dr. u. Prof. Bef. XIX. 216. 1 

Brocksdorff, Christ. Ulr. Hans Freih. von, die Institutionen- 
Commentare des Ga jus aus dem Latein, übersetzen, mit 
Anm. begleitet. Bd. I. Schleswig 1824. 8. Nachg. Rec. 

XX. 73. V 

* 

Bullarium, römisches, oder Auszüge der merkwürdigsten päpst- 
lichen Bullen aus authentischen Quellen durch alle Jahrhun- 
derte bis anf die neueste Zeit, übersetzt u. mit fortlaufend 
den historischen, archäologischen und anderen nöthigen Be- 
merkungen versehen von L. M. Eisen schm id. 2rBd.; 

_ , vom* J. 1535 — 1830. Neustadt a. d. O., J831. & , Nachg. 

Rec. XX. 291. , » . i ,.f y * ‘ 

Bruns, Dr. G. , die Rechte des herzoglichen Hauses Braun- . • 

* i \ ' — - 

’ schweig und Lüneburg älterer Linie, gegen das landgräfliche 
Haus Hessen - Homburg auf Herausgabe des vom Herzoge 
* Christian zu Braunschweig und Lüneburg 1623 veräufser- 
ten Klostergutes Wieningen, in dem über diese Veräufserung / 
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anhängigen Rechtsstreite dargestellt Braunschweig 1832. 8. 

Nachg. Rec. XX. 281. * * . ! 

» 

Buch holz, Dr. Alex. Aug. de, qui potiores sint in pignoribus, 
. commentatio. Regiomont. 1829. 8. Rec. XIX. 111. , 

4 t i 

Buch holz, Dr. Alex. Ang. von, Versuche über einzelne Theile 
der Theorie des heutigen röm. Rechts. Berlin 1831. 8. 

Nachg. Rec. XX. 201. 

Buchinger, Dr. Felix ; die Einführung der offentl. Rechtspfle- 
ge in Baiern, mit Beziehung auf die Oeflentlichkelt desCat- 
tus. Die Landgerichte, Herrschaft- und Patrimonialgerich- 
te — Friedensgerichte — Notariate und Landcommissariate. 
Passau 1827. 8. . Nachg. Rec. XVIII. 104. - 
Bülow, Gottlieb Philipp von, zur Erläuterung der Landschafts- 
ordnung des Herzogth. Braunschweig. Braunschweig 1831. 
8. Nachg. Rec. XIX. 96. 

Burchardi, G. C. 5/ die Lehre von der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand. Eine civilistische Abhandlung. Göttin- 
- gen 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 325. 

C. 

Civllgesetzgebung, Prolegomenen zu einer künftigen — im KR. 
Sachsen. Dresden und Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 
290. 

Civilrecht, Handbuch des im .KR. Sachsen geltenden — . 4r Thl. 
# 2te verm. u. verb. Ausg. Von Fr. Hänel. Leipzig 1831. 

’ 8. Nachg. Rec. XIX. 181. 

Clo s sin s, Walter Fr., de vetustis nonnullis membranis, in 
bibliothecis Rossicis aliisque vicinis extantibus, promulsis. 

' Dorpat» 1827. fol. Rec. XVHI. 173. .. 

Clossius, Walter Fr., Hermeneutik des rom. Rechts, u. Ein- 
leitung in das Corp. jur. civ. im Grundrisse. Mit einer Chre- 
» stomathie von Quellen. , Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. 

XX. 66. • . 

Codex, de Guiliemi Malmesburiensis cod. legis romanae Wisigo- 
thorura Dissertatio, auctore C« . Witte. Vratislaviae 1831. 

‘ 8. Rec. XVIII. 39. . . . . ; ■ ‘ 

s Commen- 


r 
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Commentatio ad legem L. de legatis I. Auct. H. Hof statte r. 

Monacb. 1829. 4. • Nachg. Rec. XX. 67. • 

* t ' , * 

Commentatio juris Germanici de prolocntoribns, auct. fr. Aug. 

Nietzsche. Lipsiae 1831. 8. Rec. XIX. 8. 

/ * * , ' 

Commentatio, qui potiores sint in pignoribus, qnam scrips. Dr. 

Alex. Aug. de Bach holz. Regiomont 1829. * 8. Rec. 

XIX. 111. 

• • 

» * , 

Concordate, vollständige Sammlung aller älteren und neueren — 

'/ # 

nebst einer Geschichte ihres Entstehens und ihrer Schick- 
. aale. Von Dr. E. Münch. 2 Theile. .Leipzig 1830. 8. 
Nachg.. Rec. XX. 201. 

»♦ ° * * 

. Constant, Benjamin, über die Verantwortlichkeit der Minister. 

Aus dem Franz, übersetzt v. D. G. v. Ekendahl. Neu- 
stadt a. d. Orla 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 182. 
Constitutionura XII. XV. XVI. XX. Cod. de haereticis I. 5., et 
constit. IX. X. Cod. de paganis I. 11., e Basilicorum librol. 
ad fidem codicis mss. Coisliniani CLI. nunc Parisiensis, 

' graece et latine editarum specimen; auct. C. G. E. Heim- 
bach. Jenae 1831. 8. Rec. XVIII. 35. . , 

Corpus juris civilis, dqp, in’s Deutsche übersetzt, von einem 
- Vereine Rechtsgelehrter, und herausgeg. von Dr. €J. /E. 

Otto, Dr. Br. Schilling und Dr. C. Friedr.. Ferd. Sin- 
' tenis, als Redactoren. 2r Bd. Leipzig 1830; 8.' Nachg. 

U. Rec. XVIII. 327. u. XX. 73. * . 

Correalobligationen , zur Lehre von den — . Von G. J. Rib- 
bentrop. Göttingen 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 84. 
Cramer, Dr. D. A. G., laetabilia augustissimi et clementissimi 
principis Friderici VI. festa natalia solenni oratione in audit. 1 v 
maj. hora XII. die XXVIL Jan. 1832 celebranda nomine 
rectoris et senatus Academiae Kiliensis religiöse indicit. Inest 
ad Gellium excursus quartus. Kiliael832. 8. Rec. XX. 178. 
Credit- und Hypothekenwesen, über das deutsche — mit beson- 
derer Berücksichtigung des königl. hanuöv. und des herzogl. 
braunschweig. Landesrechts, von K. Reck., lsHeft. Göt- 
tingen 1830. 2s Heft 1832. Ebend. 8. Rec. XIX 274. 
Criminalrecht, Lehrbuch des im KR. Sachsen geltenden — von 
20. Band. 21 
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- Dr. Julius Volkmann. lsBdcb. Leipzig 1851. 8. Nachg 

Rec. XXX. 81. * 

Criminalrecht, neues Archiv des — . Herausgeg. von Kobo- 
pak, Mittermaier, Rofshirt, Wächter etc. Bd. XL 
n. XII. Halle 1830 — 1832. 8. Nachg. Rec. XX. 289. 
Criminal - Rechts - Pflege , Zeitschrift der — in den preufsischea 
Staaten, mit Ausschlnfs der Rhein -Provinzen, von J. E. 
Hitzig. Jahrgang 1830. Bd. I — IH. Berlin 1830. 8 
' Rec. XVm. 48. 

Criminalrecht, Annalen des — von Hitzig, des Jahrgangs 1830. 

dritter and 1831 erster and zweiter Band. Rec. XX 117. 
Criminalrecht und Criminalpolitik, Handbuch des — von Ed. 

* Henke. Dritter Thl. Berlin und Stettin 1830. 8. Nachg. 

’ Rec. XVIH. 101. ii. XX. 198. ' 

Cucumus, Dr. u. Prof., XX 109. 4 

'• • , 

/ D. 

Danz," Aug. Henr. Aemil., diss. de litiscontestatione, qnae firit 
• H ‘ tempore legis actionnm. Jenae 1831. 8. Rec. XYHL 41. 
Darstellung des im Königreiche Sachsen geltenden Erbrechts, be- 
arbeitet Von Dr. A. K. H. von Hartitzscb. Leipz. 1830. 
8. Nachg. Rec. XVHI. 196. 

Deiters, Dr. Peter Franz, Bef. XVHI. 223. x 

- Deutschlands Rechtspflege, wie sie ist und seyn sollte. Mit be- 
sonderer Beziehung auf die französische Justizverfassung und 
die preufsische Gesetzrevision. Erster TheiL Altenburg 
1831. 8. Nachg. Rec. XYHL 194. • 

Doctrina Pandectarom. Scholarum in usum scripsit Chr. Fr. 
’M ühlenbruch.* Edit tert. Hai. Vol. I. 1830. VoL IL 
m. 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 318. 

Don an dt, Dr. Ferd., Versuch einer Geschichte des bremischen 
Stadtrechts. Thl.IL Bremen 1830. 8. Nachg. Rec. XX. 28&. 
Dosith ei Magistri interpretamentornm über tertias. Ad fidem 
codicum manascriptomm Vossiani, Sangallensis et Scalige- 
rani atque editorum libroram ope nnnc primnm integrum edi- 
dit commentarüs indicibnsque instruxit Eduardos Böcking. 
Bonnae 1831. 8. Rec. XX. 54.- 

t 
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Dotalrecht, das römische, von Dr. Fr. W. v. Tigers tröm. 

Ir Bd. Berlin 1831. 8. Rec. XVJJI. 113. 

Dresch, Hofrath u. Prof., E. A. XVUl. 223. 
Droste-HülshofF, C. A. von, Grundsätze des gemeinen Kir*- 
clienrechts der Katholiken und Evangelischen , wie sie in 
Deutschland gelten. Ir Bd. Munster 1828. 2r Bd. 1. Abth. 
. Ebend. 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 80. •' ' 

DÄttlinger, Dr. J. G., Freih. v. Weiler und J. v. Ketten- 

. t | 

acker, Archiv für die Rechtspflege und Gesetzgebung im 
Grofsherzogth. Baden. *Bd. I. u. II. Freiburg 1830. 8. 
Nachg. Rec. XVIII. 327^ 

»’ * E. 

Ehrenanszeichnungen und Beförderungen. XVIII. 108. 222. 333. 

XIX, 215. XX. 108. 219. . 

"Ehcscheidungsprocefs, der, in den sächs. Gerichten, von E. M. 

' Schilling. Leipzig 1831.»' 8. Nachg. Rec. XIX. 179. 
Ehe, von der — und der Stellung der katholischen Kirche in 
Deutschland, rücksichtlich dieses Punctes ihrer Disciplin. 
VonDr. E. v.^Möy. Landshut 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 82. 
Eichirorn, K. Fr., Grundsätze des Kirchenrechts . der katho- 
lischen und evangelischen Religionspartei in Deutschland. 
Bd. I. Güttingen 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 70. 
Eichhorn, K. F., Rechtsgutach’ten über die Verhältnisse der 
St. Petri- Domgemeinde der freien Hansestadt Bremen zum 
bremischen Staate. Hannover 1831. Nachg. Rec. XIX. 87. 
Eisenmann, Dr., politisches Testament des Franz v. Sp au ns. 
Ein Beitrag zur Geschichte der Prefsfreiheit im Allgem. und 
in besonderer Hinsicht auf Baiern. • Mit des verst. Custos 
Docen Vorbericht und Bemerkungen. Erlangen 1831. 8. 
- Nachg. Rec. XIX. 303. 

Eisen schm id, L. M., röm. Bullarium oder Auszüge d. merk- 
würdigsten päpstlichen Bullen aus authentischen Quellen durch 
alle Jahrhunderte bis auf die neueste Zeit, 'übersetzt u. mit 
. fortlaufenden historischen, archäologischen und anderen nö- 
. . thigen Bemerkungen versehen. 2r Bd.? vom J. 1535. bis 
1830. Neustadt. a. d. Q., 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 291. 

- Encyclopädie f alphabetische, der Wechselrechte und Wechselge- 

21 * 
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setze, von Dr. G. K. Treitschke. Leipzig 1831. 8* 
Rec. XX. 63. 

Entwurf des Strafgesetzbuches. München 1831. Rec. XX. 1. 

/ i 

Entwurf, Motive zum — des Strafgesetzbuches. 'München 1831. 
Rec. XX. 1. 

H» 

I 

Entwurf, Votum über den — der revidirten Landschaftsordnung 
des Herzogtums Braunschweig, von K. H. L. Pölitz. 
Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 85. 301. 307. 

Erbfolge, praktische Anleitung zur Kenntnifs der gesetzlichen — 
und zur Selbsterrichtung rechtsgültiger Testamente nach 
sachs. und preufs. Rechten und mit besonderer Rücksicht 

i • 

auf das k. s. Mandat v. 31. Januar 1829. Von Dr. K. A. 
Alb recht. Dresden 1829. 8. Nachg. Rec. XVIII. 196. 
Erbrecht, Darstellung des im KR. Sachsen geltenden — , bear- 
beitet von Dr. A. K. H. von Hartitzsch. Leipzig 1830. > 

8. Nachg. Rec. XVIU. 196. 

Erb- und Vormundschaft*- Angelegenheiten, über — nach den 
im KR. Sachsen geltenden Rechten, ein praktisches Hand- 
' buch für Vormünder .etc. v. K. W. Zeisig. 2te Auflage. 

Chemnitz 1825. Nachg. Rec. XVIII. 197. 

# • 

Erinnerungen und Nachklange gegen die Oeffentlichkeit n. Münd- 
lichkeit der Rechtspflege, sowohl überhaupt, als hinsichtlich 
deren jetzigen Einführung im KR. Baiern. Würzburg 1828. 

8. Nachg. Rec. XVIH. 104. 

Erläuterung, zur, der Landschaftsordnung des Herzogth. Braun- . 

schweig, von Gottl. Phil, von Bülow, Braunschweig 1831. 

' 8. Nachg. Rec. XIX. 96. 

Erörterungen, praktische, ans allen Theilen der Rechtsgelehr- 
samkeit von F. Spangenberg. Ir Bd. Auch unter dem 
Titel: Th. Hagemano’s praktische Erörterungen, fortge- 
setzt von F. Spangenberg. 9r Bd. Hannover 1831. 4. \ 
Nachg. Anz. XVIII. 324. . ; 

Erörterungen über die bestrittensten Materien des röm. Rechts 
in Zusätzen zu Thibauts Pandekten -System. Herausgege- 
ben von J, R» Braun. Ir und 2r Thl. Stuttgart. 8. Rec. 
XVIII. 265. 

« 

• t i 

• • 
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Eschenmayer, Professor, über die Abschaffung der Todes- 
.. strafe, aus Veranlassung des Antrags der Kammer der Ab- 
. geordneten von Frankreich. Tübingen 1831. 8. Rec. XIX. 
132. , ' ' ; 

Esch er, Criminalgerichtspräsident, XX. 220. 

Executionsverfahren , das gerichtliche — in Baiern, in seiner 
jetzigen Ausbildung zum praktischen Gebrauche. Nürnberg 
1830.' 8. Nachg. Rec. XIX. 180. 

„ - '■ 

Falk, Dr. u. Prof., E. A. XX. 219. 

Feuerbach, Dr. E. A. zu Erlangen, Bef. XIX. 216. 

jFeuerbach, Dr. E. A. , die lex Salica und ihre verschiedenen 
Recensionen. Ein historisch kritischer Versuch auf dem Ge- 
biete des germanischen Rechts. Nachg. Rec. 1 XVIII. 192. 
und XIX. 90. . 

'■ t . ■ ' 

Forschungen aus dem Gebiete der Geschichte von Dr. Türk. 
• 3s Heft. Rostock und Schwerin 1830. 8. Nachg. Rec. 
XIX. 304. 

Franke, Dr. Guilielmus , Observationum de jure legatorum et 
fideicommissorum sectio I. Jenae 1832. 4. Anz. XIX. 1. 

Franke, Dr., Prof. u. OARath, das Recht der Notherben und 
Pflichttheilsberechtigten. Göttingen 1831. 8. Rec. XIX. 
225. 

Friedensgerichte, Versuch einer Abhandlung über die Geschichte 
des im Rheinkreise (des KR. Baiern) bestehenden Instituts 
der — von seiner Entstehung in Deutschland au; über die 
Natur der friedensrichterlichen Functionen etc. Herausge- 
geben von einem Beamten des Rheinkreises (Cli. W. Rauch). 
Weifsenburg 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 103. 

Fualdes angebliche Ermordung; nähere Beleuchtung des merk- 
würdigsten Criminalfalles unseres Jahrh. , durch Peter von 
Kobbe. Celle 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 326. uud 
XIX. 207. ' 

Fürstenschaft, die unbeschränkte — . Politische Ansichten des 
.19. Jahrh. Von Friedr. Murhard. Cassel 1831. 8. Nachg. 
Rec. XIX. 182. 

i * ' ' 
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Gaedke, Th. H. F., de jure commorientium ex disciplina' Ro- 
nianorum. Rost, et Gustr. 1830. 8. Nachg. Rec. XVIII. 

328. V ; • ‘ ' . 

• • r • * 

Gajus, die Institutionen^ Commentare des — . Aus dem Lat. 
übersetzt und mit»Anm. begleitet von Chr. U. H. Freih. von 
, Brocksdorff. Bd. I. Schleswig 1824. 8. Nachg. Rec. 
.. XX. 73. 

. \ ' 

Gau pp, E. Th., Lex Frisionum in usnm scholarum recensuit etc. 
Breslau 1832. 8. Nachg. Rec. XX. 289. 

- v ► • •* T • 

Gedanken, die Parität der Rechte zwischen den katholischen und 
nichtkatholischen Uuterthanen der deutschen Bundesstaaten 

\ • V 

' betreffend. Vom Grafen Wilhelm von ;H oben th al. Leip- 
zig 1-831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 193. 

t ^ i 

Gellius. — Laetabilia augustissimi et clementissimi principis 
Friederici VI. festa natalia solenni oratione in audit. maj. 

hora XII. die XXVII. Jan. 1832 celebranda nomine recto- 

» \ 

> ris et senatus AVademiae Kiliensis religiöse indicit D. A. G. 

Cramer. Inest ad Gellism excursus quartus Kiliae 1832. 
• 8. Rec. XX. 178. - 

Gemeindeverfassung, die heutige — in ihren Wirkungen auf Ge- 
meindewohl, nebst Gedanken zu einem Entwürfe für die 
Rheinlande. Aus dem Gesichtspunctö eines Verwalteten. Von 
A. Freih. v. Mylius. Köln 1830. 8. "Nachg. Rec. XIX. 
302. , ; 

Gerichtsverfassung, die, eines constitutioneilen Staates, kann sie 
durch blofse Verordnungen rechtsgiltig geändert werden? 
Nürnberg 1830. 8. Rec. XIX. 172. 

Geschichte der deutschen Strafgesetze von C. Aug. Tittmann. 
' : Leipzig 1832. 8. Rec.' XVIII. 186.' N 
Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutschland. Von K. 
D. Hüll mann. 2te Ausgabe. Berlin 1830. 8. Nachg. 
Rec. XX. 205. < 

Geschichte der slavischen Rechte von W. A. Maci ejowski. 
(In polnischer Sprache.) Warschau 1832. 8. Rec. XIX. 
128. 
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Geschichte, pragmatische, der Verhandlungen der Landstände 
des Grofsherzogthums Hessen im Jahre 1827 über die pro- 
ponirte neue Stadt- und Landgerichts-Ordnung und die da- 
mit in Verbindung stehenden «veiteren Gesetze, nach offi- 
ciellen Quellen dargestellt von G. Weber. Dannstadt 1828. 
gr. 8. Rec. XX. 227. 

• * -*■ 1 

Geschwornengericht, das, mit Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 

im Gerichtsverfahren, in besonderer Rücksicht auf denStraf- 

* * 

procefs. Geschichtlich, rechthch und politisch betrachtet v. 
J. Zentner. Freiburg 1830. 8. Nachg. Rec. XYHL 104. 


Gesetzgebung und praktische Jurisprudenz, Beitrage zur — mit 
besonderer Rücksicht auf Baiern. Eine Zeitschrift. Heraus- 
gegebea von Fr. A. Freili. von Zu -Rhein. 3r Bd. 2s H. 
Würzburg 1831. 8. Rec. XIX. 282. 

• * 

Gesetzgebung und Rechtspflege im Grofsherzogthume Baden, Ar- 
chiv für — . Herausgegeben von Dr. J. G. Duttlinger, 
, Freih.G. v.W eil er und J. v. K eiten acker. Bd.I.u.lL 
Freiburg J830. 8. Nachg. Rec. XVHL 327. 

Gesetzgebung und Rechtspflege in Sachsen, Jahrbücher der — , 
herausgegeben von Dr. A. Martin, 2r Jahrg. 2s Hfl. Neu- 
stadt a.,cL Orla 1829. Nachg. Rec. XVHL 196. 
Gesetzgebung und Rechtspflege, Mittheilungen aus den Materia- 
lien der — des Grofsherzogthums Hessen in einzelnen Aus- 
% 

arbeitungen und mit besonderer Beachtung merkwürdiger 
Rechtsfälle, ln Verb, mit mehrern praktischen Juristen, her- 
ausgegeben von Ph. Bo pp. Darmstadt, 1 — 2s Bdch. 1830. 
3s Bdch. 1831. 8. Nachg. Rec. XVIIL 320. 
Gesterding, F. K., die Lehre vom Pfandrechte, nach Grund- 
sätzen des rüm. Rechts. 2te Aufl. Greifswald 1831. 8. 

Nachg. Rec. XX. 284. 

Gmelin, Dr. A. H. , Betrachtungen über die peinliche Rechts- 
pflege in Kleinstaaten, mit besonderer Beziehung auf Würt- 
temberg, nach dem jetzt bestehenden Rechts- und Beweis- 

Systeme. Tübingen 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 285. 

% 

Göschei, Oberlandesgerichtsrath Karl Friedr., zerstreute Blat- 
ter aus den Hand- und Hilfsacten eines Juristen. Wissen- 
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schaftliches und Geschichtliches aus der Theorie und Praxi«, 

' oder aus der Lehre und dem lieben des Rechts. Erfurt 
1832. gr. 8. Rec. XX. 186. 

(Guschen, Dr. und Hofrälh) Grundrifs zu Pandekten -Vorle- 
sungen. Mit beigefugten Ci taten und eingeschalteten einzel- 
nen Erörterungen. Für die Zuhörer des Verfs. Güttingen 
1831. 8. Anz. XX. 51. 

Gottfried, Gesche Margaretha, geb. Timm, Lebensgeschich- 
te der Giftmörderin — . Nach erfolgtem Straferkenntnisse 

I ■» x 

höchster Instanz herausgegeben von dem Defensor derselben 
F. L. Vogel. Bremen 1831. 8. Rec. XX. 246.. 

Gr ol man, Dr. u. Prof., Bef. XIX. 217. 

Grundrifs der alten Kirchenrechtswissenschaft , nebst einem An- 
hänge, enthaltend die sämmtlichen neueren deutsch - katholi- 
schen Kirchenrechtsquellen. Von K. Ed. Weifs. Mains • 

1829. 8. Nachg. Rec. XIX. 99. 

Grundrifs zu Pandekten -Vorlesungen. Mit beigcfngten Cit&ten 
und eingeschalteten einzelnen Erörterungen. Für die Zuhö- 
rer des Verfs. (Von Dr. Göschen.) Göttingen 1831. 8. 
Anz. XX. 61. 

Grundsätze des Kircbenrechts der katholischen und evangelisches 
Religionspartei in Deutchland, v. K. Fr. Eichhorn. Bd.L 
Göttingen 1831. a Nachg. Rec. XX. 70. 

Grundsätze des gemeinen Kirchenrechts der Katholiken ondEvan- 
gelischen, wie sie in Deutschland gelten, von C. A. von 
Droste-Hölshoff. Ir Bd. 1828. 2r Bd. 1. Abtheüung 

1830. Münster. 8. Nachg. Rec. XIX. 80. t 

Grundzüge der Geschichte des deutschen Städtewesens , mit be- 
sonderer Rücksicht auf die größeren Staaten. Von K. W. 
von Lancizolle. Berlin 1829. - 8. Nachg. Rec. XX. 
206. 

Güterbesitz, der corvey’sche, aus den Quellen dargestellt und 
als Fortsetzung der corvey’schen Geschichte, herausgeg. v. 
P. Wigand. Lemgo 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 87. 
Gütergemeinschaft, die Lehre von der ehelichen — mit beson- 
derer Rücksicht -auf preuü. provinzielles und allgemeines 

, - * 
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i Recht, dargestellt von H. 'Philipps. Berlin 1830. 8. 

• Nachg. Rec. XVIIL 323. ' 

Gutsherrn, Nachwetsungen zum Rechte der — und Bauern im 
- • . Königreiche Hannover, von W. Heine. Lüneburg 1&31. 8, 

.. Rec. XV1U. 310. 

Gutsherrschaften, systematische Anleitung für die — in den 
sämmtlichen königl. preufs. Staaten zur richterlichen Beur- 
. theilung und Wahrnehmung ihrer Gutsgerechtsame und son- 
stigen Rechtsverhältnisse sowohl in Gerichtsbarkeit-, Jagd-, 
Patronats -i> Fideicommifs - und Lehen- Angelegenheiten etc., 
als auch insonderheit bei der gesetzlich angeordneten Regu- 
lirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse und 
bei den Gemeinheitstheilungen — v. Dr. L. A. K. Leipzig 
1 1829. 8. . Nachg. Rec. XVIII. 195. ' ; * - 

Günther, Dr. u. Domherr etc., zu Leipzig. E. A. XVIII. , 

. 108. , 

• y " • • • t 

Ha 

Haas, Dr., Bef. XX. 109. 

Hagemann, Dr. Th., praktische Erörterungen, fortgesetzt v. 

F. Spangenberg. 9r Bd. A. u. d. T. s praktische Er- 
örterungen aus allen Theilen der Rechtsgelehrsamkeit von 
F. Spangenberg. Ir Bd. Hannover 1831. 4. Nachg. 
Anz. XVIII. 324. u. XIX. 179. 

Handbuch des Criminalrechts und der Criminalpolitik von Ed. 
'Henke. 3r Theil. Berlin und Stettin 1830. 8. Nachg. 

• Rec. XVIII. 101. u. XX. 198. ‘ . : 

Handbuch des Hypothekenrechts und der Hypothekenordnung des 

KR. Baiern (von Lehn er). Nach alphab. Materienfolge. 

• • • Amberg 1825. 2te Aufl. 1826. 8. Nachg. Rec. XIX. 96. 
Handbuch des gemeinen und baierschen Lehnrechts, von Ph. J. 

Mayr. Landshut 1831. Rec. XIX. 49. Nachg. Rec. XX. 68. 
Handbuch des im KR. Sachsen geltenden Civilrechts. 4r Theil. 

* 2te verm. u, verb. Ausg. Von Fr. Hanel. Leipzig 1831. 

8. Nachg. Rec. XIX. 181. • • 

Handbuch, encyclopädisches, des gesammten in Deutschland gel- 
tenden Kirchenrechts. Mit geschichtlichen Erläuterungen u. 

* i 

/ / 
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steter Rücksicht auf die neuesten kirchlichen Verhältnisse in 
Oesterreich, Preufsen, Baiern etc. Von Alex. Müller. 
Ir Bd. Erfurt 1829. 4. Nachg. Rec. XY11L 331. , 

Handbuch, systematisches, der baierschen Hypotheken- u. Prio- 
ritätsrechte, von J. B. Ni bl er. München 1829. 8. Nachg. 

, Rec» XIX. 96. > 

* , ' 

Hänel, Dr. Fr., Handbuch des ira KR. Sachsen geltenden Ci- 

vilrechts. 4r Thl. 2. verm. u. verb. Ausg. Leipzig 1831. 

. 8. Nachg. Rec. XIX. 181. 

Hartitzsch, Dr/ Ad. K. H. von, Darstellung des im König- 
• reiche Sachsen geltenden Erbrechts. Leipzig 1830. 8. 

' Nachg. Rec. XVIII. 196. 

Hartitzsch, Dr. A. K. H. von, das römische Privatrecht in 
ausführlicher tabellarischer Darstellung. Leipzig 1831. 8. 

Nachg. Rec. XX. 69. ' ’ \ 

4 * 

Hartitzsch, Dr. A. K. H. von, Vetsuch einer tabellarischen 
Darstellung des bürgerlichen Processes. Leipzig 1828. 8. 
Nachg. Rec. XX. 69. 

p • t f 

Haupt, Th. von, Hochverraths-Procefs der Minister Karl X. 
von Frankreich. Mit historischen Einleitungen. 9 Bdch. 

- in 12. Frankfurt a. M. 1831. Nachg. Rec. XIX. 182. 

Hegel, Prof., f. XIX. 217. 

Heimbach, Carol. Guil. Ernest. , Constitutionum XII. XV. 

„ XVI. XX Cod. de haereticis 1. 5;,. et constit. IX X. Cod. 
de paganis I. 11., e Basilicorum libro I. ad fidem codicis 
mss. Coisliniani CLI. nunc Parisiensis, graece et latine edi r . 
tarum specimen. Jenae 1831. 8. Rec. XVIII. 35. 

Heine, W., Nachweisungen zum Rechte der Gutsherrn und 
Bauern im KR. Hannover. Lüneburg 1831*; 8. Rec. XVII I. 

, 910 » > I 

Henke, Ed., Handbuch des Criminalrechts und der Criminal- 
• Politik Th. L Berlin 1823. Th. II. 1826.^ Th. III. 1830. 

Nachg. Rec. XX. 198. Th. III. Nachg. Rec. XVIll. 101. 
Hermeneutik des röm. Rechts und Einleitung in das Corpus jur. 
civ. im Grundrisse. Mit einer Chrestomathie von Quellen« 


/ 


v . Sach- und Na meri -Register; 817 

• ' * • 

V 

von W. Fr. Clossius. Leipzig : 1831. 8. Nachg. Rec. 

XX. 66. ' * * '•*' ‘ ’ .»; .! •>, ; * 

Hessen, Grofsherzogthum, Uebersicht der Rechtsgesetzgebung 
des — unter dem GH. LtidVlg I. XlX; 183, 308. XX* 

79. 209. ' ■ *■ . } " * * : 

V ) 

Hildesheim, die Jagdgerechtigkeit der Stadt — . Eine geschieht- 

. ( * ► 

liehe Darstellung des innern und äufsern Umfangs derdiiU 
desheimischen Stadt- und Börger -Jagd, aus authentischen 
archivalischen Quellen. Hildesheini 1832. 8. Nachg. Rec. — 
XX. 287. > — , v .Vl . . 

H i 1 1 e , Dr. , zu Bonn f. XIX. 217. % ' 

Hitzig, Criminaldirector zu Berlin, E. A. XVIII. 109.** 

Hitzig, J. E., Zeitschrift für Criminalrechtspflege in den preu* , 
fsischen Staaten, mit Ausschlüfs der Rheinprovinzen. Jahr- 
gang 1830. Bd. 1—3. Berlin 1830. 8. Rec. XV11I. 48. 
Hitziges Annalen des Criminalrechts etc., des Jahrgangs 1830 

dritter und 1831 erster und Zweiter Band. Rec. XX. 117. 

» * » #. » _ ' 

Hochverraths-Procefs der Minister Karl X. Ton Frankreich, Mit 

* s 

historischen Einleitungen herausgeg. von Th. v. Haupt. 

9 Bdch. in 12. Frankfurt a. M. 1831. Nachg. Rec. XIX. 

182. ' t, ■ • • ‘ ' \ 

Hofmann, K. H., Versuche in Bearbeitung des röm. Recht». 

\ • » * 

2s Heft. A. u. d. Titel: Beiträge zur Lehre von der Ein- 
theilung der Sachen in zwei Abhandl. Darmstadt 1831. 8. 
Naclig. Rec. XX. 285. " .... 

Hofmann, H. K., über den Einflufs allgemeiner Pfandrechte 
auf die einzelnen Sachen des Schuldners. A. u. d.T.? Ver- ✓ 
suche in Bearbeitung des röm. Rechts. 1. Heft. Darmstadt 
* 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 321. 1 • 

Hoffmann^ L. , Untersuchungen über die wichtigsten Angele- >- 
genheiten des Menschen als Staats - und Weltbürger. Bd. 

1. und II. Zweibrücken 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 307. 
Hoffmann, Dr. u. Mag. Ludw., die staatsbürgerlichen Ver- 
hältnisse der Juden in. den gesammten könrgl/ preufs. Staa- 
ten. Nach den bestehenden Gesetzen bearbeitet u. heraus- 
gegeben. Berlin 1829.' 8. Rec. XIX. 287. 

* V .1 

✓ , 

• • 

' * / 
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Hofst&tter, H., Cotnraentatio ad legem L de legitis L Mo- 
nach. 1829. 4. Nachg. Rec. XX. 67. 

Hobenthal, Graf Wilh. von, Gedanken, die Parität der Rede- 
te zwischen den katholischen and nicbtkatholuchen Cnter- 
thanen der deutschen Bandesstaaten betreffend. Leipzig 

1831. 8. Nachg. Rec. XVI1L 193. 

* 

Hugo, Geh. Jostizrath n. Ritter, civilistisches Magazin. Bd. TI. 
H. 2. Berlin 1830. 8. Nachg. Anz. XYffl. 324. Bd. TL 
H. 3. Nachg. Anz. XX. 286. 

Hallmann, K. D. , Geschichte des Ursprungs der Stände in 
Deutschland. 2te Aasgabe. Berlin 1830. Nachg. Rec. XX. 
205. * 

Hypothek, ist die — nach prenfsischem Rechte, ein accessori- 
sches oder ein selbstständiges dingliches Recht? and ha— 
der Hypothekschuldner über den locus ohne Einwilhgnng der 
postlocirten Gläubiger verfügen , wenn der dort eingetretene 
Gläubiger der Hypothek entsagt, ohne dals er die Forde- 
rung aufgibt? — von Marienwerder 1831. Nachg. Rec. 
XIX. 177. 

/ 

Hypothekenordnung, Bemerkungen und Vorschläge zur Revision 
der — . Berlin 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 290. 

Hypotbekenrecbt , Handbuch des — und der Hypotbekenordaang 
des KR. Baiem (von Lehn er). Nach alphab. Materien- 
folge. Amberg 1825. 2te Aufl. 1826. 8. Nachg. Rec. 
XIX. 96. 

« y 

Hypotheken- und Creditwesen, über das deutsche — mit beson- 
derer Berücksichtigung des königl. bannöv. und des berzogL 
braunschweig. Landrechts, von K. Reck, ls Heft. Göt- 
^ ringen 1830. 2s Heft 1832. Ebendas. 8. Rec. XIX . 274. 

Hypotheken- und Priorität» - Rechte , systematisches Handbuch 
der baierschen — von J. B. Nibler. München 1829. & 
Nachg. Rec. XIX. 96. 

L J. 

Jkeobson, Dr. H. Fr., kirchenrechtliche Versuche zur Begrün- 
dung eines Systems des Kircbenrechts. Ir Beitrag. Königs- 
berg 1831* 8. Rec. XIX. 75. Nachg. Rec. XIX, 89. 


I • . ' ' ' 

\ . ' 
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Jagdgerechtigkeit , die, der Stadt Hildesheim. Eine geschicht- 
liche Darstellung des innern und äufsern Umfangs der hildes- 
' heimischen Stadt- und Bürger -Jagd, ans authentischen ar- * 
chivalischen Quellen. Hildesheim 1832. 8. Nachg. Rec. 

XX. 287. 

Jahrbücher der Gesetzgebung und Rechtspflege in Sachsen, her- 
ausgegeben von Dr. Ad. Martin, 2r Jahrg. 2s Heft. Neu- 
* stadt a. d. Orla 1829 fl. Jahrg. II. H. 2. S. 130 — 264., , 

Nachg. Rec. XVIII. 196. 

Jarke, Dr. u. Prof., Bef. XX. 108. 

Institutionen - Commentare , die, des Ga j tos. Aus dem Latein. / 
übersetzt und mit Anmerk, begleitet von Chr. U. H. Freih. 
vi Brocksdorff. Bd. % I. Schleswig 1824. 8. Nachg, 

Rec. XX. 73. 1 * 

Institutionen, die, des Kaisers Justinian in vier Büchern.* 

In’s Deutsche übersetzt von W. M. Rofsberger. Berlin , 
J 1829. 8.. Nachg. Rec. XX. 73. / 

Intestaterbfolge, die, nach den Provinzialrechten des ehemaligen 
Fürstenthums Ansbach, von J. H. von Luz. Neue verb. 
Ausgabe. Ansbach 1830. 8. Rec. XVIII. 315. 


Kamptz, wirkl. Geh. Rath zu Berlin, Bef. XIX. 216. 

Keller, Dr. u. Obergerichtspräsident, XX. 219. 

Kiliani, Dr. J. J., Betrachtungen über das 34. Capilel von der 
Execution, im revidirten Entwürfe der Procefsordnung in 
bürgerl. Rechtsstreitigkeiten für das KR. Baiern (V. J. 1827). 
Würzburg 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 180. 

Kirche, über die Verwaltung und Verfassung der lutherischen — •, 
von einem Juristen. Hannover 1832. 8. Nachg. Rec. XX. 
288. 1 . " 
Kirchenrecht, Annalen des katholischen, protestantischen und jü- 
dischen — .. Herausgegeben in Verbindung mit vielen Ge- 
lehrten von H. L. Lippert. Erstes Heft. Frankf. a. M. 
1831. 8. * Rec. XVIII. 285. Nachg. Rec. XX. 68. 
Kirchenrecht, encyclopädisches Handbuch des gesammten in 


> 
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' Deotschland geltenden — . Mit geschichtlichen Erläuterun- 
gen und steter Rücksicht auf die neuesten kirchlichen Ver- 
hältnisse iu Oesterreich^ Preufsen, Baiern etc. Von Alex. 
Müller^ lr Band. Erfurt 1829., 4., Nachg. Rec. XVIII. 
331. , * . 

\ 

Kirciienrecht, Grundsätze des — der katholischen und evangeli- 
schen Religionspartei in Deutschland, von K. Fr. Eich- 
horn. Bd., I. Göttingen 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 70. ~ 

Kirchenrecht, Grundsätze des gemeinen — der Katholiken und 
Evangelischen, wie sie jn Deutschland gelten, von C. A. von 
Droste-H ülsh o ff. Münster, lr Band. 1828, 2r Band. 

,, 1. Abth. 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 80. ■ 

* • ^ * , » . > 

Kirchenrechts Wissenschaft, Archiv der — im Vereine mit meh- 
rern Gelehrten des In- und Auslandes, herausgegeben von 
:C. F. Weifs. Bd. I. u. II. Frankfurt a. M. 1830. 1831.. 
. 8. Rec. XVIII. 285. . . 

Kirchenrechtfcwissenschaft, Grundrifs der deutschen — nebst ei- 
'• nem 'Anhänge, enthaltend die sämmtlichen neueren deutsch 
katholischen Kirchenrechtsquellen. Von'. C. Ed. Weifs. 
Mainz 1829. 8. Nachg. Rec. XIX. 99. 

Kirchenstuhlrecht, Abhandlung vom — für. das KR. Sachsen und 
die kgl. sächs. Oberlausitz, v. J. Ch. Köhler neu bearbei- 
tet vou E. M. Sch illi n g. 2te gänzl. umgearb. und verm. 
Ausg. Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 179. ’ 1 

Kirchenverfassung, über die Reform der protestantischen — in 
..besonderer Beziehung auf Kurhessen, von J. W. Bickel!. 

* * \ "" / * ' f • * , r 

Nebst einem Nachworte von H. Hupfeid. , Marburg 1831. 
8. Nachg. Rec. XIX. 85^ 

t „ • . " ' 4 • . . ’’ *i * ** ♦ 

Kl ein schmi dt, J. G. F., Sammlung von Landtagsabschieden, 
Reversen, Bestätigungen und sonstigen, die Staats - u. pri- 
jvatrechtlichen Verhältnisse der Fürstenthümer .Calenberg, 
Grubenhagen und Göttingen betreffenden Urkunden. Thl. I._ 
Hannover 1832. 4. Nachg. Rec. XX. 197. 

Klüber, J. L., die Selbstständigkeit des Richteramtes und die 
Unabhängigkeit seines Urtheils im Rechtsprecheq; im Ver- 

* * ' t * 
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hältnisse zu einer preufs. Verordnung vom 25. Januar 1823. 
Frankfurt a. M. 1832. 8. Rec. XIX. 174. , 

Kobbe, Peter von, Fualdes angebliche Ermordung; nähere Be- 
leuchtung des merkwürdigsten Criminalfalies unseres Jahrh. 

, Celle 1831. Nachg. Rec. XVIII. 326. 

* . , i ' . 

Köhler, J. Ch. Abhandlung vom Kirchenstuhlrechte für das KR. 

. . -V 

Sachsen und .die kgl. sächs. Oberlausitz , neu bearbeitet von 
E. M. Schilling. 2te gänzl. umgearb. u. verm. Ausg. 
Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 179. 

Kriegei, Dr. C. J. Alb., antiqua versio latina fragmentorum e 
- . Modestini libro de excusationibus in Digestorum Libr.XXVI. 
v tit. 3. 5. 6. et Lib. XXVll. tit. 1. obviorum in integrum re- 
stituta. Lips. 1830. 4. Nachg. Rec. XX. 195. . 

Kriegei, Dr. C. J. Alb., .Symbolae criticae ad Novellas Justi- 
. niani, sive Noy. 87. in integrum restitdta e Cod. Veneto,* 
Florentino atque Vindobonensi. Lips. 1832.. 4. Rec. XIX. 

,< ,124. i , 

Krug, Dr. u. Prof, zu Leipzig, E. A. XVIII.* 108.*' . , „ , 
Krug, Prof., über die Wiedergeburt des KR. Sachsen. 4te u. ' 
letzte Gabe. Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 304. 

' \ 

\ • * » 

L. > 

» ■ * 

L an ci zolle, Dr. K. W. von, Grnndzüge der Geschichte des 

deutschen Städtewesens, mit besonderer Rücksicht anf die 
grofseren Staaten. Berlin 1829. 8. » Nachg. Rec. XX. 206. 
Landrecht, Nachträge zum praktischen Commentare über das all-- 
« gemeine •*- für die preufs. Staaten, v. G A. B i e 1 i t z. A. u. d. 
Tit: Abhandlungen zur Erläuterung der preufsischen Ge- 
. setze. y ls Heft. Erfurt. 1831. 8. Rec. XVIII. 314. • 
Landschaftsordnung, Erläuterung zu der — des Herzogthums 
Braunschweig, von Gottl. Phil. v. Bülow. Braunschweig 
1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 96. 

Landstände, Geschichte der Verhandlungen der — 1 ■ des Grofsher- 
zogthums Hessen im Jahre 1827 über die proponirte neue 
Stadt- und Landgerichtsordnung und die damit in Verbin- 
dung stehenden weiteren Gesetze, nach officielleu Quellen 

' ‘ • * \ . 
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dargestellt von G. Weber. Darmstadt 1828. gr. 8. Rec. 

XX. 227. 

Lang, Dr., Bef. XIX. 216. 

Lauck, Dr., Bef. u. Entlassung XIX. 216. 

Lebensgeschichte der Giftmörderin G. M. Gottfried, geh. 
Timm. Nach erfolgtem Straferkenntnisse höchster Instanz 
herausgegeben von dem Defensor derselben F. L. VogeL 
Th. I. Bremen 1831. 8. Rec. XX. 246. 

Legatorum et fideicommissornm, observationum de jore — r auct. 

G. Francke. Sect I. Jenae 1832. (4.) Anz. XIX. 1. 
(Lehn er), Handbuch des Hypothekenrechts und der Hypöthe- 
kenordnung des KR. Baiern. Nach alphab. Materienfolge. 
' v Amberg 1825. 2te Aufl. 1822. Nachg. Rec. XIX. 96. 
Lehnrecht, Handbuch des gemeinen und baierschen — von Ph. 
J. Mayr. Landshut 1831. Rec. XIX. 49. 

\ Lehrbuch des heutigen römischen Rechtes vom GJRathe D r. F. 
• Mackeide y. Neunte selir verb. u. verm. Ausg. Gießen 
1831. 8. Rec. XVIII. 12. Nachg. Rec. XIX. 305. 
Lehrbuch des im KR. Sachsen geltenden Criminalrechts , von 
*Jul. Volkmann, ls Bdch. Leipzig . 1831. 8. Nachg. 

Rec. XIX. 84. 

Lehrbuch, systematisches, der Polizeiwissenschaft , nach preußi- 
schen Gesetzen, Edicten, Verordnungen und Ministeri&l- 
rescripten, von Ph. Zeller. Quedlinburg u. Leipzig. Ir 
Thl. 1828. 2— 4r Thl. “1829. 5— 7r Thl. 1830. 8— 9r 
. > Thh 1831. Rec. XX. 216. 

Lehre, die, von der ehelichen Gütergemeinschaft mit besonderer 
Rücksicht auf preufs. provinzielles und allgemeines Recht, 
dargestellt von H. Philipps. Berlin 1830. 8. Nachg. 

- Rec. XVIII. 323. . 5 ; 

Lehre, die, von der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 
Eine civilistische Abhandlung von G. C. Burchardi. Güt- 
tingen 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. » 

Lehre, die, vom Pfandrechte, nach Grundsätzen des röm. Rechts. 

. Von F. K. G esterding.' 2te Aufl. Greifswald 1831. 8. 
Nachg. Rec. XX. 284. 
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Lex Frisionum, in 
Breslaa 1832. 8. 


IMIIll 


i scholarum recensait etc, E.Th. Gaupp. 
Nacbg. Rec. XX. 289. 


Lex Salica, die, and ihre verschiedenen Recensionen. Ein hi- 
' «torisch kritischer Versacli auf dem Gebiete des germani- 
schen Rechts, vdn E. A. Fe u erb ach. Erlangen 1831. 4. 
Nachg. Rec. XVIII. 192. and XIX 90. 

. • v 


Licht- and Schattenseite, die, des projectirten Instituts der Oef- - 
fentiichkeit and Mündlichkeit der bürgerlichen Rechtspflege 
in Baiern, in kurzen Zügen dargestellt zar Würdigung der 
Schrift -Nachklänge und Erinnerungen etc. von C. S amha- 
be r. Nürnberg 1828. 8. Nacfig. Rec. XVili. 104. 


Linck, Dr. and geh. Secret. im Ministeriam des Auswärtigen 
zu München, Bef. XX. 108. 

Linde, Beitrage zu der Lehre von der hypothekarischen Suc- 

. % • w * 

cession: in der von ihm, Marezoll u. v. Schröter bev^- „ 
ansgegebenen Zeitschrift für Cirilrecht und Procefs. (Gie- 
fsen 1832.) Bd. V. Heft 2. S. 290 — 301. Rec. XIX. 118. 

Lippert, Dr. H. L., Annalen des katholischen, protestanti- 
schen und jüdischen Kirchenrechts, in Verbindung mit vie- 
len Gelehrten. Heft L Frankfurt a. M. 1831. 6. Rec. 

“ ' XV1IL 285. 

Lippert, Dr. H. L., Versuch einer historisch dogmatischen 

* ‘ - Entwickelung der Lehre vom Patronate nach den Grund- 
sätzen des kanonischen Rechts. GieCsen 1829. 8. Nacbg. 


Rec. XIX 296. 

. * m • * , 

Litiscontestatio , diss. de 1. c., qnae feit tempore legis acttonom, 
tcrips. X H. Aem. Danz. Jenael831. 8. Rec. XVlIL 41. 
Löwr, Dr. von , Bef. XX 219. 

Las, Regierangs - Director J. H. von, die Intestaterbfolge nach 
den Provinzialrechten des ehemaligen Fürstenthoms Ansbach. 
Nene verb. Ausgabe 1830. 8. Rec. XV11I. 315. 

• t « 

-BL 

Maciejowski, Dr. W. A., Geschichte der slavischen Rechte. 

(In polnischer Sprache.) Warschau 1832. 6. Rec« XIX 
« 128. 

« 

20, Band. 22 
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Mackeldey, Ferd., I^ehrbuch des heutigen römischen Rechts. 
Nennte sehr verb. «l verm. Ausg. . Giefsen 1831. 8. . Rec. 
. XV11L 12. Nachg. Rec. XIX. 305. 

. r ** 

Magazin, civilistisches, vom Geh. Jnstizrath R. Hugo. Bd. VI. 
H. 2. Berlin 1830. 8. Nachg. Anz. XVUI. 324. Bd. VL 
H. 3?. Berlin 1832, 8. Nachg. Rec. XX. 286. 


Marten s. Ge. Fr. de, Supplement an recneil des prinripanx 
c traites d’alliance de paix etc., continne par Fred. Saal- 
i feld. Tome XII. 1825 — 1830 incl. A. u. d. T.: Nouvean 

-r.i' recueil etc. Tome VIII. Göttingen 1831. 8. Nachg. Rec. 
XYIÖ. 192.:.. ‘ 


Jlartin, Dr. A., Jahrbücher der Gesetzgebung und Rechtspflege 
' in Sachsen , 2r Jahrg. 2s Heft. Neustadt a. d. Orla 1829 fl. 
Jahrg. II. ‘H; 2. Sv 130— 264. Nachg. Rec. XVHL 196. i 

Martin, Dr. Gustav Adolph, Professor in Jena f.XMIL 109. 

Martins, Dr. K. F. Ph. von, von dem Rechtszustande unter 

den Ureinwohnern Brasiliens. München 1832. 4. Rec. XIX. 

; 162. : •>- 
m ****,** $ 4 \ 4 4 * # 

Man rer, Beilage mt C ebersicht der für die katholische Geist- 
lichkeit in Württemberg bestehenden Staats- und Kirchen- 


. gesetze. 'Wangen 1831. 8> Naclig. Rec. XIX. 178. 

V * * * * » 

Maares, Decan, >,üebersicht der für die katholische Geistlich- 
•* keit in Württemberg bestehenden Staats- und Kirchenge- 
setze, fortgesetzt bis anf die neueste Zeit. Wangen 1831. 
r 8. Nachg. Rec. XIX. 178. i #/ * z.Z 


Mayr, Br. Pb* Jos. ^ Bef. Xl^. 217. \ 

Mayr, Dr. Ph. Jos., Handbuch des gemeinen und baierschen 
Lehnrechts. Landshat 1831. Rec. XIX. 49. Nachg. Rec. 
XX. 68. . i .. 


Membranis, .de .vetustis nonnnllis, in bibliotliecis Rossicis aliisque 


vicinis extantibus, promulsis, auct. W. Fr. Clossio. Dor- 
pati 1827. fol. Rec. XVUI. 173. / 

Mefscatalog, Leipziger, Blicke auf den letzten — (Michaelis 
1832) in rechtswissenschaftlicher Hinsicht. XX. 105. , 
Minister, über die Verantwortlichkeit der — von Benjamiii Con- 
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* 's taut- Ans dem Franz, übersetzt v. D. G. v. EkendahL 
. IN eu stadt a. d. Oda 183 L8. ISachg. Rec. XIX. 182. 

Mittheilungen aus den Materialien der Gesetzgebnng u. Rechts- 
pflege des Grofsherzogthums Hessen, in einzelnen Ausarbei- 
tungen und mit besonderer Beachtung merkwürdiger Rechts- 
lalle. In Verb, mit mehrern prakt. Juristen herausgegeben 
* ‘’ Voa Ph. B o p p. * Darmstadt , 1 — 2s Bdch. 1830. 3s Bdch. 
8. * Naclig. Ree. XVIIL 320. 

* - ' ^ * f - 

Mittheilungen, staatswissenscliaftliche , vorzüglich in Beziehung 
auf das Herzo&thüm Braunschweig , von Fr. K. v. Strom- 
b e c k. Zwei Hefte. Brauuschweig 1831. 8. Nac hg. Rec. 
XIX. 81. 

Mo hl, Rob., Dr. n. ordentl. Prof,, das Staatsrecht des König- 
- * i reicits Württemberg. Ir Tbl. ■» Tübingen 1829. Rec. -XYUZ. 

143. 227. . . * . 

Motive zum Entwürfe des Strafgesetzbuches. München 1831. 
Rec. XX. 1. ’.J/ /.» ’ 

Moy, Dr. E. von, von der Ehe nnd der Stellung der kathölr- 
sehen Kirche in Deutschland, rücksichtlich dieses Punctes 
-'ihrer Diaciplin. Landshat 1830. 8. Xacbg. Rec. XIX. 82. 
Mühlenbruch, Dr. und GJRath, E. A. XX. 220. . 

Mühlenbrach, Cb. Fr., Doctrina Pandectarum, Scholaram in 
nsmn scripsit. Edit. tert. Hai. Vol. L 1830. VoL U — Hl. 
V, 1831. .8. Nachg. AüZw XVTH. 318. . . ' i 

Mühl er. Ober - Landgerichts - Vicepräsident zn Breslau. Bef. 

.r xix. 216. - : 

Miller» Alex., encyklopidisches Handbuch des gesammten in 
Deutschland geltenden Kirchenrelhts. Mit geschiditlichea 
Erläuterungen u. steter Rücksicht auf die neuesten kircldi- 
.* t eben Verhältnisse in Oesterreich, Preufsen, Baiern etc. 

Ir Bd. Erfurt 1829. 4. Nachg. Rec. XV11I. 331. 

Miller, Dr. C. Gast., num et qoatenas continoa possessio re-* 

i 

qniratnr in jnribns discontinuis praescriptione constitnendis. 
Leipzig 1832. 4. Rec. XX. 177. *» 

Müller, Oberhofgerichtsraih u. Prof., f. XIX. 217. 

* 

Münch, Dr. E., vollständige Sammlung aller älteren und neue- 

22 ♦ / 
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ren Concordate , nebst einer Geschichte ihres Entstehens 
und ihrer Schicksale. 2 Theile. Leipzig 1830. 8. Nachg. 
Rec. XX. 201. < 

Murliard, Fr.« die unbeschrankte Fürstenschaft. Politische 
Ansichten des 19. Jahfh. Cassel 1831. 8. Nachg. Rec. 

XIX. 182. .. . ' , 

Mylius, Freih. A. v., die heutige Gemeindeverfassung in ihren 
Wirkungen auf Gemeindewohl, nebst Gedanken zu einem 
Entwürfe für die Rheinlande. Aus dem Gesichtspuncte eines 
\ Verwalteten. Köln 1830. 8. Nachg. Rec. 302. 

* ; ' N. * * • •* 

Nachklänge und Erinnerungen gegen die Oeffentlichkeit n. Münd- 
lichkeit der Rechtspflege, sowohl überhaupt, als hinsichtlich 
deren jetzigen Einführung im Königreiche Baiern. Würz- 
burg 1828. 8. Nachg. Rec. XVIII. 104. ' / 

Nachlafs, civilistischer, des Ant. Augustin. Von Dr. Ch. L. . 

Neuber. Berlin 1832. 8. Rec. XVIII. 178. Nachg. Rec. 

- XX. 286.". , • , r . ' . * 

Nachträge zum praktischen Commentare über das allgemeine 
■i Landrecht für die preufsischen Staaten, von G. A. Biel itz. • 
A. u. d. T.: Abhandlungen zur Erläuterung der preufsischeii 
Gesetze, is Heft. Erfurt 1831. 8. Rec. XVIII. 314. ' 

Nachweisung der Recensionen n. Anzeigen in anderen Zeitschrif- 
ten. XVHL 101. 190. 318. XIX. 80. 176. 296. XX. 66. 
195. 283. 

Nachweisungen zum Rechte der Gutsherren und Bauern im KR. 

Hannover, vön W. Heipe. Lüneburg 1831. 8. Rec. XVUL 
f 310. \ 

Neuber, Dr. Ch. Ludw. ,«A. Augustin und sein civilistischer 
Nachlafs. Berlin 1832. 8. Rec. XVIII. 178. Nachg. Rec. 

XX. 286. . \ . ~ • 1 

Ni bl er, Dr. J. B., systematisches Handbuch der baierschen Hy- 
potheken- u. Prioritätsrechte München 1829. 8. Nachg. 

Rec. XIX. 96. r 

• * ^ • « 

Nietzsche-, Dr. .Fr. Aug. , Commentatio juris Germ&nici de 

prolocutoribus. , Lipsiae 1831. 8. Rec, XIX. 8. ' « ‘ ■ 

, \ 


Digitized by Google 


■ k • % 

Sach- und Namen -Register. 527 - 

. ' ■ . 

Nietzsche, Dr. Fr. Aug. , de juris Lironiei fontibus. Llpslaa 
,1831,- 8. Rec. XIX. 19. ■ ' , , 

• .v , • >* 

Nov» 87. in integr. restit. e Cod. Veneto, Florentino atque Vin- 
dobonensi, — sive symbolae criticae ad Novellas Justiniani, 

. auct. C. J. A. Kriegei. * Lipsiae 1832. 4. Rec. XIX. 

124. . * . ' . . • 

O. 

* _ , / 

Observationum de jure iegatorura et fideicommissorum, sectio I. 

auct. Gufl. Francke. Jenae 1832. (4.) Änz. XIX. 1. 

Oeftentlichkeit und Mündliclikeit des gerichtl. Verfahrens, auch 
ein Wort über — 1 * und über die Wünsche der Rheinprovinzen 
wegen Einführung und Revision der kgl. preufs. Gesetzge- 
t bung, von Dr. P. Wigand. Lemgo 1828. 8. Nachg. 

Rec. XVIII. 103. » . 

Opuscula academica aucta et emendata Ch. Ern. Weifsii. T. I. 
Lipsiae 1829. 8. Nachg. Rec. XVIII. 323. 329. und XX. 

i98. ; . 

/ 

Opuscula academica Chr. Gottl. B i e n e r i, edid. et praefatus etc. 

Fr. Aug. Bien er. Vol. I. et II. Lipsiae 1830. 4. Nachg. 
Rec. XVIII. 330, 

Ordinatio, de ord. Hennebergicae provincialis origine, fontibus 
et auctoritate, auct. C. E. Schmid. Jenae 1831. 8. Rec. 
XVIII. 43.! , 4 

Otto, Dr. u. Prof., Bef. XX. 219. 

Otto, Schilling und Sintenis, das Corpus juris civilis, in’s 
Deutsche übersetzt, von eitlem Vereine Rechtsgelehrter,’ und 
. heransgeg. von — 2r Bd. Leipzig 1831.. 8. Nachg. Rec. 
XVIII. 327. u. XX. 73. 

i * t s 

• ' * / » 

P 

, *> v 

• » ^ , 

Pandektenrecht , Untersuchungen über die Bestandteile , Natur 

und wissenschaftliche Stellung des — nebst einem Grundrisse 
zu Vorlesungen über das Obligationenrecht, nach prakt. gü- 
tigen Grundsätzen. Von E. F. Vogel. Leipzig 1831. 8. 
v Nachg. Rec. XX. 196. ^ ■ 

Pandekten - Vorlesungen , Grundrifs zu — Mit beigefugten Ci- 
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taten und eingeschalteten einzelnen Erörterungen. Für die 
Zuhörer des Yerfs. (Von Dr. Göschen.) Güttingen 1851. 
8. Anz. XX. 51. ‘ $ , 

Patronat, Versuch einer historisch - dogmatischen Entwickelung 
der Lehre vom — nach den Grundsätzen des kanonischen 
* Rechts, von H. L. LipperL* Giefsen 1829.. 8. Nachg. 
Rec. XIX. 296. * * 

Panlssen, Dr., Bef. XIX. 215. 

• - « 

Pernice, Ludovicus, Guaestionum de Jure Publico Germanico 
Particula prima. Edit. sec. auctior et emendatior. Halis 
1831. Rec. XVIII. 1. desselben Werkes Particula secnnda. 
Halis 1831. Rec. XVIll. 1. 

Peters, Dr. L., Abhandlungen aus dem Gebiete des deutschen 
Privat- und Lebnrecbts. Ir Band ls Heft Berlin le31. 
Rec. XVIll. 70. 

Pfandrecht, die Lehre vom — nach Grundsätzen des rom. Rechts. 
Von F. K. G esterding. 2te AutL Greifswald 1831. 8. 
Nachg. Rec. XX. 284. 

Pfandrechte, über den Einflafs allgemeiner — auf die einzelnen 
Sachen des Schuldners. A. u. d. T. : Versuche in Bearbei- 
tung des röm. Rechts. Von H. K. Hof mann 1. Heft. 
Darmstadt 1831. 8. Nachg. Rec. VIII. 321. 

Pfeiffer, Dr. B. W., praktische Ausführungen aus allen The»- 

« 

len der Rechtswissenschaft. Mit Erkenntnissen des OAG. 
in Cassel. 3r Bd. Hannover 1831. 4. Nachg. Rec. XVIII. 
' .322, u. XX. 200. 

Philipps, Dr. H.* die Lehre von der ehelichen allgemeinen 
Gütergemeinschaft mit besonderer Rücksicht auf preufs. pro- 
vinzielles und allgemeines Recht. Berlin 1830. 8. Nachg. 

Rec. XVIII. 323. 

Pölitz, K. H. L. , Andeutungen über den staatsrechtlichen und 
politischen Charakter des Grundgesetzes für das 1 Herzog- 
thum Sachsen- Altenburg, mit vergleichender Rücksicht auf 
die Verfassungen von Schwarzburg - Sondershausen , Kurhes- 
sen, Hannover und Braun^chweig. Leipzig 183L 8. Nachg. 
’ Rec. XVIIL 328. u. XIX. 100. * < ‘ ~ 
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Pölitz, K. H. L., staatswissenschaftliche Vorlesungen für die 
gebildeten Staude iii constitutionellcn Staaten. Bd. I. Leip- 
zig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 176. u. XX. 200. , ' 

Pölitz, K. H. L., vermischte Schriften aus den Kreisen der 
Geschichte der Staatskunst u. d. Literatur überhaupt. 2 Bde. 
• Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 200. 

Pölitz, K. H. L., Votum über den Entwurf der revidirten 

, * 

Landschaftsordnung des Herzogthums Braunschweig. Leip- 
zig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 85. 301. 307. 

Polizeiwissenschaft, systematisches Lehrbuch der — nach prenfsi- 

• ' ’ i 

sehen Gesetzen, Edicten, Verordnungen und Ministerial- 
rescripten, von Ph. Zeller. Quedlinburg u. Leipzig. Ir 
’ Thl. 1828. 2 — 4r Thl. 1829. 5 — 7r Thl. 1830. 8— 9r 
TW. 1831. Rec. XX. 216. . 

Possessio continua, num et quatenus requiratur juribus discon- 
tinuis' praescriptione constituendis. Auct. C. G. Müller. 
Leipzig 1832. 4. Rec. XX. 177. , ' 

Privatrecht , das römische, in ausführlicher tabellarischer Dar- 
stellung, von A. K. H. Harti tzsch. Leipzig 1831. 8. 

Nachg. Rec. XX. 69. 

Privat- und Lehnrecht, Abhandlungen aus dem Gebiete des deut- 
schen — von L. Peters. Ir Band, ls Heft. Berlin 183L 
Rec. XVIII. 70. 

Procefs, Versuch einer tabellarischen Darstellung des bürgerli- 
chen — von A. K. H. von Hartitzseb. Leipzig 1828. 
8. Nachg. Rec. XX. 69. 

Programms de juris LiVonici fontibus, auct. Fr. A. Nietzsche. 
. Lips. 1831. 8. Rec. XIX. 19. 

Programms quaestionum, ab Institut! .Regii Belgici öasse Tertia 
propositarum in conventu publico anni 1832. XIX. 101. * 

Prolegomenen zu einer künftigen Civilgesetzgebung im KR. Sach- 
sen. Dresden und Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 290- 

# • ' , . « „ ^ « 
Prolocutores, de prol. juris Germanici Coromcntatio, auct. Fr. A. 

Nietzsche, Lipsiae 1831. 8. Rec. XIX. 8. 

Puggö, Dr. u. Prof., Bef. XIX. 215. 

Putter, Dr., Bef. XIX. 215 
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Qu&estionam, de Jnre Publico Gennanico Particula prima. And. 
Pernice. Editio secunda aactior et eraendatior. HalU 
1831. Rec. XVIII. 1. desselben Werkes Particula secunda. 
Halis 1831. Rec. XVIU. 1. 

Qui potiores sint in. pignoribus, comraentatio , quam scrips. A. 

A. de Buch holz. Regiomont 1829. «8. Rec. XII; 

111 . ' 

Js. ^ • . ' R. 

Ratjen, Dr. Henning, zu KieL Bef. XVDI. 333. 

Rau, Hofrath, E. A. XX. 220. 

(Rauch, Ch. W.) Versuch einer Abhandlung über die Geschlcb- 
■ te des im Rheinkreise (des ICR. Baiem) bestehenden Insti- 
tuts der Friedensgerichte, von seiner Entstehung in Deutsch- 
land an; über die Natur der (riedensrichterl. Functionen etc. 
Herausgegeben von einem Beamten des Rheinkreises. Wei- 

fsenburg 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 103. 

- ' / 

Recueil, nouveau, des prindpaux traiies cfaliiance de paix etc. 
Par Ge. Fr. de Martens, continul par Fred. Saatfeld. 
Tome TU (A. u. d. T.: Supplement au recoeiletc.) Göt- 
tingen 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 192- 
Recherches sur plusieurs collections inedites de Decretales da • 
mojen äge par Angustin Thein e r, Dr. en Droit etc. Pa- 
ris et Nuremberg 1832. 8. Rec. XVHJL 181. 

- «c. • 

Recht, das, der Notherben und Pflichttheilsbereclitigten, von W. 

Francke. Güttingen 1831. a Rec. XIX. 225. 

Recht, deutsches, Abhandlungen aus dem Gebiete des — theo- 
retischen und praktischen Inhalts, von Jul. Weiske. Leip- 
zig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 177, 

Recht, die Wissenschaft des natürlichen — von Th. Schmalz. 

Leipzig 1831. a Nachg. Rec. XX. 207. 

Recht, römisches, Lehrbuch des heutigen — von Dr. F. Ma- 
ck e 1 d c y. Neunte sehr verb. u. venn. Ausg. Gie&en 1831. 

8. Rcc. XVm. 12. 

Recht, slowenisches. XVIIL 2ia 

Rechte, die, des herzoglichen Hauses Braunschweig Lüne- 
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' ' . ' „ » • «• ‘ 

bürg älterer Linie, gegen das landgrafliche Haus Hessen- 

• Homburg auf Herausgabe des vom Herzoge Christian 
zu Braunschweig und Lüneburg 1623 veräufserten Kloster- 
gutes Winningen, dargestellt in dem über diese Veräufse- 
rung anhängigen Rechtsstreite. Von. 6. Bruns. Braun- 
schweig 1832. 8. Nachg. Rec. XX. 287. 

. *S \ 9 t 

Rechtsgelehrsamkeit, praktische Erörterungen aus allen Theilen 
der — von F. Spangenberg. Ir Bd. Auch unter dem 

• Titel: Th. Hagemaon’s praktische Erörterungen, fortge- 

\ 

setzt von F. Spangenberg. 9r Bd. Hannover 1831. 4. 
Nachg. Anz. XVHI. 324. 

# 

Rechtsgesetzgebung, Uebersicht der — des Grofsherzogthums 

« *• V 

.Hessen unter dem Grofsherzoge Ludwig I. XIX. 183.' 
308. u. XX. 79. 209. . i 

Rechtsgesetz, über das positive — rücksichtlich seiner Ausdeh- 
nung in der Zeit, oder über die Anwendung neuer Gesetze. ** 
Von Gust. v. Struve. Göttingen 1831. 8. Nachg. Rec. 
XX. 208. . 

Rechtsgutachten über die Verhältnisse der St. Petri - Domge- 
meinde der freien Hansestadt Bremen zum bremischen Staa- 
te. Von E. F. Eichhorn. Hannover 1831. Nachg. Rec. 

- - XIX. 87.' ' / , '• 

Rechtsmaterien, Abhandlungen über verschiedene praktisch wich- 
, tige — sowohl nach dem gern., als nach dgm franz. und 
preufs. Rechte ; zur Förderung des materiellen Rechts bear- 
beitet. Nachg. Rec. XIX. 299. 

Rechtspflege, Betrachtungen über die peinliche — in Kleinstaa- 
ten, mit besonderer Beziehung auf Württemberg, nach dem 

i N 

jetzt bestehenden Rechts - und Beweis - Systeme. Von A. 
H. Gmelin. Tübingen 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 285. 
Rechtspflege, Deutschlands, wie sie ist und seyn sollte. Mit 
besonderer Beziehung auf die französische Justizverfassung 
jund die preufsische Gesetzrevision. Erster Theil. Alten- 
burg 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 194. * 

Rechtspflege, öffentlichen, die Einführung der — in Baiern mit 
Beziehung auf die Öeffcntlichkeit des Cultus. Die Landge- 


I 


382 y Sach- und Samen -Register. 

" . richte, Herrschafts- und Patrimonialgerichte — Friedensge- 
richte — Notariate und LandconmiissaHate , — von F. Bu- 
ching er. Passau 1827. ■ 8. Nachg. Rec.,XVHL 104. 

Rechtspflege und Gesetzgebung in Sachsen, Jahrbücher der — , 
herausgegeben von Dr. Ad. Martin. Neustadt a. d. Orla 
1829 fl. 2r Jalirg. 2s Heft. S. 130 — 264. Nachg. Ree. 

. . XV1U. 196.' • 

• * 

Rechtspflege und Gesetzgebung, Mittheilungen aus den Materia- 
lien der — des Grofsherzogthums Hessen »n einzelnen Aus- 

» % arbeitungen und mit besonderer Beachtung merkwürdiger 

Rechtsfalle, ln Verbindung mit mehrern prakt. Juristen, 
herausgeg. . von Ph. Bopp.. Darmstadt, 1 — 2s Bdch. 1830. 

3s Bdch. 1831. 8. Naciig. Rec. XVUI. 320. 

♦ t i 

* V 

Rechtspflege und Gesetzgebung im Grofsherzogthume Baden, Ar- 
v ' chiv für — . Herausgeg. von Dr. J. G. Düttling er, 
Freih. G. v. Weiler und J. von Kettenacker. Bd. I. 

, und II. Freiberg 1830. 8. Nachg. Rec. .XVUI. 327. 

Rechtswissenschaft, Bemerkungen über das Studium der — mit 
, besonderer Rücksicht auf Preufsen, von J. F. H. Ab egg, 
Breslau 1831. 8. Anz. XVIH. 305. 

Rechtszustand, von dem — unter den Ureinwohnern Brasiliens, 
von K. F. Ph. von Martius. München 1832. .4. Rec. - 

. XIX. 162. * 

Reck, Dr. K., über das deutsche Crüdit- und Hypothekenwe- 
sen mit besonderer Berücksichtigung des konigl. hannöv. und 
des herzogl. braunschweig. Landesrechts, ls Heft. Göttin- 
gen 1830. ~ 2s Heft 1832. Ebend. 8. Rec. XIX. 274.- 4 • 

Referiren, Anleitung zum — vorzüglich in Gerichtssachen. 
Zum Gebrauche bei Vorlesungen, von . Fr. Bergmann. 

.. Göttingen 1830. 8. Nachg. Rec. XIX. 300. 

Reform, über die — der protestantischen Kirchenverfassung üi 
besonderer Beziehung auf Kurhessen , ,■ von J. W. B icke 11. 
Nebst einem Nachworte von H. Hupfeid. Marburg 1831. 

8. Nachg. Rec. XIX. 85. • « 


Restauration , über ’ die — des deutschen Rechts , 1 insbesondere 
in Beziehung auf das Grundeigenthum, v. Fried. Ludw. Freih. 
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' von Bernhard. München 1829. 4. Nachg. Rec. XV11I. 

101. * • . , , ' 
f f \ * \ ' 

'Reitzenstein, K. Pii. L. B. a, num b. f. possessori dene- 

ganda sit damni infecti stipulatio ? Monachii 1830. 8. Nachg. 

Rec. XIX. 83. V , * 4 • • 

• * . . •. . / 

. Ribbentrop, Dr. und Prof., Bef. XIX. 215. 

Ribbentrop, G. J., zur I,ohre von den Correalobligationen. 
v - Gott. 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 84. 

Richteramt ,' die Selbstständigkeit des — und die Unabhängigkeit 
seines Urtheils im Rechtsprechen; im Verhältnisse zu einer 
preufs. Verordnung vom 25. Januar 1823;* 8. Von J. L. 

# ' Klüber. Frankfurt a. M. 1832. 8. * Rec. XIX. 174. ^ 

Ringelmann, Dr., Bef. XIX. 215. 

\Rofsberger, Dr. W. M., die Institutionen des Kaisers Justi» ( ' 

‘ s nian in vier Bücliem in’s Deutsche übersetzt. Berlin 1829i’ 

,8. , Nachg. Rec. XX. 73. , 

•Rostei, Dr., Bef. XX. 109. ' 

Rudhard, Dr. und Regierungsdirector , zu Regensburg. Bef. ~ 

.. und E. A. XVIII. 223. ' 

' * * 4 i 

S. • •' * 

Samhaber, Conrad, die Abschaffung der Todesstrafe aosrecht- 
lichen, politischen und religiösen Gründen gerechtfertigt, mit ' • 

besonderer Rücksicht auf die neueste Schrift des Verfassers 

• . 

des Geistes der peinlichen „Gesetzgebung Deutschlands,"” 
die Todesstrafe, Nürnberg 1831. Augsburg 1831. 8. Rec. 

XIX. 133. « . . . 

Samhaber, Conrad, die Licht- und Schattenseite des projectir-i 

ten Instituts der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der bür- 

' * ^ 

gerlichen Rechtspflege in Baiern , in kurzen Zügen darge- , .. 
stellt zur Würdigung der Schrift -Nacbklänge und Erinneruu- v 
1 gen etc. Nürnberg 1828. 8. • Nachg. Rec. XVIII. 104. - , 

Sammlung, vollständige, aller älteren und neueren Concordate 
nebst einer Geschichte ihres Entstehens und ihrer Schick- 
sale. Von Dr. E. Münch. 2 Theile. Leipzig 1830. 8. » 

- Nachg. Rec. XX. 201. ‘ ' ' .w *• 

Sammlung von Landtagsabschieden , Reversen, Versicherungen, 
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Bestätigungen und sonstigen, die Staats- und privatrechtli- 
cben Verhältnisse der Fürstenth unter Calenberg, Grubenha- 
■ gen und Güttingen betreffenden Urkunden , von J. G. F. 
Kleinscbmidt. Th. I. Hannover 1832. 4. Nachg. Rec. 

XX. 197. 

i » 

San io, Dr. u. aufserordent. Prof., zu Königberg, Bef. XVIII. 
334. ' / 

Schilling, Dr. E. M., Abhandlung vom Kirchenstuhlrechte von' 

J. Cb. Köhler für das KR. Sachsen und die kgl. sächs. 
Oberlausitz, neu bearbeitet. 2te gänzl. umgearb, u. verm. 
Ausg. Leipzig 1831. 8. Nacbg. Rec. XIX. 179. 

Schilling, Dr. E. M., der Ehescheidungsprocefs in den sächs. 

Gerichten. Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 179. 
Schilling, Dr. E. M. f. XIX. 217. 

Schilling, F. A., Animadversionum criticarum ad Ulpiani 
* Fragmenta. Spec. I. et IL Lipsiae 1830. 8. Nachg. Rec. 

, ' ' XX. 284. ' - 

Schlegel, Consistorialrath zn Hannover, f. XIX. 217. 
Sehlüter, Dr. P., n. Dr. L. Wallis, juristische Zeitung für 
das Königreich Hannover. 2r Jahrg. Luneburg 1827. 3r 
Jahrg. 1828. 8. Nachg. Rec. XVIII. 319. 

Schmalz, Th., die Wissenschaft des natürlichen Rechts. Leip- 
zig 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 207. 

Schmid, Car. Ern., de ordinationis provincialis Hennebergicae 
origine, , fontibus et auctoritate. Jenae 1831. 8. Rec. 
XVHL 43. 

Schmid, Dr. Reinhold, zn Jena. Bef. XVIII. 333. 

Schnell, Dr. n. Prof., Bef. XX. 219. 

Schuldurknnden, die Amortisation verlorner, oder sonst abhan- '• 

den gekommener ■— * nach gemeiner deutscher Praxis mit 

* . . 

Berücksichtigung deutscher Particulargesetze , besonders in 
Betreff der auf den Inhaber (au porteur) gestellten Staats- 
und öffentlicheif Creditpapiere, theoretisch und praktisch er- 
örtert von C. Schümm. Heidelberg 1830. 8. Rec. XX. 
266. / . 

Schümm, Oberjustizrath C., die Amortisation verlorner x oder 
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1 ** * 
sonst abhanden gekommener Schnldurkunden, nach gemeiner 
• ' deutscher Praxis mit Berücksichtigung deutscher Particuiar- . 
gesetze, besonders in Betreff der auf deu Inhaber (au por- 

teur) gestellten Staats- und öffentlichen Creditpapiere, theo- 

\ *» . ' » 

retisch nnd praktisch erörtert. Heidelberg 1830. 8. Rec. 

XX 266. 

« « 

Schunck,. Dr. F. Chr. K., Professor zu Erlangen, E. A. 

XVIII. 109. > 

* x • 

Selbstständigkeit, die, — des Richteramts nnd die Unabhängig- 

, * * m. \ 

keit seines • Urtheils im Rechtsprechen ; im Verhältnisse zu 
einer preufsischen Verordnung vom 25. Jänner 1823. Von 
J. L. Klüber. Frankfurt a. M. 1832. & Rec. XIX, 174. 

Seuffert, Dr. u. Prof., XX. 109. v ^ 

Sietze, Dr., Bef. XVUI. 334. 

M % * t • ' 

Slowenisches Recht. XVUI. 218. 

* w r + . 

Spangenberg, OARath zu Celle, XIX. 215. 

- * * ’ 

Spangenberg, F. , praktische Erörterungen aus allen Thei- 
len der Rechtsgelehrsamkeit. Ir Bd. ► A. u. d. T. : Th. 
Hageraann’s praktische Erörterungen, fortgesetzt v. F. 
Spangenberg. : 9r Bd. Hannover 1831. 4. * Nachg. 

* An*. XVIII. 324. u. XIX. 179. • , 

Spanns, Franz von, politisches Testament Ein Beitrag zur 
Geschichte der Prefsfreiheit im Allgemeinen und in besonde- 
ter Hinsicht auf Baiern. Mit des verstorbenen Custos Do- 
c e n Vorbericht und Bemerkungen herausgegeben von Dr. 
Eisenmann. Erlangen 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 303/ 

* i 

Staat, der, in Hinsicht auf Wesen, Wirklichkeit und Ursprung, 
philosophisch entwickelt Zur Entscheidung der staatsrecht- 
chen Frage: Ob er auf einem Vertrage beruhe. Von L. 

Thilo. Breslau 1827. 8.' Nachg. Rec. XIX. 302. ‘ 

Staatspapiere, über den Verkehr mit — in seinen Hanptrichtaa~ 
gen, von Dr. Bender. Als Beilageheft zum Archive für 
* die civ. Praxis, Bd. VIII. Heidelberg 1825. 8. Nachg. 

Rec. XIX. 98. 

Staatspapieren, der Verkehr mit.— im Id- und Aaslande, ron 
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/ . ; J. H. Bender. 2te Ausg. 4830. 8. Naclig. Ree. XIX. 93. 
and XX. 72. * ... \ . * 

Staatsrecht, das, des Königreichs Württemberg von R. Mo hl 

Erster Theil. Tübingen 1829. Rec. XVIII. 143. 227. 

' » ' - » 

Staats- und Kirchengesetze, Uebersicht der für die katholische 

Geistlichkeit in Württemberg bestellenden — fortgesetzt bis 
. \ auf die neueste Zeit. Vom Decan M & u r e r. Wangen 1831k 
8.« Naclig. Rec. XIX. 178. 

♦ 4 

Stadtewesen, Gründzüge der Geschichte des deutschen — mit 
" ‘ besonderer Rücksicht auf die gröfseren Staaten. Von K. 
‘ > •' W. von Lau ci zolle. Berlin 1829. 8. 'Nachg. Rec. XX. 

* 206 . * ' - • '• * 4 ,i . t - 

Stadtrecht, Versuch einen Geschichte des bremischen — .. Von 

F. .Donandt. Th. II. Bremen 1830.- 8. JNacbg. Anz. 

xx. 286 . ' : / y* t y 

Stahl, Br., Bef. XIX. 216. und XX. 108. •/ ‘ ; ' ! ”, ' 

Stände in Deutschland^ Geschichte des Ursprungs' der — . Von 
. K. D. Hüllmann. 2te Ausgabe. Berlin 1830. 8. Nachg. 
Rec. XX.- 203. •**, * » - * 

s ■% 

'Staude nraey er , F. A.^ Geschichte der Bischofswahlen, mit 
.. : besonderer Berücksichtigung der Rechte und des Einflusses 
,/ christlicher Fürsten auf dieselben. Tübingen 1831. 8. Nachg. 
■j.t 3 3HX. 91* .*{ ;* • • »» - f • yr’i *? ,'■»*{ p > . ftf 

Stipulatio damni infecti, nun» b. f.- possessori sit denegandaV 
. „ra^ct., E. Rh. L. B. a Reitzenstein. Monaehii 1830. 8. 

Nachg. Rec. XIX. 83. '.p «j/i*» , > » _ •, 

S t ö c k h a r d t , j Br. , Bef. XX. 220. . . < : ;i * j 

Strafacten und Strafanstalten, die, des Königreichs: ‘Württemberg* 

. Nach der älteren und neueren Gesetzgebung und Praxis dar- 
.<f gestellt von C. Q. Wächter. Tübingen 1832. 8. Rec. 

* XIX. 20.- ' . • ’*r‘ '.*• / 

Strafgesetzbuch, Entwarf des — * München 1831. JEtec. XX. 1 
Strafgesetzbuch, Motive zum Entwürfe des — sv München 1831. 


Rec. XX. 1. * 


* } . 






Strafgesetze, Geschichte der dentschen — , von <2. A. Titt- 
; . - mann. Leipzig 1832. 8. Rec. XVIH. 186. ? ^ .- 
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Streitfragen, über die vorzüglichsten — welche bei Separationen 
vorzukomroen pflegen, von F. F. Weichsel. Ma gdeburg 
1Ö29. 8. Nachg. Rec. XIX. BOCK t - . • - A 

Strorabeck, Fr. K. von, staatswissenscbafUiche Mitteilungen 
. . in Beziehung auf das Herzogt] mm Braunschweig. 2 Hefte. 
Braunschw^ig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 81. 

Strom eyec,'< OARaih, zu Celle, EL A. XX. 109. 

Struve, Gustav von, positiv rechtliche Untersuchen der auf die 

' «i * ♦ 

Presse sich beziehenden bondesgesetzlichen Bestimmungen, 

•» t 

nnd Bezeichnung der Mittel, deren Freiheit zu erlangen. 
Cassel 1831. 8. Nachg, Rec. XV HI. 190. .. 

S tr nv e , GustaF von, über das positive Rechtsgesetz , rück- 
sichtlich seiner Ausdehnung in der Zeit, oder über die An- 
wendung neuer Gesetze, Göttingen 1831. 8. Nachg. Rec. 
XX. 208. 

Studium, das juristische, an den südoiederländischen Universitä- 
ten. XVUL 199. 

Supplement au recueil des principanx traites dalliance, de paix 
etc. Par Ge. Fr. de Martens., cootinue par Fred. Saal- 
feld. Tome XII. 1825 -r* 1830. incl. A. u. d. T.: Nouveau 
- . recueil etc. , Tome VlU. Güttingen 1831. 8. Nachg. Anz. 

XVUL 192. . 

Symbolae criticae ad Novellas Justiniani, sive Not. 87. in inte- 
grum restituta e Cod. Veneto, Florentino atqne Yiadobo- 
. nensi, auct, C. J. A. KriegeL Lipsiae 1832. 4. Rec. 
XIX. 124. 


T. , 


A Z 


:A 


Tempel des rom. Rechts — ton K. F. Westboffl Jena 1830. 

8. Nachg. Rec. XX. 283. ' . I 

Testament, politisches, des Franz von Spann. - Ein Beitrag 

. . xar Geschichte * der Prefsfreiheit im Allgemeinen und in be- 

* 

sonderer Hinsicht auf Baiem. Mit des versL Custos D o- 
. . een Vorbericht und Bemerkungen herausgeg. von Dr. Ei- 
sen mann. Erlangen 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 303. 
Th einer, Augustin Dr. en Droit, Recherches sur plusieurs 
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' collections inedites de Döcrötales du moyen age. Paris et 

Nuremberg 1832. 8. Rec. XVIII. 181. . 

’ » s , 

Thibauts Pandekten - System , Erörterungen über die bestrit- 
tensten Materien des röm. Rechts in Zusätzen zu — , von 
J. R. Braun. Ir u. 2r Th. Stuttgart. 8. Rec. XVIII. 

! 265 . '' , ' ' . 

Thilo, Dr. L. , der Staat in Hinsicht auf Wesen , Wirklichkeit 
und Ursprung, philosophisch entwickelt. Zur Entscheidung 
der staatsrechtlichen Frage : Ob er auf einem Vertrage be- 
ruhe. Breslau 1827. . 8. Nachg. Rec. XIX. 302. 

Tigerström, Dr. Fr. W. von, Bef. XVm. 109. 

Tigerström, Dr. Fr. W. von, das röm. Dotalrecht lr Bd. 
Berlin 1831. 8. Rec. XVIII. 113. * 

. * * % *i 

Tittmann, Dr. C. Aug., Geschichte der deutschen Strafge- 
setze. Leipzig 1832. 8. Rec. XVIII. 186. 

Todesfälle. XVIII. 109. XIX. 217. 

/ i 

Todesstrafe, die Abschaffung der — aus rechtlichen, politischen 
und religiösen Gründen gerechtfertigt mit besonderer Rück- ' 
sichte auf die neueste Schrift des Verfassers des Geistes der 
i peinlichen Gesetzgebung Deutschlands „ die Todesstrafe, 
Nürnberg 1831**, von C. Samhaber. Augsburg 1831. 8. 

» Rec. XIX. 132. • 

\ ] 

Todesstrafe, über Abschaffung der — : von Dr. A. Bauer. (Aus 
dessen „Vergleichung des ursprünglichen und revidirten Ent- 
' wurfs eines, Strafgesetzbuchs für das Königreich Hannover. . 

' / , Göttingen 1831.”) Rec. XIX. 132. 

Todesstrafe, über die Abschaffung der — aus Veranlassung des 
Antrags der Kammer der Abgeordneten von Frankreich. 

. Von Professor Eschenmayer. Tübingen 1831. 8. Rec. , 

XIX. 132. . • 

Treitschke, Dr. Ge. K., alphabetische Encyclopädie der 

Wechselrechte und Wechselgesetze. Leipzig 1831. 8. Rec. 

XX. 63. u • , , ■ 

Türk, Dr:, Forschungen aus dem Gebiete der Geschichte. 3s 
Heft. Rostock und Schwerin 1830. 8. -Nachg. Rec. XIX. 

304. 

0. Ueber 
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Uebcr den Einfiufs allgemeiner Pfandrechte anf die einzelnen 
Sachen des Schuldners. A. u. d. T.r Versuche in Bearbei- 
tung des röm. Rechts. Von H. K. Hofmann. 1. Heft. 
Darmstadt 1831. 8. Nachg. Rec. VUL 321. 

Üeber Erb- und Vormundschafts - Angelegenheiten nach den im 
KR. Sachsen geltenden Rechten; ein praktisches Handbuch 
'für Vormünder etc. von K. W. Zeisig. 2te Aufl. ! Chcm- 

. i oitz 1825. Nachg. Rec. XVIH. 197. * 

. * * • 

Uebe^sicht der für die katholisciie Geistlichkeit in • Württemberg 
bestehenden Staats- und Kirchengesetze, fortgesetzt bis 
. auf die neueste Zeit. Vom Decan Maurer. Wangen 1831. 
8. Nachg. Rec. XIX 178. * * ... ^ . •* 

Uebei$icbt der Rechtsgesetzgebung des Grofsherzogthums Hes- 
sen unter dem Grofsherzoge Ludwig I. XIX. 183. 308. 
u. XX. 79. 209. * ... • 

Universitätsnachricht XV1IL 222. - 

Untersuchungen, positiv rechtliche, der anf die Presse sich be- 
ziehenden bundesgesetzlichen Bestimmungen, und Bezeich- 
nung der Mittel, deren Freiheit zu erlangen. Von Gustav 
* Von St rave. Cassel 1831. 8. Nachg. Rec. XVUI. 

190. .. ' ..... 

Untersuchungen über die Bestandtlieile , Natur und wissenschaft- 
liche Stellung des Pandektenrechts, nebst einem Grundrisse 
zu Vorlesungen über das ObUgationenrecht, nach prakt gü- 
tigen Grundsätzen. Von E. F. Vogel. Leipzig 1831. 8. 
*• * Nachg. Rec. XIX. 305. und XX. 196.* ^ 

Untersuchungen über die wichtigsten Angelegenheiten des Men- 
schen als Staats- und Weltbürgers, von L. Hoff mann. 

Bd. I. u. II. Zweibrücken 1830. 8. Nachg. Rec. XIX.' 

_ __ » % • . ... 

oO /. 

* * * » ♦ 

■ — 

Usufructu ab uxore vel ejus nomine Ulato , quid maritus Tel ejus 
heres restituat? Auct. G. Zahn.. Leipzig 1832. 4. Rec. 
XX 174. 
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V. 

4 

Verbesserungen und Zusätze zu Zelsig’s praktischem Hand- 
buche etc. Von dem Verfasser. Leipzig 1829. 8. Nachg. - 
Eec. XVIH. 197. 

Verfassung, über die — und Verwaltung der lutherischen Kirche, 
von einem Juristen. -• Hannover 1882. 8. / Nachg. Rec. XX. 

288. r 

Vergleichung der römischen Tutel und Curn mit der heutigen 
Vormundschaft über Unmündige und Mindeijäfirige, von Dr. 

H. ZopfL Bamberg und Aschaffenburg 1828. 8. Rec. 

. XVHL 138. . i 

Verhältnisse, die staatsbürgerlichen — der Juden in den gesarom- 
tea konigl. preufs. Staaten. Nach den bestehenden Gesetzen 
, bearbeitet und herausgegeben von L. Hoffman n. Berlin 

1829. 8. . Rec. XIX. 287. , . . t . \ 

•/ * 

* 

Verkehr mit Staatspapieren im In- und Anslande, von Dr. Job.. 
Heinr. Bender. 2te Ausg. 1830. Nachg. Rec. XIX. 98. 
und XX. 72. 

* *■ 

Versio antiqua latina fragmentorum e Modestini libro de ezeusa- 

tionibus in Digestorum Lib. XXVI. tit.3.5.6. et Lib.XXVlI. 
tk. 1. obviorum in integmm restituta. Scrips. Dr. C. J. A. 
Kriegei. Lipsiae 1830. 4. Nachg. Rec. XX. 195. 

Versuche in Bearbeitung des römischen Rechts. A. n. d. Titel : 
Ueber den Einflufs allgemeiner Pfandrechte^ auf die einzelnen 
Sachen des Schuldners. Von H. K. Hofmann, ls Heft. 
Darmstadt 1831. & Nachg. Rec. XVIH. 321. 2s Heft. 

A. u. d. Titel: Beiträge zur Lehre von der Eintbeilung der 
Sachen in zwei Abhandl. Darmstadt 1831. 8. Nachg. Rec. 
XX. 285. > . - ’ ■ ‘ • 

Versuch einer Abhandlung über die Gesclüchte des im Rhein- 
kreise (des KR. Baiern) bestehenden Instituts der Friedens- 
* gerichte, von seiner Entstehung in Deutsciiland an; ül>er die 
Natur der friedensrichterl. Functionen etc. Herausgegeben 
von einem Beamten des Rheinkreises (Rauch, Cb.W.) Wei- 
fcenburg (1831.) 8. Nachg. Rec. XVIH. 103. 
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* 

Versuch einer Geschichte des bremischeu Stadtrechts. Von 
F. Donandt. Th. 11. Bremen 1330. 8. Nachg. Anz. 

XX. 286. 

\ * ** 

Versuch einer historisch dogmatischen Entwickelung 'der Lehre 
vom Patronate nach den Grundsätzen des . kanonischen 
Rechts, von H. L. Lippert. GieCseu 1829. 8. Nachg. 
Rec. XJX. 296. * 

Versuch einer tabellarischen Darstellung des bürgerlichen Pro-, 
cesscs, von A. K. H. von Hartitzscb. Leipzig 1828. 

8. Nachg. Rec. XX. 69. 

^ • / 

Versuche, kirchenrechtliche, zur Begründung eines Systemd des 
„ Kirchenrechts. Von H. Fr. Jacob sop. Ir Beitrag. Kö- 
nigsberg 1831, 8. Rec. XIX. 76, Nachg. Rec. XIX. 89, 

• i 

.Versuche über einzelne TUeile der Theorie des heutigen röm. 
Rechts. Von A. A. v. Buchholz, Berlin 1831. 8, Nachg. 
Rec. XX 197. ' 

t « 

Verwaltung, über die — und Verfassung der latherisclien Kirche, % 
von einem Juristen. Hannover 1832. 8, . Nachg,. Rec. XX. 

288. • •' ' ' ’ •’ ' ’ 

Verzeichnifs der neuesten juristischen Schriften.. XVHJ. 110. 223t 
. 334, XIX. 105. 218. 333. XX. HO. 220. 292, 

Vogel, Dr. E. F., Untersuchungen über die Bestandtheile, Na- 
tur und wissenschaftliche Stellung des Pandektenrechts, nebst 
einem Grundrisse zu Vorlesungen über das Obligationenrecht 
nach praktisch gütigen Grundsätzen. Leipzig 1831. 8, Nachg. 
Rec. XIX. 305. und XX. 196. 

Vogel, Dr. F. L., Lebensgeschichte der Giftmörderin G. M.* 
Gottfried, geh.' Timm. Nach erfolgtem Straferkcnnt- 
uisse höchster Instanz herausgegeben. Bremen 1831. 8. 

Rec. XX. 246. 

Volk mann, Dr. Julius., Lehrbuch des im KR. Sachsen gelten- 
den Criminalrechts. la Bdch. Leipzig 1831. & Nachg. 

- Rec. XIX. 84, * , v. 

Vollgraff, Dr. u. Prof., Bef. XIX. 216, 

23 * 
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Vorlcsnngcn. , staatswissenschaftliche , für die gebildeten Stände 
. in constitutioncllcn Staaten. Von K. H. L. Pölitz. Bd. I. 
Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 176. u. XX. 200. 

Vormundschafts - und Erb - Angelegenheiten , über — nach den 
' im KR. Sachsen geltenden Rechten, ein praktisches Hand- 
buch für Vormünder etc. v. K. W. Zeisig. 2te Auflage. 
Chemnitz 1825. Nachg. Rcc. XVIII. 197... 

Votum über den Entwurf der revidirten Landschnftsordnung des 
Herzogthnms Braunschweig, von K. H. L. Pölitz. Leip- * 
zig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 85. 301. 307. 

' W. ' * ' * # 

♦ * \ i 

Wächter, Dr. C. C., die Strafarten und Strafanstalten des Ko- 
nigreichs Württemberg. Nacli der älteren und neueren Ge- 
* »setzgebung und Praxis dargestellt. Tübingen 1832. 8. Rec. 

XIX. 20. • * * ' ' 

< • » ^ 

Wallis, Dr. L. , u. Dr. P. Schlüter, juristische Zeitung für 
das Königreich Hannöver. * 2r Jahrg. Lüneburg 1827. 3r 
Jahrg.1828. 8. Nachg. Rec. XVII I. 319. 

Weber, Dr. u. Hofgerichtsrath, Bef. XX. 109. 

Weber, Dr. u. Hofgerichtsrath Gottfried, pragmatische Ge- 
schichte der Verhandlungen der Landstände des Grofsher- 
zogthums Hessen im Jahre 1827. über die proponirte ueue 
Stadb- und Landgerichts - Ordnung und die damit in Verbin- 
. . düng stehenden weiteren Gesetze, nach officielleu Quellen 
•» * dargestelit. Dnrmstadt 1828. gr. 8. Rec. XX. 227. 
Wcchselrechte und Wechselgesetze, alphabetische Encyklopädie 
der — von G. K. Trcitschke. Leipzig- 1831. 8. Rec. 

XX. 63. 

i * * . . , » 

W ei ch sei, F. F., über die vorzüglichsten Streitfragen, welche 
bei Separationen vorzukoinnicn pflegen. Magdeburg 1829. 

8. Nachg. Rec. XIX. 300. ' „ ' 

Weiske, Dr. Jul., Abhandlungen aus dem Gebiete des deut- 
schen Rechts, theoretischen und praktischen Inhalts. Leip- 
zig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 177. 

Weifs, Dr. C. Ed., Archiv der Kircheurechtswisseoschaft, im* 
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Vereine mit mehrern Gelehrten des In * und Auslandes. . Bd. 

I.u.11. Frankfurt a. M. 1830. 1831. 8. Rec.XVIlI.285.328. , /' 

W e i fs,’ Dr. C- Ed., Grundrifs der deutschen Kirchenrqphtswis- 
* senschaft. Nebst einem Anhänge, enthaltend die sämmtli- 
chen neueren deutsch -katholischen Kirchenrechtsquellen. 

■ Mainz 1829. 8. Nachg. Rec. XlX. 99. . * r ' 

Wcifse, Ch. Ern., opuscula academica aucta et emendata. T. I. 

Lipsiae 1829, 8.' Nachg. Rec. XVIII. 323. 329. u. XX. 198. 

West ho ff, K. F., Tempel des röm. Rechts.' Jena 1830. 8. 

' ' Nachg. Rec. XX, 283. ^ * ' r/ . / 

Wiedereinsetzung, die Lehre von der — in den vorigen Stand. 

Eine civilistische Abhandlung von G. C. Burchardi. Göt- 
tingen 1831. 8. Nachg. Rec. XVIII. 325. .* / . , 

Wiedergeburt, über die — des KR. Sachsen. Vom Prof. Krug. 

' 4te und letzte Gabe. Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 304. 
Wigand, Dr. P., auch ein Wort über Oeffentlichkeit und 
, Mündlichkeit des gerichtl. Verfahrens, und über die Wün- 
sche der Rheinprovinzen wegen Einführung und Revision der 
*• kgl. prenfs. Gesetzgebung. . Lemgo 1828. 8. Nachg. Rec. 

XVIII. 103. - - - ' 

Wigand, P., der ! corvey’sche Güterbesitz au? den Quellen 
dargestellt und als Fortsetzung der corvey’schen Geschichte. 

Lemgo 1831. 8. Nachg. Rec. XIX. 87. 

Wilda, Dr. Wilh. Ed., Bef. XVIII. 108. 

' « v i . 

Wilda, G. E., de libertate romana, qua urbes Germaniae ab 
' . imperatoribus sunt exornatae. Halis s. a. ,(1831.) 8. Nachg. v ' 
Rec. XI?. 90. XX. 69. * \ v ' 

Wissenschaft, die, des natürlichen Rechts von Th. Schmalz. 

Leipzig 1831. 8. Nachg. Rec. XX. 207. * 

Witte, Carolus, de Guiliemi Malmesburiensis codice legis ro- 
roanae Wisigothorum Dissertatio. Vratislayiae 1831. Reo. ' 
XV1U. 39. * 

: V r. . z. 

\ 

Zahn, Gustavus, illato ab uxore vef ejus nomine osufructu, „ 
quid maritus vel ejus hcres restituat? Leipzig 1832. 4. Rec. 

’ ■ XX. 174. 
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Zeisig, K. W., über Erb* and Vormundschafts - Angelegenhei- 
ten nach den im KR. Sacliscn geltenden Rechten ; ein prak- 
x tische* Handbuch für Vormünder etc» 2te AuÜ. ■ Chemnitz 
' . 1825. Nachg. Rec. XVlli. 197. • 

Zeitschrift für Civilrecht und Proceß, herausgegeben v. Linde, 
Marezoll u. . v. Schroter M Beitrage zu der Lehre von 
! Tder hypothekarischen Succcssion, v. Ministerialrat h Linde. 

Bd. V. Heft 2. S. 290 — 30L Rec. XIX. 118. 

* » 

Zeitschrift für Crimiual - Rechtspflege' in den preußischen Staa- 
ten, mit Ausschluß der Rhein - Provinzen , von J. E. Hi- 
tzig. Jahrg. 1830. Bd. I — III. Berlin 1830. 8. Rec. 
XVIII. 48. ' 

Zeitung, juristische, für das KR. Hannover. Herausgeg. von 
P. Schlüter nnd L. Wallis. 2r Jahrg. Lüneburg 1827. 
3r Jahrg. 1828. 8. Nachg. Rec. XVIII. 319. ’ 

Zeller, Pb., systematisches Lehrbuch der Polizei Wissenschaft, 
nach preußischen Gesetzen, Edicten, Verordnungen und 
Ministerial * Rescripten. Quedlinburg u. Leipzig. Ir Tbl. 
182a 2— 4r Tbl. 1829. 5 — 7r Th!. 1830. 8— 9r TW. 
1831. ’ Rec. XX. 216. 

f t 

Zentner, J., das Gesell womengericht mit Oeftentlichkeit o. 

« Mündlichkeit im Gerichtsverfahren, in besonderer Rücksicht 
auf den Slrafproceß. Geschichtlich, rechtlich jjd< 4 politisch 
betrachtet. Freiburg 1830. 8. Nachg. Rec. XVIII. 104.. 
Zopfl, Dr. Heinr., Vergleichung der röm. Tutel und Cura mit 

\ ^ i 

der heutigen Vormundschaft über Unmündige und Minder- 
jährige. Bamberg und Aschaffenburg 1828. a Rec. XVIII. 
138. * • ' * . 

Zu- Rh ein, Friedr. Aug. Freili. von, Beiträge zur Gesetzge- 
bung u. praktischen Jurisprudenz, mit besonderer Rücksicht 
auf Baiern. Eine Zeitschrift. 3r Bd. 2s Heft. Würzburg 
1 1831. 8. Rec. XIX. ,282. 

Zusätze und Verbesserungen zu Zeisiges praktischem Hand- 
buche etc. Von dem Verf. Leipzig 1829. 8. Nachg. Rcc. 

XVIII. 197. 
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Jahrbüchern der juristischen Literatur. 

* 1 ' ' } « 1 * •. S ■* , . • .» 

. ' . ♦ • f ’ - .. 

' ' "Nr. U. '• 


' - -i J 

r 

n *» 


• . r 

Das Corpus Juris Civilis 

I . , 

in]p Deutsche übersetzt 

4 * 

• von einem Vereine Rechtsgelchrter 

. * ‘ J » ' . * s ‘ ( 

und herausgegeben von 

* ' ' 1 ♦ * » ■ * * 

Dr. Carl Eduard Otto, 

KMfe^fl« « Russischem JHofrathe und ordentlichen Professor der 
. . Rechte an der, Universität Dorpat, , , 

Dr. Bruno Schilling, ' - 

Konigl. Sächsischem Consistorial - Assessor und Professor der 
Rechte au der Universität Leipzig, 

und Dr. C. F. F. S i n t e n i s , 

** als Redactoren. 

*• * 

Erster bis sechster Band: Institutionen, Pandekten und* 
Codex, nebst 5 Kupfertafeln und einem Ti t eiregUter. 

Preis: 24^ Tlilr. x Velinpapier 37| Thlr. 

Der siebeirte und letzte Band (die Novellen und libri feu- 
dor. enthaltend) erscheint im Laufe dieses Jahres. 

Diejenigen resp.. Abnelmier, welchen ihre Buchhandlung die 
vollständige 1* ortsetz ung dieses Werkes nicht zu liefern ver- 

mag, wollen ; sich defchaib nur an eine andere oder an mich 
direct wenden. 

Leipzig, im März 1833 . 

Carl Focke. , 
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2 . ' . Bekannmaclningen,. 

* 

So eben ist erschienen and in allen BuchJiandlaogen za 
haben : - \ 

Schmitthenner, Friedr. (Prof, der Ka- 
meral Wissenschaft in Giefsen): 8 Ober den 
Charakter und die Aufgaben unse- 
rer. Zeit, in Beziehung auf Staat 
und Staatswissens chaft. ltes Heft. 
Vom Staate überhaupt und Geschichte sei- 
ner Wissenschaft. Giefsen in Commission 
bei G. F. Heyer, Sohn. 18 gGr. oder 
FL l 21 Kr. 

Diese Schrift, ans welcher gleich bei ihrem Erscheinen meh- 
rere Zeitungen Auszüge gaben, nimmt die Aufmerksamkeit des 
Publicum« vorzüglich defshalb in Anspruch, weil sie den Staats- 
zweck von ganz neoen Grundsätzen ans darstellt, außerdem eine 
historische Entwickelung der jetzt herrschenden politischen Do- 
ctrinen nnd eine zieraiicli vollständige kritische Liebersicht der 
sUatswissenscliaftlkhea Literatur gibt. 
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